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1. Einleitung  
Der bisherige Umgang mit der Linkspartei in der Öffentlichkeit war stark von ihren 

wiederholten Namenshäutungen und dem medialen Auftreten ihrer Führungspersonen 

geprägt. Wir sehen darin einen der beiden Gründe, die den Alt-Kommunisten zu einem 

Imagewandel weg von der totalitären Staatspartei SED hin zu einer scheinbar normalen 

politischen Partei verholfen hat. Die vorliegende Dokumentation dient dem Zweck, die 

wahren Ziele der Linkspartei offenzulegen und den oberflächlichen Eindruck von einer 

„normalen“ Partei zu widerlegen. In bemerkenswertem Kontrast zu manch vorschnellem 

Kommentar wird auf erschreckende Weise sichtbar, dass die Partei seit 1990 inhaltlich 

keinen Millimeter von ihrem Ziel der Restauration des Sozialismus und der „Systemüber-

windung“ abgerückt ist. Diesen radikalen Kern hat die PDS als Erbschaft der SED bewahrt 

und im Juni dieses Jahres erfolgreich in die Linkspartei verpflanzt. Sie wird diese Identität 

auch in Zukunft nicht ablegen, sondern wie ihren Augapfel hüten.  

Mit der Gründung der Linkspartei am 16. Juni 2007 als Zusammenschluss aus 

Linkspartei.PDS und WASG ist es das insgesamt vierte Mal, dass sich die Nachfolger der 

SED einen neuen Namen gegeben haben. Neu ist allerdings die Offenheit, mit der die Ver-

treter der Linkspartei zur Schau tragen, dass sie die Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung 

der heutigen Bundesrepublik, die Soziale Marktwirtschaft überwinden wollen. Es war der 

heutige Vorsitzende der Linkspartei, Lothar Bisky, der am 15. Juni 2007, am Tag vor der 

Vereinigung der beiden Parteien, den Blick fest in die Kameras der anwesenden Presse 

richtete und verkündete:  

 

„Ja, wir diskutieren auch und immer noch die Veränderung der Eigentums- und Herrschaftsverhält-

nisse und auch das unterscheidet eine neue Partei links von der Sozialdemokratie in Deutschland 

von anderen. Kurz gesagt: Wir stellen die Systemfrage! Für alle von den geheimen Diensten noch 

einmal zum Mitschreiben: Die, die aus der PDS kommen, aus der EX-SED und auch die neue Partei 

DIE LINKE - wir stellen die Systemfrage.“1 

 

So offen hatte noch keine im Deutschen Bundestag vertretene Partei angekündigt, 

die Ordnung unseres Gemeinwesens überwinden zu wollen. Die CDU ist der festen Über-

zeugung, dass angesichts des Erstarkens der extremen Linken alle demokratischen Partei-

                                                        
1 Lothar Bisky, Rede auf der 3. Tagung des 10. Parteitags der Linkspartei.PDS, 15. Juni 2007, in:  
http://archiv2007.sozialisten.de/partei/parteitag/pt1003/view_html/zid35922/bs1/n0 
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en dazu aufgefordert, ja geradezu verpflichtet sind, die Auseinandersetzung mit der Links-

partei intensiver als bislang zu führen. Wir sind der Überzeugung, dass unsere Freiheit es 

wert ist, verteidigt zu werden. Die Christlich Demokratische Union will mit dieser Doku-

mentation einen Beitrag dazu leisten.  

Neben der Reduzierung der Linkspartei auf ihre Führungspersonen sehen wir aber 

noch einen zweiten Grund, der zum Anwachsen des Linksradikalismus in Deutschland ge-

führt hat. Das zunächst noch heimliche Kokettieren, später dann schamhafte Tolerieren 

und schließlich offene Koalieren von SPD und PDS hat der Linkspartei in den Augen man-

cher Bürgerinnen und Bürger das ‚Gütesiegel’ der Unbedenklichkeit beschert und damit 

gleichfalls den Blick auf jenen unbändigen Willen verstellt, mit dem die Linke unsere Ver-

fassungsordnung radikal überwinden will. Mit dieser schrittweisen Hofierung, die die 

Linkspartei durch die SPD erfahren hat, wurde sie für breitere Bevölkerungsgruppen über-

haupt erst wählbar. Teilen der SPD dämmert es jedoch inzwischen, dass dies wenig voraus-

schauend war. In dem Maße nämlich, in dem die Warnungen der CDU vor einer Zusam-

menarbeit mit der Linkspartei als billige Parteitaktik diffamiert wurden, wurde die PDS 

aufgewertet und damit zwangsläufig gestärkt. Wie klein der Raum mittlerweile ist, den die 

Linkspartei der SPD noch zu überlassen bereit ist, können die Sozialdemokraten jetzt 

schwarz auf weiß nachlesen. In einem aktuellen Strategiepapier des frisch gewählten Vor-

sitzenden der Linksfraktion im sächsischen Landtag, André Hahn, wird folgende Rollenver-

teilung erwogen: „Die SPD [müsste] bei einem entsprechenden Wahlergebnis bereit sein, 

in eine von der LINKEN geführte Regierung einzutreten.“2  

Die CDU stützt diese Dokumentation – neben Auszügen aus wissenschaftlichen 

Gutachten unabhängiger Institutionen und Presseberichten – mehrheitlich auf Programm-

aussagen und Interviewäußerungen führender Politiker der Linken. Wir nehmen die Links-

partei beim Wort und hegen die Hoffnung, dass alle demokratischen Parteien und insbe-

sondere die Medien dies ebenfalls tun. 

                                                        
2 Strategie der Linksfraktion bis zu den Wahlen 2009 und darüber hinaus. Diskussionspapier des Vorsitzen-
den der Linksfraktion im sächsischen Landtag, André Hahn, vom 10. Juli 2007.  
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2. „Freiheit durch Sozialismus“: Die Linkspartei und die grundgesetzliche Ordnung 
 

Zur freiheitlich-demokratischen Grundordnung der Bundesrepublik hat die Links-

partei bis heute kein positives Verhältnis entwickelt. Im Gegenteil: Sie lehnt die bestehen-

de Ordnung ab. In ihrem aktuell gültigen Grundsatzprogramm legt sich die Linkspartei 

fest: „Die Politik der Linkspartei.PDS soll dazu beitragen, ... [die] Macht- und Eigentums-

verhältnisse zu verändern ... Sozialistische Politik ... zielt heute auf die ... Umgestaltung 

von Eigentums- und Machtstrukturen ... Die Linkspartei.PDS setzt sich für eine Politik ein, 

die ... auf einen prinzipiellen Umbau der Gesellschaft zielt.“3 Wie sehr die Partei auch bei 

der Ablehnung der grundgesetzlichen Demokratie in programmatischer Erstarrung ver-

harrt, zeigt folgender Satz: „In der Linkspartei.PDS ... haben sowohl Menschen einen Platz, 

die der kapitalistischen Gesellschaft Widerstand entgegensetzen und die die gegebenen 

Verhältnisse fundamental ablehnen, als auch jene, die ihren Widerstand damit verbinden, 

die gegebenen Verhältnisse ... zu überwinden.“4 Nahezu wortgleich formulierte die Partei 

dies bereits in ihrem Grundsatzprogramm zehn Jahre zuvor.5 

 

Der Wille der Linkspartei, die demokratische Grundordnung der Bundesrepublik zu 

überwinden, drückt sich nicht nur in ihren Grundsatzprogrammen aus. Auch ihre führen-

den Parteivertreter gaben und geben dies unverblümt zu. Die PDS zielte nicht nur in den 

ersten Jahren nach 1990 auf eine tief greifende Umgestaltung der parlamentarisch-

repräsentativen Demokratie; sie hat dieses Ziel immer noch vor Augen. Auch in diesem 

Punkt bleiben sich die Alt-Kommunisten treu, ist von dem angeblichen Wandel der Partei 

weit und breit keine Spur zu sehen. Die folgenden Aussagen sind chronologisch geordnet 

und sprechen eine eindeutige Sprache: 

                                                        
3 Grundsatzprogramm der PDS, beschlossen auf der 2. Tagung des 8. Parteitages am 25./26. Oktober 2003 in 
Chemnitz, S. 8ff.  
4 Ebd., S. 54.  
5 Vgl. Grundsatzprogramm der PDS, beschlossen auf dem 3. Parteitag 29.-31. Januar 1993. Dort hieß es: „In 
der PDS haben ... Menschen einen Platz, die der kapitalistischen Gesellschaft Widerstand entgegensetzen 
wollen und die gegebenen Verhältnisse fundamental ablehnen...“ 
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• „Wer mir sagt, das Staatswesen der Bundesrepublik gehöre abgeschafft, dem sage ich... ‚Er 

hat Recht’.“6  

• „Die PDS ist im Unterschied zur SPD nicht der Auffassung, dass sich wirkliche soziale Ge-

rechtigkeit und ökologische Umgestaltung innerhalb der herrschenden Strukturen herstel-

len lassen. Deshalb wollen wir zu einer demokratisch-sozialistischen Gesellschaft kom-

men.“7  

• „Die PDS ist eine sozialistische Partei und steht in gesellschaftlicher Opposition, das ist un-

ser Verständnis zu dem kapitalistischen System.“8  

• „Die Mehrheit der Programmkommission [der PDS hat] nie bestritten, dass vom Kapitalis-

mus ursprünglich die Gefährdung der menschlichen Zivilisation ausgeht und die in den Ei-

gentumsverhältnissen wurzelnden kapitalistisch geprägten Machtstrukturen überwunden 

werden müssen.“9  

• „Die neue Linke ist eine Bewegung zur demokratischen Erneuerung... Wir sind die Kraft, die 

die Systemfrage stellt.“10  

• „Wir stellen die Systemfrage! Für alle von den geheimen Diensten noch einmal zum Mit-

schreiben: Die, die aus der PDS kommen, aus der EX-SED und auch die neue Partei DIE 

LINKE – stellen die Systemfrage.“11 

• „Wir haben gesagt, aber der Kapitalismus kann nicht die letzte Antwort der Geschichte sein. 

Wir bleiben Sozialistinnen und Sozialisten, weil wir in die Zukunft schauen ... Und deshalb 

brauchen wir insofern einen Systemwechsel, da hat Lothar recht.“12  

• „… weil wir die einzige Partei sind, die die Systemfrage aufwirft...“13 

• „Wir wollen eine andere Gesellschaftsordnung, einen demokratischen Sozialismus... Die Lin-

ke verändert die Republik.“14 

 

Wer ungeachtet dieser seit Jahren und bis heute ohne Änderung vorgetragenen Aussagen 

den Linksradikalen den Status einer „normalen demokratischen Partei“ zuerkennen will, 

der verkennt nicht nur den langen Schatten, den die SED auf diese Partei wirft, sondern 

                                                        
6 Interview von Helmut Holter mit Antenne Mecklenburg-Vorpommern am 19. Juni 1994. (Holter sollte den 
vorgegebenen Satz vervollständigen.)  
7 Gregor Gysi, Vorsitzender der PDS-Abgeordnetengruppe im Deutschen Bundestag, in: Neues Deutschland 
vom 13./14. Mai 1995.  
8 Helmut Holter, Arbeits- und Sozialminister und stellvertretender Ministerpräsident von Mecklenburg-
Vorpommern, in: ZDF-Morgenmagazin vom 3. November 1998.  
9 Dietmar Bartsch, Bundesgeschäftsführer der PDS, in: Junge Welt vom 30. März 2000.  
10 Rede des Fraktionsvorsitzenden der Linken im Deutschen Bundestag, Oskar Lafontaine, auf dem WASG-
Parteitag am 25. März 2007 in Dortmund (autorisierte Mitschrift von Fanny Zeise und Jan Maas). 
11 Rede des Vorsitzenden der Linkspartei/PDS, Lothar Bisky, auf der 3. Tagung des 10. Parteitages der Links-
partei/PDS vom 15. Juni 2007 (autorisierte Fassung).  
12 Schlusswort des Fraktionsvorsitzenden der Linken im Deutschen Bundestag, Gregor Gysi, auf der 3. Ta-
gung des 10. Parteitages der Linkspartei/PDS am 15. Juni 2007 (autorisierte Fassung).  
13 Rede des Linksparteivorsitzenden Oskar Lafontaine auf dem Gründungsparteitag DIE LINKE am 16. Juni 
2007 (autorisierte Fassung).  
14 „Wir empfangen täglich Signale“. Interview mit Dietmar Bartsch, in: Berliner Zeitung vom 16. Juli 2007.  
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der verabschiedet sich auch selbst Stück für Stück von unserer grundgesetzlichen Ord-

nung. Auch der Verweis auf die Beteiligung der Linkspartei an Wahlen bzw. Regierungen 

und ihre dadurch angeblich erbrachte „Systemkonformität“ befreit keinen aufrechten De-

mokraten von der Notwendigkeit, sich von dieser radikalen Partei klar und unmissver-

ständlich abzugrenzen. Dies ergibt sich auch aus einem Grundsatzpapier der Partei. In ihm 

wird eindeutig festgelegt, dass die Beteiligung der Linkspartei am demokratischen Wil-

lensbildungsprozess Teil ihrer Strategie zur Überwindung der bestehenden Ordnung ist. So 

heißt es dort:  

„Die PDS [steht] in prinzipieller Opposition zu den herrschenden gesellschaftlichen Verhältnissen in der 

Bundesrepublik Deutschland... Die Frage, ob eine Parlamentsfraktion der PDS sich innerhalb des Parla-

ments in eine Oppositionsrolle, in eine Situation der Tolerierung ... oder in eine Koalitionsrolle begibt, 

berührt nicht das prinzipielle Oppositionsverständnis der PDS ... Selbst dann also, wenn die PDS sich auf 

irgendeiner Ebene in eine Regierungskoalition begeben sollte, ... würde dies ... ihren Oppositionscharak-

ter in Bezug auf die herrschenden Verhältnisse nicht beeinträchtigen ... Einig sind wir uns dahingehend, 

dass die PDS unabhängig von der konkreten parlamentarischen Rolle das Schwergewicht ihrer Tätigkeit 

in außerparlamentarischen Bewegungen und Aktionen sieht und ihr gesellschaftliches Oppositionsver-

ständnis von der jeweiligen Rolle in einem Parlament nicht berührt wird.“15  

Dieses Papier wurde in Reden immer wieder bekräftigt,16 seine Kernaussage auch im ge-

genwärtig gültigen Grundsatzprogramm festgeschrieben.17 Demnach hat die Linkspartei 

zur bundesdeutschen Demokratie lediglich ein instrumentelles Verhältnis entwickelt.18 

Wie die folgenden Aussagen belegen, gibt es in ihr auch Stimmen, die sogar gewaltsame 

Mittel zur Durchsetzung ihrer Ziele nicht prinzipiell ausschließen. Nicht zuletzt dieser As-

pekt untermauert den radikalen Charakter dieser Partei.  

                                                        
15 Fünf-Punkte-Papier „Sozialismus ist Weg, Methode, Wertorientierung und Ziel.“ Verabschiedet auf der 1. 
Tagung des 4. Parteitages der PDS im Januar 1995, in: DISPUT, 3/4 1995.  
16 So zitierte beispielsweise die damalige PDS-Vorsitzende Gabriele Zimmer in ihrer Rede auf dem Parteitag 
der Berliner PDS am 14./15 Juli 2001 aus dem Grundsatzpapier der Partei fast wörtlich: „Die PDS steht in 
prinzipieller Opposition zu den herrschenden gesellschaftlichen Verhältnissen ... Es geht um mehr Wider-
stand gegen die herrschende Politik ... Die Frage, ob sich eine PDS-Fraktion innerhalb von Parlamenten in die 
Opposition, Tolerierung oder Koalition begibt, berührt nicht das Selbstverständnis der Partei.“  
17 Vgl. Grundsatzprogramm der PDS, beschlossen auf der 2. Tagung des 8. Parteitages am 25./26. Oktober 
2003 in Chemnitz, S. 6. Dort heißt es: „Die Linkspartei.PDS steht stets vor der Aufgabe zu sichern, dass ihre 
Arbeit in Parlamenten und in der Exekutive mit ihren strategischen Zielen übereinstimmt.“  
18 In der FAZ vom 30. Juni 2001 machte Judith Dellheim, Mitglied des PDS-Bundesvorstandes, kein Hehl dar-
aus: „Wahlerfolge und Regierungsbeteiligungen können nicht die Rahmenbedingungen umstürzen, aber sie 
müssen benutzt werden, um Opposition gegen die Herrschenden und das herrschende Gesellschaftssystem 
zu stärken.“ Und Winfried Wolf, PDS-MdB, bekräftigte dies im Marxistischen Forum Nr. 32/33 vom Septem-
ber 2000: „Die Parlamente sind unser Spielbein. Unser Standbein muss die außerparlamentarische Bewegung 
und Aktion sein.“  



 9 

• „Eine Partei oder Organisation, die eine Zielstellung, wie sie die PDS hat, ernsthaft durch-

setzen will, muss sich ... alle revolutionären Mittel offen halten. Je nach Herrschaftsform ... 

kann das politischer Generalstreik oder sogar Einsatz bewaffneter Gewalt bedeuten.“19  

• „Der politische Übergang zur klassenlosen Gesellschaft ... kann vielfältige Formen anneh-

men. Er muss sich nicht unbedingt gewaltsam vollziehen.“20  

• Wir halten auch „globale Krisen von solcher Schärfe (für) vorstellbar, ... dass im klassischen 

Sinne revolutionär die alten Herrschaftssysteme gestürzt werden müssten.“21  

• „Die PDS muss durchaus einen umstürzlerischen (subversiven) Charakter entwickeln, und 

ihre Bravheit überwinden ... und das in unverschämter Offenheit und Öffentlichkeit...“22 

• „Da wir wissen, dass der Sozialismus sich ohne weiteres, wie aus der Pistole geschossen, 

nicht durchführen lässt, sondern nur dadurch, dass wir in einem hartnäckigen Klassen-

kampf auf wirtschaftlichem und politischem Boden von der bestehenden Ordnung kleine 

Reformen erreichen, um uns wirtschaftlich und politisch immer besser zu stellen und die 

Macht zu erhalten, endlich der heutigen Gesellschaft das Genick zu brechen, sind unsere 

Minimalanforderungen nur auf die Gegenwart zugeschnitten. Wir akzeptieren alles, was 

man uns gibt, aber fordern müssen wir das ganze politische Programm.“23 

Das Bundesamt für Verfassungsschutz kam 2006 zu folgender Einschätzung: 

„Auf der Basis von Programm und Statut wirken nach wie vor offen extremistische Kräfte inner-

halb der Partei. Weiterhin arbeitet sie – zum Teil in festen Strukturen – mit in- und ausländischen 

Linksextremisten zusammen.“24  

                                                        
19 Junge GenossInnen. Zeitschrift des Landesvorstandes der PDS Brandenburg, vom 13. November 1993.  
20 Programmatische Erklärung der Kommunistischen Plattform in der PDS, Februar 1994.  
21 Strategiepapier „PDS – eine neue sozialistische Partei in Deutschland“, in: DISPUT, Nr. 19/1995 vom 1. Ok-
toberheft.  
22 André Brie: „Wie subversiv soll denn die PDS sein?“, in: Neues Deutschland vom 11. Januar 1997.  
23 Zustimmende Zitierung von Rosa Luxemburg in. DISPUT vom Januar 2006, S. 10 
24 Bundesministerium des Innern: Verfassungsschutzbericht 2006, Berlin 2007, S. 145.  
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3. Sozialismus und Populismus – die Programmatik der Linkspartei  
 
Genauso wie ihre Strategie ordnet sich auch das Programm der Linkspartei ihrem Ziel der 

Einführung des Sozialismus unter. Im Mittelpunkt steht die Abschaffung der marktwirt-

schaftlichen Ordnung. Diese wird von der Partei dafür gezielt klassenkämpferisch als „ka-

pitalistisches System“ negativ aufgeladen und der „demokratische Sozialismus“ als angeb-

lich bessere Alternative angepriesen. Dreh- und Angelpunkt des Sozialismus ist die Eigen-

tumsfrage, d. h. die Verteilung materieller Güter. Die Linkspartei strebt ihre möglichst 

gleiche Verteilung an, unabhängig davon, wer diese Güter erwirtschaftet. So legt sie in ih-

ren Gründungsdokumenten fest:  

„Um dieses Ziel einer Neuorganisation gesellschaftlicher Lebenschancen ... zu erreichen, setzen wir uns 

ein ... für eine deutliche Verringerung der Einkommens- und Vermögensunterschiede...“25 

Weitgehende materielle Gleichheit ist somit ein zentraler Wert für die Linkspartei. Weil 

dies so ist, hat sie für diejenigen, die vorankommen und mehr erreichen wollen, für die hart 

und fleißig arbeitenden Menschen, für die Leistungsträger unserer Gesellschaft keine 

Antworten zu bieten. Sie stellen die Mehrheit in unserem Land. Mit ihnen kann die Links-

partei nichts anfangen. 

 

Bevor die Linkspartei jedoch das Eigentum anderer Leute großzügig verteilen kann, 

muss sie es zunächst „vergesellschaften“ bzw. verstaatlichen. Die Linken lassen dabei oft-

mals bewusst offen, in welchem Ausmaß und in welcher Form sie Enteignungen vorneh-

men wollen. Ihre Festlegungen sind allerdings derart weit gefasst, dass sich darunter so 

gut wie alles subsumieren lässt. So heißt es im aktuellen Grundsatzprogramm der Partei: 

„Wir halten an der ... Vergesellschaftung von Grund und Boden, Naturschätzen und Pro-

duktionsmitteln und ihrer Überführung in Gemeineigentum oder andere Formen der Ge-

meinwirtschaft fest…“26 Und auch in den Gründungsdokumenten der Linkspartei kommen 

die umfassenden Verstaatlichungsgelüste der Partei zu Ausdruck, wenn sie schreibt: „Wir 

streben die Demokratisierung der Verfügungsgewalt über alle Formen von Wirtschafts-

macht an ... Die Demokratisierung der Wirtschaft erfordert, die Verfügungsgewalt über al-

                                                        
25 Programmatische Eckpunkte – Programmatisches Gründungsdokument der Partei DIE LINKE, Beschluss 
der Parteitage von WASG und Linkspartei am 24./25. März 2007 in Dortmund.  
26 Grundsatzprogramm der PDS, beschlossen auf der 2. Tagung des 8. Parteitages am 25./26. Oktober 2003 
in Chemnitz, S. 7.  
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le Formen des Eigentums sozialen Maßstäben unterzuordnen.“27 Relativ konkret wurde die 

Partei in ihrem Bundestagswahlprogramm 2005. Danach wird praktisch kein Lebensbe-

reich mehr der privaten Regelung überlassen:  

„Die Versorgung der Menschen mit Wasser und Strom, die Müll- und Abwasserentsorgung, der öffentli-

che Personenverkehr, Post- und Telekommunikation, kulturelle Leistungen, Gesundheitsdienste, Ange-

bote zur sportlichen Selbstbetätigung und das Bildungswesen sind Leistungen, die ... nicht der privaten 

Konkurrenz unterworfen werden (dürfen). Vor allem Bildung, Kultur und Gesundheit dürfen nicht zu Wa-

ren degradiert werden.“28 

 

Auch die freien Medien sollen nach dem Willen der Linkspartei verstaatlicht werden. Ihre 

Unabhängigkeit ist der Partei seit langem ein Dorn im Auge. So forderte die PDS bereits 

1993, dass „der Einfluss der Medienkonzerne eingeschränkt, die Privatisierung öffentlicher 

Medien gestoppt ... wird“.29 Diese Position hat sich inzwischen auch Lafontaine zueigen 

gemacht, als er 2005 seine Pläne für die Zukunft der Medienlandschaft offenbarte: „Die 

Überführung der Privatsender in öffentlich-rechtliche Trägerschaft wäre mein Herzens-

wunsch. […] Ein Fortschritt wäre schon eine Regulierung dergestalt, dass der Gesetzgeber 

fernsehfreie Tage einführt.“30 Kürzlich bekräftigte er: „Wir brauchen ... eine Demokratisie-

rung der Medien... Eine freie Presse kann nicht in der Hand der Wirtschaft sein.“31 

 

In ihren umfassenden Verstaatlichungsplänen kommt das tiefe Misstrauen zum 

Ausdruck, das die Linken seit jeher gegenüber dem Menschen hegen. Alles Schlechte er-

warten sie vom Einzelnen, alles Gute dagegen vom Staat: Er soll alles richten. Darauf bezo-

gen und beziehen sich auch stellvertretende Bundesparteivorsitzende und Bundestagsab-

geordnete:  

• „Unser Fernziel ist, Konzerne wie Daimler-Chrysler, BMW und Großbanken wie die Deutsche 

Bank zu vergesellschaften.“32  

• „Also der Staat ist immer mit von der Partie. Und die Privatwirtschaft soll doch nicht so tun, 

als ob sie es ohne ihn könnte ... Von einer bestimmten Größenordnung an geht das wirklich 

                                                        
27 Programmatische Eckpunkte – Programmatisches Gründungsdokument der Partei DIE LINKE, Beschluss 
der Parteitage von WASG und Linkspartei am 24./25. März 2007 in Dortmund.  
28 Wahlprogramm zu den Bundestagwahlen 2005, Beschluss der 2. Tagung des 9. Parteitages, Berlin, 27. Au-
gust 2005.  
29 Grundsatzprogramm der PDS, beschlossen auf dem 3. Parteitag 29.-31. Januar 1993.  
30 Oskar Lafontaine, in: Junge Welt vom 15. November 2005. 
31 Oskar Lafontaine, Bundestagsfraktionsvorsitzenden der Linken, im Rahmen einer öffentlichen Anhörung 
der Bundestagsfraktion der Linkspartei in Bad Doberan am 3. Juni 2007.  
32 Diether Dehm, von 1999 bis 2003 stellvertretender PDS-Bundesvorsitzender, in: BZ vom 14. Juni 2001.  
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nicht mehr ohne einen Staat, eine Einrichtung, die über den betriebswirtschaftlichen Tel-

lerrand herauszuschauen in der Lage ist.“33 

Ähnlich planwirtschaftlich formuliert die Partei auch in ihrem aktuell gültigen Grundsatz-

programm, in dem es hierzu heißt: „Die Wirtschaft muss mit Hilfe eines ... staatlichen 

Rahmens ... nachhaltig in zukunftsweisende Bahnen gelenkt werden.“34 So restriktiv und 

staatsgläubig sich die Linkspartei in Eigentums- und Wirtschaftsfragen gibt, so freizügig 

gibt sie sich bei der Gewährung vermeintlicher sozialpolitischer Wohltaten. Generell for-

dert sie, „dass öffentliche und soziale Leistungen ausgebaut werden – in Schulen und 

Hochschulen, Pflege-, Betreuungs- und Kultureinrichtungen, öffentlichem Nahverkehr und 

im Umweltschutz“.35 Ohne Rücksicht auf kommende Generationen und die Entwicklung 

des Staatshaushaltes sollen dafür „die öffentlichen Investitionen und andere Ausgaben ... 

mindestens um jährlich 40 Milliarden Euro angehoben werden“.36 Mit dieser exorbitanten 

Steigerungsrate ist die Belastungsgrenze der öffentlichen Hand aus Sicht der Linkspartei 

keineswegs erreicht. So sollen nach ihrem Willen gleichzeitig auch die „öffentlichen Aus-

gaben für das Bildungswesen ... zunächst auf fünf Prozent sowie langfristig auf sechs Pro-

zent des Bruttoinlandsprodukts angehoben werden..., gebührenfreie Kitaplätze für alle 

Kinder [geschaffen werden und] das Kindergeld ... von 154 aus 250 Euro erhöht werden“.37 

Für Jugendliche wird eine „ausreichende Ausbildungsförderung ohne Rückzahlungsver-

pflichtungen“ vorgesehen, für Erwachsene ein „Rechtsanspruch auf Lebens begleitendes 

Lernen, flankierende Maßnahmen durch Gesetzgebung, Tarifvereinbarung und Weiterbil-

dungsfonds“ gefordert. 38  

Um diese milliardenschweren Vorhaben zu realisieren, ist es nach Meinung der 

Linkspartei keineswegs notwendig, länger und härter zu arbeiten. Im Gegenteil: Wie die 

folgenden Auszüge aus ihren Programmen zeigen, ist alles möglich bei gleichzeitiger Re-

duzierung sowohl der Wochen-, als auch der Lebensarbeitzeit. Bei vollem Lohnausgleich 

und einem „gesetzlichen Mindestlohn von nicht weniger als 1.400 Euro brutto für ein Voll-

                                                        
33 Herbert Schui, MdB, DIE LINKE, in: DLF Information am Morgen vom 21. Februar 2007.  
34 Grundsatzprogramm der PDS, beschlossen auf der 2. Tagung des 8. Parteitages am 25./26. Oktober 2003 
in Chemnitz, S. 29.  
35 Wahlprogramm zu den Bundestagwahlen 2005, Beschluss der 2. Tagung des 9. Parteitages, Berlin, 27. Au-
gust 2005.  
36 Programmatische Eckpunkte (Gründungsdokumente der Linkspartei), Beschluss der Parteitage von WASG 
und Linkspartei.PDS am 24./25. März 2007 in Dortmund.  
37 Wahlprogramm zu den Bundestagwahlen 2005, Beschluss der 2. Tagung des 9. Parteitages, Berlin, 27. Au-
gust 2005.  
38 Ebd.  
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zeitarbeitsverhältnis im Monat“ werden die 30-Stunden-Woche und der Renteneintritt mit 

60 Jahren angestrebt.39 

• Die „entscheidende Bedingung für die Zurückdrängung der Arbeitslosigkeit ist eine Wirt-

schaftspolitik, die neue, gesellschaftlich sinnvolle Arbeitsplätze schafft ... Auf dieser 

Grundlage gewinnt die Verkürzung der Wochen- und Lebensarbeitszeit größte Bedeutung 

... Flexible tarifliche Vereinbarungen zur generellen Einführung der 35-Stunden-Woche bei 

vollem Lohnausgleich und in der ferneren Perspektive deren Ausweitung zur 30-Stunden-

Woche sind wesentliche Schritte zur Vollbeschäftigung neuer Art.“40 

• „Die Einkommen der Menschen müssen steigen, die Arbeitszeiten kürzer werden.“41  

• „Wir streben eine Verkürzung der Wochen-, Jahres- und Lebensarbeitszeit, Wahlarbeitszei-

ten, erleichterte Sabbatjahre und Freistellung für gesellschaftspolitische Arbeit und andere 

Arbeitsformen an ..., ohne dass die Einkommen sinken.“42  

• Wir lehnen „das Heraufsetzen der Altersgrenze für den Rentenbezug ab. Wir streben als un-

tere Versicherungsgrenze eine Rente mit Grundbetrag von gegenwärtig monatlich 800 Eu-

ro an.“43 

• „Wir streben das Renteneintrittsalter ab 60 Jahre an, ohne Abschläge.“44 

Wie der umfangreiche sozialpolitische Leistungskatalog bei gleichzeitig sinkendem Ar-

beitsvolumen finanziert werden soll, bleibt völlig unklar. Die Vorschläge, die die Linkspar-

tei hierzu unterbreitet, folgen dem Muster: „Geld muss da geholt werden, wo es sich 

häuft...“45 Wer wie hart dafür gearbeitet hat, spielt keine Rolle. Konkret schlägt die Partei 

vor:  

„Konzerne und andere profitable Unternehmen müssen wieder deutlich mehr Steuern zahlen. Es soll 

wieder eine Vermögenssteuer erhoben werden, die Erbschaftssteuer auf große Erbschaften ist zu erhö-

hen.“46 

Der Ruf nach Wiedererhebung der Vermögenssteuer und nach einer deutlich erhöhten 

Erbschaftssteuer zählt zu den Lieblingsforderungen der Linkspartei. Ihr potentielles Auf-

kommen wollen die Alt-Kommunisten gleich doppelt und dreifach ausgeben. Parallel zu 

den oben genannten milliardenschweren Eingriffen in die Sozial- und Arbeitsmarktpolitik 

                                                        
39 Ebd.  
40 Grundsatzprogramm der PDS, beschlossen auf der 2. Tagung des 8. Parteitages am 25./26. Oktober 2003 
in Chemnitz, S. 36.  
41 Wahlprogramm zu den Bundestagwahlen 2005, Beschluss der 2. Tagung des 9. Parteitages, Berlin, 27. Au-
gust 2005.  
42 Programmatische Eckpunkte (Gründungsdokumente der Linkspartei), Beschluss der Parteitage von WASG 
und Linkspartei.PDS am 24./25. März 2007 in Dortmund.  
43 Wahlprogramm zu den Bundestagwahlen 2005, Beschluss der 2. Tagung des 9. Parteitages, Berlin, 27. Au-
gust 2005.  
44 Programmatische Eckpunkte (Gründungsdokumente der Linkspartei), Beschluss der Parteitage von WASG 
und Linkspartei.PDS am 24./25. März 2007 in Dortmund.  
45 Sahra Wagenknecht, in: Welt am Sonntag vom 17. Juni 2001.  
46 Programmatische Eckpunkte (Gründungsdokumente der Linkspartei), Beschluss der Parteitage von WASG 
und Linkspartei.PDS am 24./25. März 2007 in Dortmund.  



 14 

möchten ihre Vertreter dieses Geld je nach persönlicher Interessenlage auch für familien-

politische Maßnahmen oder zur Senkung des Solidarzuschlags verwenden.  

So tritt die haushaltpolitische Sprecherin der Linksfraktion im Bundestag, Gesine 

Lötzsch, dafür ein, den „Solidaritätszuschlag … ab 2008 schrittweise um 0,5 Prozentpunkte 

pro Jahr“47 zu senken und schlägt als „Ausgleich für eine Absenkung … unter anderem … ei-

ne Erhöhung der Erbschaftssteuer und … die Wiedereinführung der Vermögenssteuer“48 

vor.  

Der saarländische Landesverband der Linkspartei fordert zur gleichen Zeit die 

„bundesweite Einführung eines sozialversicherungspflichtigen Erziehungsgehaltes …, [das] 

kein[en] Ersatz für ein Erwerbseinkommen [darstellt] … Das Geld erhält die Person, welche 

die Fürsorge- und Erziehungsarbeit hauptsächlich leistet … Für jedes Kind bis zum 20. Le-

bensjahr werden folgende Bruttobeträge gezahlt: … im ersten Lebensjahr des Kindes: 1.560 

€ … im zweiten und dritten Lebensjahr … 960 € [und] vom vierten bis zum 20. Lebensjahr … 

480 €.“49 Kostenpunkt nach Aussage von Bundesfamilienministerin Ursula von der Leyen: 

„Brutto 116 Milliarden Euro.“50 Zur Finanzierung der Erziehungsgehaltes schlägt Christa 

Müller, Mitglied im kommissarischen Landesvorstand der saarländischen Linkspartei, u. a. 

„die Wiedereinführung der Vermögenssteuer und die Erhöhung der Erbschaftssteuer“ 

vor.51  

Die Alt-Kommunisten wollen damit ein und denselben Euro dreimal ausgeben. 

Schon Adam Riese wusste, dass das nicht geht. Zwei von drei Euro wären nur über Schul-

den zu finanzieren. Diese Luftbuchungen zeigen, dass die Linkspartei selbst nicht weiß, wie 

sie ihre populistischen Forderungen bezahlen kann. Anstelle solider Finanzpolitik würde 

der rasante Weg in die Staatsverschuldung beschritten werden. Die Programmatik der Lin-

ken ist von weiteren Widersprüchen gekennzeichnet.  

Anders als die Linkspartei propagiert, zielt ihr Programm keineswegs darauf ab, le-

diglich große und international tätige Konzerne kräftig zur Kasse zu bitten. Auch für die 

kleinen und mittleren Unternehmen und viele Beschäftigte will sie die Steuern stark erhö-

hen. In ihrem Programm zur Bundestagswahl 2005 stellt sie folgende Forderung auf:  

                                                        
47 „Soli schrittweise senken!“ Interview mit Gesine Lötzsch, in: Super illu online vom 7. August 2007.  
48 Ebd.  
49 „Das sozialversicherungspflichtige Erziehungsgehalt“, in: http://pds-
saar.de/Positionen/Positionen_Linkspartei/Familien/familien.html (Referenzdatum: 1. August 2007).  
50 „Familie macht glücklich“. Streitgespräch zwischen Ursula von der Leyen und Christa Müller, in: Der Spie-
gel vom 30. Juli 2007.  
51 Ebd.  
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„Bei der Lohn- und Einkommenssteuer ... [soll] der Eingangssteuersatz ... 15 Prozent betragen ... Dann 

soll der Steuersatz allmählich (linear-progressiv) bis zu einem Spitzensteuersatz von 50 Prozent anstei-

gen. Dieser soll auf die Einkommensteile oberhalb 60.000 Euro erhoben werden ... Wir wollen ... die Ab-

schaffung des Ehegattensplittings...“52  

Eine 50-prozentige Steuerquote auf alle Einkommen über 60.000 Euro wäre gegenüber 

heute eine Erhöhung des Steuersatzes um fast 20 Prozent. Dies träfe vor allem den Mit-

telstand und viele Leistungsträger unserer Gesellschaft. Sie bilden das Rückgrat unserer 

Gesellschaft, ihnen hat die Linkspartei programmatisch nichts zu bieten. Darüber hinaus 

bleibt es das Geheimnis der Linkspartei, aus welchen Gründen international tätige Groß-

konzerne bei deutlich steigenden Steuern und drohender Verstaatlichung nicht ins Aus-

land abwandern sollten und damit dem ohnehin unrealistischen Finanzierungskonzept der 

Partei im wahrsten Sinne des Wortes einen ‚Strich durch die Rechnung’ machen würden. 

Realistischerweise bliebe auch hier dann nur noch der Marsch in eine ungebremste Schul-

denpolitik als letzter Ausweg übrig. Dass die Linkspartei ungeachtet der Finanzlage der öf-

fentlichen Haushalte darin keineswegs eine Sackgasse sieht, verdeutlicht folgende Aussa-

ge ihres aktuellen Grundsatzprogramms: „Die Verringerung der Staatsquote ist ... kein Ziel 

der Linkspartei.PDS.“53 Diese finanzpolitische Verantwortungslosigkeit der Linkspartei 

brachte kürzlich ein prominentes Parteimitglied selbst auf den Punkt. André Brie sagte: 

„Wir stellen Forderungen und denken zu wenig darüber nach, welche realistischen Lösungsmöglichkei-

ten es gibt. Wir sind in der Gefahr, eine reine Protestpartei zu werden.“54  

Diese Selbsteinschätzung ist zwar richtig, greift allerdings zu kurz. Sie blendet aus, dass 

das Programm der Linkspartei nicht losgelöst von ihrem strategischen Ziel der Einführung 

des Sozialismus betrachtet werden kann. Mit ihren maßlosen sozialpolitischen Forderun-

gen gebärdet sich die Partei vordergründig als vermeintliche Verteidigerin des angeblich 

unterdrückten ‚kleinen Mannes’, hintergründig gehört aber auch dies zu den Methoden so-

zialistischer Versuche der „Systemüberwindung“. Indirekt gibt die Linkspartei dies auch zu:  

• „All diese Forderungen setzen eine Gesellschaft voraus, ... in der Großindustrie und Banken 

sowie Grund und Boden nicht mehr privatkapitalistisch, sondern gesamtgesellschaftlich 

verwaltet werden. Veränderungen in den Eigentumsverhältnissen sind unabdingbar.“55 

• „Als Sozialistische Partei müssen wir die systemimmanenten Grenzen des ‚modernen Kapi-

talismus’ aufzeigen, also die historische Notwendigkeit seiner Überwindung.“56 

                                                        
52 Wahlprogramm zu den Bundestagwahlen 2005, Beschluss der 2. Tagung des 9. Parteitages, Berlin, 27. Au-
gust 2005.  
53 Grundsatzprogramm der PDS, beschlossen auf der 2. Tagung des 8. Parteitages am 25./26. Oktober 2003 
in Chemnitz, S. 32.  
54 „Denken in Schwarz-Weiß“. Interview mit André Brie, in: Der Spiegel vom 30. Juli 2007. 
55 Sahra Wagenknecht, in: Pressedienst der PDS, Nr. 48/1994.  
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Mit unbezahlbaren sozialen Wohltaten will die Partei die Soziale Marktwirtschaft systema-

tisch überlasten, um auf diese Weise den Beweis führen zu können, dass diese Ordnung 

nichts taugt und durch ein neues „System“ ersetzt werden muss. Durch das bloße Benen-

nen von vermeintlichen oder tatsächlichen Problemen und Ungerechtigkeiten soll sugge-

riert werden, dass der Sozialismus in der Lage wäre, Abhilfe zu schaffen. Inhaltlich geht es 

der Linkspartei also nicht um realisierbare Lösungen innerhalb der bestehenden markt-

wirtschaftlichen Ordnung, sondern um ihre Sprengung mittels unfinanzierbarer Forderun-

gen.  

Einen ähnlich radikalen Kurswechsel wie in der Wirtschafts- und Finanzpolitik 

strebt die Linkspartei auch in der Außenpolitik an. Auch hier werden Feindbilder aufgebaut 

und die Realität verbogen. Das außenpolitische Feindbild der Linkspartei sind die USA, die 

den Linken traditionell als Hort des Kapitalismus gelten. Das Urteil der Linkspartei über 

einen der engsten Verbündeten der Bundesrepublik fällt pauschal und einseitig aus. In der 

Präambel ihres aktuellen Grundsatzprogramms schreibt sie:  

„Die USA-Regierung verfolgt mit ihrer imperialistischen Politik, mit politischer und wirtschaftlicher Er-

pressung und mit Aggressionskriegen das geostrategische Ziel einer weltweiten Vorherrschaft. Wir, So-

zialistinnen und Sozialisten, Mitglieder der Linkspartei.PDS, wollen am Widerstand gegen diese Politik 

teilnehmen...“57 

Dass die USA einen entscheidenden Beitrag zur Befreiung Deutschlands vom Nationalso-

zialismus geleistet haben, ist der Partei, die ansonsten keinen Anlass auslässt, zum Kampf 

gegen den „Faschismus“ aufzurufen, keine Silbe wert.  

Ihr dezidierter Antiamerikanismus führt die Linkspartei an die Seite autoritärer und 

diktatorischer Staaten. So plante ihr Partei- und Fraktionsvorsitzender Oskar Lafontaine 

im Frühjahr 2006 eine Reise in den Iran. Ende August 2007 besuchte er Kuba. Bewohner 

dieses Landes versuchen seit Jahren auf teils abenteuerlichen Wegen und unter Einsatz ih-

res Lebens der Armut und Unfreiheit Kubas zu entkommen. Die politische Opposition wird 

von Fidel Castro und jetzt seinem Bruder seit fast 50 Jahren systematisch unterdrückt. Das 

Europäische Parlament verurteilte deshalb kürzlich erneut dort erfolgte „Inhaftierungen, 

die die elementarsten Menschenrechte, insbesondere die Meinungs- und Vereinigungs-

freiheit zu politischen Zwecken, verletzen.“58 Oskar Lafontaine hingegen will davon offen-

                                                                                                                                                                             
56 Erklärung des „Rates der Alten beim Parteivorstand der PDS“ zur programmatischen Debatte in der Partei, 
zitiert nach: „Im Zweifel gegen das ‚herrschende System’“, in: FAZ vom 30. Juni 2001.  
57 Grundsatzprogramm der PDS, beschlossen auf der 2. Tagung des 8. Parteitages am 25./26. Oktober 2003 
in Chemnitz, S. 1.  
58 Entschließung des Europa-Parlaments zur Haltung der EU gegenüber der kubanischen Regierung, Brüssel 
und Abstimmung – 2. Februar 2006.  
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sichtlich nichts wissen. Seine Bilanz über Kuba fällt ungebrochen positiv aus: „Die Wirt-

schaft hat sich … gut entwickelt… Die Menschenrechtsfrage [wird] wichtigtuerisch instru-

mentalisier[t].“59 Eine solche Haltung kann nur als zynisch gewertet werden. 

Neben dem kubanischen Diktator Castro huldigt die Linkspartei vor allem den süd-

amerikanischen Neo-Sozialisten Hugo Chávez (seit 1999 venezolanischer Staatspräsident) 

und Evo Morales (seit 2006 bolivianischer Staatspräsident).60 Chávez verfolgt das Ziel, die 

Verfassung Venezuelas so zu ändern, dass er „bei den nächsten Wahlen … für weitere sie-

ben Jahre und danach für beliebig viele weitere Amtszeiten gewählt werden kann“.61 Mit 

anderen Worten: Seine Amtszeit soll möglichst erst mit seinem Tod enden. Die Beerdigung 

politischer Freiheiten geht auch in Venezuela einher mit dem Ende der Meinungsfreiheit. 

Gegenwärtig versucht Chávez den regierungskritischen Fernsehsender RCTV mundtot zu 

machen, indem er ihm die Verlängerung seiner Sendelizenz verweigert.62 Das alles spielt 

für Lafontaine offensichtlich keine Rolle, wenn er erklärt: Wir „bewundern … die Entschei-

dungen von Chávez in Venezuela“.63 Die Venezolaner teilen Lafontaines stürmische Be-

geisterung für Chávez nicht. Sie lehnten seine Pläne am 2. Dezember 2007 mehrheitlich 

ab.  

Das fest gefügte außenpolitische Feindbild der Alt-Kommunisten lässt Parteivertre-

ter Solidaritätserklärungen mit angeklagten Kriegsverbrechern abgeben und erwiesene 

Völkermorde leugnen. So unterzeichnete etwa die Spitzenkandidatin (Listenplatz 2) der 

PDS/WASG in Bremen für die Bundestagswahl 2005, Antonie Brinkmann, einen Aufruf des 

„Internationalen Komitees für die Verteidigung von Slobodan Milosevic“. Darin heißt es: 

Wir fordern die „unverzügliche Freilassung von Slobodan Milosevic! Sofortige Einstellung 

der Verfolgung von Slobodan Milosevic und aller jugoslawischen Patrioten und Soldaten! 

Inhaftierung der wirklichen Kriegsverbrecher, d.h. der NATO-Führer…“64 Und die gleiche 

Antonie Brinkmann leugnete den Massenmord der Serben an den Albanern in Kosovo, als 

sie darauf angesprochen erwiderte: „Von welchen Massenmorden reden Sie? Das ist ein-

fach Unsinn.“65 Mit dieser ungeheuerlichen Positionierung ist Brinkmann in der Linkspartei 

                                                        
59 „Die Menschenrechtsfrage wird wichtigtuerisch instrumentalisiert“, Interview mit Oskar Lafontaine, in: 
Junge Welt vom 1. September 2007.  
60 Vgl. hierzu Oskar Lafontaine: „Mit Chávez für die Freiheit“, in: Welt am Sonntag vom 8. Juli 2007.  
61 „Chávez lässt seine Wiederwahl ermöglichen“, in: FAZ vom 17. August 2007.  
62 Vgl. „Sozialismus mit Fernbedienung – Chávez auf allen Kanälen“, in: Der Spiegel online vom 29. Mai 2007. 
63 Rede des Fraktionsvorsitzenden der Linken im Deutschen Bundestag, Oskar Lafontaine, auf einer öffentli-
chen Anhörung der Bundestagsfraktion DIE LINKE in Bad Doberan am 3. Juni 2007.  
64 „Freiheit für Slobodan Milosevic! Hände weg von Jugoslawien! Aufruf des Internationalen Komitee für die 
Verteidigung von Slobodan Milosevic.“  
65 Antonie Brinkmann, in: Radio Bremen Eins, Meldung vom 1. August 2005.  
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keineswegs isoliert. Sie kann beispielsweise auf den Besuch Gregor Gysis verweisen, der 

sich im Frühjahr 1999 mit dem serbischen Diktator Milosevic in Belgrad getroffen hat.  

Neben dem blinden Antiamerikanismus und seinen erschreckenden Folgen bildet 

der Isolationismus die zweite Hauptkonstante in der Außenpolitik der Linkspartei. Entge-

gen ihrem andernorts gerne vorgetragenen Anspruch und der Tradition linker Parteien, in-

ternationalistisch zu sein, streben die Alt-Kommunisten den Austritt der Bundesrepublik 

Deutschland aus der NATO und die Auflösung dieses erfolgreichen Sicherheitsbündnisses 

an. Wie die folgenden Auszüge aus Programmen unterschiedlichen Datums deutlich ma-

chen, herrscht auf diesem Politikfeld bei der Linkspartei ebenfalls bis in die Wortwahl hin-

ein völliger Stillstand. Programmatische Weiterentwicklung auch hier Fehlanzeige! 1993 

plädierte die PDS in ihrem Europawahlprogramm: „Wir sind ... für die militärische Auflö-

sung von WEU und NATO.“66 Zehn Jahre später liest man bezogen auf die NATO die glei-

che Forderung im Grundsatzprogramm der PDS: „Wir wollen, dass ... die NATO aufgelöst ... 

wird.“67 Und die Gründungsdokumente der Linkspartei vom März 2007 setzen diese Konti-

nuität fort: „Militärbündnisse wie die NATO wollen wir überwinden.“68  

Der Isolationismus der Linkspartei stellt jedoch mit der Westbindung nicht nur ei-

nen Grundpfeiler erfolgreicher bundesdeutscher Nachkriegspolitik in Frage, sondern ge-

fährdet auch Deutschlands außenpolitische Handlungsfähigkeit. Weil sie sich friedensstif-

tenden bzw. friedenserhaltenden Auslandseinsätzen der Bundeswehr unter UN-Mandat 

verweigert,69 kann auch die Not leidende Zivilbevölkerung in Bürgerkriegsgebieten nicht 

mit der Hilfe der Linkspartei rechnen. Ein hochrangiges Parteimitglied gestand in diesem 

Zusammenhang einmal ein: „Die PDS hat trotz vieler Erklärungen kein wirkliches Verhält-

nis zu Menschenrechten entwickelt. Die Fehler der Vergangenheit sind nicht überwunden 

worden … Es gibt in der Partei keine Bereitschaft die Individualität von politischen Men-

schenrechten zu akzeptieren … Wenn diese Linie sich fortsetzt, sind wir auf dem Rückweg 

zur SED.“70 Ein Kampf für die weltweite Durchsetzung von Bürgerrechten ist deshalb mit 

                                                        
66 Europawahlprogramm der PDS, November 1993.  
67 Grundsatzprogramm der PDS, beschlossen auf der 2. Tagung des 8. Parteitages am 25./26. Oktober 2003 
in Chemnitz, S. 25.  
68 Programmatische Eckpunkte (Gründungsdokumente der Linkspartei), Beschluss der Parteitage von WASG 
und Linkspartei.PDS am 24./25. März 2007 in Dortmund.  
69 In PDS-Grundsatzprogramm, beschlossen auf der 2. Tagung des 8. Parteitages am 25./26. Oktober 2003 in 
Chemnitz, heißt es auf S. 27: „Die Linkspartei.PDS lehnt ... weiterhin eine Beteiligung der Bundeswehr an 
UN-mandatierten Militärinterventionen unter Berufung auf Kapitel VII der UN-Charta ab, unabhängig von 
der jeweiligen Haltung der im UN-Sicherheitsrat vertretenen Staaten.“  
70 „Die PDS hat kein Verhältnis zu Menschenrechten“. Interview mit André Brie, in: Der Spiegel online vom 1. 
März 2006.  
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der Partei, die in Sonntagsreden gerne „Freiheit durch Sozialismus“ predigt, nicht zu füh-

ren.  

 

4. Beifall für die Linkspartei von der NPD 

Die programmatischen Schnittmengen und strategische Vorgehensweise von Linkspartei 

und NPD gleichen sich auf frappierende Weise. Übereinstimmungen lassen sich feststellen 

beim Geschichtsrevisionismus und Selbstverständnis der Parteien, bei der Forderung nach 

„Systemüberwindung“, beim Antiamerikanismus, bei Fremdenfeindlichkeit und Antisemi-

tismus und in der Strategie. Selbst die Wortwahl ähnelt sich. Rechts- und Linksradikale 

stehen sich näher, als viele Wähler ahnen. Um auch am linken Rand Stimmen abschöpfen 

zu können, verwendet die NPD immer häufiger die linksradikale Terminologie und gibt sich 

als antikapitalistische Partei aus. DIE LINKE und NPD sind „zentralistisch und autoritär“ 

gegliedert.71 Beide hegen in der Außenpolitik die gleichen Feindbilder: USA und Israel. 

Beide stricken scheinbar einfache Lösungen für komplexe Probleme. Schuld sind immer die 

anderen: die etablierten Parteien, die Fremden, die Kapitalisten, die Imperialisten, die USA 

oder Israel. Radikale Forderungen und falsche Versprechungen überdecken die eigene in-

haltliche Schwäche. 

Sowohl der NPD-Bundesvorsitzende Udo Voigt als auch der Co-Vorsitzende der 

LINKEN, Oskar Lafontaine, treten als Demagogen und Populisten auf. Sie artikulieren die 

Protesthaltung und Unzufriedenheit ihrer Anhänger und rufen auf zur Abwahl bzw. zum 

Sturz der freiheitlichen, demokratischen und rechtsstaatlichen Verfassungsordnung. Sie 

verdrehen und verschweigen Tatsachen, leugnen historische Fakten und würden Deutsch-

land, läge es denn in ihrer Macht, politisch, wirtschaftlich und gesellschaftlich nach außen 

hin abschotten.  

                                                        
71 Mathias Döpfner: „Nationaler Sozialismus“, in: Die Welt vom 10. Juli 2007. 
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5. Von der SED zur Linkspartei  
 

5.1 Die Partei und ihre Vorsitzenden  

Zwischen der DDR-Staatspartei SED und der Linkspartei gibt es eine eindeutige Kontinui-

tät. Das Verbindungsglied heißt PDS. Deren Geschichte beginnt mit dem Rücktritt der 

SED-Parteiführung um Egon Krenz und der Neuwahl eines Vorstandes auf dem ersten von 

zwei Sonderparteitagen. Am 9. Dezember 1989 wurde Gregor Gysi zum letzten SED-

Parteivorsitzenden gewählt, eine Woche später erfolgte die Umbenennung in SED-PDS. 

Am 4. Februar 1990 warf die Partei das schwer diskreditierte Kürzel SED endgültig über 

Bord und hieß bis 2005 PDS. Am 17. Juli 2005 änderte die Partei ihren Namen ein drittes 

Mal und nannte sich fortan Linkspartei.PDS. Am 16. Juni 2007 trat die Wahlalternative Ar-

beit & soziale Gerechtigkeit (WASG) der Partei bei, die sich seitdem Linkspartei bzw. DIE 

LINKE nennt. Mit diesen wiederholten Namenshäutungen versuchen die Alt-

Kommunisten, das belastende Erbe der SED wie eine lästige Fliege abzuschütteln.  

 

Seit 1990 standen der Partei drei bzw. vier Vorsitzende vor: Gregor Gysi (1990-

1993), Lothar Bisky (1993-2000), Gabriele Zimmer (2000-2003) und abermals Lothar Bisky, 

der seit 2007 den Vorsitz zusammen mit Oskar Lafontaine ausübt.  

 

Gregor Gysi wird am 16. Januar 2008 60 Jahre alt, ist von Beruf Rechtsanwalt und 

trat 1967 in die SED ein. Von 1989 bis 1993 amtierte er als Vorsitzender der SED/PDS. Im 

Februar 1990 appellierte Gysi an die internationale jüdische Gemeinschaft, durch massive 

finanzielle Hilfe den Wiedervereinigungsprozess aufzuhalten. Dabei warnte er, dass ein 

vereinigtes Deutschland „schlecht für die Welt“, aber besonders schlimm für Juden sei.72 

Von März bis Oktober 1990 war Gysi Mitglied der ersten und letzten frei gewählten Volks-

kammer. Zwischen 1990 und 2002 sowie seit 2005 war bzw. ist er Mitglied des Deutschen 

Bundestags. 1990 bis 1998 war er Vorsitzender der PDS-Bundestagsgruppe, von 1998 bis 

2000 und seit 2005 stand bzw. steht er der PDS bzw. der LINKEN als Fraktionsvorsitzender 

vor. 2001 bis 2002 war Gysi Mitglied des Berliner Abgeordnetenhauses. Im Januar 2002 

gab er sein Debüt als Bürgermeister und Senator für Wirtschaft, Arbeit und Frauen des 

                                                        
72 James M Dorsey: “Party chief asks Jews to oppose German unity”, in: The Washington Times vom 21. Feb-
ruar 1990.  
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Landes Berlin, ein Amt, von dem er schon im Juli 2002 nach nur wenigen Monaten wieder 

zurücktrat. 

Der damalige Berliner SPD-Vorsitzende und Senator für Stadtentwicklung, Peter 

Strieder, fasste Gysis Rücktrittsgrund folgendermaßen zusammen: „Er [Gysi] wollte sich 

nicht den Mühen der Ebene unterziehen“73. Und die frühere DDR-Bürgerrechtlerin Freya 

Klier kommentierte: „Statt als unfähiger Wirtschaftssenator mit schwefelnder Vergangen-

heit mehr und mehr von Medien filetiert zu werden als sozialistischer Phrasendrescher …, 

gibt er den Rücktritt aus Gewissensgründen...“74 

Die Bundesbeauftragte für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehe-

maligen Deutschen Demokratischen Republik (BStU) – kurz Birthler-Behörde – erstellte 

mehrere Gutachten bzw. Stellungnahmen zur möglichen Stasi-Verstrickung Gregor Gysis:  

• „Die bisher in der Behörde des Bundesbeauftragten [damals noch Gauck-Behörde] aufge-

fundenen ... Dokumente mit Hinweisen über die Weitergabe von Informationen über op-

positionelle Bürger der DDR durch den Rechtsanwalt Dr. Gysi an das Ministerium für 

Staatssicherheit zeigen deutlich ..., dass langjährige Kontakte bestanden zwischen Dr. Gysi 

und der Hauptabteilung XX, der Diensteinheit, die im Gesamtrahmen des MfS die Feder-

führung bei der ‚vorbeugenden Verhinderung, Aufdeckung und Bekämpfung politischer 

Untergrundtätigkeit’ in der DDR hatte ... Für das MfS wurde er [Dr. Gysi] ... immer mehr zu 

einer wichtigen Person bei ‚der Bekämpfung des politischen Untergrundes’ in der DDR. Die 

aufgefundenen Unterlagen legen den Schluss nahe, dass Dr. Gysi als anwaltlicher Vertreter 

von oppositionellen Bürgern die Interessen des MfS mit durchzusetzen half und mandan-

tenbezogene Informationen an das MfS weitergab... In den Jahren 1979 und 1980 hat Dr. 

Gysi ausführliche Informationen über seine Mandanten Dr. Rudolf Bahro und Prof. Robert 

Havemann an das MfS übermittelt ... Vor allem die von Dr. Gysi in Bezug auf die ‚operative’ 

Bearbeitung von Rudolf Bahro gezeigte ‚Zuverlässigkeit’ und ‚hohe Einsatzbereitschaft’ ... 

nahm das MfS zum Anlass, ihn als IM-Kandidaten zu registrieren, was aus der Existenz der 

IM-Vorlaufakte deutlich wird. Als vorläufiger Deckname wurde von MfS-Mitarbeitern ‚Gre-

gor’ gewählt ... Die Gesamtheit des vorliegenden Materials lässt darüber hinaus den 

Schluss zu, dass bei Dr. Gysi in Bezug auf seine Zusammenarbeit mit dem MfS eine 

‚Einsatzrichtung’ ..., eine bestimmte Auftragsstruktur ... und offensichtlich auch die Bereit-

schaft, personenbezogene Informationen zu liefern, gegeben war. Eine solche Bereitschaft 

ist im Rahmen der ‚operativen Bearbeitung’ von Personen durchaus ein Wesenszug der in-

offiziellen Zusammenarbeit mit dem MfS ... In der ... Stellungnahme wird auch die von Dr. 

Gysi ... selbst gebrauchte These widerlegt, dass die Decknamen ‚Gregor’, ‚Notar’ oder 

‚Sputnik’ lediglich Bezeichnungen für eine Sammlung von Informationen seien, die zwar 

                                                        
73 „Gregor Gysi tritt zurück. Trittin und Volmer: Vorwürfe haltlos“, in: FAZ vom 1. August 2002.  
74 Freya Klier: „Gregor Gysis großer Schwindel. Der PDS-Popstar nutzt die Chance zum Absprung“, in: Focus 
vom 5. August 2002.  
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einen bestimmten Sachverhalt beträfen, aber aus verschiedenen Quellen stammten. Denn 

tatsächlich waren ‚Gregor’, ‚Notar’ oder ‚Sputnik’ Decknamen für ein und dieselbe Person, 

die abgestimmt mit dem MfS handelte, Kontakte zu operativ interessanten Personen besaß 

und solche Informationen lieferte, die nur von dieser Person selbst stammen konnten...“75  

• Die „Unterlagen belegen, dass Dr. Gysi von 1978 bis 1989 inoffiziell mit der HA XX/OG bzw. 

XX/9 zusammengearbeitet hat. In dieser Zeit lieferte er mandantenbezogene Informatio-

nen an das MfS. Er hat sich mit seinen Führungsoffizieren Lohr bzw. Reuter sowohl in sei-

ner Privatwohnung als auch in der konspirativen Wohnung ‚Ellen’ getroffen. Zwischen Dr. 

Gysi und der HA XX/OG bzw. XX/9 hat ein dauerhaftes Verbindungssystem bestanden. 

Seine inoffizielle Tätigkeit hat sich nicht in der Informationslieferung erschöpft. Gegen-

über seinen Führungsoffizieren entwickelte er selbst Vorschläge hinsichtlich der Einfluss-

nahme des MfS auf seine Mandanten. Dr. Gysi hat in Planungen des MfS als verfügbar und 

einsetzbar gegolten. Die inoffizielle Tätigkeit Dr. Gysis ist vom MfS ausweislich so genann-

ter Operativgeldabrechnungen mehrfach durch Präsente und Zuwendungen belohnt wor-

den. Die in der gutachterlichen Stellungnahme vom 26. Mai 1995 enthaltenen Interpretati-

onen wurden bestätigt und mussten nicht nachträglich revidiert werden.“76 

Angesichts dieser Expertisen stellte der Bundestagsausschuss für Wahlprüfung, Immunität 

und Geschäftsordnung „eine inoffizielle Tätigkeit des Abg. Dr. Gregor Gysi für das Minis-

terium für Staatssicherheit der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik als erwie-

sen fest“.77 Als Begründung wurde angegeben: „Der 1. Ausschuss ist nach sorgfältiger Prü-

fung und Bewertung der beim Bundesbeauftragten aufgefundenen Dokumente und der 

zahlreichen Stellungnahmen des Abg. Gysi zu der Überzeugung gekommen, dass Dr. Gysi 

in der Zeit von 1975 bis 1989 in verschiedenen Erfassungsverhältnissen beim Ministerium 

für Staatssicherheit (MfS) aktiv erfasst war. Dr. Gysi hat in dieser Zeit nachweislich bis 

1986 unter verschiedenen Decknamen dem MfS inoffiziell zugearbeitet ... Das Ziel dieser 

Tätigkeit unter Einbindung von Dr. Gysi war die möglichst wirksame Unterdrückung der 

demokratischen Opposition in der DDR.“78 

Stützte sich die Mehrheit des Bundestagsausschusses bei der Bewertung des Falles 

somit auf Gutachten einer unabhängigen Bundesbehörde, so spielten derartige Expertisen 

                                                        
75 Gutachten der BStU zu Gregor Gysi für Bundestagsausschuss, Az.: 11635/92 Z, Gutachterliche Stellung-
nahme vom 26. Mai 1995 zu in der Behörde des Bundesbeauftragten aufgefundenen Unterlagen, die mit Dr. 
Gregor Gysi im Zusammenhang stehen und Dokumentenanhang. Vorgelegt entsprechend dem Auftrag des 
Deutschen Bundestages, Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung vom 9. Februar 
1995.  
76 Ergänzender Bericht der BStU vom 13. März 1997 zur „Gutachterlichen Stellungnahme“ vom 26. Mai 1995 
zu in der Behörde des Bundesbeauftragten neu aufgefundenen Unterlagen, die mit Dr. Gregor Gysi im Zu-
sammenhang stehen und Anhang.  
77 BT-Drs. 13/10893 (Bericht des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung, 1. Aus-
schuss, zu dem Überprüfungsverfahren des Abgeordneten Dr. Gregor Gysi gemäß § 44 b Abs. 2 Abgeordne-
tengesetz, Zusammenfassung und wesentliche Ergebnisse, S. 49.)  
78 Ebd., S. 49f.  
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für Gregor Gysi offensichtlich keine große Rolle. Für ihn war das „durchgeführte Überprü-

fungsverfahren gemäß § 44b Abgeordnetengesetz ... von Beginn bis zum Ende ein politi-

sches Verfahren“.79 Rigoros erklärte Gysi, dass er „zu keinem Zeitpunkt inoffiziell mit dem 

MfS zusammengearbeitet“ hatte.80 Dieser letzte Satz Gregor Gysis würde allerdings eine 

offizielle Zusammenarbeit seinerseits mit dem MfS nicht ausschließen. Für die frühere 

DDR-Bürgerrechtlerin Bärbel Bohley ist das Urteil über Gysi jedenfalls gesprochen: „Dieser 

Kerl faselt vom Sozialismus und will doch in Wirklichkeit nur die SED-Diktatur und seine 

eigene Stasi-Verstrickung schön reden.“81  

Als Gysi das Amt des PDS-Fraktionsvorsitzenden im Herbst 2000 abgab, folgte ihm 

Roland Claus nach. Claus wurde am 18. Dezember 1954 in Hettstedt geboren und trat 

1978 in die SED ein. In der DDR bekleidete er zwischen 1976 und 1989 unterschiedliche 

Funktionen in der FDJ. 1989 war Claus der letzte 1. Sekretär der SED-Bezirksleitung Halle 

gewesen. Als PDS-Landesvorsitzender in Sachsen-Anhalt von 1991 bis 1997 führte er die 

SED-Erben 1994 in die Tolerierung einer Minderheitsregierung aus SPD und Bünd-

nis90/Die Grünen („Magdeburger Modell“). Am 9. November 2006 stellte der Bundes-

tagsausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung „mit der erforderlichen 

Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder eine inoffizielle Tätigkeit des Abgeordneten 

Roland Claus für das Ministerium für Staatssicherheit (MfS) der ehemaligen Deutschen 

Demokratischen Republik als erwiesen fest“.82  

Ähnlich wie bei Gregor Gysis Nachfolger als PDS-Bundestagsfraktionsvorsitzender 

wird auch bei seinem Nachfolger als PDS-Parteivorsitzender, Lothar Bisky, über mögliche 

Stasi-Verstrickungen diskutiert. Bisky wurde am 17. August 1941 in Zollbrück (Pommern) 

geboren und wuchs in Schleswig-Holstein auf. 1959 siedelte er in die DDR über, 1963 trat 

er in die SED ein. Bisky ist Medienwissenschaftler. Von März bis Oktober 1990 war er Mit-

glied der letzten DDR-Volkskammer, von 1990 bis 2005 Mitglied des brandenburgischen 

Landtages. Dort führte er von 1990 bis 2004 die PDS-Fraktion an, bevor er von 2004/05 als 

Landtagsvizepräsident amtierte. Außerdem war Bisky zwischen 1992 und 1994 Vorsitzen-

der des so genannten Stolpe-Untersuchungsausschusses. Nach seiner Wahl in den Deut-

                                                        
79 Ebd., S. 51. Stellungnahme des Abgeordneten Dr. Gregor Gysi vom 29. Mai 1998 zur Feststellung des Aus-
schusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung vom 8. Mai 1998 im Rahmen des gegen ihn 
durchgeführten Überprüfungsverfahren gemäß § 44b Abgeordnetengesetz.  
80 Ebd., S. 68. 
81 Süddeutsche Zeitung vom 11. Juli 2001.  
82 BT-Drs. 16/3392 (Bericht des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung, 1. Aus-
schuss, zu dem Überprüfungsverfahren des Abgeordneten Roland Claus gemäß § 44c Abs. 2 des Abgeordne-
tengesetzes (AbgG), Überprüfung auf Tätigkeit oder politische Verantwortung für das Ministerium für 
Staatssicherheit/Amt für Nationale Sicherheit der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik, S. 1.) 
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schen Bundestag gewann Bisky zwar gegen Gesine Lötzsch eine fraktionsinterne Kampf-

abstimmung um die Nominierung für das Amt des Bundestagsvizepräsidenten. Bei der an-

schließenden Wahl erhielt er aber in vier Wahlgängen nicht die erforderliche Mehrheit. In 

den Medien wurde über den amtierenden Vorsitzenden der Linkspartei folgendes berich-

tet: 

• „In der Birthler-Behörde sind neue Dokumente über Bisky aufgetaucht: eine IM-Karteikarte 

und Vermerke über Berichte, die er geliefert hat. Nimmt man diese mit früher entdeckten 

Dokumenten zusammen, spricht alles dafür, dass Bisky Inoffizieller Mitarbeiter (IM) der 

Hauptverwaltung Aufklärung (HVA) war ... Erste Vorwürfe gegen Bisky gab es schon 1995. 

Damals wurde die IM-Akte seiner Frau gefunden, in der ein ‚IM-Vorgang des Ehemannes’ 

erwähnt ist. Damals dementierte Bisky: ‚Zu keinem Zeitpunkt war ich IM.’ Ende Juni hat die 

CIA die so genannten ‚Rosenholz-Daten’ für die Forschung freigegeben ... Ein klares De-

menti gibt es von Bisky heute nicht mehr. Das ‚registrierte Leben’ des Lothar Bisky ist das 

eines Inoffiziellen Mitarbeiters. In der HVA-Personenkartei gibt es ein Kärtchen, das Biskys 

Namen trägt, eine IM-Registriernummer, den Decknamen ‚Bienert’. 1966 wurde es ange-

legt ... Die HVA hatte offenbar bemerkt, dass aus dem Mann mal etwas werden könnte.“83 

• „Nach Rückgabe der ‚Rosenholz’-Datei aus den USA entdeckten die Rechercheure der Be-

hörde zwei IM-Karteikarten. Demzufolge war Bisky für die Jahre 1966 bis 1970 unter dem 

Decknamen ‚Bienert’ als IM und seit 1987 als Gesellschaftlicher Mitarbeiter Sicherheit 

(GMS) unter dem Tarnnamen ‚Klaus Heine’ bei der DDR-Auslandsspionage registriert. Ein 

GMS entspricht nach Behördenangaben dem Status eines IM.“84 

Mit Ausnahme des neuen Co-Vorsitzenden Oskar Lafontaine ist die politische Sozi-

alisation der bisherigen Partei- und Fraktionsvorsitzenden von PDS bzw. Linkspartei reprä-

sentativ für die Masse der Parteibasis. Gegenwärtig zählt die Partei nach eigenen Angaben 

rund 72.000 Mitglieder. Mit einem Anteil von ca. 54.600 Mitgliedern kommen mehr als 2/3 

aus den neuen Bundesländern bzw. aus Berlin.85 Die Mehrheit dieses Teils der Mitglied-

schaft stammt aus der SED. Sie sind in organisatorischer und ideologischer Hinsicht Träger 

der Partei. Dies bestätigt Günter Schabowski, der der Partei fast ein halbes Jahrhundert 

angehört hatte und sie deshalb kennt wie kaum ein anderer: „Die Mehrheit der Mitglieder 

kommt aus der SED und ist in Nostalgie gefangen. Das ist die Folie, auf der der vermeintli-

che Wunderknabe Gregor Gysi herumturnt.“86 

Den früheren SED/PDS-Mitgliedern stehen seit dem Beitritt der WASG zur PDS de-

ren Anhänger gegenüber. Da diese sich lediglich als ‚wahre’ Sozialdemokraten begreifen, 

                                                        
83 Toralf Staud: „Die zwei Leben des Genossen B.“, in: Die Zeit vom 31. Juli 2003.  
84 „Die Sache mit IM Bienert“, in: Stern vom 20. Oktober 2005.  
85 Vgl. DIE LINKE. Pressedienst, Presseinformation zur Partei DIE LINKE vom 16. Juni 2007 zur Mitgliederzahl.  
86 Günter Schabowski, ehemaliges Mitglied des Politbüros des Zentralkomitees der SED und früherer erster 
Sekretär der SED-Bezirksleitung von Ost-Berlin, in: Der Spiegel vom 9. Juli 2001.  
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ist ihnen der Gedanke des „Systemwechsels“ fremd. Beim Aufeinanderprallen dieser Mei-

nungen hat sich die PDS durchgesetzt, denn sie hat den für sie unveräußerlichen Grund-

konsens des „demokratischen Sozialismus“ im marxistischen Sinn in den Gründungsdoku-

menten der Linkspartei verankert. Wie zu PDS-Zeiten wird er von der Partei auch unter ih-

rem neuen Namen mit einem Zitat aus dem Kommunistischen Manifest begründet:  

„Ziel des demokratischen Sozialismus, der den Kapitalismus in einem transformatorischen Prozess ü-

berwinden will, ist eine Gesellschaft, in der die Freiheit des anderen nicht die Grenze, sondern die Be-

dingung der eigenen Freiheit ist.“87 

Kenner des Kommunistischen Manifests wissen, dass nach Karl Marx die freie Entwicklung 

aller erst nach der Revolution möglich ist. Mit der Festschreibung dieses Grundverständ-

nisses hat die PDS in der Linkspartei die „Systemfrage“ gegen die Bedenken der früheren 

WASG offen gehalten. Jenseits tagespolitischer Auseinandersetzungen hat sie damit deut-

lich gemacht, dass sie die freiheitlich-demokratische Grundordnung durch den „demokra-

tischen Sozialismus’“ ersetzen will. Eine solche „Transformation“ ist für DIE LINKE keine 

politische Richtungsentscheidung, die je nach wechselnden Mehrheitsverhältnissen wie-

der umkehrbar wäre, sondern ein endgültiger Zustand. Sie will die sozialistische Gesell-

schaft.  

 

5.2 „Es war nicht alles schlecht“: Geschichtsrevisionismus der Linkspartei  

Bis heute ist im Denken der Partei der „Anspruch auf das Wahrheitsmonopol“ höchst le-

bendig.88 Nur bei vereinzelten Mitgliedern zeigen sich erste Zweifel, wie beispielsweise 

beim Europa-Abgeordneten der LINKEN, André Brie: „Die meisten Menschen wissen es 

besser. Die reine linke Lehre hat es immer leichter. Nur mit den Widersprüchen und realen 

Bedingungen der Politik hat sie oft nichts zu tun.“89 Instrumente der allmächtigen Lehre90 

sind die Relativierung und Verharmlosung der im Namen des Sozialismus begangenen 

Verbrechen sowie die Gleichsetzung von SED-Unrechtsregime mit dem freiheitlich-

demokratischen System der Bundesrepublik. Die Geschichtsklitterung ist gewollt, ihre Er-

gebnisse sind erschreckend: 

                                                        
87 Programmatische Eckpunkte. Beschluss der Parteitage von WASG und Linkspartei.PDS am 24./25. März 
2007 in Dortmund. Im Kommunistischen Manifest ist allerdings nicht von einem „transformatorischen“, son-
dern von einem „revolutionären“ Prozess die Rede.  
88 André Brie: „Die Linke und die Welt im Zeitalter der Globalisierung“, in: Sächsische Zeitung vom 5. Sep-
tember 2007. 
89 Ebd. 
90 Vgl. ebd. 
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So wird der Unrechtscharakter des „Arbeiter- und Bauernstaates“ geleugnet und 

die DDR zu einer legitimen – weil „antifaschistischen“ – Alternative zur Bundesrepublik 

erklärt. Nach dem gleichen Muster wird der 17. Juni 1953 als „Konterrevolution“ interpre-

tiert, der Mauerbau als „friedenssichernde Abwehrmaßnahme“ umgedeutet und die von 

Millionen Deutschen gewollte Wiedervereinigung zu einer grotesken Fratze verzerrt, bei 

der eine auf einer ‚höheren Entwicklungsstufe’ stehende DDR in einer ‚feindlichen Über-

nahme’ der ‚reaktionären’ Bundesrepublik „angeschlossen“ wurde.91 Zu dieser Geschichts-

verdrehung und -verfälschung gesellt sich die Vertuschung historischer Tatsachen.  

Obgleich die Parteiführung der SED-PDS besser und früher als die meisten Men-

schen in der DDR um den unmittelbar bevorstehenden ökonomischen Bankrott des Landes 

wusste, weben ihre Erben eifrig an der Legende einer angeblich prosperierenden ostdeut-

schen Volkswirtschaft, die vom gnadenlosen westdeutschen „Klassenfeind“ als unliebsame 

Konkurrenz ‚platt’ gemacht wurde. Wie die folgenden Auszüge aus einem 1989 für die 

engste SED-Parteiführung angefertigten streng vertraulichen Dokument belegen, handeln 

die Alt-Kommunisten wider besseres Wissens:  

„Die Feststellung, dass wir über ein funktionierendes System der Leitung und Planung verfügen, hält ... 

einer strengen Prüfung nicht stand ... Das bestehende System der Leitung und Planung hat sich ... nicht 

bewährt, da ökonomische und Preis-Markt-Regelungen ausblieben. [...] Im internationalen Vergleich der 

Arbeitsproduktivität liegt die DDR gegenwärtig um 40 % hinter der BRD zurück ... Die Verschuldung im 

nichtsozialistischen Wirtschaftsgebebiet [kurz NSW] ist ... auf eine Höhe gestiegen, die die Zahlungsfä-

higkeit der DDR in Frage stellt ... Der Verschleißgrad der Ausrüstungen in der Industrie [hat sich] ... auf 

53,8 % erhöht, im Bauwesen ... auf 67 %, im Verkehrswesen ... auf 52,1 % und in der Land-, Forst- und 

Nahrungsgüterwirtschaft ... auf 61,3 % ... Im Zeitraum seit dem VIII. Parteitag [der SED] wuchs insge-

samt der Verbrauch schneller als die eigenen Leistungen. Es wurde mehr verbraucht als aus eigener Pro-

duktion erwirtschaftet wurde zu Lasten der Verschuldung im NSW ... Das bedeutet, dass die Sozialpolitik 

... nicht in vollem Umfang auf eigenen Leistungen beruht, sondern zu einer wachsenden Verschuldung 

im NSW führte ... In den Jahren 1989 und 1990 können die höheren Ausgaben des Staatshaushaltes ge-

genüber den Einnahmen nur durch zusätzliche Kreditaufnahmen in Höhe von 20 Mrd. M erreicht wer-

den, so dass die Gesamtverschuldung 1990 insgesamt 140 Mrd. M beträgt ... Bei der Einschätzung der 

Kreditwürdigkeit eines Landes wird international davon ausgegangen, dass die Schuldendienstrate ... 

nicht mehr als 25 % betragen sollte ... Die DDR hat ... 1989 eine Schuldendienstrate von 150 % ... Wenn 

der Anstieg des ‚Sockels’ verhindert werden soll, ... [ist] eine Reduzierung der Konsumtion um 25-30 % 

erforder[lich] ... Die Konsequenzen der unmittelbar bevorstehenden Zahlungsunfähigkeit wäre ein Mo-

ratorium (Umschuldung), bei der der internationale Währungsfonds bestimmen würde, was in der DDR 

zu geschehen hat. Solche Auflagen ... sind mit der Forderung auf den Verzicht des Staates, in die Wirt-

                                                        
91 So merkte Sahra Wagenknecht als damaliges Mitglied des PDS-Parteivorstandes an: „Die so genannte 
Wende war im Kern eine Gegenrevolution ... “ „Ein klarer Rückschritt“. Interview mit Sahra Wagenknecht, in: 
Der Spiegel vom 26. Dezember 1994.  
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schaft einzugreifen [und] der Reprivatisierung von Unternehmen ... verbunden ... Es ist eine grundsätzli-

che Änderung der Wirtschaftspolitik der DDR verbunden mit einer Wirtschaftsreform erforderlich [Her-

vorhebung im Original] ... Der Wahrheitsgehalt der Statistik und Information ist auf allen Gebieten zu 

gewährleisten ... Auch wenn alle diese Maßnahmen ... durchgeführt werden, ist ... die Zahlungsfähigkeit 

der DDR ... nicht sicherbar ... Allein ein Stoppen der Verschuldung würde im Jahre 1990 eine Senkung des Le-

bensstandards um 25-30 % erfordern und die DDR unregierbar machen.“92 

Trotz ihrer umfassenden Kenntnis der katastrophalen Wirtschaftslage der DDR versuchte 

die PDS-Führung die nach wie vor zu hohe Arbeitslosigkeit in den neuen Bundesländern 

nicht als Resultat des gescheiterten Sozialismus, sondern als Folge der deutschen Einheit 

darzustellen. So meinte Gregor Gysi: „Aus der Erfahrung mit dem Anschluss der DDR wis-

sen wir, dass dieser Weg zur Vernichtung der gesamten wirtschaftlichen Potentiale 

führt.“93 Mit solchen Sätzen will die Parteiführung vom Versagen ihrer Vorgänger ablenken 

und die Verantwortung für die Konsequenzen der SED-Politik anderen in die Schuhe schie-

ben.  

Ganz ähnlich verfährt die Partei, wenn es um die DDR als Ganzes geht. Hierzu 

schrieb die PDS in ihrem Parteiprogramm von 1993:  

„Die antifaschistisch-demokratischen Veränderungen im Osten Deutschlands und später das Bestreben, 

eine sozialistische Gesellschaft zu gestalten, standen in berechtigtem Gegensatz zur Rettung des Kapita-

lismus in Westdeutschland, der durch die in der Menschheitsgeschichte unvergleichlichen Verbrechen 

des deutschen Faschismus geschwächt und diskreditiert war. Zum Sozialismusversuch in der DDR gehö-

ren wertvolle Ergebnisse und Erfahrungen...“94  

Während die Bundesrepublik damit in die Nähe des Nationalsozialismus gerückt wird, er-

fährt die diktatorische Herrschaftsstruktur der DDR keinerlei Erwähnung. Im Gegenteil, sie 

wird beschönigend als „demokratische Veränderung“ bezeichnet. Für Sarah Wagenknecht 

steht jedenfalls fest: Die DDR war „nicht undemokratischer [als die Bundesrepublik] ... 

Auch die Bundesrepublik ist in ihrer Substanz nicht demokratisch.“95 Wie sehr sich die PDS 

diesem grotesken Zerrbild verpflichtet fühlt, wird deutlich, wenn man das auch für die 

Linkspartei aktuell gültige PDS-Grundsatzprogramm von 2003 heranzieht. Fast wortgleich 

werden die Formulierungen aus dem Jahre 1993 dort wiederholt und bekräftigt.96 Von 

                                                        
92 Analyse der ökonomischen Lage der DDR mit Schlussfolgerungen vom 27. Oktober 1989 (so genannter 
„Schürer-Bericht“). Das Papier entstand im Auftrag des Generalsekretärs des ZK der SED, Egon Krenz. Damit 
sollte ein ungeschminktes Bild der ökonomischen Lage der DDR vorgelegt werden. Kursive Hervorhebung 
durch den Verfasser. 
93 Gregor Gysi, Ingolstädter Manifest der PDS, 18. Februar 1994.  
94 Grundsatzprogramm der PDS, beschlossen auf dem 3. Parteitag 29.-31. Januar 1993.  
95 Sahra Wagenknecht, PDS-Bundesvorstandsmitglied und Sprecherin der Kommunistischen Plattform, in: 
Welt am Sonntag vom 17. Juni 2001.  
96 Vgl. Grundsatzprogramm der PDS, beschlossen auf der 2. Tagung des 8. Parteitages am 25./26. Oktober 
2003 in Chemnitz, S. 51.  
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Veränderung der PDS bzw. der Linkspartei kann deshalb keine Rede sein. Die folgenden 

Positionierungen belegen das verstellte Bild der Partei von der DDR zusätzlich:  

• „Im Vergleich zur BRD war die DDR in jeder Phase ihrer Entwicklung – selbst noch in ihrem 

ärgsten Niedergang – das friedlichere, sozialere, menschlichere Deutschland. Wir haben 

daher keinerlei Anlass, uns ... für unsere Herkunft … zu entschuldigen.“97  

• „Wir werden der These vom ‚Unrechtsstaat’ widersprechen, weil sie in ihrer Konsequenz be-

deutet, der DDR das Existenzrecht abzusprechen...“98  

• „Die DDR [war] das friedfertigste und menschenfreundlichste Gemeinwesen, das sich die 

Deutschen im Gesamt ihrer Geschichte bisher geschaffen haben ... [Bis 1956 waren] Kon-

terrevolutionäre Restaurationsversuche in einzelnen osteuropäischen Staaten ... ohne 

Ausnahme abgewehrt worden ... Erich Honecker [gebührt] unser bleibender Respekt...“99  

Auch bei der Beurteilung des Staatsicherheitsdienstes der DDR wird erkennbar, welches 

Weltbild in den Köpfen der Parteiführung verankert ist. Während die Bürger der DDR 

schon mutig die Stasi-Zentralen stürmten, hofierte der heutige Fraktionschef der LINKEN 

im Bundestag, Gregor Gysi, noch ungeniert den unmenschlichen Spitzelapparat. Damals 

äußerte er: „Durch die starke Diskreditierung des Amtes [für nationale Sicherheit, Ex-Stasi] 

ist nach meiner Meinung ... eine Auflösung erforderlich ...“100 Hier wird Gysis Blick auf den 

Repressions- und Unterdrückungsaperrat der SED sichtbar: Nicht die Funktion der Stasi an 

sich lieferte für ihn den Grund zu ihrer Auflösung, sondern allein ihre „Diskreditierung“ in 

den Augen der DDR-Bürger. Das folgende Zitat bestätigt Gysis positives Urteil über die 

Stasi: „Wir wissen ..., dass viele Genossen dieses Ministeriums stets pflichtbewusst und 

ehrlich die ihnen erteilten Aufträge ... erfüllt haben.“101 

Die Rechtfertigung des Mauerbaus und das Leugnen des Schießbefehls ist ein wei-

teres Beispiel für die unerträgliche Geschichtsklitterung der PDS/Linkspartei. Obwohl ihre 

Selbstschussanlagen gegen die DDR-Bürger gerichtet waren und die Grenzsoldaten auf 

Flüchtlinge schossen, die die Unterdrückung durch das SED-Regime gegen die Freiheit der 

Bundesrepublik eintauschen wollten, wird dieses augenfälligste Symbol des gescheiterten 

Sozialismus als „friedenssichernde Abwehrmaßnahme“ gegen „den Westen“ gerechtfer-

tigt. Denn nichts anderes ist doch gemeint, wenn ein Mitglied des Parteivorstandes 1995 

                                                        
97 Sahra Wagenknecht, in: Pressedienst der PDS, Nr. 48/1994.  
98 Fünf-Punkte-Papier „Sozialismus ist Weg, Methode, Wertorientierung und Ziel.“ Verabschiedet auf der 1. 
Tagung des 4. Parteitages der PDS im Januar 1995, in: DISPUT, 3/4 1995.  
99 Günther Müller: „Sahras rote ‚Wahrheiten’“. Rezension zu Sahra Wagenknecht: Antisozialistische Strate-
gien im Zeitalter der Systemauseinandersetzung. Zwei Taktiken im Kampf gegen die sozialistische Welt, 
Bonn 1995, in: Bayernkurier vom 18. März 1995.  
100 Gregor Gysi: Zur Formierung einer modernen Partei des demokratischen Sozialismus, in: Lothar Hornbo-
gen u. a. (Hrsg.): Außerordentlicher Parteitag der SED/PDS. Protokoll der Beratungen am 8./9. und 16./17. 
Dezember 1989 in Berlin, Berlin 1999, S. 63.  
101 Ebd.  
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schrieb, dass der Mauerbau eine Maßnahme „zur Grenzbefestigung ... [war], die dem lästi-

gen Einwirken des feindlichen Nachbarn ein (längst überfälliges) Ende“ setzte.102  

Derartige Äußerungen sind weder Einzelmeinungen, noch sind sie auf einen frühen 

Zeitraum der Parteientwicklung begrenzt. So fand 1999 das seinerzeitige PDS-

Vorstandsmitglied Michael Benjamin lobende Worte für den Mauerbau, der in seinen Au-

gen „eine völkerrechtlich zulässige und … angemessene Maßnahme“103 war. 2001 rechtfer-

tigte auch der damalige stellvertretende Parteivorsitzende Peter Porsch Stacheldraht und 

Schießbefehl: „Die Mauer hat 1961 den Frieden in Europa und der Welt erhalten. Niemand 

wäre damit geholfen, wenn wir uns für die Mauer entschuldigten.“104 Und Gabriele Zim-

mer, damals PDS-Vorsitzende, pflichtete ihrem Stellvertreter bei: „Es geht nicht darum, 

Abbitte zu leisten.“105  

Als Markus Wolf, ehemaliger Stellvertreter von Stasi-Chef Erich Mielke, im Novem-

ber 2006 verstarb, betrauerten ihn der Berliner Linksparteivorsitzende Klaus Lederer und 

die Bundestagsvizepräsidentin Petra Pau mit den Worten: „Er ging aufrecht durch sein Le-

ben“.106 Auch darin zeigt sich die Leugnung von Schuld durch die SED-Erben. Die unerträg-

liche Geschichtsklitterung der Alt-Kommunisten setzt sich bis heute fort. Jüngster Beleg 

ist die Debatte um den Schießbefehl an der innerdeutschen Grenze:  

„Zögern sie nicht mit der Anwendung der Schusswaffe, auch dann nicht, wenn die Grenzdurchbrü-

che mit Frauen und Kindern erfolgen, was sich die Verräter schon oft zunutze gemacht haben“.107  

Obwohl spätestens jetzt auch in der Zeitung Jeder schwarz auf weiß nachlesen kann, dass 

es an der innerdeutschen Grenze den Befehl der DDR-Oberen gab, auf wehrlose Menschen 

zu schießen, streiten die SED-Erben weiterhin alles ab. Die folgenden Zitate verdeutlichen 

dabei in besonderer Weise die ungebrochene Kontinuität zwischen SED und Linkspartei:  

• „Es hat einen … Schießbefehl nicht gegeben.“108 

• „Für mich ist nicht belegt, dass es einen generellen Schießbefehl gab.“109 

Seite an Seite verhöhnen damit der letzte SED-Chef und der erste Vorsitzende der Links-

partei die Opfer des unmenschlichen Grenzregimes. Auch der erste Spitzenkandidat der 

Linkspartei in Hessen, Peter Metz, scheute sich im August 2007 nicht davor, den Schießbe-

                                                        
102 Wagenknecht: Antisozialistische Strategien.  
103 Michael Benjamin, in: „PDS-Politiker lobt Mauerbau“, in: Bild-Zeitung vom 24. Januar 1999.  
104 Peter Porsch, in: Tageszeitung vom 14. Juni 2001.  
105 Gabriele Zimmer, in: Philip Grassmann, „Die PDS wird sich für Mauerbau nicht entschuldigen“, in: Süd-
deutsche Zeitung vom 15. Juni 2001.  
106 „PDS würdigt Spionage-Wolf als ‚aufrecht’“, in: Bild-Zeitung vom 20. November 2006. 
107 „Neue Debatte über DDR-Vergangenheit. Schießbefehl-Dokument in Magdeburg entdeckt. Schüsse auch 
auf Kinder erlaubt“, in: FAZ vom 13. August 2007.  
108 Egon Krenz, letzter Generalsekretär des ZK der SED, in: Bild-Zeitung vom 13. August 2007.  
109 Lothar Bisky, Vorsitzender der Linkspartei, in: Bild am Sonntag vom 26. August 2007.  
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fehl an der innerdeutschen Grenze mit dem Einsatz deutscher Bundeswehrsoldaten in Af-

ghanistan gleichzusetzen.110 Doch aller Abwiegelei und allem Schönreden zum Trotz lässt 

sich Wahrheit nicht verbergen. Archive und Zeitzeugen sprechen eine eindeutige Sprache:  

• „Auf Deserteure ist das Feuer sofort zu eröffnen, d.h. ohne Anruf und Warnschuss. Auf Flüchtlinge, 

die sich der Festnahme durch Flucht in die Bundesrepublik zu entziehen versuchen, dürfen nach ei-

nem Warnschuss gezielte Schüsse abgegeben werden.“111 

• „Nach wie vor muss bei Grenzdurchbruchsversuchen von der Schusswaffe rücksichtslos Gebrauch 

gemacht werden, und es sind die Genossen, die die Schusswaffe erfolgreich angewandt haben, zu 

belobigen.“112 

• „An der Mauer galt selbstverständlich der Schießbefehl. Er wurde jeden Morgen bei der Vergatte-

rung verlesen.“113 

• „Natürlich haben auch die Mitglieder des Politbüros gewusst, dass Leute an der Grenze umgekom-

men sind.“114  

Die Linkspartei, die sonst so viel Wert auf ihre angebliche „Ostkompetenz“ legt, will ein-

fach nicht wahrhaben, wie menschenverachtend die Partei- und Staatsführung der DDR 

mit ihrer eigenen Bevölkerung umging. Die Erbschaft der SED lässt sich eben nicht bewäl-

tigen, indem man einfach die Türschilder auswechselt. Neben Bisky hofiert auch Gregor 

Gysi die früheren Stützen der SED-Staatspartei. Sein Auftritt im Januar 2007 vor Ex-Stasi-

Mitarbeitern, der zunächst vom Fraktionssprecher der LINKEN, Hendrik Thalheim, geleug-

net wurde,115 zeigt einmal mehr: Alt-Kommunisten und Kommunisten mögen den Namen 

ihrer Partei häufiger wechseln als manch einer sein Unterhemd, das überaus lebendige 

SED-Erbe in der Linkspartei lässt sich dadurch nicht übertünchen. Ein früheres Mitglied der 

                                                        
110 „Metz Spitzenkandidat der Partei „Die Linke“, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung online vom 26. August 
2007. 
111 Sogenannter „Schießbefehl“ vom 14. September 1961, abgedruckt in: „Biskys Fehlschuss. Warum die Äu-
ßerungen des Vorsitzenden der Linkspartei zum DDR-Schießbefehl falsch sind“, in: Die Welt vom 29. August 
2007. 
112 Redebeitrag Erich Honeckers auf der Sitzung des Nationalen Verteidigungsrates am 3. Mai 1974, abge-
druckt in: ebd.  
113 Richard Hebstreit, ehemaliger Grenzsoldat, in: „Der Schießbefehl wurde jeden Morgen neu erteilt“, in: BZ 
vom 14. August 2007.  
114 Interview Friedbert Meurer mit Günter Schabowski, dem ehemaligen Mitglied des Politbüros des Zentral-
komitees der SED und früheren ersten Sekretär der SED-Bezirksleitung von Ost-Berlin, in: DLF Information 
am Morgen vom 14. August 2007.  
115 Im Januar 2007 hatte Gregor Gysi eine Rede gehalten vor den Mitgliedern der Initiativgemeinschaft zum 
Schutz der sozialen Rechte ehemaliger Angehöriger bewaffneter Organe und der Zollverwaltung der DDR 
e.V. (ISOR). ISOR-Mitglieder zählten nach Angaben des Vereins auch zu den Gästen des Fusionsparteitages 
von WASG und Linkspartei.PDS Mitte Juni 2007. Vgl. hierzu Armin Görtz: „Kritik an Gysis Auftritt bei Stasi-
Veteranen. Linke bestätigen zögernd Rede vor Alt-Kadern“, in: Leipziger Volkszeitung vom 16. August 2007.  
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Parteiführung machte daraus auch gar keinen Hehl, als er kürzlich sagte: „Es gibt eine gro-

ße Schnittmenge zwischen SED-PDS von 1990 und der Linkspartei von heute“.116 

Ein früheres WASG-Mitglied hält diese Schnittmenge inzwischen offensichtlich für 

zu groß. Peter Marekfia, ehemaliger Ortsvereinsvorsitzender der Linkspartei Saarbrü-

cken/St. Johann und Ex-Schatzmeister des Kreisvorstands Saarbrücken, trat kürzlich aus 

der Linkspartei aus.117 Die Linke ist für ihn eine „Neuauflage der SED, von Berlin gesteu-

ert“.118 Die Fusion der WASG mit den SED-Erben bezeichnet er als „feindliche Übernah-

me“119. Und schließlich: „Mit Leuten, die für die Mauertoten mitverantwortlich seien, habe 

er [Marekfia] nichts gemein“.120 Auch der hessische Landtagskandidat der Linkspartei Karl-

Klaus Sieloff warnt inzwischen vor der Wahl der eigenen Partei, hinter der Sektierer stün-

den, die von der untergegangenen DDR träumten.121  

Die frühere DDR-Bürgerrechtlerin Marianne Birthler liegt deshalb völlig richtig, 

wenn sie schreibt: „Am Beispiel der Diskussion um den Mauerbau wird deutlich, wie sehr 

die PDS auf ihr rückwärtsgewandtes Milieu Rücksicht nehmen muss.“122 Weil es die Links-

partei bis heute an einer eindeutigen und klaren Verurteilung des Mauerbaus fehlen lässt, 

hat das Urteil von Marianne Birthler nichts von seiner Aktualität eingebüßt. Die Linkspar-

tei verharmlost noch immer die brutale Diktatur in der DDR. Auch an dieser Stelle zeigt 

sich erneut: Wer der PDS/Linkspartei grundsätzlichen Wandel bescheinigt, will oder kann 

die Wirklichkeit nicht zur Kenntnis nehmen.  

 

5.3 „Kommunistische Plattform“ und radikale Sektierer in der Linkspartei  

Die Kommunistische Plattform (KPF) konstituierte sich am 30. Dezember 1989. Sie wurde 

von Kommunisten innerhalb der SED-Nachfolgepartei SED/PDS als eigenständiger Zu-

sammenschluss gegründet und ist heute innerhalb der LINKEN aktiv. Ihre Forderungen be-

stehen in der Beseitigung der bestehenden Gesellschaftsordnung und der Errichtung einer 

klassenlosen kommunistischen Gesellschaft. Die Ewiggestrigen in der KPF träumen noch 

                                                        
116 Wolfram Adolphi, ehemaliger Parteivorsitzender PDS-Berlin, in: Lars von Törne, „Die PDS als Ostpartei 
wär’ längst erledigt“, in: http://www.tagesspiegel.de/berlin/Linke;art270,2328219 (Referenzdatum: 12. Sep-
tember 2007).  
117 Vgl. „Inzwischen auch 50 Austritte bei neuer Linken“, in: Saarbrücker Zeitung vom 8. September 2007.  
118 Peter Marekfia, in: ebd.  
119 Ders., in: ebd.  
120 Vgl. ebd.  
121 „Linker warnt vor links“, in: Focus, 14.Januar 2008 
122 Marianne Birthler, in: Tagesspiegel vom 3. Juli 2001.  
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immer in Anlehnung an den „Historischen Materialismus“ von der sozialistischen Revolu-

tion und vom Bruch mit dem Kapitalismus.123  

Der Kommunistischen Plattform stand Lothar Bisky Jahre nach dem Ende der DDR 

noch positiv gegenüber: „Ich bin froh, dass es die Kommunistische Plattform gibt. Sie ist ... 

sehr aktiv und eine wichtige Kraft. Ich bin auch ständig im Gespräch mit ihr ... Ich habe ü-

berhaupt keine Lust, mich von der Kommunistischen Plattform innerhalb der PDS in ir-

gendeiner Weise abzugrenzen.“124 

Bekanntestes Gesicht der KPF ist ihre Sprecherin Sahra Wagenknecht. Sie war 1989 

in die SED eingetreten und seit 1991 Mitglied des PDS-Parteivorstands. Nach einem Rich-

tungsstreit verließ sie den Parteivorstand, bevor sie im Jahr 2000 erneut in das Gremium 

gewählt wurde. Seit 2004 ist Wagenknecht Abgeordnete im Europa-Parlament. Auch im 

21. Jahrhundert setzt Sahra Wagenknecht weiterhin auf den Klassenkampf. Noch immer 

verteidigt sie die DDR als „ihr Land“, noch immer bezeichnet sie die Mauer „als notwendi-

ges Übel“.125 Die deutsche Einheit wird von der KPF strikt abgelehnt. Für den 3. Oktober 

2007 kündigte die Kommunistische Plattform deshalb eine Gegenveranstaltung in Bran-

denburg an.126 Die Ablehnung der deutschen Einheit geht einher mit der Glorifizierung der 

sogenannten „Großen Sozialistischen Oktoberrevolution“.  

                                                        
123 Vgl. Patrick Moreau/Jürgen P. Lang: Linksextremismus. Eine unterschätzte Gefahr, Bonn 1996, S. 121. 
124 Interview Lothar Bisky, in: „Unsere Zeit“ vom 5. Februar 1993. 
125 Vgl. Petra Schnitt: „Die Schöne und die reine Lehre“, in: Stern vom 30. März 1995. 
126 Vgl. Schwerpunktaufgaben der Kommunistischen Plattform in den nächsten Monaten. Beschluss der 2. 
Tagung der 13. Bundeskonferenz in Berlin vom 14. April 2007, in: 
http://archiv2007.sozialisten.de/partei/strukturen/agigs/kpf/dokumente/view_html?zid=35534&bs=1&n=2 
(Referenzdatum: 11. September 2007).  
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6. Lafontaine und die Linkspartei 
 

6.1 Lafontaine und der Populismus: „Fremdarbeiter“ 

Die Linkspartei gibt sich vorzugsweise weltoffen und tolerant. Sie propagiert die „interna-

tionale Solidarität der Arbeiterklasse“ und will gegen die weltweite „Ausbeutung aller 

lohnabhängig Beschäftigten“ ankämpfen. Zu ihrem Selbstverständnis zählt sie den strikten 

Schutz der Rechte sozial Schwacher und von Minderheiten. Über sich selbst schreibt die 

Linkspartei in ihrem Wahlprogramm 2005 voller Stolz: „Dem demokratischen Sozialismus 

verpflichtet, streiten wir für eine bessere Gesellschaft. Eine, in der ... Fremde nicht länger 

fremd ... bleiben.“127 Und weiter: „Diskriminierungen jeglicher Art sind menschenunwür-

dig... Wir fordern die konsequente strafrechtliche Verfolgung rassistischer und rechtsext-

remistischer, neonazistischer und nationalistischer Volksverhetzung...“128 In ihrem 

Grundsatzprogramm lehnt die Partei „jede Form von Rechtsextremismus und Rechtspopu-

lismus strikt ab“.129  

Gegen diesen Grundsatz hat Oskar Lafontaine in Wort und Schrift mehrfach ver-

stoßen. Von ihm vorgetragene Positionen sind unvereinbar mit den offiziell von der Links-

partei beanspruchten Grundwerten. Würden sich die Alt-Sozialisten an ihre eigenen 

Grundsätze halten, dann dürften sie Oskar Lafontaine überhaupt nicht zum Partei- und 

Fraktionsvorsitzenden wählen, sie müssten ihn sogar aus der Partei ausschließen. Statt-

dessen aber hat die Linkspartei Oskar Lafontaine auf den Schild gehoben und damit seine 

ausländerfeindlichen Parolen übernommen. Auf einer Kundgebung in Chemnitz am 14. Ju-

ni 2005 sagte Lafontaine: „Der Staat ist verpflichtet..., zu verhindern, dass Familienväter 

und Frauen arbeitslos werden, weil Fremdarbeiter zu niedrigen Löhnen ihnen die Arbeits-

plätze wegnehmen.“130 In welche Fußstapfen Lafontaine mit seiner Wortwahl tritt, ist in 

der einschlägigen Enzyklopädie des Nationalsozialismus nachzulesen. Zum Stichwort 

Fremdarbeiter heißt es dort: „Bezeichnung für während des Zweiten Weltkrieges ange-

                                                        
127 Wahlprogramm zu den Bundestagwahlen 2005, Beschluss der 2. Tagung des 9. Parteitages, Berlin, 27. Au-
gust 2005.  
128 Ebd.  
129 PDS-Grundsatzprogramm, beschlossen auf der 2. Tagung des 8. Parteitages am 25./26. Oktober 2003 in 
Chemnitz, S. 24. 
130 Rede Oskar Lafontaines während einer Kundgebung am 14. Juni 2005 in Chemnitz.  
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worbene oder nach Deutschland verschleppte Arbeitskräfte…“131 Selbst Gregor Gysi hat 

mit Lafontaines Äußerung große Probleme: „Ich fand seine Formulierung unglücklich...“132 

Lafontaines Wortwahl war indes kein ‚Ausrutscher’, sondern spiegelt seine Einstel-

lung wider. In seiner Publikation aus dem Jahr 2005 „Politik für alle. Streitschrift für eine 

gerechte Gesellschaft“ warf Lafontaine folgende Frage auf: „Welche kulturelle Identität 

soll Europa letztlich am Ende dieses Jahrhundert haben? Das Einwanderungsland USA wird 

bereits in fünfzig Jahren keine weiße Mehrheit mehr haben.“133 Zur Qualifikation von Zu-

wanderern fällt Oskar Lafontaine ein abwertendes Pauschalurteil: „Zuwanderer haben in 

der Regel keine besonders guten Chancen auf dem Arbeitsmarkt, sie sind vielfach abhän-

gig von sozialen Leistungen. Isolation, Drogenkonsum, Aggression ... seien die unmittelba-

ren Folgen.“134 Oskar Lafontaines Fischen am rechten Rand ist auch keineswegs neu, denn 

er schürte schon früher hemmungslos eine mit Sozialneid gepaarte Ausländerfeindlichkeit.  

Ende November 1989 forderte Lafontaine, man solle den Deutschen in der DDR 

„nicht den Zugriff auf die sozialen Sicherungssysteme der Bundesrepublik einräumen“.135 

Außerdem sprach er in diesem Zusammenhang von angeblichen „Prämien für das Wegge-

hen“136 und von „finanziellen Anreize[n], die unser soziales Netz den Bürgern“ aus der DDR 

biete.137 Eine ähnliche Wortwahl benutzten kurz zuvor die Republikaner, die das Schre-

ckensbild einer „mit Kopfgeldangeboten provozierte[n] Vertreibung Hunderttausender 

aus ihrer Heimat“ an die Wand malten.138 Und ebenfalls während der Wendezeit in der 

DDR betrieb Lafontaine gezielt Stimmungsmache, als er sagte, dass „unsere sozialen Si-

cherungssysteme immer mehr ins Schleudern geraten, weil jeder, der als Aus- oder Über-

siedler ... [komme], automatisch Zugriff auf sie“ habe.139 Auch damit befand sich Lafontai-

ne wieder in der Gemeinschaft mit den Rechtsradikalen, denn diese warnten mit der Aus-

sage „Und da meinen wir, einfach einen Damm hinhalten zu müssen, denn sonst werden 

wir in dieser Flut ertrinken“ vor Überfremdung.140 

                                                        
131 Peter Widmann: „Fremdarbeiter“, in: Wolfgang Benz/Hermann Graml und Hermann Weiß (Hrsg.): Enzy-
klopädie des Nationalsozialismus, Stuttgart 1998, S. 470f. 
132 „Eine veränderte SPD ist unser Partner.“ Interview mit Gregor Gysi und Oskar Lafontaine, in: Stern vom 
30. Juni 2005. 
133 Oskar Lafontaine: Politik für alle. Streitschrift für eine gerechte Gesellschaft, Berlin 2005, S. 200.  
134 Ebd., S. 232f.  
135 Oskar Lafontaine, in: Die Welt vom 27. November 1989.  
136 Presseservice der SPD vom 24. November 1989.  
137 Oskar Lafontaine, in: Bild-Zeitung vom 4. Dezember 1989.  
138 „Der Republikaner“ vom April 1989.  
139 Oskar Lafontaine, in: Bild-Zeitung vom 4. Dezember 1989.  
140 Franz Schönhuber, Rede auf dem Bundesdelegierten-Parteitag der Republikaner in Dinkelsbühl am 3. De-
zember 1988.  
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Es verwundert deshalb nicht, dass 1990 bei einer Umfrage 74 Prozent der Anhänger 

der rechtsradikalen Partei „Republikaner“ die Frage „Glauben Sie, dass er (Lafontaine) ein 

guter Bundeskanzler wäre“ mit „Ja“ beantworteten.141 Heute hängt sich Oskar Lafontaine 

das Bild des früheren SPD-Bundesvorsitzenden Willy Brandt in sein Büro und dokumen-

tiert damit seinen Anspruch, dessen politisches Erbe anzutreten. Dabei vergisst er offen-

bar, dass es gerade Brandt war, der seine rechtsradikalen Tendenzen und charakterlichen 

Schwächen schon früh erkannte und deshalb ironisch über Lafontaine urteilte: „Eine ge-

lungene Mischung aus Napoleon und Mussolini.“142 Andere SPD-Mitglieder bestätigten 

Brandts Einschätzung: „Oskar Lafontaine (ist) der kleine Diktator in der Partei.“143 Die 

Linkspartei wusste also genau, wen sie sich da zum Partei- und Fraktionsvorsitzenden er-

kor. 

Die Auftritte des Spitzenkandidaten und einstigen SPD-Parteivorsitzenden Oskar 

Lafontaine lockten bislang neben enttäuschten Sozialdemokraten vor allem Neonazis 

an.144 Auf seinen Gebrauch des Begriffs „Fremdarbeiter“ bei einer Kundgebung im Juni 

2005 wird weiter unten noch hingewiesen. Die NPD applaudierte heftig. „Fremdarbeiter 

stoppen! Arbeit für Deutsche“ hieß es auf einem Wahlplakat der Partei. Wie nah sich 

Linkspartei und NPD bereits 2005 waren, zeigte sich auch daran, dass sich junge Neonazis 

hinter einem Banner der Linkspartei mit der Aufschrift „Hartz IV stoppen!“ versammelten 

und den linken Demonstranten folgten.145  

 

6.2 Lafontaines Israelfeindlichkeit und der „Antifaschismus“ der Linken 

Wie sieht es nun mit dem von den Linken beschworenen „Antifaschismus“ aus? Steht die-

ser Begriff wenigstens für eine politische Haltung, die aus der deutschen Geschichte die 

richtigen Lehren gezogen hat? Für die Ablehnung der nationalsozialistischen Ideologie und 

Diktatur mit allen Konsequenzen? Wohl kaum. Der Antifaschismus der Linkspartei steht 

                                                        
141 Repräsentative Umfrage des Meinungsforschungsinstituts Forsa im Auftrag des Magazins „Stern“ vom 18. 
Januar 1990.  
142 Äußerung Willy Brandts über Oskar Lafontaine, zitiert nach Daniel Friedrich Sturm: „Die Freude währte 
nicht lange“, in: Die Welt vom 21. Juli 2007.  
143 Ulrich Maurer, in: Stern vom 2. August 1990. Heute ist Maurer dem „Parteidiktator“ Lafontaine als „Auf-
bauhelfer West“ und als parlamentarischer Geschäftsführer der Bundestagsfraktion zu Diensten.  
144 Vgl. Alwin Schröder: „Im Visier von braunen Brigaden“, in: Der Spiegel online vom 24. Juni 2005. 
145 Vgl. Arne Boecker: „Oskar Lafontaine und die Linken. Des Redners bunte Truppe“, in: Süddeutsche Zei-
tung vom 16. Juni 2005. 
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ganz in der Tradition des Antifaschismus der DDR-Staatspartei.146 Die SED instrumentali-

sierte den Begriff und legitimierte damit nicht nur ihre Herrschaft, sondern sprach sich 

auch von den Verbrechen des Nationalsozialismus mit dem Argument frei, ‚Kommunisten 

seien ja schließlich die ‚ersten Opfer’ der Nationalsozialisten gewesen’.  

Die DDR hat sich weder zur Verantwortung für den Holocaust bekannt, noch den 

Staat Israel anerkannt. Mehr noch: Sie hat sogar palästinensische Terroristen ausgebildet 

und finanziert. In dieser Kontinuität erkennt DIE LINKE auch heute das Existenzrecht Isra-

els nicht an, sondern relativiert und konditioniert dieses Recht, wo sie nur kann. Perma-

nent übt Oskar Lafontaine fundamentale Kritik an der Politik Israels. Er übersieht dabei ge-

flissentlich den erklärten Willen des Iran und des Irak unter Saddam Hussein, den jüdi-

schen Staat zu vernichten.  

Anfang 2006 plante Lafontaine eine Reise in den Iran: „Wir wollen den Standpunkt 

der Iraner im Original kennen lernen ... Es gibt einen Korrekturbedarf auch bei der deut-

schen Politik. Eine Politik, die zur Grundlage hat, dass die einen Staaten Atomwaffen besit-

zen dürfen, die anderen aber nicht, kann keinen Erfolg haben.“147 Um den Standpunkt des 

iranischen Staatspräsidenten Ahmadinedschad kennen zu lernen, bedarf es keiner Reise 

nach Teheran. Er ist auch in hiesigen Tageszeitungen nachzulesen: „Was Israel angeht – die 

können sich einen anderen Ort suchen.“148 Der iranische Staatspräsident leugnet den Ho-

locaust und will Israel vernichten. Wer trotzdem bewusst die Nähe zu Ahmadinedschad 

sucht und aufgrund dessen antijüdischen Positionen einen ‚Korrekturbedarf bei der deut-

schen Politik’ sieht, muss sich den Vorwurf der Israelfeindlichkeit gefallen lassen.  

Indem sich Lafontaine mit ausgewiesenen Antisemiten austauschen will, konterka-

riert er den einstigen Anspruch der Linkspartei, gegen jeden Antisemitismus zu sein.149 Mit 

diesen gezielten Tabubrüchen ist er keineswegs allein, sondern handelt erneut im Bündnis 

mit Unterstützern aus der Partei. Seine Äußerungen fallen also innerhalb der Linkspartei 

                                                        
146 Vgl. zur Diskussion um die Kontinuität des SED-Antifaschismus in der PDS: Werner Müller: Bruch oder 
Kontinuität? SED, PDS und ihr „Antifaschismus“, in: Manfred Agethen/Eckhard Jesse/Ehrhart Neubert 
(Hrsg.): Der missbrauchte Antifaschismus. DDR-Staatsdoktrin und Lebenslüge der deutschen Linken, Frei-
burg/Basel/Wien 2002, S. 363-376; Viola Neu: Strategische Bedeutung des „Antifaschismus“ für die Politik 
der PDS, in: ebd., S. 396-405. 
147 Cordula Eubel/Matthias Meisner: „Wir haben an Schwung verloren“. Interview mit Oskar Lafontaine, in: 
Tagesspiegel vom 22. April 2006.  
148 „Irans Präsident stellt erneut Existenzrecht Israels infrage“, in: Die Welt vom 6. August 2007.  
149 Im Wahlprogramm 2005 hatte die Linkspartei.PDS formuliert: „Rechtsextremismus, Neonazismus, Natio-
nalismus, Rassismus, Antisemitismus, Intoleranz ... nagen an den Grundlagen der Demokratie“. Wahlpro-
gramm zu den Bundestagwahlen 2005, Beschluss der 2. Tagung des 9. Parteitages, Berlin, 27. August 2005.  



 37 

auf fruchtbaren Boden.150 Einer von Lafontaines eifrigsten Helfershelfern ist der Bundes-

tagsabgeordnete und außenpolitische Sprecher der Fraktion DIE LINKE Norman Paech. Für 

ihn ist die „Anerkennung Israels im Jahre 1948 durch die USA und die europäischen Staa-

ten eine [lediglich] begründbare [keine begründete!] Entscheidung“.151 Zudem kann „die 

Frage des Existenzrechts [Israels] … nur am Ende eines Verhandlungsprozesses stehen“,152 

bis dahin sei dieses Recht lediglich eine „verbale Erhöhung“153. Und der „Kern aller Konflik-

te“ ist für ihn nicht der erklärte Vernichtungswille militanter islamistischer Fundamentalis-

ten gegenüber Israel, sondern die „völkerrechtswidrige Besatzung und teilweise Annexion 

palästinensischen Territoriums“.154 Es folgen weitere Aussagen von Norman Paech:  

• Die Frage, ob der Boykott gegen die israelfeindliche Hamas aufgehoben werden sollte, be-

antwortet Paech mit „Ja, natürlich.“155  

• Die Aktionen der Israelis bezeichnet Paech indirekt als ein „Programm der Vergeltung, der 

Rache und des Terrors...“156 

• „Israel [geht] derzeit mit einem unzulässigen Vernichtungskrieg gegen Milizen und Bevölke-

rung im Libanon vor.“157 

• Die Politik Israels hat „immer wieder den Weg zum Frieden verschüttet … und (muss) des-

halb immer wieder in Krieg münden...“158 

Zu Lafontaine und Paech gesellt sich mit Wolfgang Gehrcke ein weiterer Mandatsträger 

der Linkspartei. Gehrcke ist Obmann der Bundestagsfraktion DIE LINKE im Auswärtigen 

Ausschuss und vertritt ebenfalls Positionen mit antiisraelischer Stoßrichtung. Im Sommer 

2006 reist er in den Libanon, wo er mit Vertretern der radikal-islamischen Hisbollah zu-

sammentraf und erklärte:159 „Das Vorgehen Israels gegenüber Libanon ist völkerrechtswid-

rig.“160 Auch Gehrcke blendete die historische Dimension des Nahost-Konfliktes mit drei 

                                                        
150 Die innerhalb der Linkspartei vorhandene Israelfeindlichkeit wird auch wissenschaftlich thematisiert. Vgl. 
hierzu Thomas Haury: Antisemitismus von links. Kommunistische Ideologie, Nationalismus und Antizionis-
mus in der frühen DDR, Hamburg 2002 und Robert Nachama: Des Antisemitismus neue Kleider: Zum Antizi-
onismus in der PDS, in: Streit vom November 2002.  
151 Newsletter 6/2006, in: www.norman-paech.de/index.php?id=297.  
152 Netzeitung vom 24. März 2007.  
153 Ebd.  
154 Website von Norman Paech: www.norman-paech.de/index.php?id=293&type=98; (Referenzdatum: 23. Juli 
2007.)  
155 „Hamas-Boykott aufheben“. Interview mit Norman Paech, in: Junge Welt vom 2. Juni 2007.  
156 Rede Norman Paechs zum Antikriegstag 2006 auf der DGB-Gedenkveranstaltung, Friedhof „Jammertal“ 
Salzgitter.  
157 „Deutsche Soldaten in Israel nicht denkbar“. Interview Christan Rath mit Norman Paech, in: Tageszeitung 
vom 26. Juli 2006.  
158 Rede Norman Paechs zum Ostermarsch in Hamburg vom 9. April 2007.  
159 Vgl. hierzu den Artikel: „‚Die Unsicherheit wächst’“ Der PDS-Abgeordnete Wolfgang Gehrcke war im Liba-
non“, in: Süddeutsche Zeitung vom 28. Juli 2006.  
160 „Bundesregierung macht sich mitschuldig“. Interview mit Wolfgang Gehrcke, in: Neues Deutschland vom 
21. Juli 2006.  
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Angriffskriegen gegen Israel komplett aus, als er 2003 sagte, „dass Israel von Irak die Ein-

haltung von UN-Resolutionen fordert, sich aber selber an keine einzige hält“.161 

Doch nicht nur aus der Bundestagsfraktion, sondern auch aus der Partei sind antiis-

raelische Töne zu hören. Zum Beispiel von Christine Buchholz, die als Mitglied der radikal-

sozialistischen Organisation „Linksruck“ und als WASG-Bundesvorstandsmitglied zur 

Linkspartei fand. Sie beurteilt den Nahostkonflikt wie folgt: „Auf der einen Seite steht die 

israelische Regierung, die viel internationale Rückendeckung hat … Israel führt Krieg auch 

im Interesse der USA, für die die Zerschlagung der Hisbollah nur ein kleiner Teil ihres Pla-

nes der Neuordnung und Kolonisierung des Nahen und Mittleren Ostens ist … Auf der an-

deren Seite stehen … die Hisbollah … und die internationale Antikriegsbewegung. Das ist 

die Seite, auf der auch ich stehe.“162 Buchholz ist seit Juni 2007 Mitglied im geschäftsfüh-

renden Bundesvorstand der Linkspartei und betreut dort die Bereiche Frieden/Abrüstung 

und internationale Politik. Indem sie sich auf die Seite der Hisbollah schlägt, unterstützt 

Buchholz auch deren erklärten Vernichtungswillen gegenüber Israel. Die Wahl und das 

Aufgabengebiet von Buchholz zeigen, dass derartige Positionen in den Reihen der Altsozi-

alisten mehrheitsfähig sind.  

Angesichts dieser von Lafontaine in der Linkspartei durchgesetzten Positionen mit 

antiisraelischem Tenor, ist es nur allzu berechtigt, dass der Vizepräsident des Zentralrats 

der Juden in Deutschland, Dieter Graumann, den Linksradikalen „Hass und Feindseligkeit 

gegenüber dem jüdischen Staat“ vorwirft.163 Berechtigt ist ebenfalls, dass Michael Fürst, 

der langjährige Vorsitzende der Jüdischen Gemeinde in Niedersachsen, in Oskar Lafontai-

ne einen „Rattenfänger“ sieht, „den man insofern ernst nehmen muss [als er] mit radikal-

populistischen Versuchen … auf Wählerfang“ geht.164  

Welche Sympathisanten Lafontaine dabei für die Linkspartei bereits gewonnen hat, 

ist selbsterklärend, verfolgt man die Solidaritätserklärung des NPD-Generalsekretärs Peter 

Marx: „Lafontaine vertritt außenpolitisch lupenreine und völlig authentische NPD-

Positionen: ... Lösung der Konflikte im Nahen Osten durch politische Eindämmung des Ag-

gressionsstaates Israel ... Wer weiß, vielleicht sieht Deutschland schon in ein paar Jahren 

                                                        
161 „Frieden sofort – auch mit Saddam“. Interview mit Wolfgang Gehrcke, in: Frankfurter Rundschau vom 5. 
April 2003.  
162 „Im Krieg muss sich die Linke positionieren.“ Interview Rüdiger Göbel mit Christine Buchholz, in: Junge 
Welt vom 15. August 2006.  
163 Dieter Graumann: „Altes Gift in neuen Schläuchen“, in: Tagesspiegel vom 22. Juni 2007.  
164 „Altes Gift in neuen Schläuchen“, in: Hannoversche Allgemeine Zeitung vom 21. Juli 2007.  
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gemeinsame Aktionen der NPD mit dem antiimperialistischen Flügel der Linken...“165 Zu-

mindest in der Wortwahl sind sich beide Parteien bereits heute zum Verwechseln ähnlich. 

Der Spiegel schreibt hierzu: „Oft zitieren sie [gemeint sind NPD-Landtagsabgeordnete] 

auch den Vormann der Linken, Oskar Lafontaine, er macht es ihnen leicht mit seinen nati-

onalistischen und anti-israelischen Ausfällen.“166 Und der ehemalige BDI-Präsident Hans-

Olaf Henkel geht sogar noch einen Schritt weiter, wenn er schreibt: „Nehmen Sie aus sei-

nen [Adolf Hitlers] antikapitalistischen Verschwörungstiraden den Begriff ‚Jude’ weg und 

Sie haben die Sprache, die heute Lafontaine spricht.“167 

Alle diese Beispiele machen eines deutlich: Rechts- und Linksradikalismus in Ges-

talt von NPD und Linkspartei berühren und verschränken sich. Die Wahlkämpfer der 

Linkspartei haben laut Harald Bergsdorf diese Tatsache längst erkannt: „Aus unseren 

Wahlanalysen … wissen wir, dass sich eine nicht unerhebliche Zahl der Wähler mit der Erst-

stimme für die PDS und mit der Zweitstimme für die NPD entschieden hat.“168 Auch dies 

ist ein Grund, weshalb die Linkspartei unter Lafontaines Führung es mit ihren eigenen 

propagierten Grundsätzen des „Antirassismus“ und des „Antisemitismus“ nicht so genau 

nimmt. Wenn die Linksradikalen in unserem Land deshalb in Zukunft wieder einmal zum 

„Kampf gegen rechts“ aufrufen, so meinen sie konsequenterweise damit auch den Kampf 

gegen sich selbst.  

                                                        
165 Äußerung von Marx, zitiert nach: „Solidarität mit Oskar Lafontaine“, Statement des NPD-Pressesprechers 
Klaus Beier, Berlin vom 21. Juni 2007.  
166 Gunther Latsch: „Extremisten. Beten mit Neonazis“, in: Der Spiegel vom 6. August 2007.  
167 Hans-Olaf Henkel, in: „Wir sind auf dem Weg in den Neosozialismus“, in: Schweriner Volkszeitung vom 
19. September 2007.  
168 Harald Bergsdorf: „Brauner Hass auf rotem Humus“, in: Die Welt vom 5. Mai 2007.  
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7. Die Linkspartei in Hessen 

 Dank Lafontaines Ausstrahlung auf ein Bevölkerungsspektrum jenseits der traditio-

nell geringen Zahl der Linkspartei-Wähler in den westdeutschen Bundesländern hat sich 

die Linkspartei nach mehreren gescheiterten Anläufen zum Ziel gesetzt, in die westdeut-

schen Landesparlamente einzuziehen. Dies gelang erstmalig am 13. Mai 2007 bei der Bür-

gerschaftswahl in Bremen. Danach zog sie auch in die Landtage von Hessen und Nieder-

sachsen, sowie in die Hamburgische Bürgerschaft ein. Dass es sich bei der vermeintlich 

jüngsten Partei in Wirklichkeit um eine Ansammlung frustrierter Sozialdemokraten, frühe-

rer Gewerkschaftsfunktionäre und langjähriger Mitglieder der Deutschen Kommunisti-

schen Partei (DKP) bzw. aus deren Umfeld handelt, versucht die Partei geschickt zu über-

spielen. Wie eng die tatsächlichen personellen Verbindungen zwischen DKP und der hessi-

schen Linkspartei sind, zeigte sich besonders an der Personalie Pit Metz, dem zeitweiligen 

Spitzenkandidaten der Linkspartei in Hessen. 

 

7.1 Ein Kommunist als erster Spitzenkandidat - Pit Metz und der Schießbefehl 

Obwohl der Vorstand der Linkspartei ursprünglich einen anderen Kandidaten, den 

früheren hessischen DGB-Funktionär Dieter Hooge, für die Spitzenposition bei der hessi-

schen Landtagswahl vorgesehen hatte, entschied sich die Mehrheit der Parteitagsdelegier-

ten für Metz, bekennender Kommunist und lange Jahre Mitglied der Deutschen Kommu-

nistischen Partei, aus der er erst 1996 austrat. 

Dass Pit Metz zum Teil reinrassige DKP-Positionen vertrat, war den Delegierten des 

Gründungsparteitags der hessischen „Linken“ nicht nur bewusst, es war der Grund, wes-

wegen sie Metz in das Spitzenamt beförderten. Metz war bekannt dafür, dass er DDR-

getreue Positionen vertrat und auch den ‚Systemwechsel’ in der Bundesrepublik Deutsch-

land anstrebte.169 Durch seine Rede auf dem Parteitag machte er zudem deutlich, wie we-

nig er zwischen der heutigen Bundesrepublik und der DDR zu unterscheiden gewillt war. 

Mit dem Vorwurf des hessischen Ministerpräsidenten Roland Koch konfrontiert, Nachfol-

gepartei der SED zu sein, die für den Schießbefehl an der innerdeutschen Grenze die Ver-

antwortung trug, antworte Metz: „Wenn du wirklich etwas gegen den Schießbefehl tun 

willst, dann mache deinen Einfluss auf Franz-Josef Jung geltend.“ Schließlich, so Metz, sei 

                                                        
169 Vgl. Pitt von Bebenburg: „Ich betrachte mich immer noch als Kommunisten“, in: Frankfurter Rundschau 
vom 28. August 2007. 
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der Bundesverteidigungsminister dafür verantwortlich, dass Bundeswehrsoldaten in Af-

ghanistan Gebrauch von der Schusswaffe machten.170   

Trotz Metz’ geschmacklosem Vergleich des Schießbefehls an der innerdeutschen 

Grenze mit dem Bundeswehreinsatz in Afghanistan befand Gregor Gysi, Metz sei ein net-

ter „anständiger Kerl“.171 Mit seinem Vergleich brachte Metz ein Denken zum Ausdruck, 

das auch der Parteivorsitzende der LINKEN, Lafontaine, teilt. Er rückte den Bundes-

wehreinsatz in Afghanistan in die Nähe von Terrorismus.172 Erst nachdem der Druck der zu 

Recht entsetzten Öffentlichkeit zu groß wurde, verzichtete Metz am 5. September 2007 

auf seine Kandidatur auf Listenplatz 1.173 Gleichwohl ist er von seiner Wahlkreiskandidatur 

in Marburg für die Wahlen zum hessischen Landtag am 27. Januar nicht zurückgetreten 

und hat dort (erfolglos) kandidiert. 

 

7.2 Programmatische und personelle Mitgift der DKP 

Mit der Personalie Pit Metz erschöpfte sich keineswegs die Verflechtung von Alt-

kommunisten und der LINKEN in Hessen. Auch andere Mitglieder der hessischen Linkspar-

tei, darunter auch eine Reihe von Listen- und Direktkandidaten für die Wahlen zum hessi-

schen Landtag weisen Verbindungen zum politischen Spektrum der äußersten Linken auf: 

Karin Masche, Listenplatz 11 und Direktkandidatin in Fulda, war ebenfalls DKP-Mitglied. 

Konstantinos Papoutsakis, Listenplatz 12, war Mitglied der Kämpferischen Sozialistischen 

Partei Griechenlands. Hartmut Bohrer, Direktkandidat in Wiesbaden, war Spartakus- und 

DKP-Mitglied. Volker Kaphingst, Kandidat in Schwalm-Eder, war ebenso DKP-Mitglied wie 

Horst Zanger, Kandidat in Hersfeld-Rotenburg und Dietmar Schnell, Direktkandidat in Vo-

gelsberg. Nicht zuletzt auch die neu gewählte Landtagsabgeordnete Frau Cardenas Alfon-

so, auf die noch unten näher eingegangen werden wird, war in den 80er Jahren Mitglied 

der DKP.  

 

Sogar aus den eigenen Reihen der LINKEN wurde deren kommunistische Ausprägung bes-

tätigt. Mitten im hessischen Landtagswahlkampf warnte der Direktkandidat der Linkspar-

                                                        
170 „Metz Spitzenkandidat der Partei „Die Linke“, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung online vom 26. August 
2007. 
171 „Gregor Gysi: Metz ist ein ‚anständiger Kerl’“, in: Süddeutsche Zeitung online vom 6. September 2007. 
172 Vgl. Oskar Lafontaine über den Afghanistan-Einsatz der Bundeswehr, in: ARD-Talkshow „Sabine Christi-
ansen“ vom 20. Mai 2007. 
173 Vgl. Mechthild Küpper: „Metz beugt sich der Kritik“, in: FAZ vom 6. September 2007. 
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tei im Lahn-Dill-Kreis, Karl Klaus Sieloff, in einem Interview mit dem Nachrichtenmagazin 

Focus die Öffentlichkeit vor der Wahl seiner eigenen Partei - ein wohl einmaliger Vorgang 

in der jüngeren politischen Geschichte Hessens. Damit wurden alle Befürchtungen über 

Personal, Politik und Programm der Linkspartei in Hessen bestätigt. Sieloff berichtete dem 

Focus in einem am 14. Januar 2008 veröffentlichten Interview, in seinem Kreisverband hät-

ten inzwischen „unverbesserliche Alt-Kommunisten das Sagen“. Sieloff wörtlich: „Wir ha-

ben in Hessen jetzt eine Kaderorganisation, die jede unliebsame Diskussion abwürgt.“174 

Sieloff warnte zudem die deutsche Öffentlichkeit vor den Täuschungen der eigenen Par-

teiprogrammatik. Dahinter stünden „Sektierer, die von der untergegangenen DDR träu-

men.“ Für ihn sei der Zusammenschluss seiner WASG mit der ehemaligen PDS ein schwe-

rer Fehler gewesen.175 

 

Wie realitätsfern das Denken von Metz und vieler seiner ehemaligen DKP-Kollegen, 

die heute für die Linkspartei sprechen, noch immer ist, zeigt ein Blick in das DKP-

Programm vom 8. April 2006. Die Deutsche Kommunistische Partei, Nachfolgerin der 1956 

verbotenen KPD und westdeutscher Ableger der SED, tritt auch heute noch für die klassen-

lose kommunistische Gesellschaft an. In ihrem Programm finden sich Aussagen wie „Nur 

der revolutionäre Bruch mit den kapitalistischen Macht- und Eigentumsverhältnissen be-

seitigt letztendlich die Ursachen von Ausbeutung und Entfremdung, Krieg, Verelendung 

und Zerstörung unserer natürlichen Umwelt.“176  Der Untergang des Kommunismus in der 

Sowjetunion und in Mittel- und Osteuropa wird als „die bisher tiefste, bis heute nicht ü-

berwundene Niederlage für die internationale Arbeiterbewegung, für alle progressiven 

Kräfte, ja sogar für die bürgerliche Aufklärung“ gewertet.177 Über die Herrschaft der SED in 

der DDR schreibt das Programm der DKP: 

„Die Deutsche Demokratische Republik hat unter Führung der SED der Macht des deutschen Impe-

rialismus Grenzen gesetzt. Vier Jahrzehnte lang war in einem Teil Deutschlands die Herrschaft der 

Monopole und Banken beseitigt. Die Befreiung vom Faschismus hatte dem deutschen Volk günstige 

Möglichkeiten für die Schaffung einer antifaschistisch-demokratischen Ordnung in ganz Deutsch-

land eröffnet. Allerdings wurde diese Chance in konsequenter Weise nur im östlichen Teil, in der 

sowjetischen Besatzungszone und späteren DDR, genutzt.“178  

                                                        
174 „Linker warnt vor links“, in: Focus, 14. Januar 2008.  
175 Ebd. 
176 Programm der Deutschen Kommunistischen Partei, in: http://www.dkp-online.de/programm/ 
177 Ebd. 
178 Ebd. 
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Hier zeigt sich, welche geistige Nähe zwischen dem verworrenen Geschichtsbild der DKP 

und dem Geschichtsrevisionismus der Linkspartei herrscht. Darüber hinaus ist dem DKP-

Programm und der Ideologie der Linkspartei der Wille gemeinsam, die Bundesrepublik 

Deutschland von Grund auf zu verändern. Die Politik der DKP auf dem Weg zum Sozialis-

mus ist dabei von vorneherein auf ein Bündnis mit der Linkspartei ausgelegt:  

„In der vor uns liegenden Etappe kommt es darauf an, gesellschaftliche Kräfte weit über die Linke 

hinaus im Widerstand gegen die neoliberale Politik zu bündeln. Allianzen verschiedener sozialer und 

gesellschaftlicher Kräfte, die sich an verschiedenen Fragen immer wieder neu bilden und in denen 

die Arbeiterklasse die entscheidende Kraft sein muss, sind die Voraussetzung, um die Rechtsent-

wicklung und den neoliberalen Umbau der Gesellschaft zu stoppen. Wenn aus diesen Allianzen sta-

bile Bündnisbeziehungen und ein fester gesellschaftlicher und politischer Block gegen den Neolibe-

ralismus entwickelt wird, dann können die gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse so verändert wer-

den, dass der Kampf um gesellschaftliche Alternativen eine reale Perspektive bekommt.“179 

 

Auch die für diesen „Kampf um die gesellschaftliche Alternative“ einzuleitenden Schritte 

gleichen den programmatischen Vorschlägen der Linkspartei. Ebenso wie die Linkspartei 

tritt die DKP offen für Verstaatlichungen privatwirtschaftlicher Unternehmen ein: 

„Ohne antimonopolistische Eingriffe werden entsprechende Reformen und die erforderliche tief 

greifende Umverteilung des Reichtums von Oben nach Unten, von den privaten Supervermögen in 

die öffentliche Haushalte, von den reichen zu den armen Ländern nicht möglich sein.  

 

Die DKP hält es für möglich und notwendig, dass im Ergebnis des antimonopolistischen Kampfes 

solche und andere antimonopolistisch-demokratische Umgestaltungen durchgesetzt werden, die zur 

Zurückdrängung der Allmacht des Monopolkapitals und zur Erweiterung der Einflussnahme der Ar-

beiterklasse und ihrer Verbündeten führen und so dazu beitragen können, den Weg für den weiteren 

Kampf um den Sozialismus freizumachen.  

 

Der wesentliche Schritt muss die Überführung der Banken und Versicherungskonzerne sowie der 

produktions- und marktbeherrschenden Konzerne in anderen strategischen Wirtschaftsbereichen in 

demokratisch kontrolliertes öffentliches Eigentum sein.“  

 

                                                        
179 Ebd. 
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Der „Kampf um gesellschaftliche Alternativen“, also der Kampf um die Umwandlung der 

Bundesrepublik Deutschland in eine sozialistische Gesellschaft, ist dabei nichts anders als 

die von der Linkspartei offen gestellte „Systemfrage“. Beide Parteien stellen auf diese Wei-

se unsere Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung in Frage.  

 

7.3 Willi van Ooyen  - ein harmloser „Friedensaktivist“? 

Die Nähe zu DKP und SED ist in der hessischen Linkspartei auch nach dem Verzicht 

von Peter Metz auf die Spitzenkandidatur fest verankert. Auch der neue Spitzenkandidat 

der hessischen Linkspartei, Willi van Ooyen, stand über Jahre mit kommunistischen Grup-

pen in Verbindung. Van Ooyen war von 1976 an zunächst hessischer Landesgeschäftsfüh-

rer der kommunistisch geprägten Deutschen Friedensunion (DFU), seit 1984 dann deren 

Bundesgeschäftsführer, und war über mehr als ein Jahrzehnt einer der maßgeblichen Or-

ganisatoren der so genannten „Friedensbewegung“. 

7.3.1 Geschichte der DFU 
Die Deutsche Friedensunion ist eine im Jahr 1960 auf Initiative des SED-Politbüros ge-

gründete Partei gewesen, die nach dem Verbot der KPD durch das BVerfG im Jahr 1956 die 

kommunistischen und sozialistischen Kräfte in der BRD unter einem pazifistischen Deck-

mantel vereinen sollte. Am 17. Dezember 1960 fand in Stuttgart die Gründungsversamm-

lung statt. Zu den Mitbegründern gehörten u.a. der Bund der Deutschen, die Vereinigung 

unabhängiger Sozialisten, der Deutsche Klub 1954, der Fränkische Kreis und mehrere als 

Ersatzorganisationen der KPD fungierende Gruppen. Die DFU war dementsprechend stark 

kommunistisch geprägt. Neben SED-nahen Kadern aus dem SDS, der Anti-Atomtod-

Bewegung und der illegalen KPD betätigte sich auch eine Reihe linkspazifistischer Christen 

in der Partei. Programmatisch wandte sich die Partei gegen das Wettrüsten, vertrat eine 

neutralistische Politik und forderte militärische Abrüstung und eine Entspannung der Kon-

frontation der Blöcke, alles mit dem Ziel der einseitigen Schwächung der BRD gegenüber 

dem Ostblock. Die SED bezeichnete die DFU 1961 folgerichtig als einzige demokratische 

Partei Westdeutschlands. Zu den Gründern gehörten u.a. Prof. Renate Riemeck, die Pfle-

gemutter von Ulrike Meinhof, Karl Graf von Westphalen und Klara Maria Faßbinder, die 

auch dem Präsidium angehörten. Die Mitgliederzahl ging von 1961 bis in die 80er Jahre 

von rund 12.000 auf ca. 1000 zurück. 

 



 45 

Erstes Nahziel der Partei war der Einzug in den Bundestag 1961. Der Wahlkampf wurde 

vom damaligen konkret-Herausgeber Klaus Rainer Röhl, dem damaligen Partner und zeit-

weiligen Mann von Ulrike Meinhof,  organisiert, der in Absprache mit der SED v.a. mit den 

Motiven der Spitzenkandidatin Prof. Dr. Renate Riemeck und Albert Schweitzer warb. Die 

DFU scheiterte jedoch mit nur 1,9 Prozent deutlich an der 5-Prozent-Hürde. Das Ergebnis 

war auch für neutrale Beobachter unerwartet schlecht und wurde vor allem mit dem kurz 

vor der Bundestagswahl erfolgten Bau der Berliner Mauer erklärt. 

 

Die politische Anleitung der DFU erfolgte durch die SED und ab 1968 auch durch die neu 

gegründete DKP. So heißt es in einer Information der Westabteilung des Zentralkomitees 

"über die weitere Tätigkeit der Deutschen Friedensunion in der BRD" vom Juli 1975: "Das 

Präsidium der DKP nahm in seiner Sitzung vom 2. Juli 1975 eine Information über die wei-

tere Tätigkeit der DFU zur Kenntnis und gab Empfehlungen vor allem in Richtung auf die 

stärkere Herausarbeitung des spezifischen Charakters dieser Vereinigung."180 Und in einer 

anderen Notiz der Westabteilung für das Politbüromitglied Albert Norden wird mitgeteilt: 

"Das beiliegende Memorandum der DFU entstand aus einem Material, welches auf unsere 

Anregung vom [SED-Institut] IPW erarbeitet und dem Parteivorstand der DKP als Handrei-

chung übergeben wurde.“181 

 

Im Jahr 1984 gab die DFU den Status einer politischen Partei auf und bezeichnete sich nur 

noch als „Politische Vereinigung“. Sie beteiligte sich in den folgenden Jahren an der Frie-

densliste, die auch zahlreiche aus der DFU kommende Kandidaten bei Wahlen aufstellte. 

Es überrascht nicht, dass mit dem Ende der Herrschaft der SED auch die öffentlichen Auf-

tritte der Deutschen Friedens Union zu Ende gingen. Die SED hatte ihre Zahlungen an die 

DFU mit dem Ende der DDR eingestellt.   

 

7.3.2 Die Finanzierung der DFU durch die SED 
Es ist davon auszugehen, dass die SED die DFU während der gesamten Dauer ihres Beste-

hens nicht nur gelenkt und maßgeblich beeinflusst hat, sondern dass sie auch den weitaus 

                                                        
180 Westabteilung, Information über die weitere Tätigkeit der Deutschen Friedensunion in der BRD vom 25. 
Juli 1975, Stiftung Archiv der Parteien und Massenorganisationen der DDR im Bundesarchiv, DY 30/ IV 
AB2./2.028/ 8, vgl. auch: Hubertus Knabe, Die unterwanderte Republik, S. 240. 
 
181 Hausmitteilung von Karl Wildberger, Westabteilung der SED, an Albert Norden vom 18. November 1974, 
Stiftung Archiv der Parteien und Massenorganisationen der DDR im Bundesarchiv, DY 30/ IV B2./2.08/ 7. 
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überwiegenden Teil ihrer Geldmittel direkt von der SED und deren Politbüro erhalten hat. 

Dafür gibt es folgende Indizien: 

 

7.3.2.1 Notizen eines SED-Politbüromitglieds 

Nach Notizen des Politbüromitglieds Albert Norden aus dem Jahr 1973 unterstützte die 

DDR die DFU jährlich mit knapp 5 Millionen DM182, also einem wirklich beachtlichen Be-

trag, der weit über den sonstigen Einnahmen der DFU gelegen haben dürfte. 

 

7.3.2.2  Nachweis durch einen Untersuchungsausschuss des Bundestages 

Aus dem Abschlussbericht des 1. Untersuchungsausschusses der 12. Wahlperiode des 

Deutschen Bundestages geht eindeutig hervor, dass im Jahr 1989 hohe Geldbeträge an die 

DFU gezahlt wurden und diese Geldbeträge insbesondere zur Bezahlung der hauptamtli-

chen Mitarbeiter der DFU gedacht waren.183 In den Unterlagen des Ausschusses findet 

sich ein Brief des westdeutschen DKP-Vorsitzenden Herbert Mies vom September 1989, in 

dem er sich mit der Bitte um finanzielle Unterstützung in Höhe von 64,5 Mio. DM für das 

Jahr 1989 an Erich Honecker als den Generalsekretär des Zentralkomitees der SED wen-

det.184 Der Brief ist übrigens von Herrn Honecker persönlich mit dem Vermerk „Einver-

standen“ abgezeichnet worden.185 Insgesamt belief sich die Finanzierung der DKP und an-

derer kommunistisch geprägter Organisationen im Jahr 1989 nach einem ebenfalls in den 

Ausschussunterlagen enthaltenen „Bericht über die Struktur und Aufgaben der Abteilung 

Verkehr“ auf jährlich sogar über 70 Mio. DM186, also eine wirklich erstaunlich große Geld-

summe. Die DFU erhielt davon 1989 3,1 Millionen DM zweckgebunden für „31 Mitarbei-

ter“187, also durchschnittlich 100.000.- DM pro hauptamtlichen Funktionär. Die Hauptauf-

gabe der Abteilung Verkehr des ZK der SED war es übrigens, nach dem Verbot der KPD 

                                                        
182 Geheime Notiz aus dem Büro des SED-Politbüromitglieds Albert Norden aus dem Jahr 1973, Stiftung Ar-
chiv der Parteien und Massenorganisationen der DDR im Bundesarchiv, DY 30/ IV B2./2.028/ 5, Bl. 34, vgl. 
auch: Hubertus Knabe, Die unterwanderte Republik, S. 240. 
183 Bericht des 1. Untersuchungsausschusses der 12. WP des Dt. BT, Drs. 12/7600, S. 278ff., Dokument Nr. 34 
im Anlageband I des 1. Untersuchungsausschusses der 12. WP des Dt. BT, Drs. 12/7600, S. 305, Dokument 
Nr. 604 im Anlageband III des 1. Untersuchungsausschusses der 12. WP des Dt. BT, Drs. 12/7600. 
184 Dokument Nr. 604 im Anlageband III des 1. Untersuchungsausschusses der 12. WP des Dt. BT, Drs. 
12/7600, S. 305. 
185 a.a.O. 
186 Dokument Nr. 34 im Anlageband I des 1. Untersuchungsausschusses der 12. WP des Dt. BT, Drs. 12/7600, 
S. 308. 
187 Dokument Nr. 34 im Anlageband I des 1. Untersuchungsausschusses der 12. WP des Dt. BT, Drs. 12/7600, 
S. 305. 



 47 

1956 die im Untergrund weiter fortbestehenden Nachfolgeorganisationen der KPD und 

andere nahe stehende Organisationen wie die DFU finanziell zu unterstützen.188   

 

7.3.2.3 Willi van Ooyens eigene Aussagen 

Die einzige bislang bekannte Aussage van Ooyens findet sich im Verfassungsschutzbericht 

des Bundes aus dem Jahr 1989, der ihn mit einem Statement in der Bremer Ausgabe der 

taz vom 29. November 1989 zitiert: „Durch die Entwicklung in der DDR ist eine entschei-

dende Finanzquelle überraschend versiegt.“189 Diese Aussage wird untermauert von einem 

ebenfalls im Verfassungsschutzbericht 1989 zitierten Brief des DFU-Landesverbandes 

Bremen an seine Mitglieder, in dem es heißt: „Nun ist es an den Tag gekommen, dass die 

DFU zu rund 80 Prozent von Geldern aus der DDR abhängig war. Das haben uns unsere po-

litischen Gegner immer vorgehalten, wir sind dieser angeblichen Verleumdung immer mit 

Entschiedenheit entgegengetreten [..] Der Vorwurf besteht, wir seien in den vergangenen 

Jahren nichts anderes als die bezahlten Vorposten der SED gewesen.“190 

 

7.3.2.4 Bewertung der vorliegenden Quellen 

Es gibt nach den vorliegenden Dokumenten keinerlei vernünftige Zweifel daran, dass die 

DFU auch maßgeblich durch die SED finanziert worden ist und dass die DFU im Gegenzug 

auch von der SED ideologisch beherrscht und gesteuert worden ist. Nicht nur, dass es kei-

nerlei Anhaltspunkte gibt, die Echtheit der Dokumente aus der Anlage des Untersu-

chungsausschussberichts des Bundestages in Zweifel zu ziehen, es erscheint auch 

schlechthin ausgeschlossen, dass eine Organisation, die maßgeblich von der SED finanziert 

worden ist, sich unabhängig ihr gegenüber verhalten haben soll. 

 

Dass Willi van Ooyen die Zahlungen weder angenommen noch verwaltet haben will, wie er 

in letzter Zeit bekundet hat191, ist eine in höchstem Maße unglaubhafte Aussage. Erstens 

hat er selbst 1989 in der „taz“ eingeräumt192, dass erhebliche Zahlungen an die DFU aus 

der DDR kamen, und zweitens wird er als Bundesgeschäftsführer aller Wahrscheinlichkeit 

                                                        
188 Bericht des 1. Untersuchungsausschusses der 12. WP des Dt. BT, Drs. 12/7600, S. 278ff. 
189 Verfassungsschutzbericht des Bundes 1989, S. 39, S. 95. 
190 a.a.O. 
191 „Welt vom 6. März 2008, "Koch muss weg, da gibt es bei uns kein Wackeln", 
http://www.welt.de/politik/article1767167/Koch_muss_weg_da_gibt_es_bei_uns_kein_Wackeln.html. 
192 zit. nach Verfassungsschutzbericht des Bundes 1989 a.a.O. 
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auch mit dem Geld der SED bezahlt worden sein und darüber hinaus Gelder an die Landes-

verbände verteilt haben. Berücksichtigt man auch noch, dass die DFU damals nur noch ca. 

1.000 Mitglieder hatte und damit nennenswerte Mitgliedsbeiträge nicht mehr eingegan-

gen sein dürften, erscheint es bei der Summe der Einnahmen ausgeschlossen, dass er nicht 

vom Geld der SED bezahlt worden ist. 

 

7.3.3 Aktivitäten nach dem Zusammenbruch der SED-Diktatur 

 Auch nach 1990 war van Ooyen politisch aktiv: Nach Angaben der Frankfurter All-

gemeinen Zeitung ist er derzeit Sprecher des Bundesausschusses Friedensratschlag in Kas-

sel, der vom hessischen Verfassungsschutz als linksextremistisch beeinflusst eingestuft 

wird.193 Aus seinen extrem linken politischen Ansichten nie einen Hehl gemacht: „Ich bin 

Marxist, und die Bezeichnung Kommunist ist für mich kein Schimpfwort.“194 Einer anderen 

Zeitung gegenüber betonte er im Dezember 2007: „Ich habe mich nie von Kommunisten 

abgegrenzt.“195  

 

7.3.4. Fazit  
Willi van Ooyen war in der Zeit des Kalten Krieges ein von der SED-Diktatur bezahlter 

kommunistischer Agitator, dessen Ziel die nachhaltige Destabilisierung der Demokratie in 

der BRD gewesen ist und maßgeblich mitverantwortlich dafür, dass die Mitglieder der 

Friedensbewegung sich nicht für den Frieden, sondern für den Sieg des Ostblocks gegen 

die Nato-Staaten eingesetzt haben.  

 

7.4 Die anderen Mitglieder der Landtagsfraktion 

 

7.4.1 Janine Wissler, stellv. Fraktionsvorsitzende 
Janine Wissler, die Stellvertreterin Willi van Ooyens in der Landtagsfraktion, ist nicht nur 

ehemaliges Mitglied der letztes Jahr aufgelösten trotzkistischen Vereinigung „Linksruck“ 

gewesen, sondern auch Gründungsmitglied der Nachfolgeorganisation „marx 21“, die 

innerhalb der Linken für einen internationalen Marxismus wirbt und die den Klassenkampf 

                                                        
193 Frankfurter Allgemeine Zeitung, Rhein-Main Zeitung, 27. September 2007 
194 Ebd. 
195 Die Welt kompakt, 17. Dezember 2007 
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der Arbeiterklasse in Reinkultur fordert.196 Sie ist damit das Mitglied der neuen Fraktion, 

das am offensivsten nach wie vor für kommunistische und verfassungsfeindliche Parolen 

steht und das Mitglied in einer Organisation ist, die ganz Eindeutig linksextrem ist. Die Zi-

tate aus der Gründungserklärung von „marx 21“ lassen keinen Interpretationsspielraum of-

fen.197 Sie ist 26 Jahre alt und studiert noch, war aktives attac-Mitglied und ist aus den Ju-

sos Frankfurt, die nicht in dem Ruf stehen, konservativ zu sein, ausgeschlossen worden, da 

sie im Verdacht stand, die Jusos kommunistisch zu unterwandern. Interessant ist, dass Frau 

Wissler eigentlich Probleme mit einer Wahl Ypsilantis zur Ministerpräsidentin haben müss-

te, da ihre Organisation „marx 21“ eine Regierungsbeteiligung auch als „Magdeburger 

Modell“ kategorisch mehrfach ausgeschlossen hat198.  

 

7.4.2 Marjana Schott, PGF 
Die neu gewählte parlamentarische Geschäftsführerin Marjana Schott ist bis zur Gründung 

der Linken politisch nicht aktiv in Erscheinung getreten, ist aber bereits seit letztem Jahr 

stellv. Landesvorsitzende ihrer Partei. Der PDS war sie laut ihrer Homepage 2002 beigetre-

ten. Sie ist nach eigener Auskunft zunächst Buchhändlerin gewesen, danach hat sie nach  

einem Studium der Sozialpädagogik im öffentlichen Dienst gearbeitet und ist freiberufli-

che Insolvenzverwalterin und Schuldnerberaterin beim Verein SinN e.V., über den es keine 

Kenntnisse hinsichtlich extremistischer Bestrebungen gibt.  Die Aussage auf ihrer Home-

page: „Der verächtliche Umgang dieses Systems mit dem „Kostenfaktor Mensch“ macht 

mich wütend.“ lässt darauf schließen, dass sie der freiheitlich-demokratischen Grundord-

nung nicht positiv gegenübersteht, sonst würde sie von unserem Staat nicht abfällig als 

„System“ sprechen.199 Ihre Ablehnung unserer Demokratie wird auch deutlich in folgen-

dem Satz: „Ich will nicht die DDR. Aber auch nicht unsere Verhältnisse. Ich will was dazwi-

schen.“200 

 

                                                        
196 vgl. Selbstauskunft von Frau Wissler auf der Homepage der LINKEN-Fraktion Hessen, 
http://www.linksfraktion.die-linke-
hessen.de/component/option,com_contact/task,view/contact_id,4/Itemid,243/ (17. April 2008). 
197 Vgl. nur die „Gründungserklärung“ vom 1. September 2007, http://marx21.de/content/view/194/93/, den 
Artikel vom 3. September 2007, „DIE LINKE am Scheideweg“, http://marx21.de/content/view/183/32/ oder 
einen Artikel vom 25. Februar 2008, „DKP-Debatte: DIE LINKE sollte das Kind nicht mit dem Bade ausschüt-
ten“, http://marx21.de/content/view/340/32/ (alle nachgewiesen am 17. April 2008). 
198 „Nein zum ´Magdeburger Modell´", http://marx21.de/content/view/335/32/ (17. April 2008). 
199 www.marjana-schott.de. 
200 „Welt“ vom 5. März 2008, Artikel „So will die Linke das Geld neu verteilen“, 
http://www.welt.de/politik/article1759105/So_will_die_Linke_das_Geld_neu_verteilen.html (17. April 2008). 
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7.4.3. Hermann Schaus, Landtagsvizepräsident 
Hermann Schaus ist Gewerkschafter seit mehreren Jahrzehnten, er ist 52 Jahre alt und seit 

27 Jahren hauptamtlich bei ötv, später ver.di und mittlerweile Landessprecher ver.di Hes-

sen. Er kommt aus der SPD und ist daher bislang extremistisch nicht aufgefallen, der Aus-

tritt erfolgte 1993 wegen des Asylkompromisses und des „Großen Lauschangriffs“. Er hat 

später die WASG mitgegründet. Schaus hat sich allerdings an einer Wahlanalyse der trotz-

kistisch-linksextremistischen Gruppierung „marx 21“ beteiligt (zusammen mit seiner Frak-

tionskollegin Wissler), so dass er offenbar keine Probleme sieht, sich vom offen marxisti-

schen Spektrum abzugrenzen.201 

 

7.4.4 Barbara Cardenas Alfonso 
Frau Alfonso ist das einzige Mitglied der Linksfraktion, das mal Mitglied der DKP war (in 

den 80er Jahren). Vorher war sie 1969 bei der Deutschen Friedensgesellschaft (DFG), die 

hauptsächlich Kriegsdienstverweigerer beraten haben, und in den 1970ern Mitglied im 

Marxistischen Studentenbund Spartakus, die sich neben ihrem Kampf gegen die Demokra-

tie auch dem Kampf gegen Berufsverbote gewidmet hatten. 1993 war sie zunächst bei 

Bündnis 90/Die Grünen, dann bei der PDS. Später gründete sie eine PDS-nahe Dietzenba-

cher Liste (DL) und vertrat diese im Stadtparlament, dort ist sie aber laut Aussagen der 

dortigen CDU kaum aufgefallen. 

Frau Alfonso hat nur eine bemerkenswerte Aussage getätigt, die aber sehr nachhaltig be-

schreibt, wes Geistes Kind sie ist: Sie möchte Fidel Castro möglichst bald kennen lernen, da 

„er trotz relativer Armut des Staates und der Isolationspolitik der USA den Menschen bis 

heute ein gutes Bildungs- und Gesundheitssystem zur Verfügung stellt (bei uns ist es um-

gekehrt), […] und weil Fidel immer ein visionärer Sozialist geblieben ist, der gegen jede 

Form von Ungerechtigkeit gekämpft hat“202. Sie sieht also die menschenverachtende Dik-

tatur auf Kuba als Musterbeispiel für einen Staat an und sieht die Verhältnisse in Deutsch-

land demgegenüber als Problem an. Auch Frau Alfonso muss man daher als überzeugte 

Kommunistin ansehen. 

 

 

 

                                                        
201 Artikel vom 18. Februar 2008, "Den außerparlamentarischen Widerstand stärken", 
http://marx21.de/content/view/339/32/ (17. April 2008).  
202 hr-online.de, Fragebogen zur Landtagswahl 2008.  
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7.4.5 Ulrich Wilken 
Ulrich Wilken, der Landesvorsitzende der LINKEN in Hessen, ist seit seinen politischen An-

fängen 1982 links von der SPD gewesen. Als Gründungsmitglied der Demokratischen Sozi-

alisten (DS) (von zwei SPD-MdB gegründet vor allem gegen den NATO- Doppelbeschluss) 

und Generalsekretär der deutschen Sektion der Christen für den Sozialismus von 1985 bis 

1987, die einen sektiererischen Sozialismus insbesondere für Südamerika vertraten, hat er 

angefangen, 2000 erfolgte dann der Eintritt in die PDS. 

Über die normale populistische Rhetorik der LINKEN sind aber von ihm keine Aussagen 

bekannt, die von Interesse wären. 

 

7.5 Hilfe aus den „etablierten“ Strukturen der neuen Länder 

Wie schon in der Presse berichtet wurde, leistet beim Aufbau der Fraktion „Die Linke“ im 

Hessischen Landtag erfahrenes Personal der Partei aus Sachsen-Anhalt Unterstützung. 

Rüdiger Ettingshausen (53) aus Halle (Saale), früher Lehrer für Geschichte und Staatsbür-

gerkunde, und seit der Wende Fraktionsgeschäftsführer der PDS/Linkspartei/Die Linke im 

Magdeburger Landtag. 

Nun leistet er in seiner Freizeit (Urlaub) "Entwicklungshilfe" im Wiesbadener Parlament, 

indem er die dortige Linksfraktion mit aufbaut. Er betont, dies sei kein politisches Amt. Er 

kümmere sich um die Organisation, was vom Kauf von Büroklammern bis zur Anstellung 

von Mitarbeitern und zur Frage reiche, ob man einen Vizepräsidenten bekomme. 

Laut seiner eigenen Aussage habe es in Hessen anfangs Befürchtungen gegeben, der Mann 

aus Magdeburg könne mehr im Sinn haben als Personal und Büroklammern. "Einige dach-

ten, dass ich eine politische Linie vorgeben will", sagt Ettingshausen. "Aber da halte ich 

mich raus." Indem er Urlaub genommen habe, wolle die Linke Vorwürfen entgegen gehen, 

mit Steuergeldern aus Sachsen-Anhalt werde die Linke in Hessen aufgebaut. Die Kosten 

übernehme (aber) die Bundespartei „Die Linke“, soll Herr Höhn, Linksparteichef in Sach-

sen-Anhalt, betont haben. 
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8. Zusammenfassung 
 

Die Partei „Die LINKE“ ist die Nachfolgeorganisation der Sozialistischen Einheitspartei 

Deutschlands (SED), die für 40 Jahre menschenverachtende Diktatur in der DDR die Ver-

antwortung trägt. Es besteht in personeller wie in organisatorischer Hinsicht eine direkte 

Kontinuität von der SED über die PDS zur Partei „Die LINKE“. In den westdeutschen Bun-

desländern hat die PDS durch Fusion mit der WASG zusätzlich ehemalige Mitglieder der 

verfassungsfeindlichen DKP und anderer linksextremistischer Splittergruppen aufgenom-

men. 

 

Weil ihre Führung die alte SED nahtlos weiterführte und eine Auflösung verhinderte, fehlt 

bis heute ein klarer Trennungsstrich zum Unrecht der sozialistischen Diktatur. In unerträg-

licher Geschichtsklitterung rechtfertigen führende Vertreter der LINKEN die Mauer, ver-

harmlosen den Schießbefehl an der innerdeutschen Grenze und verhöhnen damit die Op-

fer der SED-Diktatur. 

 

Die aus der SED-Nachfolgepartei PDS hervorgegangene Partei „Die LINKE“ verharrt in 

strikter Ablehnungshaltung zur bundesdeutschen Demokratie. Ungeachtet der taktisch 

motivierten Beteiligung an Wahlen und Regierungen verfolgt die Partei unverändert das 

Ziel eines „Systemwechsels“. „Die LINKE“ strebt damit nach einer anderen Gesellschaft 

und einem anderen Staat. Sie gehört nicht zu den Parteien des demokratischen Grundkon-

senses und will auch nicht dazugehören. 

 

Auf programmatischer Ebene tut sich die Partei „Die LINKE“ durch hemmungslosen Sozi-

alpopulismus hervor. Im Mittelpunkt ihrer Forderungen steht ein überbordender Sozial-

staat mit exorbitanten Transferleistungen. Fragen nach der Finanzierbarkeit werden dabei 

ausgeblendet. Höhere Steuern und Abgaben, rasant steigende Staatsverschuldung und 

damit höhere Erblasten für kommende Generationen wären die unausweichlichen Folgen 

ihrer Politik. Eine solche Politik macht arm –  erst die Bürger, dann den Staat. Armut aber 

ist nicht sozial. Nicht „Freiheit durch Sozialismus“, wie die LINKE behauptet, sondern Ar-

mut und Unfreiheit durch Sozialismus sind die Konsequenzen ihrer Programmatik. 
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Die LINKE in Hessen gehört zu den am weitesten einem linksextremen Spektrum zuzuord-

nenden Landesverbänden. Angesichts der beschriebenen Häufung von Kandidaten mit 

eindeutig marxistischem und kommunistischem Hintergrund, insbesondere der Fraktions-

vorsitzende van Ooyen und seine Stellvertreterin Wissler, erscheint es ausgeschlossen, in 

der hessischen Linkspartei etwas anders als eine marxistisch-kommunistische Partei zu se-

hen, die demokratiefeindliche Ziele verfolgt. Man könnte es auch so beschreiben: Die LIN-

KE in Hessen ist in ideologischer Hinsicht eine Nachfolgepartei der DDR-gläubigen DKP, 

die sich personell durch Mitglieder der SED-Nachfolgepartei PDS ergänzt. 

 

Dass die hessische SPD mit dieser Gruppe von Alt-Kommunisten und Jung-Trotzkisten lie-

ber zusammenarbeiten möchte, als mit einer demokratischen Volkspartei wie der CDU, ist 

angesichts der Vielzahl der zutiefst verstörenden programmatischen wie persönlichen 

Aussagen kaum nachvollziehbar – aber Realität.  
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Zitatensammlung 

von und über die Partei „Die LINKE“, 

ihre Vorgängerparteien PDS und „Linkspartei.PDS“ 

sowie von verbündeten Gruppierungen des linksextremen Spektrums. 
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I. Systemwechsel 
 

PDS zum „Systemwechsel“ 

 

„Wer mir sagt, das Staatswesen der Bundesrepublik gehöre abgeschafft, dem sage ich... 

‚Er hat Recht’.“1  

„Die PDS ist im Unterschied zur SPD nicht der Auffassung, dass sich wirkliche soziale 

Gerechtigkeit und ökologische Umgestaltung innerhalb der herrschenden Strukturen 

herstellen lassen. Deshalb wollen wir zu einer demokratisch-sozialistischen Gesell-

schaft kommen.“2  

„Die PDS ist eine sozialistische Partei und steht in gesellschaftlicher Opposition, das ist 

unser Verständnis zu dem kapitalistischen System.“3  

„Die Mehrheit der Programmkommission [der PDS hat] nie bestritten, dass vom Kapi-

talismus ursprünglich die Gefährdung der menschlichen Zivilisation ausgeht und die in 

den Eigentumsverhältnissen wurzelnden kapitalistisch geprägten Machtstrukturen ü-

berwunden werden müssen.“4 

 

Die LINKE zum „Systemwechsel“ 

„Die neue Linke ist eine Bewegung zur demokratischen Erneuerung... Wir sind die 

Kraft, die die Systemfrage stellt.“5  

                                                 
1 Interview von Helmut Holter, Arbeits- und Sozialminister und stellvertretender Ministerpräsident von 
Mecklenburg-Vorpommern in den Jahren 1998 – 2006, mit Antenne Mecklenburg-Vorpommern am 19. Juni 
1994. (Holter sollte den vorgegebenen Satz vervollständigen.)  
2 Gregor Gysi, Vorsitzender der PDS-Abgeordnetengruppe im Deutschen Bundestag, in: Neues Deutschland 
vom 13./14. Mai 1995.  
3 Helmut Holter (Fn. 1), in: ZDF-Morgenmagazin vom 3. November 1998.  
4 Dietmar Bartsch, Bundesgeschäftsführer der PDS, in: Junge Welt vom 30. März 2000.  
5 Rede des Fraktionsvorsitzenden der Linken im Deutschen Bundestag, Oskar Lafontaine, auf dem WASG-
Parteitag am 25. März 2007 in Dortmund (autorisierte Mitschrift von Fanny Zeise und Jan Maas). 
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„Wir stellen die Systemfrage! Für alle von den geheimen Diensten noch einmal zum 

Mitschreiben: Die, die aus der PDS kommen, aus der EX-SED und auch die neue Partei 

DIE LINKE – stellen die Systemfrage.“6 

„Wir haben gesagt, aber der Kapitalismus kann nicht die letzte Antwort der Geschichte 

sein. Wir bleiben Sozialistinnen und Sozialisten, weil wir in die Zukunft schauen ... Und 

deshalb brauchen wir insofern einen Systemwechsel, da hat Lothar recht.“7  

„… weil wir die einzige Partei sind, die die Systemfrage aufwirft...“8 

„Wir wollen eine andere Gesellschaftsordnung, einen demokratischen Sozialismus... 

Die Linke verändert die Republik.“9 

 

                                                 
6 Rede des Vorsitzenden der Linkspartei/PDS, Lothar Bisky, auf der 3. Tagung des 10. Parteitages der Links-
partei/PDS vom 15. Juni 2007 (autorisierte Fassung).  
7 Schlusswort des Fraktionsvorsitzenden der Linken im Deutschen Bundestag, Gregor Gysi, auf der 3. Tagung 
des 10. Parteitages der Linkspartei/PDS am 15. Juni 2007 (autorisierte Fassung).  
8 Rede des Linksparteivorsitzenden Oskar Lafontaine auf dem Gründungsparteitag DIE LINKE am 16. Juni 
2007 (autorisierte Fassung).  
9 „Wir empfangen täglich Signale“. Interview mit Dietmar Bartsch, in: Berliner Zeitung vom 16. Juli 2007.  
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II. Mittel des „Systemwechsels“: Zwischen Apo und Revo-
lution 
 

1. Revolution und „neue Kampfformen“ 
 

„Eine Partei oder Organisation, die eine Zielstellung, wie sie die PDS hat, ernsthaft 

durchsetzen will, muss sich ... alle revolutionären Mittel offen halten. Je nach Herr-

schaftsform ... kann das politischer Generalstreik oder sogar Einsatz bewaffneter Ge-

walt bedeuten.“10  

„Der politische Übergang zur klassenlosen Gesellschaft ... kann vielfältige Formen an-

nehmen. Er muss sich nicht unbedingt gewaltsam vollziehen.“11  

Wir halten auch „globale Krisen von solcher Schärfe (für) vorstellbar, ... dass im klassi-

schen Sinne revolutionär die alten Herrschaftssysteme gestürzt werden müssten.“12  

„Die PDS muss durchaus einen umstürzlerischen (subversiven) Charakter entwickeln, 

und ihre Bravheit überwinden ... und das in unverschämter Offenheit und Öffentlich-

keit...“13 

 „… Im Sinne dieser uralten Definition der Demokratie ist unser repräsentatives System 

in Deutschland in der Krise … Die Demokratie ist in der Krise. Deshalb brauchen wir in 

Deutschland eine demokratische Erneuerung! Wir wollen dabei mithelfen, wir, DIE 

LINKE in Deutschland! … Wir müssen über unsere Kampfformen nachdenken. Ich sage 

deshalb: Wir müssen neue Kampfformen entwickeln.“14  

 

                                                 
10 Junge GenossInnen. Zeitschrift des Landesvorstandes der PDS Brandenburg, vom 13. November 1993.  
11 Programmatische Erklärung der Kommunistischen Plattform in der PDS, Februar 1994.  
12 Strategiepapier „PDS – eine neue sozialistische Partei in Deutschland“, in: DISPUT, Nr. 19/1995 vom 1. 
Oktoberheft.  
13 André Brie: „Wie subversiv soll denn die PDS sein?“, in: Neues Deutschland vom 11. Januar 1997.  
14 Rede Lafontaine auf dem Gründungsparteitag DIE LINKE am 16.6.2007, autorisierte Fassung.  
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2. PDS/LINKE als „außerparlamentarische Opposition“ 
 

„Die PDS [steht] in prinzipieller Opposition zu den herrschenden gesellschaftlichen 

Verhältnissen in der Bundesrepublik Deutschland... Die Frage, ob eine Parlamentsfrak-

tion der PDS sich innerhalb des Parlaments in eine Oppositionsrolle, in eine Situation 

der Tolerierung ... oder in eine Koalitionsrolle begibt, berührt nicht das prinzipielle Op-

positionsverständnis der PDS ... Selbst dann also, wenn die PDS sich auf irgendeiner 

Ebene in eine Regierungskoalition begeben sollte, ... würde dies ... ihren Oppositions-

charakter in Bezug auf die herrschenden Verhältnisse nicht beeinträchtigen ... Einig 

sind wir uns dahingehend, dass die PDS unabhängig von der konkreten parlamentari-

schen Rolle das Schwergewicht ihrer Tätigkeit in außerparlamentarischen Bewegungen 

und Aktionen sieht und ihr gesellschaftliches Oppositionsverständnis von der jeweili-

gen Rolle in einem Parlament nicht berührt wird.“15 

„Wir als antikapitalistische Jugendgruppe lehnen den Parlamentarismus zwar ab, weil 

er Stellvertreterlogik produziert und lediglich als Kasperletheater zur Legitimation ka-

pitalistischer Verhältnisse dient. Linke Politik wird unserer Meinung nach vor allem auf 

der Strasse gemacht. Das heißt nicht, dass wir nicht die Vorteile einer starken sozialen 

Oppositionspartei schätzen würden.“16 

„Wenn man etwas verändern will, braucht man den Druck von der Straße. Deshalb ist 

die Verbindung von parlamentarischer und außerparlamentarischer Arbeit für uns ja so 

wichtig.“17 

„90 Prozent unserer Arbeit muss außerparlamentarisch sein, zehn Prozent kann in den 

Parlamenten stattfinden.“18 

                                                 
15 Fünf-Punkte-Papier „Sozialismus ist Weg, Methode, Wertorientierung und Ziel.“ Verabschiedet auf der 1. 
Tagung des 4. Parteitages der PDS im Januar 1995, in: DISPUT, 3/4 1995.  
16 [´solid] 36 – die sozialistische Jugend Kreuzberg im Mai 2006 im Internetportal indymedia. 
17 Willi van Ooyen im Interview mit der FAZ vom 17.02.2008. 
18 Janine Wissler, Stellv. Fraktionsvorsitzende „Linke“ im Hessischen Landtag, laut „Junge Welt“ vom 
11.02.2008. 
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III. Programmziele: Sozialismus und Sozialpopulismus 
 

1. Enteignungspläne 
 

„Unser Fernziel ist, Konzerne wie Daimler-Chrysler, BMW und Großbanken wie die 

Deutsche Bank zu vergesellschaften.“19  

„Also der Staat ist immer mit von der Partie. Und die Privatwirtschaft soll doch 

nicht so tun, als ob sie es ohne ihn könnte ... Von einer bestimmten Größenordnung 

an geht das wirklich nicht mehr ohne einen Staat, eine Einrichtung, die über den be-

triebswirtschaftlichen Tellerrand herauszuschauen in der Lage ist.“20 

„All diese Forderungen setzen eine Gesellschaft voraus, ... in der Großindustrie und 

Banken sowie Grund und Boden nicht mehr privatkapitalistisch, sondern gesamtge-

sellschaftlich verwaltet werden. Veränderungen in den Eigentumsverhältnissen 

sind unabdingbar.“21 

„Als Sozialistische Partei müssen wir die systemimmanenten Grenzen des ‚moder-

nen Kapitalismus’ aufzeigen, also die historische Notwendigkeit seiner Überwin-

dung.“22 

„Ziel des demokratischen Sozialismus, der den Kapitalismus in einem transformato-

rischen Prozess überwinden will, ist eine Gesellschaft, in der die Freiheit des ande-

ren nicht die Grenze, sondern die Bedingung der eigenen Freiheit ist.“23 

                                                 
19 Diether Dehm, von 1999 bis 2003 stellvertretender PDS-Bundesvorsitzender, in: BZ vom 14. Juni 2001.  
20 Herbert Schui, MdB, DIE LINKE, in: DLF Information am Morgen vom 21. Februar 2007.  
21 Sahra Wagenknecht, in: Pressedienst der PDS, Nr. 48/1994.  
22 Erklärung des „Rates der Alten beim Parteivorstand der PDS“ zur programmatischen Debatte in der Partei, 
zitiert nach: „Im Zweifel gegen das ‚herrschende System’“, in: FAZ vom 30. Juni 2001.  
23 Programmatische Eckpunkte. Beschluss der Parteitage von WASG und Linkspartei.PDS am 24./25. März 
2007 in Dortmund. Im Kommunistischen Manifest ist allerdings nicht von einem „transformatorischen“, son-
dern von einem „revolutionären“ Prozess die Rede.  
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2. Ausbau des Wohlfahrtsstaats 
Die „entscheidende Bedingung für die Zurückdrängung der Arbeitslosigkeit ist eine 

Wirtschaftspolitik, die neue, gesellschaftlich sinnvolle Arbeitsplätze schafft ... Auf 

dieser Grundlage gewinnt die Verkürzung der Wochen- und Lebensarbeitszeit 

größte Bedeutung ... Flexible tarifliche Vereinbarungen zur generellen Einführung 

der 35-Stunden-Woche bei vollem Lohnausgleich und in der ferneren Perspektive 

deren Ausweitung zur 30-Stunden-Woche sind wesentliche Schritte zur Vollbe-

schäftigung neuer Art.“24 

„Die Einkommen der Menschen müssen steigen, die Arbeitszeiten kürzer wer-

den.“25  

„Wir streben eine Verkürzung der Wochen-, Jahres- und Lebensarbeitszeit, Wahlar-

beitszeiten, erleichterte Sabbatjahre und Freistellung für gesellschaftspolitische 

Arbeit und andere Arbeitsformen an ..., ohne dass die Einkommen sinken.“26  

Wir lehnen „das Heraufsetzen der Altersgrenze für den Rentenbezug ab. Wir stre-

ben als untere Versicherungsgrenze eine Rente mit Grundbetrag von gegenwärtig 

monatlich 800 Euro an.“27 

„Wir streben das Renteneintrittsalter ab 60 Jahre an, ohne Abschläge.“28 

„Konzerne und andere profitable Unternehmen müssen wieder deutlich mehr Steu-

ern zahlen. Es soll wieder eine Vermögenssteuer erhoben werden, die Erbschafts-

steuer auf große Erbschaften ist zu erhöhen.“29 

                                                 
24 Grundsatzprogramm der PDS, beschlossen auf der 2. Tagung des 8. Parteitages am 25./26. Oktober 2003 
in Chemnitz, S. 36.  
25 Wahlprogramm zu den Bundestagwahlen 2005, Beschluss der 2. Tagung des 9. Parteitages, Berlin, 27. Au-
gust 2005.  
26 Programmatische Eckpunkte (Gründungsdokumente der Linkspartei), Beschluss der Parteitage von WASG 
und Linkspartei.PDS am 24./25. März 2007 in Dortmund.  
27 Wahlprogramm zu den Bundestagwahlen 2005, Beschluss der 2. Tagung des 9. Parteitages, Berlin, 27. Au-
gust 2005.  
28 Programmatische Eckpunkte (Gründungsdokumente der Linkspartei), Beschluss der Parteitage von WASG 
und Linkspartei.PDS am 24./25. März 2007 in Dortmund.  
29 Programmatische Eckpunkte (Gründungsdokumente der Linkspartei), Beschluss der Parteitage von WASG 
und Linkspartei.PDS am 24./25. März 2007 in Dortmund.  
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IV. Geschichtsklitterung 
 

„Die antifaschistisch-demokratischen Veränderungen im Osten Deutschlands und spä-

ter das Bestreben, eine sozialistische Gesellschaft zu gestalten, standen in berechtig-

tem Gegensatz zur Rettung des Kapitalismus in Westdeutschland, der durch die in der 

Menschheitsgeschichte unvergleichlichen Verbrechen des deutschen Faschismus ge-

schwächt und diskreditiert war. Zum Sozialismusversuch in der DDR gehören wertvolle 

Ergebnisse und Erfahrungen...“30  

„Die Deutsche Demokratische Republik hat unter Führung der SED der Macht des 

deutschen Imperialismus Grenzen gesetzt. Vier Jahrzehnte lang war in einem Teil 

Deutschlands die Herrschaft der Monopole und Banken beseitigt. Die Befreiung vom 

Faschismus hatte dem deutschen Volk günstige Möglichkeiten für die Schaffung einer 

antifaschistisch-demokratischen Ordnung in ganz Deutschland eröffnet. Allerdings 

wurde diese Chance in konsequenter Weise nur im östlichen Teil, in der sowjetischen 

Besatzungszone und späteren DDR, genutzt.“31  

„Im Vergleich zur BRD war die DDR in jeder Phase ihrer Entwicklung – selbst noch in 

ihrem ärgsten Niedergang – das friedlichere, sozialere, menschlichere Deutschland. 

Wir haben daher keinerlei Anlass, uns ... für unsere Herkunft … zu entschuldigen.“32  

„Wir werden der These vom ‚Unrechtsstaat’ widersprechen, weil sie in ihrer Konse-

quenz bedeutet, der DDR das Existenzrecht abzusprechen...“33  

„Die DDR [war] das friedfertigste und menschenfreundlichste Gemeinwesen, das sich 

die Deutschen im Gesamt ihrer Geschichte bisher geschaffen haben ... [Bis 1956 wa-

ren] Konterrevolutionäre Restaurationsversuche in einzelnen osteuropäischen Staaten 

... ohne Ausnahme abgewehrt worden ... Erich Honecker [gebührt] unser bleibender 

Respekt...“34  

                                                 
30 Grundsatzprogramm der PDS, beschlossen auf dem 3. Parteitag 29.-31. Januar 1993.  
31 Ebd. 
32 Sahra Wagenknecht, in: Pressedienst der PDS, Nr. 48/1994.  
33 Fünf-Punkte-Papier „Sozialismus ist Weg, Methode, Wertorientierung und Ziel.“ Verabschiedet auf der 1. 
Tagung des 4. Parteitages der PDS im Januar 1995, in: DISPUT, 3/4 1995.  
34 Günther Müller: „Sahras rote ‚Wahrheiten’“. Rezension zu Sahra Wagenknecht: Antisozialistische Strate-
gien im Zeitalter der Systemauseinandersetzung. Zwei Taktiken im Kampf gegen die sozialistische Welt, 
Bonn 1995, in: Bayernkurier vom 18. März 1995.  
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 „Für mich ist nicht belegt, dass es einen generellen Schießbefehl gab.“35 

                                                 
35 Lothar Bisky, Vorsitzender der Linkspartei, in: Bild am Sonntag vom 26. August 2007.  
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V. Strategische Bündnispartner im linksextremen Spektrum 
 

Das Bundesamt für Verfassungsschutz kam 2006 zu folgender Einschätzung: 

„Auf der Basis von Programm und Statut wirken nach wie vor offen extremistische 

Kräfte innerhalb der Partei. Weiterhin arbeitet sie – zum Teil in festen Strukturen – 

mit in- und ausländischen Linksextremisten zusammen.“36 

Frage: „Halten Sie es für richtig, dass auf der Liste der „Linken“ in Westdeutschland DKP-

Mitglieder kandidieren dürfen?“ 

Willi van Ooyen: „Ich halte es für richtig, dass die „Linke“ sich für alle Positionen 

aus dem linken Spektrum öffnet, um eine möglichst streitigere Debatte über die 

Perspektiven zu ermöglichen.“37 

 

1. Bündnispartner DKP 
 

„Nur der revolutionäre Bruch mit den kapitalistischen Macht- und Eigentumsver-

hältnissen beseitigt letztendlich die Ursachen von Ausbeutung und Entfremdung, 

Krieg, Verelendung und Zerstörung unserer natürlichen Umwelt.“38 

 

„In der vor uns liegenden Etappe kommt es darauf an, gesellschaftliche Kräfte weit 

über die Linke hinaus im Widerstand gegen die neoliberale Politik zu bündeln. Alli-

anzen verschiedener sozialer und gesellschaftlicher Kräfte, die sich an verschiede-

nen Fragen immer wieder neu bilden und in denen die Arbeiterklasse die entschei-

dende Kraft sein muss, sind die Voraussetzung, um die Rechtsentwicklung und den 

neoliberalen Umbau der Gesellschaft zu stoppen. Wenn aus diesen Allianzen stabile 

Bündnisbeziehungen und ein fester gesellschaftlicher und politischer Block gegen 

den Neoliberalismus entwickelt wird, dann können die gesellschaftlichen Kräfte-

                                                 
36 Bundesministerium des Innern: Verfassungsschutzbericht 2006, Berlin 2007, S. 145.  
37 FAZ vom 17.02.2008. 
38 Programm der Deutschen Kommunistischen Partei, in: http://www.dkp-online.de/programm/, 8. April 
2006. 
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verhältnisse so verändert werden, dass der Kampf um gesellschaftliche Alternativen 

eine reale Perspektive bekommt.“39 

„Ohne antimonopolistische Eingriffe werden entsprechende Reformen und die er-

forderliche tief greifende Umverteilung des Reichtums von Oben nach Unten, von 

den privaten Supervermögen in die öffentliche Haushalte, von den reichen zu den 

armen Ländern nicht möglich sein. 

Die DKP hält es für möglich und notwendig, dass im Ergebnis des antimonopolisti-

schen Kampfes solche und andere antimonopolistisch-demokratische Umgestal-

tungen durchgesetzt werden, die zur Zurückdrängung der Allmacht des Monopol-

kapitals und zur Erweiterung der Einflussnahme der Arbeiterklasse und ihrer Ver-

bündeten führen und so dazu beitragen können, den Weg für den weiteren Kampf 

um den Sozialismus freizumachen.  

Der wesentliche Schritt muss die Überführung der Banken und Versicherungskon-

zerne sowie der produktions- und marktbeherrschenden Konzerne in anderen stra-

tegischen Wirtschaftsbereichen in demokratisch kontrolliertes öffentliches Eigen-

tum sein.“40 

 

2. Bündnispartner Linksruck/marx21 
 

„Wo linke Parteien Regierungsverantwortung übernahmen oder eine Tolerierungs-

politik betrieben, wurden sie zu linken Feigenblättern von Kürzungsregierungen 

oder zu Krisenverwaltern maroder Kassen.“41 

 

„Ein Linksbündnis aus WASG und PDS kann eine starke parlamentarische Oppositi-

on dagegen werden, die Linke nachhaltig stärken und den Widerstand auf der Stra-

ße und in den Betrieben beflügeln. […] Das Linksbündnis aus WASG und PDS ist ei-

ne bitter nötige Alternative – unter der Voraussetzung, dass sie Teil eines außer-

parlamentarischen Widerstandes gegen die kommende Regierung wird. […] Um die 

Gewerkschaften wieder kampfkräftiger zu machen, ist der Bruch mit der SPD nötig. 
                                                 
39 Ebd. 
40 Ebd. 
41 Linksruck, Juli 2005; http://www.sozialismus-von-
unten.de/lr/publikationen/download/argumente7vision.pdf.de; kürzlich zitiert in: Das Tabu muss fallen, in: 
Spiegel, 25.02.2008. 
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[…] Daher bleibt die Debatte um eine radikale Veränderung der Machtverhältnisse 

und die Überwindung des Kapitalismus für jeden linken Ansatz, der dauerhafte 

Veränderung anstrebt, aktuell.“42 

 

„Wir fordern eine radikale Umverteilung von oben nach unten.“43 

 

„Eine Bundestagsfraktion allein wird den Sozialabbau nicht stoppen. Nur eine Be-

wegung auf der Straße und in den Betrieben kann die gesellschaftlichen Kräftever-

hältnisse ändern. Dabei kann eine linke Fraktion eine wichtige Rolle spielen.“44 

 

„Eine Regierungsbeteiligung auf der Grundlage der heutigen Kräfteverhältnisse 

lehnen wir ab. Die Linke kann das Kapital schlagen, wenn Massenbewegungen be-

reit und in der Lage sind, die herrschende Klasse zu enteignen und den bestehen-

den, undemokratischen Staatsapparat durch Organe der direkten Demokratie zu 

ersetzen. Als Orientierungspunkte dienen die Errungenschaften der Pariser Kom-

mune, wie sie Marx beschrieb: Uneingeschränkte Wählbarkeit und jederzeitige Ab-

wählbarkeit der Abgeordneten und sämtlicher hoher Beamter. […] Der Kapitalismus 

kann nicht durch Parlamentsabstimmungen überwunden werden. Das Parlament 

täuscht über die realen Machtverhältnisse hinweg.“45 

 

„ […] Unser Einzug in die Landtage von Hannover und Wiesbaden führt noch nicht 

zu einer Veränderung der Politik. Daher sollten wir ‚triumphalistische’ Einschätzun-

gen vermeiden. Wir verstehen darunter die Tendenz, unseren Wahlerfolg zu über-

schätzen in seinen Auswirkungen auf die gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse all-

gemein und auf die Sozialdemokratie im Besonderen. Triumphalistisch sind solche 

Sätze wie: ‚Das Soziale hat wieder Gewicht’ oder ‚Die Linke verändert das Land’ aus di-

versen Wahlauswertungen und Stellungnahmen. Die große Mehrheit, nämlich 75 

Prozent der Bevölkerung, sagt, dass die Linkspartei ‚zwar keine Probleme löst, nenne 

aber die Dinge beim Namen.’ (dimap Deutschland-Trend). […]. Eine linke Parlaments-

                                                 
42 Christine Buchholz und Janine Wissler schreiben im Juli 2005 unter dem Titel „Die Vision einer neuen 
Linkspartei mit Leben füllen“ (Linksruck, Juli 2005; http://www.sozialismus-von-
unten.de/lr/publikationen/download/argumente7 vision . pdf.de). 
43 Linksruck online, 17.08.2005; www.sozialismus-von-unten.de. 
44 Linksruck online, 17.08.2005; www.sozialismus-von-unten.de. 
45 marx21-Gründungserklärung, politische Leitsätze: 
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fraktion muss sich daran messen, ob sie der Mobilisierung außerparlamentarischer 

Kämpfe, des Klassenkampfs von unten gegen den Klassenkampf von oben, nutzt. 

Wenn sich der parlamentarische Linksruck nicht niederschlägt in einem Auf-

schwung außerparlamentarische Kämpfe, dann ist DIE LINKE als Regierungspartei 

unter den gegenwärtigen Kräfteverhältnissen dabei eher ein Hindernis. […]. Wirkli-

che Sozialreformen, die den Namen verdienten, gab es nie ohne große gesellschaft-

liche Bewegungen und Kämpfe, ohne eine nachhaltige Veränderung der gesell-

schaftlichen Kräfteverhältnisse zugunsten der Arbeitnehmer. Bis dahin ist es noch 

ein weiter Weg, den wir aber schon jetzt mit dem Aufbau der Kampagnen und Akti-

vitäten zu Mindestlohn, Truppenrückzug, Privatisierung etc. beschreiten können. Es 

ist ein weit verbreiteter Irrglaube, eine linke Partei könne nur in der Regierung mit-

gestalten.“46 

 

 

                                                 
46 Wahlanalyse von Janine Wissler, Hermann Schaus und Volkhard Mosler vom 18.02.2008 
(http://marx21.de/index2.php?option=com_content&task= view&id= 339& pop=1&page=0&Itemid=32). 
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A. Willi van Ooyen 
 

1. Biographische Daten 
 

(Quelle: http://www.willi-van-ooyen.de/) 

 

Persönliche Daten 

Geboren am 23. Februar 1947 in Weeze am Niederrhein (als Ältester von 7 Kindern). 

Seit April 1972 verheiratet, zwei erwachsene Söhne (Jan, 27 Jahre und Frank, 24 Jahre). 

Einige Stichpunkte zum Lebenslauf 

1953 – 1962 Volksschule, 1962 – 1965 Lehre als Elektro-Installateur bei der Deutschen 
Bundesbahn, seit dem 2. April 1962 Mitglied der Gewerkschaft (zunächst GdED, dann ÖTV 
und heute Ver.di). Seit 1966 Teilnahme an den Ostermärschen (Unterbrechung 1969 – 1979), 
1969 Kriegsdienstverweigerung, 1970 – 1972 Zivildienst, in dieser Zeit Sprecher der 
"Bundeszentrale der Selbstorganisation der Zivildienstleistenden" in Düsseldorf, 
Organisation des 1. bundesweiten Streiks der Zivildienstleistenden im April 1971. 1972 – 
1976 Studium (Abschluss mit Auszeichnung: Geschichte und Pädagogik) in Frankfurt. 

Parallel (1972) Mitglied im Bundesvorstand des Verbandes der Kriegsdienstverweigerer, nach 
der Fusion (1974) ehrenamtlicher Landesgeschäftsführer der DFG-VK Hessen. Verantwortlich 
für verschiedene Aktionen (Vietnam, Chile, gegen Berufsverbote, deutsch-französische 
Seminare zu sozialen und Friedensthemen). Ab 1976 Landesgeschäftsführer, ab 1984 
Bundesgeschäftsführer der Deutschen Friedens-Union, in dieser Zeit: seit 1980 Organisation 
des wiederbelebten Ostermarsches, "Krefelder Appell", Mitorganisator der großen 
„Friedensaktionen“ der 80er Jahre, der Konferenzen gegen Berufsverbote. 

Ab 1990 (bis 1996) Organisation des öffentlich geförderten Beschäftigungssektors in 
Frankfurt (ab 1992 als Geschäftsführer der Werkstatt Frankfurt e. V.). Ein weiterer 
persönlicher Schwerpunkt war und ist die Sozialforumsbewegung; über das Büro der 
Friedens- und Zukunftswerkstatt wird der Kontakt zum Weltsozialforum, den europäischen 
Sozialforen und die Organisation der Sozialforen in Deutschland und für das zweite 
Sozialforum in Hessen organisiert. Seit 1997 Abteilungsleiter (Prokurist, Pädagogischer 
Leiter) der "Praunheimer Werkstätten gGmbH" in Frankfurt am Main. In den letzten 
Monaten: Mitarbeit in der Koordination der Anti-G-8 – Proteste, der Sommeruniversität der 
Friedensbewegung (19. – 21. Juli 2007 in Oberhof), Vorbereitung der Kampagne für den 
Abzug der Bundeswehr aus Afghanistan (am 15. September 2007 in Berlin) und der 
Vorbereitung des 2. Sozialforums vom 18. – 21. Oktober 2007 in Cottbus. 
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2. Mitgliedschaften und Mitarbeit 
(Quelle: http://www.willi-van-ooyen.de/) 

 

- Anti-Nazi-Koordination 

- Bewegung gegen Berufsverbote 

- Denkfabrik, Frankfurt am Main  

- Friedens- und Zukunftswerkstatt 

- Friedensratschlag, Mitwirkung im Sprecherkreis des Bundesausschuss Friedensratschlag 

- Initiative für einen Politikwechsel  

- Inter Red (Kuba Solidarität) 

- Ostermarsch 

- Sozialforumsbewegung 

- Sozialpolitische Offensive 

 

 

3. Zitate 
„Wir sind nicht Opposition um unserer selbst willen. Der Punkt ist doch, dass wir unsere 
politischen Ziele umgesetzt sehen wollen. Große Koalition heißt Stillstand – und das heißt: 
keine Veränderungen an Hartz IV und der Agenda 2010, das heißt kein Mindestlohn, das 
heißt Festhalten an Kochschen Plänen für ein US-Hauptquartier in Wiesbaden.“ 

Oertel, Gabriele: „Es geht um Inhalte“. Fragen an Willi van Ooyen. 

In: Neues Deutschland, 29.01.2008. 

 

„eines hat Willi van Ooyen doch schon mitbekommen – dass die Mehrheit der 
Parteimitglieder […] in der ehemaligen DDR festsitzt. […] ‚Denen fehlt ein gesunder Hang zur 
Anarchie’, findet van Ooyen, und ‚die haben eine völlig andere Vorstellung von 
Diskussionskultur’.“ 

Delekat, Thomas: „Kochs schlimmster Albtraum.“ 

In: Welt, 24.01.2008. 

 

„sueddeutsche.de: Sie selbst sagen, der Verfassungsschutz beobachte Sie seit fast 40 Jahren. 
Ärgern Sie sich darüber? 

van Ooyen: Nicht mehr. Allerdings halte ich diese ganze Bespitzelung und den 
Verfassungsschutz für völlig überflüssig. Er dient nur als Repressionsinstrument, um 
Meinungen aus der Welt zu schaffen und Verdächtigungen auszusprechen. Ich werde seit 40 
Jahren ohne jeden Grund beobachtet, das ist unnötige Geldverschwendung. Meine 
politischen Positionen habe ich immer öffentlich gemacht, die kann jeder überall nachlesen.“ 
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Schäfer, Schäfer: Willi van Ooyen. „Roland Koch ist ausländerfeindlich.“  

In: Süddeutsche.de, 15.01.2008. 

 

„sueddeutsche.de: Sie sind Spitzenkandidat der hessischen Linken, treten aber nicht in die 
Partei ein. Warum? 

van Ooyen: Ich halte es für wichtig, eine Verbindung zu den außerparlamentarischen 
Initiativen zu halten, denn selbst wenn wir in den Landtag kommen, können wir unsere Politik 
nicht alleine durchsetzen. Dazu brauchen wir die vielen sozialen Bewegungen, die unsere 
Politik außerhalb des Parlaments vertreten.“  

Schäfer, Schäfer: Willi van Ooyen. „Roland Koch ist ausländerfeindlich.“  

In: Süddeutsche.de, 15.01.2008. 

 

„‚Für mich ist Roland Koch ein schießwütiger Gewalttäter.’ Koch sei ‚ein zentraler 
Kriegstreiber im Afghanistan-Krieg’.“ 

Bebenburg, Pitt von: Linken-Spitzenkandidat bezeichnet Roland Koch als „Gewalttäter. 

http://www.fr-online.de/frankfurt_und_hessen/nachrichten/hessen/?em_cnt=1271276 

 

„Ich bin Marxist, und die Bezeichnung Kommunist ist für mich kein Schimpfwort.“  

Euler, Ralf: Willi van Ooyen. Der nette Kommunist von nebenan. 

In: FAZ.net, 27.09.2007. 

 

„Der neue Spitzenkandidat sagte, er sehe in seiner Nominierung die Chance, die 
‚außerparlamentarischen Kräfte mit einzubeziehen’. […] Er bezeichnet sich als 
‚oppositionellen Geist’.“ 

Linke meldet „Chaos beendet“. 

In: Frankfurter Rundschau, 10.09.2007. 

 

„Gefragte ob er sich als Kommunist sehe, antwortete van Ooyen: ‚Ich sehe mich in der 
Tradition der französischen Revolution.’“ 

Hickmann, Christoph: Willi van Ooyen Kandidat der Linken in Hessen mit Nähe zur SPD. In: 
Süddeutsche Zeitung, 10.09.2007 
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B. Dr. Ulrich Wilken 
 

1. Biographische Daten 
Quelle: http://www.ulrichwilken.de/content2/ichstellemichvor/index.html 

 

Geb. 1958 in Oberhausen/Rheinland 

Freiberuflicher Arbeitswissenschaftler 

Seit 1980 in Frankfurt am Main, heute im Nordend;  

mit einigen internationalen Unterbrechungen z.B. Palmerston North (Neuseeland), Sydney 
(Australien), London (Großbritannien), Ankara (Türkei) 

 

Ausbildung 

Volksschule, Gymnasium, 1978 Abitur in Essen  

Zivildienst im Katholischen Jugendamt Essen  

Studium der Soziologie, Politologie, Pädagogik und Philosophie an den Universitäten 
Frankfurt am Main und Marburg (Schwerpunkte: Betriebssoziologie, empirische 
Sozialforschung und Erwachsenenbildung)  

1986 Diplom in Soziologie  

1993 Promotion zum Dr. phil. in Pädagogik an der Universität Marburg  

Dissertation zum Thema Handlungsorientierte Bildungsarbeit  

 

2. Mitgliedschaften und Mitarbeit 
Quelle: http://www.ulrichwilken.de/content2/ichstellemichvor/index.html 

 

Gründungsmitglied Demokratische Sozialisten (DS), Mitgliedschaft bis zur Auflösung 1990  

1985 – 1987 Generalsekretär der deutschen Sektion der Christen für den Sozialismus  

2000 Eintritt in die PDS  

2001 – 2003 Kreisvorsitzender Frankfurt am Main  

Delegierter zum Gründungskongress (Rom) und 1. regulären Kongress (Athen) der 
Europäischen Linkspartei (EL)  

seit 2003 Landesvorsitzender PDS/LINKE 

Mitglied bei Ver.di  
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3. Zitate 
Zum Verhältnis zwischen Linkspartei und DKP: „Ulrich Wilken meint, dass es keine Kraft ‚links 
von uns’ geben darf und sieht Debatten über die DDR mit DKPlern gelassen entgegen.“ 

Reinecke, Stefan: Die Chaoten sind da. 

In: Tageszeitung, 06.02.2008 

 

„Der Soziologe und promovierte Pädagoge befürwortet eine Börsenumsatzsteuer von 0,1 
Prozent. Gewinne findet er notwendig, ‚damit der Laden läuft’. […] Wilken hält nichts davon 
Managergehälter zu begrenzen. Viel wichtiger ist ihm der gesetzliche Mindestlohn. Die 
Mahnung, dadurch würden Jobs vernichtet, glaubt er nicht: ‚Busse werden weiter fahren, und 
der Flughafen wird weiter betrieben werden. Es wird nur etwas teurer.’ Da die Menschen 
mehr verdienten, könnten sie das aber bezahlen.“  

Nienhaus, Lisa / Weiguny, Bettina: Links ist, wenn die Reichen zahlen. 

In: Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung, 03.02.2008 

 

„Wir wollen alle Ein-Euro-Jobs in öffentlich geförderte, sozialversicherungspflichtige, tariflich 
entlohnte Stellen umwandeln, für die ein Mindestlohn von 8,44 Euro gilt. Solange die Hartz-
Gesetze auf Bundesebene nicht zurückgenommen werden, müssen wir dies in einem 
Landesprogramm tun. Dafür brauchen wir pro Stelle übrigens nur maximal 300 Euro 
monatlichen Zuschuß. Mit Aufwendungen von 35 Millionen Euro jährlich könnten alle Ein-
Euro-Job-Bezieher eine entsprechende Beschäftigung erhalten. Die 35 Millionen Euro jährlich 
sind Bruttokosten. Durch Einsparungen beim Arbeitslosengeld II und bei weiteren 
Bedürftigkeitsleistungen in den Haushalten belaufen sich die Nettokosten maximal auf 20 
Millionen Euro.“ 

Düperthal, Gitta: „In Hessen geht es richtig um was.“ 

In: Junge Welt, 21.01.2008. 

 

Zu seinem Beitritt in die hessische PDS: „Bei denen habe ich keine Sehnsucht nach der SED 
festgestellt.“  

Holl, Thomas: Bloß kein Chaos. Die Linksfraktion in Hessen. 

In: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 31.01.2008. 

 

 „Derzeit wird im hessischen Wahlkampf Druck ausgeübt, um Kritiker prekärer 
Arbeitsbedingungen zum Schweigen zu bringen. Wie finden Sie das? 

Es ist ungeheuerlich, daß Bürgerinnen und Bürger in der Ausübung ihrer demokratischen 
Rechte behindert werden. Es ist ja mittlerweile gerichtsbekannt, daß die Hartz-Gesetze nicht 
nur schlechte Gesetze, sondern auch noch schlecht gemacht sind. Daß wir uns gegen eine 
noch schlechtere Umsetzung wehren, ist nicht nur unser Recht, sondern unsere Pflicht. Und 
wir werden darauf hinwirken, diese Gesetze wieder abzuschaffen – gegen allen Widerstand. 
Wir lassen uns dabei nicht mundtot machen.“ 

Düperthal, Gitta: „In Hessen geht es richtig um was.“ 

In: Junge Welt, 21.01.2008. 
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C. Barbara Cárdenas Alfonso  
 

1. Biographische Daten 
Quelle: http://www.die-linke-hessen.de/cms2/index.php?menuid=114&reporeid=150 

 

Persönliche Daten 

53 Jahre alt (davon seit knapp 30 Jahren mit meinem Mann Ricardo aus Kolumbien 
verheiratet), 2 erwachsene Kinder, die in Frankfurt und Erfurt studieren. Ich bin 
Diplompsychologin und Diplompädagogin, arbeite freiberuflich als Fortbildnerin und 
Supervisorin überregional für pädagogische Träger und Einrichtungen. 

Seit ich politisch denken kann, denke ich links: Mit 15 habe ich in der Deutschen 
Friedensgesellschaft (DFG-IDK) Kriegsdienstverweigerer beraten. In den 70ern war ich 
Mitglied im Marxistischen Studentenbund Spartakus und vertrat die Interessen der 
Studenten in der gewerkschaftlich-orientierten (GO-) Fachschaft u. a. gegen die 
Verabschiedung des Hochschulrahmengesetzes (das die Drittelparität abschaffte und damit 
den Hochschullehrern eine sichere Mehrheit gab) und gegen die Berufsverbote.  

In den 80er Jahren bin ich in die Deutsche Kommunistische Partei (DKP) eingetreten, nach ein 
paar Jahren habe ich sie wieder verlassen.  

Seit 1993 lebe ich in Dietzenbach und habe dort an Sitzungen der Grünen/Bündnis 90, später 
an Sitzungen der Partei des Demokratischen Sozialismus (PDS) in Egelsbach teilgenommen, - 
bis zur Gründung der Dietzenbacher Liste (DL), einer linken Wählervereinigung, die sich v. a. 
durch die gemeinsame kommunalpolitische Arbeit von Bürgern mit und ohne 
Migrationshintergrund auszeichnet. Für die DL bin ich seit April dieses Jahres als 
Stadtverordnete im Parlament.  

 

2. Mitgliedschaften und Mitarbeit  
Quelle: 

 www.hr-online.de; http://de.wikipedia.org/wiki/Barbara_C%C3%A1rdenas_Alfonso 

 

Politische Ämter/Sonstige Tätigkeiten:  

Barbara Cárdenas Alfonso kandidierte für die Kommunalwahl 2006 für die Dietzenbacher 
Liste (DL). 

Bei der Landtagswahl in Hessen 2008 wurde sie über die Landesliste in den Hessischen 
Landtag gewählt. 

„In den 80er Jahren bin ich in die Deutsche Kommunistische Partei (DKP) eingetreten, nach 
ein paar Jahren habe ich sie wieder verlassen.“  

(Vgl. http://www.die-linke-hessen.de/cms2/index.php?menuid=114&reporeid=150) 
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Cárdenas war in den 1970er Jahren Mitglied im Spartakus-Bund.  

(Vgl. http://www.rundschau-online.de/html/artikel/1201191989521.shtml) 

 

3. Zitate  
„Hinter dem Programm aber steht nicht nur eine unberechenbare Basis. Da steht auch 
Barbara Cárdenas, deren parlamentarische Erfahrung sich auf wenige Monate in der 
Dietzenbacher Stadtverordnetenversammlung beschränkt und beim Mittagessen in einem 
Dönerladen darum bittet, ihr Fragen zur Bildungspolitik zustellen. Das sei ihr Spezialgebiet. 
Frau Cárdenas erklärt dann, dass die Gymnasien in der Gemeinschaftsschule aufgehe sollten, 
verbunden mit dem Hinweis, dass es in Finnland einst eine ‚historische Situation’ gegeben 
habe, in der das möglich gewesen sei. ‚Vielleicht ergibt sich das ja hier auch, dass eine 
historische Situation entsteht.’“ 

Hickmann, Christoph: Rot in Not. 

In: Süddeutsche Zeitung, 17.01.2008. 

 

 

 

 

D. Hermann Schaus 
 

1. Biographische Daten 
 
Persönliches 
 

 geboren in Worms 
 gelernter Kfz-Mechaniker, Berufstätigkeit, Studium an der  

Verwaltungsfachhochschule Frankfurt (Dipl.-Verwaltungswirt) 
 ab 1980 Gewerkschaftssekretär bei der ötv Frankfurt, ab 1982 Geschäftsführer der 

ötv-Kreisverwaltung Lahn-Taunus, ab 1994 Geschäftsführer der ötv-Kreisverwaltung 
Darmstadt, ab 2006 Geschäftsführer des ver.di-Bezirks Südhessen, ab 2007 
Grundsatzreferent und Landessprecher von ver.di Hessen 

 verheiratet, zwei Kinder 
 
Politisches 
 

 seit 1972 SPD- und Gewerkschaftsmitglied (IG Metall) 
 1993 Austritt aus der SPD wegen Asylkompromiss und „Großem Lauschangriff“ 
 2004 Gründungsmitglied der WASG Hessen (Pressesprecher) 
 2006 hessischer Vertreter im Länderrat der WASG 
 2006 Wahl in den Kreistag des Hochtaunuskreises 
 Gründungsmitglied der Partei Die Linken in Hessen und dort im Übergangsvorstand 
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 Außerdem Mitglied bei attac, bei Pro Asyl, des Rosa Luxemburg Forums für Bildung 
und Analyse in Baden-Württemberg e.V. und Vorsitzender des Kommunalpolitischen 
Forums Hessen e.V. (von linken Kommunalpolitikern 2006 gegründet) 

 

2. Zitate 
Schaus sagt über seinen politischen Schwerpunkt in der Partei: „Ich zähle mich zur 
sozialistischen Linken.“ (www.die-linke-hessen.de) 

Auf die Frage, was er für seinen Wahlkreis erreichen möchte: „Für eine gerechte Behandlung 
von ALG-II-Empfängern, ohne Wohnungsschnüffelei, (…).“ (www.hr-online.de) 

 „(…) wir treten an, die ungerechte Steuerpolitik der vergangenen Jahre zu beheben und eine 
gerechte Verteilung der Lasten vorzunehmen.“ (www.kandidatenwatch.de) 

Auf die Frage, wie er Sozialismus definiert: „Wie ich Sozialismus verstehe kann ich Ihnen 
leider in dieser Antwort nicht erläutern. Ich gehöre der WASG an, die im Gegensatz zur ehem. 
PDS, dazu noch keine entwickelten Diskussionen geführt hat. Ich finde es allerdings wichtig, 
dass wir eine breite öffentliche Debatte darüber führen, ob denn der ‚Sieg’ des Kapitalismus 
über das Gesellschaftssystem der osteuropäischen Staaten, der letzte Stand 
gesellschaftlicher Entwicklung sein kann. Ich selbst trete für einen starken Staat ein, der die 
Ungerechtigkeiten in der Gesellschaft ausgleicht und in allen Breichen der Daseinsvorsorge 
tätig ist. Die ‚totale Freiheit’, wie sie derzeit propagiert wird erachte ich als unsozial!“ 
(29.08.2005; www.kandidatenwatch.de) 

„Es muss auf jeden Fall vermieden werden, dass eine verschärfte Wettbewerbssituation 
zwischen den Kommunen stattfindet, da dies eine gefährliche Steuerspirale nach unten 
auslösen würde.“ (19.08.2005; www.kandidatenwatch.de) 

Bei der Vorstellung Schaus’ für die Bundestagswahl 2005 finden sich folgende zwei Sätze, die 
in Anführungszeichen gesetzt sind: „’Wo das große Geld regiert müssen sich die ‚kleinen 
Leute’ zusammen tun und für ihre Interessen offensiv eintreten.’“ und „’Der 
Allparteienkoalition des Kapitals im Bundestag treten wir gemeinsam entschieden 
entgegen.’“ (www.wen-waehlen.de) 

„Mobbing ist ein immer weiter um sich greifendes Problem. Durch die geringe Zahl der 
Arbeitsplätze führt die ständige (vermeintliche) Konkurrenz unter den Arbeitnehmern/innen 
zu einer vermehrten Ausgrenzung von einzelnen Personen.“ (07.01.2008; www.mobbing-
web.de) 

„Roland Koch baut seinen Wahlkampf bewusst auf Fantasie-Erzählungen auf. (…) Koch ist der 
Ministerpräsident der Reichen und Superreichen, deren Interessen er ausschließlich vertritt, 
während er ohne Skrupel bei Sozial- und Bildungsausgaben kürzt.“ (12.12.2007; 
linkszeitung.de) 
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E. Janine Wissler 
 

1. Biographie 
(Quelle: http://www.linksfraktion.die-linke-
hessen.de/component/option,com_contact/task,view/contact_id,4/Itemid,243/) 

 

zur Person: 

�  Jahrgang: 1981, Familienstand: ledig, Wohnort: Frankfurt, Beruf: Studentin 
 

Politische Vita:  

�  Mitglied im Bundes-Parteivorstand der LINKEN, Mitglied im Landesvorstand der  

    LINKEN in Hessen, Mitglied bei verdi  

�  Unterstützerin des marxistischen Netzwerks marx21  

�  ehemal. Mitglied im geschäftsführenden Landesvorstand der WASG Hessen  

�  Ab 2001 bei attac aktiv, von 2001 bis 2004 eine der SprecherInnen von attac Frankfurt 

 

2. Zitate 
„90 Prozent unserer Arbeit muss außerparlamentarisch sein, zehn Prozent kann in den 
Parlamenten stattfinden.“ (Gitta Düperthal: Ziel: Bodenhaftung behalten, in: junge Welt, 
11.02.2008) 

„Allein vom Alter her habe ich keinen Bezug zu K-Gruppen der siebziger Jahre oder zur DDR. 
Das System dort habe ich auch nicht als Sozialismus empfunden.“ (Thomas Holl: Bloß kein 
Chaos, in: FAZ, 31.01.2008) 

 „Wo linke Parteien Regierungsverantwortung übernahmen oder eine Tolerierungspolitik 
betrieben, wurden sie zu linken Feigenblättern von Kürzungsregierungen oder zu 
Krisenverwaltern maroder Kassen.“ (Linksruck, Juli 2005; http://www.sozialismus-von-
unten.de/lr/publikationen/download/argumente7vision.pdf.de; kürzlich zitiert in: Das Tabu 
muss fallen, in: Spiegel, 25.02.2008) 

Wissler bezeichnet sich selbst als „Unterstützerin des marxistischen Netzwerks marx21“. 
(www.die-linke-hessen.de) 

Auf die Frage, was sie für ihren Wahlkreis erreichen möchte: „Eine starke und sichtbare Linke 
aufbauen, die in den Stadtteilen verankert ist und die politische Alternative von links 
aufzeigen kann, bevor die radikale Rechte vermeintliche Antworten gibt.“ (www.hr-online.de) 

„Wir brauchen nicht nur andere Konzepte und Ideen, wir müssen auch die gesellschaftlichen 
Kräfteverhältnisse grundlegend ändern, um diese durchsetzen können. Deshalb arbeitet Die 
Linke aktiv in sozialen Bewegungen mit und baut diese mit auf.“ (www.hr-online.de) 

Auf die Frage, wen sie einmal kennenlernen möchte: „Hugo Chavez und Evo Morales, um mit 
ihnen über den Sozialismus im 21. Jahrhundert zu diskutieren.“ (www.hr-online.de) 
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„Die etablierten Parteien machen Politik gegen die Mehrheit der Bevölkerung (…).“ (www.du-
machst.de) 

„Politische Aktivität in der Linken erfordert Wut auf die herrschenden Verhältnisse und 
Hoffnung, diese verändern zu können.“ (www.du-machst.de) 

„Wir fordern eine radikale Umverteilung von oben nach unten.“ (Linksruck online, 17.08.2005; 
www.sozialismus-von-unten.de) 

„Um auf den stagnierenden Weltmärkten weiter Profite zu machen, treiben Bosse und 
Regierungen weltweit die Menschen ins Elend. Lohnkürzungen, Rationalisierungen, 
Privatisierungen, die Zerschlagung sozialer Errungenschaften: Was wir als ‚Globalisierung’ 
erleben, ist Klassenkampf von oben.“ (Linksruck online, 17.08.2005; www.sozialismus-von-
unten.de) 

„Eine Bundestagsfraktion allein wird den Sozialabbau nicht stoppen. Nur eine Bewegung auf 
der Straße und in den Betrieben kann die gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse ändern. Dabei 
kann eine linke Fraktion eine wichtige Rolle spielen.“ (Linksruck online, 17.08.2005; 
www.sozialismus-von-unten.de) 

 

Wahlanalyse von Janine Wissler, Hermann Schaus und Volkhard Mosler vom 18.02.2008 
(http://marx21.de/index2.php?option=com_content&task= view&id= 339& 
pop=1&page=0&Itemid=32): 

„Das hessische Wahlresultat war auch eine Absage an Rassismus und Fremdenfeindlichkeit. 
Roland Koch hat eine schwere Niederlage erlitten, die CDU-Rechte ist dadurch in die Krise 
geraten.“  

 „Unser Wahlergebnis ist ein großer Erfolg für die Linke in Deutschland. Aber noch haben wir 
nichts verändert. Unser Einzug in die Landtage von Hannover und Wiesbaden führt noch 
nicht zu einer Veränderung der Politik. Daher sollten wir ‚triumphalistische’ Einschätzungen 
vermeiden. Wir verstehen darunter die Tendenz, unseren Wahlerfolg zu überschätzen in 
seinen Auswirkungen auf die gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse allgemein und auf die 
Sozialdemokratie im Besonderen. Triumphalistisch sind solche Sätze wie: ‚Das Soziale hat 
wieder Gewicht’ oder ‚Die Linke verändert das Land’ aus diversen Wahlauswertungen und 
Stellungnahmen. Die große Mehrheit, nämlich 75 Prozent der Bevölkerung, sagt, dass die 
Linkspartei ‚zwar keine Probleme löst, nenne aber die Dinge beim Namen.’ (dimap Deutschland-
Trend)“  

„(…) so wäre es eine trügerische Hoffnung zu glauben, dass der bloße Einzug der Linken in 
den hessischen Landtag schon zu einem Politikwechsel im Sinne der Arbeitnehmer, 
Arbeitslosen, Rentner und Studenten führen würde.“  

„Eine linke Parlamentsfraktion muss sich daran messen, ob sie der Mobilisierung 
außerparlamentarischer Kämpfe, des Klassenkampfs von unten gegen den Klassenkampf von 
oben, nutzt. Wenn sich der parlamentarischen Linksruck nicht niederschlägt in einem 
Aufschwung außerparlamentarische Kämpfe, dann ist DIE LINKE als Regierungspartei unter 
den gegenwärtigen Kräfteverhältnissen dabei eher ein Hindernis.“  

„Wirkliche Sozialreformen, die den Namen verdienten, gab es nie ohne große 
gesellschaftliche Bewegungen und Kämpfe, ohne eine nachhaltige Veränderung der 
gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse zugunsten der Arbeitnehmer. Bis dahin ist es noch ein 
weiter Weg, den wir aber schon jetzt mit dem Aufbau der Kampagnen und Aktivitäten zu 
Mindestlohn, Truppenrückzug, Privatisierung etc. beschreiten können. Es ist ein weit 
verbreiteter Irrglaube, eine linke Partei könne nur in der Regierung mitgestalten.“  
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Im Magazin marx21, Ausgabe 2, September 2007 (http://marx21.de/content/view/179/43/) 
führen Janine Wissler und Volkhard Mosler unter der Überschrift „Koch muss weg. 10 Thesen 
zur Landtagswahl in Hessen 2008“ aus: 

„Der Landtagswahlkampf der LINKEN muss so geführt werden, dass die Masse der 
Betroffenen uns als politische Kraft erfährt, die den Widerstand gegen die neoliberale 
Kapitaloffensive zusammen mit allen relevanten gesellschaftlichen Kräften organisieren will.“  

„Deshalb darf es in Wiesbaden nicht zu einer Regierungsbeteiligung kommen, in der die Linke 
zum Erfüllungsgehilfen der neoliberalen Offensive verkommt und sei es nur, um ‚Schlimmeres 
zu verhindern’.“ 

„Der Wahlkampf in Hessen ist zunächst durch eine aggressive konservative Rechte unter 
Roland Koch und durch eine links gewendete hessische SPD unter Ypsilanti geprägt. Roland 
Koch versteht sich als Vorkämpfer seiner Klasse wie kein anderer Spitzenpolitiker des 
konservativen Lagers. Er ist unser Sarkozy im Wartestand. Und er ist bereit, jederzeit die 
rassistische Karte zu ziehen, wenn die Umfragewerte es ‚erforderlich’ machen sollten.“ 

„Das Anti-Koch-Lager ist eben nicht durch SPD und Grüne vertreten, weil beide Parteien die 
Logik der neoliberalen Standortpolitik im globalen Kapitalismus längst verinnerlicht haben.“ 

„Das heißt für den Wahlkampf in Hessen: Wir greifen Koch und die CDU mitsamt ihrem 
liberalen Anhängsel FDP frontal an, wir müssen in der Tat die besten Anti-Koch-Kämpfer sein 
und die links gewendete SPD, bzw. das rot-güne Lager nicht als Verbündete sondern als 
zweiten Feind behandeln, den wir aber nicht frontal sondern von der Seite angreifen. Von der 
Seite angreifen heißt: Ihre Opposition gegen Koch als halbherzig und verlogen kritisieren, als 
unglaubwürdig entlarven. SPD und Grüne haben mehr mit Koch und der CDU gemeinsam, als 
sie im Wahlkampf zugeben werden. (…) So werden wir jenen Wählern, die Koch hassen und im 
Stimmzettel ein Mittel sehen, ihn wegzukriegen, zurufen, dass wir die einzige Partei sind, die 
sich konsequent gegen Koch und Kapital stellt, dass wir die einzige Garantie dafür sind, dass 
Koch nicht nur abgewählt wird - was wir selbstverständlich tun werden und auch klar 
ankündigen müssen – sondern dass dann auch eine andere Politik, eine Politik der sozialen 
Gerechtigkeit und des Umweltschutzes, eingefordert wird. Nicht nur durch eine starke 
Linksfraktion im Landtag, sondern vor allem durch die Veränderung der gesellschaftlichen 
Kräfteverhältnisse durch aktiven Widerstand der Betroffenen außerhalb des Parlament.“ 

„Wir dürfen die Definitionshoheit des Begriffs ‚Sicherheit’ nicht Roland Koch und der CDU 
überlassen. Sicherheit das heißt für die Massen der Bürger: Sicherheit vor willkürlichen 
Entlassungen, Sicherheit vor sozialem Abstieg, Sicherheit für eine zukunftsfähige Ausbildung 
der Kinder, Sicherheit bei Krankheit, im Alter und Arbeitsunfähigkeit vor sozialem Abstieg. 
Die Sicherheit Roland Kochs heißt: mehr Auslandseinsätze der Bundeswehr, mehr Tote und 
Verletzte auch deutscher Soldaten, die Sicherheit Roland Kochs heißt mehr Leukämiefälle 
durch Atomkraftverstrahlung, die Sicherheit Roland Kochs heißt Sicherheit der Unternehmer, 
frei von Kündigungsschützrechten heuern und feuern zu können usw. Der Afghanistankrieg 
ist Kochs offene Flanke: Terrorismusbekämpfung sein Hauptthema – also warum nicht die 
Bundeswehr zurückholen und so die Terrorismusgefahr wesentlich einschränken.“ 

 

Christine Buchholz und Janine Wissler schreiben im Juli 2005 unter dem Titel „Die Vision 
einer neuen Linkspartei mit Leben füllen“ (Linksruck, Juli 2005; http://www.sozialismus-von-
unten.de/lr/publikationen/download/argumente7 vision . pdf.de): 
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„Ein Linksbündnis aus WASG und PDS kann eine starke parlamentarische Opposition 
dagegen werden, die Linke nachhaltig stärken und den Widerstand auf der Straße und in den 
Betrieben beflügeln.“  

„Nur mit einer linken Alternative zur Agenda-Politik von Merkel und Schröder kann der 
Aufstieg der Nazis gestoppt werden.“ 

„Der Hauch von Weimar, der durch Deutschland weht, hat zum Erstarken der Nazis geführt. 
Am rechten Rand versuchen sie, Arbeitslosigkeit und Verzweiflung auf ihre Mühlen zu 
lenken.“ 

„Das Linksbündnis aus WASG und PDS ist eine bitter nötige Alternative – unter der 
Voraussetzung, dass sie Teil eines außerparlamentarischen Widerstandes gegen die 
kommende Regierung wird.“ 

„Um die Gewerkschaften wieder kampfkräftiger zu machen, ist der Bruch mit der SPD nötig.“ 

„Bei aller Kritik an der Geschichte der PDS: Die Gleichsetzung von SED und PDS ist nicht 
haltbar.“  

„Die WASG wurde nicht als Selbstzweck gegründet. Sie wurde gegründet, um eine Situation 
zu beenden, in der die Mehrheit ohne politische Vertretung dasteht, während ihre 
Lebensinteressen mit Füßen getreten werden.“ 

„Die zunehmende wirtschaftliche Instabilität führt dazu, dass jede soziale Errungenschaft 
immer stärkeren Attacken von Unternehmerseite ausgesetzt ist. Daher bleibt die Debatte um 
eine radikale Veränderung der Machtverhältnisse und die Überwindung des Kapitalismus für 
jeden linken Ansatz, der dauerhafte Veränderung anstrebt, aktuell.“ 
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F. Marjana Schott 
 

1. Biographische Daten  
(Quelle: www.marjana-schott.de) 

Lebenslauf: 
    Ausbildung und beruflicher Werdegang 

 
1992-2002   Sozialpädagogin beim Landkreis Kassel 

allgemeiner sozialer Dienst des Jugendamtes 
  

seit 2003   freiberufliche Schuldnerberaterin beim Verein SinN e.V. 
 

2002   Eintritt in die PDS 
 

2003   Gründungsmitglied des Vereins Selbständige in Not e.V. 
 

2005-
16.07.2007 

  stellvertretende Landesvorsitzende der Linkspartei.Hessen 
 

2007   Gründungsmitglied und im Sprecherinnenrat von Lisa-Hessen, der Linke Sozialistische 
Arbeitsgemeinschaft der Frauen in der Partei DIE LINKE. 

 
seit 2007   stellvertretende Vorsitzende des Landesverbandes 

der Partei DIE LINKE. in Hessen 
 

seit 2008   Mitglied des Hessischen Landtags, 
Parlamentarische Geschäftsführerin und sozialpolitische Sprecherin 
der Fraktion DIE LINKE. im Hessischen Landtag 

 

Unstimmigkeiten in Zeitungsberichten zu ihrer politischen Vergangenheit vor der PDS, keine 
Angabe dazu in ihrem offiziellen Lebenslauf: 

- Sie sei Anhängerin der Grünen gewesen, bevor sie in die PDS eintrat. (Oliver 
Hoischen: Koch-Wähler müssen draußen bleiben, in: FASZ, 03.02.2008) 

- Sie sei nach eigenen Angaben vor dem Eintritt in die PDS politisch nicht engagiert 
gewesen. (Detlef Esslinger/Jens Schneider: Von der FDP zur Linken, in: SZ, 30.01.2008) 

 

2. Zitate 
„Die Politik der letzten 5 Jahre war für mich: Verrat an den Menschen in diesem Land.“ 
(17.01.2008; www.nh24.de) 

Die Politik der nächsten 5 Jahre wird für mich: der Kampf darum – und ich fürchte es wird ein 
Kampf – dieses Land wieder lebens- und liebenswert zu machen.“ (17.01.2008; www.nh24.de) 
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„Wem ist unsere Regierung verpflichtet – der Bevölkerung oder doch eher der Wirtschaft, die 
große Spenden in Parteikassen fließen lässt und Politiker auf ihren Lohnlisten stehen hat?“ 
(www.marjana-schott.de) 

„Der verächtliche Umgang dieses Systems mit dem ‚Kostenfaktor Mensch’ macht mich 
wütend.“ (www.marjana-schott.de) 

 „Wir alle (versuchen) unsere Arbeitskraft zu verkaufen um unser Leben zu finanzieren. 
Gehört dazu auch der Verkauf unserer Körper? Ein solches Verhältnis der Geschlechter 
zueinander ist geprägt von Macht und Macht bestimmt sich über das Kapital. Wie definiert 
sich die Macht des Kapitals? Wer die notwendigen Mittel besitzt kann kaufen was der Markt 
anbietet – Dazu gehört auch: Männer kaufen Frauen. Klarer kann sich die Fratze des 
Kapitalismus und des Patriarchats nicht zeigen.“ (Schott auf einem el fem-Seminar zum 
Thema „Gewalt und Patriarchat am 6./7. Oktober 2006 in Triest im Workshop „Prostitution“; 
http://www.marjana-schott.de/pres003.htm) 

 

„Ich will nicht die DDR. Aber auch nicht unsere Verhältnisse. Ich will was dazwischen.“ „Welt“ 
vom 5. März 2008, Artikel „So will die Linke das Geld neu verteilen“, 
http://www.welt.de/politik/article1759105/So_will_die_Linke_das_Geld_neu_verteilen.html. 

 

 

 



Anhang 3: 

 

Auszug aus Bundestagsdrucksache 12/7600: Bericht 
des 1. Untersuchungsausschusses nach Artikel 44 
Grundgesetz. 

 
Darin: 

- Bericht über die Finanzierung kommunistischer Gruppierungen in 
der Bundesrepublik Deutschland durch die SED 

- Kopie des Haushaltsplans des ZK der SED für das Jahr 1989 mit 
Ausweisung von Mitteln u.a. für die DFU 

- Kopie eines Briefes des westdeutschen DKP-Vorsitzenden an Erich 
Honecker aus dem Jahr 1989 mit Bitte um finanzielle Unterstützung 
(abgezeichnet von Erich Honecker) 
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1. Vorwort  
 

Die  CDU‐Landtagsfraktion  hat  im  April  2008  eine  Dokumentation  über  die 

Partei „Die LINKE” in Hessen vorgelegt. Schwerpunkt der Dokumentation lag auf den 

Aktivitäten der „Linken” im Wahlkampf und in den 2 Monaten nach der Wahl bis zum 

5. April  2008. Der nun  vorliegende  zweite Teil der Dokumentation beschäftigt  sich 

insbesondere mit der Arbeit der Fraktion „Die LINKE“, aber auch mit den Aktivitäten 

des Landesverbandes in den letzten Monaten.  

Die CDU  ist der  festen Überzeugung, dass angesichts des Erstarkens der ex‐

tremen Linken alle demokratischen Parteien dazu aufgefordert, ja geradezu verpflich‐

tet sind, die Auseinandersetzung mit der Linkspartei  intensiver als bislang zu führen. 

Wir  als Anhänger der  freiheitlich‐demokratischen Grundordnung  sind  entschlossen, 

unsere Freiheit gegen alle ihre Gegner zu verteidigen. Die Fraktion der Christlich De‐

mokratischen Union im Hessischen Landtag will mit dieser nun in einem zweiten Teil 

vorliegenden Dokumentation einen weiteren Beitrag dazu leisten.  

Die CDU‐Fraktion im Hessischen Landtag stützt diese Dokumentation – neben 

Auszügen aus wissenschaftlichen Gutachten unabhängiger  Institutionen und Presse‐

berichten – mehrheitlich auf Programmaussagen und Interviewäußerungen führender 

Politiker der Linken sowie auf die in den Parlaments‐ und Ausschussprotokollen fest‐

gehaltenen Äußerungen. 

 

 

 



 4 

2. Einleitung 
Der bisherige Umgang mit der Linkspartei  in der Öffentlichkeit war stark von 

ihren wiederholten Namenshäutungen und dem medialen Auftreten  ihrer Führungs‐

personen geprägt. Wir sehen darin einen von drei Gründen, die den Alt‐Kommunisten 

zu einem Imagewandel weg von der totalitären Staatspartei SED hin zu einer schein‐

bar normalen politischen Partei verholfen hat. Die vorliegende Dokumentation dient 

dem Zweck, die wahren Ziele der Linkspartei offenzulegen und den oberflächlichen 

Eindruck von einer „normalen“ Partei zu widerlegen.  

Die Partei „Die LINKE“ ist nichts anderes als eine mehrfach umbenannte SED. 

Der  jetzige  Fraktionsvorsitzende der  „Linke“  im Bundestag, Gregor Gysi, war Ende 

1989  zum  letzten Vorsitzenden  der SED  und  zum Nachfolger  von Egon Krenz  und  

Erich Honecker gewählt worden.  

In bemerkenswertem Kontrast zu manch vorschnellem Kommentar wird sicht‐

bar, dass die Partei seit 1990  inhaltlich keinen Millimeter von  ihrem Ziel der Wieder‐

einführung des Sozialismus und der „Systemüberwindung“ abgerückt  ist. Diese zen‐

trale inhaltliche Botschaft hat die PDS als eine nur umbenannte SED bewahrt und im 

Juni 2007 erfolgreich unter dem Namen „Linkspartei“ fortgesetzt. Mit der Gründung 

der  Linkspartei  am  16.  Juni  2007  als  Zusammenschluss  aus  Linkspartei.PDS  und 

WASG ist es das insgesamt vierte Mal, dass sich die Nachfolger der SED einen neuen 

Namen gegeben haben, die Linke  ist damit nichts anderes als eine mehrfach umbe‐

nannte SED.  

Am 9. Dezember 1989 wurde Gregor Gysi zum letzten SED‐Parteivorsitzenden 

gewählt, eine Woche später erfolgte die Umbenennung  in SED‐PDS. Am 4. Februar 

1990 warf die Partei das als schwere Belastung empfundene Kürzel „SED“ endgültig 

über Bord und hieß bis 2005 „PDS“. Am 17. Juli 2005 änderte die Partei ihren Namen 

ein drittes Mal und nannte  sich  fortan  „Linkspartei.PDS“,  im  Juni des  vergangenen 

Jahres folgte dann die bislang letzte Namensänderung.  

Die Offenheit, mit  der  die Vertreter  der  Linkspartei  immer wieder  erklären, 

dass sie die Wirtschafts‐ und Gesellschaftsordnung der heutigen Bundesrepublik, die 

Soziale Marktwirtschaft überwinden wollen, wird nicht mehr – wie  in den neunziger 

Jahren – nur intern geäußert, sondern offensiv vertreten. Den Startpunkt dazu setzte 
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der amtierende Vorsitzende der Linkspartei, Lothar Bisky, schon am 15. Juni 2007, am 

Tag vor der Vereinigung der beiden Parteien, als er verkündete:  

„Ja, wir diskutieren auch und  immer noch die Veränderung der Eigentums‐ und Herrschafts‐

verhältnisse und auch das unterscheidet eine neue Partei  links  von der Sozialdemokratie  in 

Deutschland von anderen. Kurz gesagt: Wir stellen die Systemfrage! Für alle von den gehei‐

men Diensten noch einmal zum Mitschreiben: Die, die aus der PDS kommen, aus der Ex‐SED 

und auch die neue Partei DIE LINKE – wir stellen die Systemfrage.”1 

 

So offen hatte noch  keine  im Deutschen Bundestag  vertretene Partei  ange‐

kündigt, die Ordnung unseres Gemeinwesens „überwinden“ zu wollen.  

Ein zweiter Grund, der zum Anwachsen des Linksextremismus in Deutschland 

geführt  hat,  ist  zweifellos  das  zunächst  noch  heimliche  Kokettieren,  später  dann 

schamhafte Tolerieren und schließlich offene Koalieren von SPD und PDS in den 90er‐ 

Jahren,  ob  in Magdeburg  1994  oder  in  Schwerin  1998.  Jene  Anbiederung  hat  der 

Linkspartei  in den Augen mancher Bürgerinnen und Bürger das  ‚Gütesiegel’ der Un‐

bedenklichkeit beschert2und damit gleichfalls den Blick auf die Entschlossenheit ver‐

stellt, mit der die Linke unsere Verfassungsordnung radikal überwinden will. Mit die‐

ser schrittweisen Hofierung, die die Linkspartei durch die SPD erfahren hat, wurde sie 

für breitere Bevölkerungsgruppen wählbar.  

Weiten Teilen der SPD – mittlerweile auch  in Hessen – wird allerdings  immer 

mehr deutlich, dass diese Haltung nicht vorausschauend ist. „Rot‐rot‐grünes Roulette 

in Hessen wäre  [...] kontraproduktiv und wegen des Bruchs eines eindeutig gegebe‐

nen Wahlversprechens schädlich", erklärte vor wenigen Wochen beispielsweise Ypsi‐

lantis Amtsvorgänger Gerhard Bökel.2  

Der dritte Grund für den Erfolg der Linken liegt in Folgendem begründet: eine 

geschickte, medienwirksame Verschleierung ihrer wirklichen Ziele: „Sie profitiert vom 

Unmut über Hartz  IV und davon, dass sie unter völlig neuem Etikett  firmiert:  Im öf‐

fentlichen Bewusstsein wird sie kaum noch als SED‐Nachfolgepartei wahrgenommen. 

                                                             

1 Lothar Bisky, Rede auf der 3. Tagung des 10. Parteitags der Linkspartei.PDS, 15. Juni 2007, in:  
http://archiv2007.sozialisten.de/partei/parteitag/pt1003/view_html/zid35922/bs1/n0 
2 Gerhard Bökel am 09.09.2008 in: http://www.hronline.de/website/rubriken/nachrichten/ 
index.jsp?rubrik=34954&key=standard_document_35183410 
3 Viola Neu in: http://www.derwesten.de/nachrichten/nachrichten/2008/9/10/news‐
75635303/detail.html 
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Obwohl sie es de facto weiterhin  ist“, meint Parteienforscherin Viola Neu3. Die Linke 

werde daher mittlerweile als Parteineugründung verstanden, obwohl von der Mitglie‐

derstruktur und dem Programm her es  sich  im Wesentlichen weiterhin um die alte 

SED/PDS handele.4 Auch der Extremismusforscher Eckhard Jesse sieht das Verhalten 

Lafontaines und seiner viermal umbenannten Partei als eine politische Strategie an: 

„Die LINKE sieht Demokratie und Rechtsstaat nicht als politisch neutrale Grundwerte 

an,  sie  hat  dazu  ein  überwiegend  taktisches Verhältnis",  sagt  Jesse.5 Die  Linken  in 

Westdeutschland seien „von ganz anderem Kaliber“ als die ehemalige PDS aus Berlin. 

„Die LINKE radikalisiert sich”, so Jesse. 

Grund genug, genauer hinzusehen. 

                                                             
4 Viola Neu in: http://www.derwesten.de/nachrichten/nachrichten/2008/9/10/news‐
75635303/detail.html  
5 Eckhard Jesse in einem Interview am 19. September 2008 in: 
http://www.derwesten.de/nachrichten/nrz/2008/9/19/news‐77636819/detail.html 
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3. „Freiheit durch Sozialismus“: Die Linkspartei und die grundgesetzliche Ordnung 
 

Zur freiheitlich‐demokratischen Grundordnung der Bundesrepublik hat die Linke 

bis heute kein positives Verhältnis gefunden.  Im Gegenteil: Sie  lehnt die bestehende 

staatliche Ordnung  ab.  In  ihrem  aktuell  gültigen Gründungsdokument  legt  sich die 

Linke fest:  

„Notwendig  ist  die Überwindung  aller  Eigentums‐  und Herrschaftsverhältnisse,  in  denen  der 

Mensch ein erniedrigtes, ein geknechtetes, ein verlassenes, ein verächtliches Wesen  ist”  (Karl Marx) 

[...]Unsere Alternative: [...] Überwindung des Kapitalismus”6  

 

Der Wille der Linkspartei, die demokratische Grundordnung der Bundesrepu‐

blik  zu  überwinden,  drückt  sich  aber  nicht  nur  in  ihrem  Gründungsdokument  aus. 

Auch  ihre  führenden Parteivertreter gaben und geben dies offen  zu, die  folgenden 

Aussagen sind chronologisch geordnet und sprechen eine eindeutige Sprache: 

• „Wer mir sagt, das Staatswesen der Bundesrepublik gehöre abgeschafft, dem sage ich 

... ‚Er hat Recht’.”7  

• „Die PDS ist im Unterschied zur SPD nicht der Auffassung, dass sich wirkliche soziale 

Gerechtigkeit und ökologische Umgestaltung innerhalb der herrschenden Strukturen 

herstellen  lassen. Deshalb wollen wir  zu einer demokratisch‐sozialistischen Gesell‐

schaft kommen.”8  

• „Die PDS  ist eine sozialistische Partei und steht  in gesellschaftlicher Opposition, das 

ist unser Verständnis zu dem kapitalistischen System.”9  

• „Die Mehrheit der Programmkommission [der PDS] hat nie bestritten, dass vom Kapi‐

talismus ursprünglich die Gefährdung der menschlichen Zivilisation ausgeht und die 

in den Eigentumsverhältnissen wurzelnden kapitalistisch geprägten Machtstrukturen 

überwunden werden müssen.”10  

                                                             
6 „Programmatische  Eckpunkte  –Programmatisches Gründungsdokument  der Partei Die  Linke”, Be‐
schluss der Parteitage von WASG und Linkspartei.PDS am 24. und 25. März 2007 in Dortmund, Quelle: 
http://die‐linke.de/fileadmin/download/dokumente/programmatische_eckpunkte.pdf 
7  Interview  von  Helmut  Holter,  dem  späteren  stellv.  Ministerpräsidenten  von  Mecklenburg‐
Vorpommern, mit Antenne Mecklenburg‐Vorpommern am 19. Juni 1994 (Holter sollte den vorgegebe‐
nen Satz vervollständigen).  
8  Gregor  Gysi,  Vorsitzender  der  PDS‐Abgeordnetengruppe  im  Deutschen  Bundestag,  in:  Neues 
Deutschland vom 13./14. Mai 1995.  
9 Helmut Holter, damals amtierender Arbeits‐ und Sozialminister und stellvertretender Ministerpräsi‐
dent von Mecklenburg‐Vorpommern, in: ZDF‐Morgenmagazin vom 3. November 1998.  
10 Dietmar Bartsch, Bundesgeschäftsführer der PDS, in: Junge Welt vom 30. März 2000.  
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• „Wir sind die Kraft, die die Systemfrage stellt.”11  

• „Wir stellen die Systemfrage! Für alle von den geheimen Diensten noch einmal zum 

Mitschreiben: Die, die aus der PDS kommen, aus der Ex‐SED und auch die neue Par‐

tei DIE LINKE – stellen die Systemfrage.”12 

• „Wir haben gesagt, aber der Kapitalismus kann nicht die letzte Antwort der Geschich‐

te sein. Wir bleiben Sozialistinnen und Sozialisten, weil wir in die Zukunft schauen ... 

Und deshalb brauchen wir insofern einen Systemwechsel, da hat Lothar recht.“13  

• „… weil wir die einzige Partei sind, die die Systemfrage aufwirft...”14 

• „Wir wollen eine andere Gesellschaftsordnung, einen demokratischen Sozialismus  ... 

Die Linke verändert die Republik.”15  

•  „Wir wollen dieses System nicht modifizieren, wir wollen es überwinden.” 16 

 

Diese Aussagen stehen nicht  im Widerspruch zum Gründungsdokument der Par‐

tei.  In  ihm wird eindeutig  festgelegt, dass die Beteiligung der Linkspartei am demo‐

kratischen Willensbildungsprozess  Teil  ihrer  Strategie  zur Überwindung  der  beste‐

henden Ordnung ist. So heißt es dort zur Bedeutung der parlamentarischen Arbeit:  

„Wir werden Bürgerinnen und Bürger gegen Machtbestrebungen der herrschenden Klasse 

mobilisieren und uns  für eine neue Sammlungsbewegung einsetzen. Politische Kämpfe 

und  Wahlen  dienen  uns  dazu,  unsere  alternativen  Reformprojekte  zu  vertreten  und 

Mehrheiten für  ihre Durchsetzung zu gewinnen. Die parlamentarische Arbeit werden wir 

so gestalten, dass sie der Zusammenarbeit mit außerparlamentarischen Kräften der Lin‐

ken, der öffentlichen Darstellung eigener Reformvorschläge und dem Einbringen alterna‐

tiver Gesetze, der Transparenz politischer Prozesse, der Untersuchung des Missbrauchs 

politischer Macht, der Entwicklung neuer gesellschaftlicher Kräfteverhältnisse und politi‐

scher Mehrheiten dient.” 

 

Mit dem Begriff  „herrschende Klasse“ meint die Linke die gewählten  führenden 

Vertreter unseres demokratischen Rechtsstaates. Diese Kernaussage findet sich auch 

                                                             
11 Rede  des  Fraktionsvorsitzenden  der  Linken  im Deutschen Bundestag, Oskar  Lafontaine,  auf  dem 
WASG‐Parteitag  am  25. März  2007  in  Dortmund  (autorisierte Mitschrift  von  Fanny  Zeise  und  Jan 
Maas). 
12 Rede des Vorsitzenden der Linkspartei/PDS, Lothar Bisky, auf der 3. Tagung des 10. Parteitages der 
Linkspartei/PDS vom 15. Juni 2007 (autorisierte Fassung).  
13 Schlusswort des  Fraktionsvorsitzenden der  Linken  im Deutschen Bundestag, Gregor Gysi,  auf der  
3. Tagung des 10. Parteitages der Linkspartei/PDS am 15. Juni 2007 (autorisierte Fassung).  
14 Rede  des  Linksparteivorsitzenden Oskar  Lafontaine  auf  dem  Gründungsparteitag  DIE  LINKE  am  
16. Juni 2007 (autorisierte Fassung).  
15 „Wir  empfangen  täglich Signale“.  Interview mit Dietmar Bartsch  in: Berliner Zeitung  vom  16.  Juli 
2007.  
16 Jörg Jungmann, Ende August 2008 mit dem besten Ergebnis als Beisitzer in den Landesvorstand der 
„Linke” Hessen gewählt, das Zitat stammt aus seiner Vorstellungsrede auf dem Parteitag in Lollar. 
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im Grundsatzprogramm  der PDS17,  das  über  das  aktuelle Gründungsdokument  der 

Partei die Linke immer noch Gültigkeit18 hat.  

Die Linke hat zur bundesdeutschen Demokratie lediglich ein instrumentelles Ver‐

hältnis entwickelt. Das zeigt auch eine Umfrage der „Welt”, nach deren Ergebnis bei 

Anhängern  der  Linke  zwei Drittel  aller Befragten  „weniger” bis  „gar  nicht” mit  der 

bundesdeutschen Demokratie zufrieden seien.19 Auch  führende Mitglieder der Linke 

in Hessen schließen sogar gewaltsame Mittel zur Durchsetzung ihrer Ziele nicht prin‐

zipiell aus: 

Ein wirklicher Politikwechsel wird nur möglich sein, wenn es soziale und politische Kämp‐

fe gibt, wie sie ansatzweise  in den Protesten gegen Studiengebühren  in Hessen sichtbar 

geworden sind.20 

 

Das Bundesamt für Verfassungsschutz kam in ihrem Bericht im Jahr 2006 zu fol‐

gender Einschätzung: 

„Auf der Basis von Programm und Statut wirken nach wie vor offen extremistische Kräfte  

innerhalb der Partei. Weiterhin arbeitet sie – zum Teil in festen Strukturen – mit in‐ und  

ausländischen Linksextremisten zusammen.”21  

 

Im aktuellen Verfassungsschutzbericht (2007) heißt es, die „Partei in ihrer Pro‐
grammatik [bekenne sich] weiterhin zu einer extremistischen Ausrichtung“. 22 

 

                                                             
17 Vgl. Grundsatzprogramm der PDS, beschlossen auf der 2. Tagung des 8. Parteitages am 25./26. Ok‐
tober 2003  in Chemnitz, S. 6. Dort heißt es: „Die Linkspartei.PDS steht stets vor der Aufgabe, zu si‐
chern, dass  ihre Arbeit  in Parlamenten und  in der Exekutive mit  ihren  strategischen Zielen überein‐
stimmt.”  
18 Zitat aus dem Gründungsdokument: „Die Linkspartei.PDS bringt in Übereinstimmung damit ihr his‐
torisches Verständnis des demokratischen Sozialismus als Ziel, Weg und Wertesystem und als Einheit 
von Freiheits‐ und  sozialen Grundrechten ein – niedergelegt  in  ihrem Chemnitzer Parteiprogramm.” 
http://die‐linke.de/fileadmin/download/dokumente/programmatische_eckpunkte.pdf 
19 WELT vom 6.Juni 2008: http://www.welt.de/politik/article2074034/Vertrauen_der_Buerger_in_die_ 
Demokratie_schwindet.html) 
20 Ulrike Eifler und Janine Wissler, „Schlimmer als Koch wäre ein Verrat der LINKEN“, 29. August 2008, 
Quelle: http://marx21.de/content/view/551/36/. 
21 Bundesministerium des Innern: Verfassungsschutzbericht 2006, Berlin 2007, S. 145.  
22 Bundesministerium des Innern: Verfassungsschutzbericht 2007, Berlin 2008, S. 135.  
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4. Sozialismus und Populismus – die Programmatik der Linken  
 

4.1 Sozialismus – das zentrale Ziel der Linken 

Die Linke ordnet ihre Taktik und ihre Strategie ihrem Ziel der Einführung des So‐

zialismus unter. Im Mittelpunkt steht die Abschaffung der marktwirtschaftlichen Ord‐

nung. Diese wird von der Partei dafür gezielt klassenkämpferisch als „kapitalistisches 

System“ negativ aufgeladen und der „demokratische Sozialismus“ als bessere Alter‐

native  angepriesen. Dreh‐  und Angelpunkt des Sozialismus  ist die Eigentumsfrage,  

d. h. die Verteilung materieller Güter. Die Linkspartei  strebt  ihre möglichst gleiche 

Verteilung an, unabhängig davon, wer diese Güter erwirtschaftet. So legt sie in ihrem 

Gründungsdokument fest:  

„Notwendig  ist  die  Überwindung  aller  Eigentums‐  und  Herrschaftsverhältnisse,  ,in  denen  der 

Mensch  ein  erniedrigtes,  ein  geknechtetes,  ein  verlassenes,  ein  verächtliches Wesen  ist´  (Karl 

Marx).“ 

 

Jörg Jungmann, vor wenigen Wochen mit dem besten Ergebnis zum Beisitzer im 

Landesvorstand der Linken gewählt, forderte in seiner Vorstellungsrede:  

„Wir wollen dieses System nicht modifizieren, wir wollen es überwinden.” 

 

Dieter Hooge, der ehemalige DGB‐Vorsitzende von Hessen und gegen Pit Metz 

unterlegener Spitzenkandidat im Herbst 2007, der mit einem fast ebenso guten Er‐

gebnis wie Jungmann gewählt wurde, erklärte:  

„Antikommunismus ist Hassideologie gegen soziale Gerechtigkeit”  

sowie 

 „Koch, Wagner und Hahn sind keine Demokraten mehr” 

 

Erstes großes Ziel der Linken ist die „Vergesellschaftung” privaten Eigentums, 

was nichts anderes als Enteignung bedeutet:  

„Ich empfehle  Ihnen, einmal einen Blick  in die Hessische Verfassung zu werfen: Art. 41 
Abs. 1 Nr. 1. Ich weiß nicht, ob Ihnen dieser Artikel auf Anhieb etwas sagt. Ich sage Ihnen 
das noch einmal. In Art. 41 der Hessischen Verfassung steht wörtlich „Betriebe der Ener‐
giewirtschaft” werden „in Gemeineigentum überführt”. Was ich hier erzähle, ist also kein 
bodenloser Quatsch,  sondern  hat  die Hessische Verfassung  als Grundlage.  Im Übrigen 
habe  ich  langsam sowieso keine Lust mehr, mir von  Ihnen Verfassungsfeindlichkeit vor‐
werfen zu  lassen.  [...] DIE LINKE  fordert deshalb die Rekommunalisierung privatisierter 
Stadtwerke. Wir  fordern  die Überführung  der  Strom‐  und  Gasnetze  in  die  öffentliche 
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Hand, denn die Energie muss dem Gemeinwohl dienen. Sie darf aber nicht den Profitinte‐
ressen einzelner Konzerne dienen.” 
Janine Wissler im Hessischen Landtag am 22. April 2008 
 

Der Verweis auf die Hessische Verfassung ist dabei eine bewusste Irreführung: 

Art. 41 verstößt gerade gegen die Eigentumsgarantie des Grundgesetzes und  ist da‐

her nichtig. Auch hier polemisiert die Linksfraktion in unseriöser Weise gegen unseren 

Staat und seine Wirtschaftsordnung. 

Die  Linken  lassen  bei  Ihren Äußerungen  nicht  selten  bewusst  offen,  in wel‐

chem Ausmaß und in welcher Form sie Enteignungen vornehmen wollen. Ihre Festle‐

gungen sind allerdings derart weit gefasst, dass sich darunter so gut wie alles subsu‐

mieren lässt. So heißt es im für die Linke immer noch gültigen23 Grundsatzprogramm 

der Partei PDS:  

„Wir  halten  an  der  ...  Vergesellschaftung  von Grund  und Boden, Naturschätzen  und 

Produktionsmitteln und ihrer Überführung in Gemeineigentum oder andere Formen der 

Gemeinwirtschaft fest”24  

 

Und auch  in den Gründungsdokumenten der Linkspartei kommen die umfas‐

senden Verstaatlichungspläne der Partei zum Ausdruck:  

„Wir streben die Demokratisierung der Verfügungsgewalt über alle Formen von 

Wirtschaftsmacht  an  [...]  Die  Demokratisierung  der  Wirtschaft  erfordert,  die  Verfü‐

gungsgewalt über alle Formen des Eigentums sozialen Maßstäben unterzuordnen.”25  

 

Relativ  konkret  wurde  die  Partei  in  ihrem  Bundestagswahlprogramm  2005. 

Danach wird praktisch kein Lebensbereich mehr der privaten Regelung überlassen:  

„Die Versorgung der Menschen mit Wasser und Strom, die Müll‐ und Abwasserentsorgung,  

der öffentliche Personenverkehr, Post‐ und Telekommunikation, kulturelle Leistungen, Ge‐

sundheitsdienste, Angebote zur sportlichen Selbstbetätigung und das Bildungswesen sind  

Leistungen, die ... nicht der privaten Konkurrenz unterworfen werden (dürfen). Vor allem  

Bildung, Kultur und Gesundheit dürfen nicht zu Waren degradiert werden.”26 

 

                                                             
23 Vgl. http://die‐linke.de/fileadmin/download/dokumente/programmatische_eckpunkte.pdf 
24 Grundsatzprogramm der PDS, beschlossen auf der 2. Tagung des 8. Parteitages am 25./26. Oktober 
2003 in Chemnitz, S. 7.  
25 Programmatische Eckpunkte – Programmatisches Gründungsdokument der Partei DIE LINKE, Be‐
schluss der Parteitage von WASG und Linkspartei am 24./25. März 2007 in Dortmund.  
26 Wahlprogramm zu den Bundestagwahlen 2005, Beschluss der 2. Tagung des 9. Parteitages, Berlin, 
27. August 2005.  
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Auch die freien Medien sollen nach dem Willen der Linkspartei verstaatlicht wer‐

den. Ihre Unabhängigkeit ist der Partei seit langem ein Dorn im Auge. So forderte die 

PDS bereits 1993, dass „der Einfluss der Medienkonzerne eingeschränkt, die Privati‐

sierung  öffentlicher Medien  gestoppt  ... wird“.27 Diese Position  hat  sich  inzwischen 

auch Lafontaine zu eigen gemacht, als er 2005 seine Pläne  für die Zukunft der Me‐

dienlandschaft offenbarte:  

„Die Überführung der Privatsender  in öffentlich‐rechtliche Trägerschaft wäre mein 

Herzenswunsch. […] Ein Fortschritt wäre schon eine Regulierung dergestalt, dass der Ge‐

setzgeber fernsehfreie Tage einführt.”28  

 

Diese Position bekräftigte er nochmals:  

„Wir brauchen ... eine Demokratisierung der Medien ... Eine freie Presse kann nicht in 

der Hand der Wirtschaft sein.”29 

 

André Brie, Mitglied  des  Europäischen Parlaments  für  die  Linke,  gestand  in 

diesem Zusammenhang einmal ein:  

„Die PDS hat  trotz vieler Erklärungen kein wirkliches Verhältnis  zu Menschen‐

rechten entwickelt. Die Fehler der Vergangenheit  sind nicht überwunden worden … Es 

gibt  in der Partei keine Bereitschaft, die  Individualität von politischen Menschenrechten 

zu akzeptieren … Wenn diese Linie sich fortsetzt, sind wir auf dem Rückweg zur SED.”30  

 

Brie weiß  sehr  genau, wovon  er  spricht,  er war  von  1990 bis  1999  Leiter des 

zentralen Wahlbüros der PDS. Außerdem ist er seit fast 40 Jahren politisch aktiv: Sein 

Eintritt in die SED erfolgte 1969, seit 1970 arbeitete er für das MfS und bekam für sei‐

ne Tätigkeit die Verdienstmedaille der NVA in Bronze.31 Seine Aussagen stehen daher 

nicht unter dem Verdacht, er wolle der Linken Schaden zufügen.  

 

                                                             
27 Grundsatzprogramm der PDS, beschlossen auf dem 3. Parteitag 29.–31. Januar 1993.  
28 Oskar Lafontaine, in: Junge Welt vom 15. November 2005. 
29 Oskar Lafontaine, Bundestagsfraktionsvorsitzender der Linken, im Rahmen einer öffentlichen Anhö‐
rung der Bundestagsfraktion der Linkspartei in Bad Doberan am 3. Juni 2007.  
30 „Die PDS hat kein Verhältnis zu Menschenrechten”. Interview mit André Brie,  in: Der Spiegel online 
vom 1. März 2006.  
31 http://de.wikipedia.org/wiki/Andre_Brie 
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4.2 Populismus – die teuren Forderungen der Linken 

  Das Ziel der Einführung des Sozialismus wird von der Linken nicht immer offen 

benannt, sondern oft durch populistische Forderungen verschleiert. Die Linken sugge‐

rieren einfache Lösungen – z.B.: „Weg mit Hartz  IV“ –, ohne die dahinter stehenden 

Probleme wirklich lösen zu wollen. Die Linke hat viele Wahlversprechen gemacht, de‐

ren Einhaltung erhebliche Kosten verursachen würde, und wiederholt erklärt,  für sie 

wäre „ein Haushalt dann ausgeglichen, wenn er für den sozialen Ausgleich“ sorge. 32 

Eine erhebliche Erhöhung der Verschuldung würde die Linke für die Realisierung ihrer 

Projekte billigend in Kauf nehmen.  

Allein der Wiedereintritt in die Tarifgemeinschaft der Länder (TdL), die gefor‐

derten neu zu schaffenden 25.000 Stellen  im öffentlichen   Beschäftigungssektor und 

die  Umwandlung  aller  1‐Euro‐Jobs  in  sozialversicherungspflichtige  Beschäftigungs‐

verhältnisse33 wird  nach Berechnungen  des Hessischen  Innenministeriums    und  des 

Sozialministeriums  den  Haushalt  jährlich mit  über  eine Milliarde  Euro  belasten.  34 

Schon die Erfüllung dieser drei Forderungen würde damit das Ziel eines ausgegliche‐

nen Haushalts  bis  2011  unmöglich machen. Hinzu  kämen  die  schon  beschlossenen 

Einkommensverbesserungen für Angestellte und Beamte sowie der Ersatz für die ab‐

geschafften Studienbeiträge. Angesichts dieser Zahlen sind die Forderungen der Lin‐

ken nichts anderes als unseriöse Haushaltspolitik. 

Auch der ehemalige Bürgermeister Klaus von Dohnanyi (SPD) äußerte sich kri‐

tisch zur Programmatik der Linken:  

„Die SPD muss klarstellen, dass die Linke so unsinnige Programme hat, dass man mit ihr nicht 

koalieren kann! ” 35 

  Die Linke weiß, dass ihre Versprechungen nur unter Inkaufnahme eines verfas‐

sungswidrigen Haushalts umsetzbar wären. Dass die Linke trotz der Kenntnis der Kos‐

ten dieser Forderungen von ihnen nicht ablässt, zeigt den ungebremsten Populismus 

dieser Partei. 

                                                             
32 „Die Linke – Ein Politikwechsel muss sich an seinen Inhalten festmachen.” Vom 9. September 2008, 
Quelle: www.die‐linke‐hessen.de.   
33 Ebd.   
34 Die 25.000 Stellen würden allein ca. 654 Mio. € kosten, Quelle: Pressemitteilung des Hessischen So‐
zialministeriums vom 09. September 2008. 
35 http://www.bild.de/BILD/news/politik/2008/03/03/spd‐meldet‐sich‐krank/fordert‐spd‐darf‐nichts‐
mit‐linken‐machen.html 
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5. Die Partei und ihre Vorsitzenden  
Seit  1990  standen der Partei  vier Vorsitzende  vor: Gregor Gysi  (1990–1993), 

Lothar Bisky (1993–2000), Gabriele Zimmer (2000–2003) und abermals Lothar Bisky, 

der den Vorsitz seit 2007 zusammen mit Oskar Lafontaine ausübt. Zu den Vorsitzen‐

den befindet sich ein ausführliches Kapitel im ersten Teil der Dokumentation vom Ap‐

ril 200836, im Folgenden wird nur auf Äußerungen Lafontaines seit diesem Zeitpunkt 

eingegangen.  

Lafontaine  hat  insbesondere  durch  seine  verharmlosenden  Äußerungen  zur 

Zwangsvereinigung von KPD und SPD zur SED  im Jahr 1946 Aufsehen erregt. So er‐

klärte er auf einer Pressekonferenz, die Linke habe sich „intensiv mit ihrer Geschichte 

auseinandergesetzt”, man  falle nicht  „auf die Propaganda unserer Gegner” herein.37 

Die  SPD  solle  sich  zunächst  einmal  mit  ihrer  Geschichte  auseinandersetzen,  die 

Wahrnehmung der Zwangsvereinigung  sei  von  „völliger Unkenntnis” geprägt. Nach 

1945 hätten auch viele Sozialdemokraten  zunächst die Vereinigung der Arbeiterbe‐

wegung  gewollt,  die  SED  sei  „auch  freiwillig  gegründet worden  –  von  vielen  SPD‐

Funktionären".  

Noch 1996 hatte Oskar Lafontaine in Berlin am Ort der damaligen Zwangsver‐

einigung von der „Vernichtung der Sozialdemokratie” durch „Verfolgung, Täuschung 

und Betrug” gesprochen:  

„Zu keinem Zeitpunkt gab es eine Mehrheit in der ostdeutschen Sozialdemokratie, die 

eine Vereinigung mit der KPD zu den von der KPD vorgeschlagenen Bedingungen be‐

fürwortet hätte.” 38 

 

Der Autor des Artikels, Severin Weiland, kommt zu dem Schluss:  

„Der Lafontaine von 1996 würde dem von 2008 heftig widersprechen.” 39 

 

Auch  in  Bezug  auf  das Kapitalvermögen  von  Familienunternehmen  äußerte 

sich Lafontaine mit deutlichen Worten: "Kann das sein, dass Frau Schaeffler mit ihrem 

Sohn zehn Milliarden erarbeitet hat? Nein, das kann nicht sein“, sagte Lafontaine  in 
                                                             
36 Vgl. Dokumentation Teil I, S. 20ff. 
37 Severin Weiland, Spiegel Online vom 4. September 2008, 
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,576200,00.html 
38 Ebd. 
39 Ebd. 
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der  Diskussion  mit  dem  Chefredakteur  des  Wirtschaftsmagazins  „Capital”,  Klaus 

Schweinsberg.40 Das Betriebsvermögen  etwa bei Schaeffler  hätten  über Generatio‐

nen hinweg vor allem die Arbeitnehmer aufgebaut, zugutekommen würde es aber al‐

lein der Eigentümerfamilie, kritisierte Lafontaine. Dies  sei ein  „grundgesetzwidriges 

Vorgehen”,  da  die  Verfassung  Enteignung  –  nach  Lafontaines  Auffassung  hier  die 

Enteignung der Arbeitnehmer – verbiete. 41  

Anlässlich dieser Forderung erklärte Christine Scheel, stellvertretende Frakti‐

onsvorsitzende der Grünen im Bundestag: 

„Lafontaine  entpuppt  sich  als  Kommunist,  der  offensichtlich  nichts  von  Artikel  14 

Grundgesetz hält. Dort heißt es: „Das Eigentum und das Erbrecht werden gewährleis‐

tet”.  Es widerspricht  jeder marktwirtschaftlichen  Logik,  erfolgreiches  unternehmeri‐

sches Handeln durch die Androhung von Enteignung zu bestrafen. Familienunterneh‐

men wachsen durch verantwortungsbewusstes Investieren und Vererben an die nächs‐

ten Generationen. Dabei beteiligen  viele Unternehmen  ihre Beschäftigten  am unter‐

nehmerischen Erfolg. Auch Betriebsräte und betriebliche Mitbestimmung haben gro‐

ßen Anteil am Erfolg der  sozialen Marktwirtschaft. Lafontaine will marktwirtschaftli‐

chen  Erfolg mit  sozialistischen  Allmachtsvorstellungen  bekämpfen.  [...]  Lafontaines 

Allmachtsvorstellungen gehören in die Mottenkiste der deutschen Geschichte.”42 

 

Der  Extremismusforscher  Eckhard  Jesse  sieht  Lafontaine  dementsprechend 

als „Radikalen“, welcher die „Oberhand“ in der Partei habe. Er kommt zu dem Fazit:  

„Lafontaine radikalisiert sich sozusagen im Wochenrhythmus.”43  

                                                             
40 „Welt” vom 16. September 2008, http://www.welt.de/politik/article2450765/Oskar‐Lafontaine‐will‐
Familienbetriebe‐enteignen.html  
41 Ebd.  
42 http://www.gruene‐
bundestag.de/cms/presse/dok/249/249573.kommunist_lafontaine_will_schaeffler_und.html 
43 Eckhard Jesse in einem Interview am 19. September 2008 in: 
http://www.derwesten.de/nachrichten/nrz/2008/9/19/news‐77636819/detail.html  
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6. Linke und NPD – extremistische Parteien mit erstaunlich vielen Gemein‐

samkeiten 

Die programmatischen Schnittmengen und strategische Vorgehensweise von 

Linkspartei und NPD gleichen sich auf  frappierende Weise. Übereinstimmungen  las‐

sen sich feststellen beim Geschichtsrevisionismus und Selbstverständnis der Parteien, 

bei der Forderung nach  „Systemüberwindung“, beim Antiamerikanismus, bei Frem‐

denfeindlichkeit 44  und  Antisemitismus  und  in  ihren  populistischen  Forderungen. 

Selbst die Wortwahl ähnelt sich. Rechts‐ und Linksextremisten stehen sich näher, als 

viele Wähler ahnen. Um auch am  linken Rand Stimmen abschöpfen zu können, ver‐

wendet die NPD immer häufiger die linksradikale Terminologie und gibt sich als anti‐

kapitalistische Partei aus. DIE LINKE und NPD sind „zentralistisch und autoritär“ ge‐

gliedert.45 Beide hegen  in der Außenpolitik die gleichen Feindbilder: USA und  Israel. 

Beide versprechen scheinbar einfache Lösungen für komplexe Probleme. Schuld sind 

immer die anderen: die etablierten Parteien, die Fremden, die Kapitalisten, die Impe‐

rialisten, die USA oder Israel.  

Über den richtigen Kurs gegenüber  Israel scheiden sich momentan die Geister: 

Während eine Gruppe um Gysi und die stellv. Bundesvorsitzende Katja Kipping pro‐ 

israelisch eingestellt sind, führen andere, wie die Bundestagsabgeordnete Ulla Jelpke 

den streng antizionistischen Kurs der SED fort:  

„Ich halte es für legitim, gegen Zionismus zu sein.”46 

 

Im Jahr 2006 hatte Jelpke bei einer antiisraelischen Demo vor Hisbollah‐Fahnen 

zu Israels Libanonkrieg sogar gesagt:  

„Wer angesichts dieser Massaker und angesichts dieser  sinnlosen Zerstörungswut noch 

einen Hauch  von Verständnis  für die  israelische Politik  aufbringt, macht  sich  zum Mit‐ 

täter, zum Komplizen von Mord und Terror.”47 

                                                             
44 Auf einer Kundgebung in Chemnitz am 14. Juni 2005 sagte Lafontaine: „Der Staat ist verpflichtet ..., 
zu verhindern, dass Familienväter und Frauen arbeitslos werden, weil Fremdarbeiter zu niedrigen Löh‐
nen ihnen die Arbeitsplätze wegnehmen.” 
45 Mathias Döpfner: „Nationaler Sozialismus”, in: Die Welt vom 10. Juli 2007. 
46 die taz vom 19. April 2008, Quelle: http://www.taz.de/1/politik/deutschland/artikel/1/gysis‐
machtwort‐irritiert‐genossen/ 
47 die taz vom 13. Mai 2008, Quelle: http://www.taz.de/1/politik/deutschland/artikel/1/israel‐spaltet‐die‐
linke/?src=SZ&cHash=42fcdb9273 
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Bereits  bei  einer  ähnlichen Demonstration  im  Jahr  2002  bildeten  sich  bemer‐

kenswerte Allianzen:  

„Neben Hisbollah‐Anhängern, die ihre Kinder als menschliche Bomben drapierten, schrit‐

ten Friedensmarschierer, Neonazis und Antirassisten einträchtig nebeneinander.” 48  

 

Wolfgang  Gehrcke,  ein  über  die  hessische  Landesliste  der  Linken  gewähltes 

MdB,  hat während  des  Libanonkriegs  im  Jahr  2006  an  einer  von  palästinensischen 

Vereinen  initiierten  und  klar  antiisraelischen Demo  in Berlin  teilgenommen. Später 

richtete  er  eine  Nahostkonferenz  aus,  zu  der  der  Sprecher  der  Terrororganisation 

Hamas, Ghazi Hamad, eingeladen war, aber nicht nach Deutschland einreisen durf‐

te.49 Die Linke arbeitet also mit den Verantwortlichen von Selbstmordattentaten zu‐

sammen, um das Existenzrecht des Staates Israel zu untergraben. 

Im vergangenen Jahr hatte der Zentralrat der Juden in dieser Hinsicht auch Stel‐

lung genommen:  „Das Gift hat eine neue Plattform“, sagte Dieter Graumann, Vize‐

präsident des Zentralrats der  Juden, zu den unwiderrufenen Äußerungen  führender 

Politiker der Linken.50 

Gemeinsamkeiten gibt es zwischen NPD und Linke auch in der Rhetorik: Sowohl 

der NPD‐Bundesvorsitzende Udo Voigt als auch der Co‐Vorsitzende der LINKEN, Os‐

kar  Lafontaine,  treten  als Demagogen  und Populisten  auf. Die Ablehnung  des EU‐

Vertrages von Lissabon ist dabei nur eine der vielen Gemeinsamkeiten: 

„Da der EU‐Reformvertrag nichts anderes ist als die nur in einigen wenigen Details ge‐

änderte EU‐Verfassung, kann der Versuch der EU‐Politiker, sie den europäischen Völ‐

kern gegen deren Willen überzustülpen, nur als weiteren Staatsstreich gegen die Sou‐

veränität der europäischen Völker bezeichnet werden.“51 

 

In einem Antrag zum Lissaboner Vertrag hat die Bundestagsfraktion der 

Linken ihre Kritik fast wortgleich zusammengefasst:  

                                                             
48 Vgl. Rafael Seligmann, Berliner Zeitung vom 19. April 2002, http://www.berlinonline.de/berliner‐
zeitung/archiv/.bin/dump.fcgi/2002/0419/feuilleton/0001/index.html  
49 die taz vom 19. April 2008, Quelle: http://www.taz.de/1/politik/deutschland/artikel/1/gysis‐
machtwort‐irritiert‐genossen/ 
50 http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,489884,00.html 
51 Dr. Müller, stellv. Fraktionsvorsitzender der NPD im Sächsischen Landtag, 
http://www.news4press.com/Dr‐Mueller‐(NPD)‐%E2%80%9EHorst‐Koehler‐ist‐sein_371218.html 
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„Inhaltlich  stimmt der Vertrag von Lissabon  fast vollständig mit den Regelungen des 

gescheiterten Verfassungsvertrags überein. [...] Der Vertrag von Lissabon ist hinter ver‐

schlossenen Türen über die Köpfe der Bürgerinnen und Bürgern hinweg zügig erstellt 

und durchgesetzt worden.“52 

 

Auch der frühere Weggefährte von Lafontaine, der SPD‐Europaabgeordnete Jo 

Leinen, wirft Lafontaine nationalistisches Verhalten vor:  

„Die sogenannte Linke macht gemeinsame Sache mit den Rechten in Europa.“53 

 

Die Berliner  „BZ” machte  einen  „Zwillings‐Test”  und  entdeckte  umfangreiche 

Parallelen: 

„Zuwanderung 

Während Oskar  Lafontaine  vor  "Fremdarbeitern,  die  Familienvätern  die  Jobs wegneh‐

men" warnte, heißt es bei der NPD „Fremdarbeiter stoppen! Arbeit für Deutsche!”  

Hartz IV 

Die Linkspartei forderte auf Demonstrationen mit dem Spruch „Hartz IV – Armut per Ge‐

setz” die Abschaffung der Arbeitsmarktreform. Bei der NPD heißt es mit demselben Ziel 

„Hartz IV – nicht mit mir”. 

Globalisierung 

„No G8. Menschen vor Profite” lautete die Linken‐Parole gegen den G8‐Gipfel von Heili‐

gendamm. Die NPD machte mit dem Slogan: „Gib 8 – Sozial statt Global" mobil. 

Nahost 

Während die NPD die „Eindämmung des Aggressionsstaates Israel” forderte und sich so‐

gar mit dem iranischen Präsidenten Mahmud Ahmadinedschad solidarisierte, hetzte Lin‐

ken‐Vorstandsmitglied Christine Buchholz noch 2006, Israel „führe Krieg im Interesse der 

USA” und erklärte, die Hisbollah stünde auf der Seite „auf der auch ich stehe”. 

Irak/Afghanistan 

Die Linke nennt den  Irak‐Krieg „völkerrechtswidrig” und will, dass die deutsche Bundes‐

wehr aus Afghanistan abzieht. Auch NPD und DVU nennen den Irak‐Krieg "völkerrechts‐

widrig" und fordern „Deutsche Soldaten raus aus fremden Kontinenten”. 

Anti‐Amerikanismus 

Während die NPD gegen den „Wirtschaftsimperialismus der USA” hetzt, wettert Lafon‐

taine gegen eine „US‐Außenpolitik, die auf Rohstoff‐Imperialismus fußt”.54 

                                                             
52 Entschließungsantrag vom 23. April 2008 (Drs. 16/8926). 
53 Focus vom 28. April 2008, http://www.focus.de/politik/ausland/jo‐leinen‐ex‐minister‐rechnet‐mit‐
lafontaine‐ab_aid_298061.html 
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Auch Altkanzler Helmut Schmidt warnt  in seinem neuen Buch davor, dass sich 

Wähler „massenhaft von demokratischen Parteien abwenden“ und auf „populistische 

Politiker“ hereinfallen: 

„Nicht  allein  die  Linkspartei,  ebenso  die NPD  und  ähnliche.  Es  ist  ja  kein  Zufall,  dass  solche 

Gruppierungen – linke wie rechte – gerade in den Teilen Deutschlands ihre Wahlerfolge feiern, in denen 

es den Menschen wirtschaftlich nicht so gut geht. Also vor allem in den sechs neuen Bundesländern.“ 55 

 

Die Gemeinsamkeiten zwischen Linken und der NPD  sind nicht zu übersehen. 

Beide Parteien kämpfen gegen die Ordnung des Grundgesetzes und haben viele  in‐

haltliche Berührungspunkte. 

                                                                                                                                                                                  
54 BZ, 25. Juni 2007, im Internet auch zu finden unter: 
http://www.stern.de/politik/deutschland/:Vergleich‐Wie‐Linkspartei/591743.html. 
55 http://www.bild.de/BILD/news/politik/2008/09/14/altbundeskanzler‐helmut‐schmidt‐im‐
interview/haben‐sie‐mitleid‐mit‐kurt‐beck‐teil‐2.html# 
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7. Die Linkspartei in Hessen 

 

Die Linke in Hessen ist keineswegs eine Neugründung von sozial eingestellten 

Menschen, die Reichtum gerecht verteilen wollen und die  für gerechte Chancen  für  

alle kämpfen. Dass es sich bei dieser Partei  in Wirklichkeit um die umbenannte SED 

handelt und bei ihren führenden Mitgliedern in Partei und Fraktion um eine Ansamm‐

lung  von  überzeugten  Kommunisten,  z.B.  langjährigen Mitgliedern  der  Deutschen 

Kommunistischen Partei (DKP), militanten Anarchisten und Sympathisanten der RAF 

aus der „Roten Hilfe“, Trotzkisten aus dem Netzwerk „Marx 21“56 sowie aus frustrier‐

ten  linken Sozialdemokraten und  langjährigen Gewerkschaftsfunktionären, versucht 

die Partei zu überspielen.  

Wie  eng  die  tatsächlichen  personellen Kontinuitäten  zwischen DKP  und  der 

hessischen  Linkspartei  sind,  zeigte  sich  an  der  gerade  erfolgten  Rückkehr  von  Pit 

Metz, dem  zeitweiligen Spitzenkandidaten der Linkspartei  in Hessen,  in die Partei‐

spitze Ende August 2008 auf dem Parteitag in Lollar.57 

 

7.1 Ein Kommunist als erster Spitzenkandidat – Pit Metz und der Schießbefehl 

Obwohl der Vorstand der Linkspartei ursprünglich einen anderen Kandidaten, 

den  früheren hessischen DGB‐Funktionär Dieter Hooge,  für die Spitzenposition bei 

der hessischen Landtagswahl vorgesehen hatte, entschied sich die Mehrheit der Par‐

teitagsdelegierten  für Metz, der bis 1996 Mitglied der Deutschen Kommunistischen 

Partei war. Metz bekannte sich offen zu seiner politischen Einstellung: „Ich betrachte 

mich  immer  noch  als  Kommunisten“,  erklärte  er  gegenüber  der  Frankfurter  Rund‐

schau. 

Dass Pit Metz zum Teil reinrassige DKP‐Positionen vertrat, war den Delegier‐

ten des Gründungsparteitags der hessischen  „Linken“  sehr wohl bewusst. Metz war 

bekannt dafür, dass er DDR‐getreue Positionen vertrat und auch den ‚Systemwechsel’ 

in der Bundesrepublik Deutschland anstrebte.58 Durch seine Rede auf dem Parteitag 

                                                             
56 Vgl. www.marx21.de 
57 Siehe Kapitel 7.3. 
58 Vgl. Pitt von Bebenburg: „Ich betrachte mich  immer noch als Kommunisten“,  in: Frankfurter Rund‐
schau vom 28. August 2007. 
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machte er zudem deutlich, wie wenig er zwischen der heutigen Bundesrepublik und 

der DDR zu unterscheiden gewillt war. Mit dem Vorwurf des hessischen Ministerprä‐

sidenten  Roland  Koch  konfrontiert,  Nachfolgepartei  der  SED  zu  sein,  die  für  den 

Schießbefehl  an  der  innerdeutschen  Grenze  die  Verantwortung  trug,  antwortete 

Metz: „Wenn du wirklich etwas gegen den Schießbefehl tun willst, dann mache dei‐

nen Einfluss auf Franz‐Josef Jung geltend.“ Schließlich, so Metz, sei der Bundesver‐

teidigungsminister  dafür  verantwortlich,  dass  Bundeswehrsoldaten  in  Afghanistan 

Gebrauch von der Schusswaffe machten.59  

Trotz Metz’ geschmacklosem Vergleich des Schießbefehls an der  innerdeut‐

schen Grenze mit dem Bundeswehreinsatz  in Afghanistan befand Gregor Gysi, Metz 

sei  ein  netter  „anständiger Kerl“.60 Mit  seinem Vergleich  brachte Metz  ein Denken 

zum Ausdruck, das auch der Parteivorsitzende der LINKEN, Lafontaine, teilt. Er rückte 

den Bundeswehreinsatz in Afghanistan in die Nähe von Terrorismus.61  

Erst nachdem der Druck der entsetzten Öffentlichkeit zu groß wurde, verzich‐

tete Metz am 5. September 2007 auf seine Kandidatur auf Listenplatz 1.62 Gleichwohl 

ist  er  von  seiner Wahlkreiskandidatur  in Marburg  für  die Wahlen  zum  hessischen 

Landtag am 27. Januar nicht zurückgetreten und hat dort (erfolglos) kandidiert. 

Die völlig unakzeptablen Äußerungen von Herrn Metz haben allerdings nicht 

dazu geführt,  ihn  in der Linken  für weitere hohe Ämter zu diskreditieren. Sogar die 

frisch wiedergewählte Landesvorsitzende der Linken, Frau Ulrike Eifler, unterstützte 

Pit Metz  durch  eine  kämpferische Unterstützungsrede  bei  seiner  Kampfkandidatur 

um einen Sitz  im geschäftsführenden Landesvorstand. Metz wurde daraufhin mit ei‐

nem guten Ergebnis  in das achtköpfige Führungsgremium der hessischen Linken ge‐

wählt. 

 

                                                             
59 „Metz Spitzenkandidat der Partei „Die Linke”, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung online vom 26. Au‐
gust 2007. 
60 „Gregor Gysi: Metz  ist  ein  ‚anständiger Kerl’”,  in: Süddeutsche Zeitung online  vom  6. September 
2007. 
61 Vgl. Oskar  Lafontaine  über  den  Afghanistan‐Einsatz  der  Bundeswehr,  in:  ARD‐Talkshow  „Sabine 
Christiansen“ vom 20. Mai 2007. 
62 Vgl. Mechthild Küpper: „Metz beugt sich der Kritik”, in: FAZ vom 6. September 2007. 
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7.2 Zusammenarbeit mit Kommunisten aus der DKP 

Mit der Personalie Pit Metz erschöpft sich allerdings die Verflechtung von Alt‐

kommunisten und der LINKEN in Hessen nicht. So haben einige Mitglieder der hessi‐

schen Linkspartei, darunter auch eine Reihe von Listen‐ und Direktkandidaten für die 

Wahlen  zum  hessischen  Landtag, Verbindungen  zum  politischen Spektrum der  äu‐

ßersten  Linken;  sie  werden  umfassend  im  ersten  Teil  der  Dokumentation  darge‐

stellt63. Weitere personelle wie  inhaltliche Verflechtungen  zwischen DKP und Linke 

werden  im Bericht über den Landesparteitag der Linke Hessen  in Lollar vom 29. bis 

31. August 2008 deutlich.64 

 

7.3 Der Landesparteitag der Partei „Die Linke“ Hessen vom 29. bis 31. August 

  2008  

Am letzten Augustwochenende trafen sich im Bürgerhaus Lollar 184 Delegier‐

te der Linken  in Hessen zu  ihrem Landesparteitag, bei dem der Landesvorstand neu 

gewählt wurde und ein Beschluss zum weiteren Verfahren  für die Tolerierung einer 

rot‐grünen Minderheitsregierung  getroffen wurde. Der  folgende  Bericht  dokumen‐

tiert stichwortartig die wichtigsten Vorkommnisse auf dem Parteitag. 

 

7.3.1 Zitate aus den Reden 

Bodo Ramelow,  stellv. Fraktionsvorsitzender der Fraktion  „Die LINKE“  im Bun‐

destag, griff den Verfassungsschutz und die Polizei am 29. August in Lollar scharf an. 

Hintergrund war ein brutaler Überfall rechtsextremer Jugendlicher auf Teilnehmer ei‐

nes  linksradikalen  Zeltlagers  im  Juli  2008.  Ramelow warf  den  Sicherheitsbehörden 

bewusste Untätigkeit vor: 

 

• Der Verfassungsschutz  ignoriere die Gefahr  von Rechtsextremen:  „Totschlag 

wird  in Kauf genommen” „Wo  ist der Verfassungsschutz, wenn der braune Mob 

überall fröhliche Urständ´ feiert?” (...) „Auf so einen Verfassungsschutz kann  ich 

gern verzichten.” 

                                                             
63 Vgl. Dokumentation Teil 1, S. 41f. 
64 Vgl. Kapitel 7.3. 
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Ebenso nachgewiesen in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 29. August 2008 

•  „Koch und sein Kettenhund Bouffier müssen weg.“  

 

Oskar Lafontaine, Bundesvorsitzender „Die LINKE“ und Fraktionsvorsitzender im 

Bundestag, erklärte am 30. August  in Lollar zu den Vorwürfen, die Linke stehe nicht 

auf dem Boden des Grundgesetzes: 

• „Wir sind die einzige verfassungstreue Partei, weil wir verfassungswidrige Eigen‐

tumsverhältnisse in unserer Republik als Einzige in Frage stellen.“ 

Quelle: Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung, 31. August 2008 

 

• „Von uns wird immer Verlässlichkeit gefordert. Nein, wir fordern von den anderen 

Verlässlichkeit. Verlässlichkeit gegenüber den Wählerinnen und Wählern und ge‐

genüber den Wahlprogrammen.“ 

Quelle: Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung, 31. August 2008 

 

Lafontaine formulierte Bedingungen für Zusammenarbeit mit Rot‐Grün: Keine 

sozialen Kürzungen, kein Personalabbau  im öffentlichen Dienst, keine Privatisierun‐

gen. Die Linke sei die verfassungstreueste Partei  in Deutschland (Hinweis auf Art. 14 

Grundgesetz: „Eigentum verpflichtet“). Die Unternehmenswerte gehörten den Mitar‐

beitern und nicht den Managern. 

Lafontaine erklärt, dass die Wirtschaftsordnung, die die Linke wolle, demokra‐

tisch  sei. Er  spricht  sich bei wichtigen Vorhaben  für Mitgliederentscheidungen  aus, 

z.B. Tolerierung. Er lehnt die Agenda 2010 strikt ab. Lafontaine wettert gegen Spen‐

den der „Großwirtschaft”, und will „Lobbyisten  in der Politik”  in Zukunft verhindern. 

Lafontaine ruft dazu auf, die gegenwärtigen "Herrschaftsverhältnisse [zu] brechen". Er 

ruft die Linke auf, keine Fehler zu machen, aber auch keine Grundsätze aufzugeben. 

 

Janine Wissler 

Janine Wissler  (MdL,  stellv. Fraktionsvorsitzende, Unterstützerin des  linksex‐ 

tremistisch‐trotzkistischen Netzwerks „Marx 21”) postuliert zudem, man wolle „nicht 

auf die „Zähmbarkeit” des Kapitalismus, sondern auf dessen Überwindung hinwirken”. 
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7.3.2 Beschlüsse 

 

Auszüge aus dem Leitantrag in der am 30. August 2008 beschlossenen Form65  

„Es gibt gravierende Differenzen zwischen SPD/Grünen und der LINKEN. Wir lehnen die 

Agend‐2010‐Politik,  die Hartz‐Gesetze,  die Rente mit  67  und  die Bundeswehreinsätze 

grundsätzlich ab, um nur einige Punkte zu nennen.  

[...] 

DIE LINKE will die Debatte über einen Politikwechsel nicht auf das Parlament begrenzen, 

sondern daran mitwirken, gesellschaftliche Kräfteverhältnisse zu verändern.  

[...] 

Für DIE LINKE sind  folgende Forderungen zentraler Bestandteil eines Politikwech‐

sels: 

Politikwechsel für gute Arbeit und gerechte Verteilung gesellschaftlichen Reichtums 

[...] 

• Investition  in einen öffentlichen Beschäftigungssektor zur Schaffung von 25.000 

Arbeitsplätzen und Umwandlung von 1‐Euro‐Jobs  in sozialversicherungspflichti‐

ge, tariflich bezahlte Stellen;  

• Wiedereinführung fester Ladenöffnungszeiten;  

• Hessen‐Card,  die  soziale Vergünstigungen  von  Land, Kreis  und Kommunen  bei 

der Nutzung  von  öffentlicher  Infrastruktur  und  des  öffentlichen Personen‐  und 

Nahverkehrs diskriminierungsfrei bündeln soll; […] 

Politikwechsel für gleiche Bildungschancen 

[...] 

• Keine privatisierten, gewinnorientierten Angebote in der Bildung  

[...] 

• Ausbildungsplatzgarantie für alle Schulabgänger in Hessen  

Politikwechsel für Frieden und Umwelt 

• keine Förderung der Verlagerung des Europa‐Hauptquartiers der US‐Armee nach 

Wiesbaden aus Landesmitteln  

• keine Bundeswehrwerbung an Schulen, Hochschulen und beruflichen Bildungs‐

einrichtungen [...] 

                                                             
65 Quelle: www.die‐linke‐hessen.de/lv15/partei/landesparteitage/1landesparteitag 
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• Stopp des Ausbaus des Flughafens Frankfurt, für ein prinzipielles Nachtflugverbot 

von 22.00 bis 6.00 Uhr. Die wirtschaftlich unsinnigen, verkehrspolitisch kontra‐

produktiven  und  ökologisch  unverantwortlichen  Planungen  für  den  Flughafen 

Kassel‐Calden dürfen vom Landtag erst gar nicht genehmigt werden […] 

Politikwechsel für gesellschaftliche Teilhabe, Demokratie und Mitbestimmung 

• Erhalt und Ausbau des öffentlichen Sektors, keine weiteren Privatisierungen des 

öffentlichen Eigentums  

• Rücknahme der Privatisierung der Universitätskliniken Gießen und Marburg [...] 

Politikwechsel aus Hessen in die Bundespolitik 

• Initiierung einer Bundesratsinitiative zur Wiedereinführung der Vermögenssteuer  

• Initiierung  einer  Bundesratsinitiative  zur  Einführung  eines  Mindestlohnes  von 

mindestens 8,44 €  

• Bundesratsinitiative  zur Abschaffung von Hartz  IV, als ersten Schritt Erhöhung 

des Regelsatzes auf 435,00 €  

• Bundesratsinitiative zur Abschaffung der Rente mit 67  

• für den sofortigen Abzug der Bundeswehr aus Afghanistan  

• Unterstützung der Bundesratsinitiative für kommunales Wahlrecht für Drittstaa‐

tenangehörige“ 

 

In der Rede zum Leitantrag erklärt die stellv. Fraktionsvorsitzende im Landtag, 

Janine Wissler:  

„Die LINKE wird Ypsilanti und – trotz Bedenken – ihr Kabinett wählen im November. 

Bedingungen: Keine Zustimmung zum Flughafen Frankfurt und Haushalt mit Kürzungen 

bei Sozialem, Personal und Privatisierungen.” 

 

Der Leitantrag wurde an den Landesvorstand verwiesen, aber Papier mit Eck‐

punkten  wurde  als  Initiativantrag mit  kleinen  Änderungen  im  Bereich  Bildung  als 

zentrale  Forderung beschlossen, die  in Verhandlungen mit SPD und Grünen  einge‐

bracht werden sollen.  
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Sachanträge 

• Antrag gegen den Ausbau des Frankfurter Flughafens und zur Einholung eines 

Rechtsgutachtens  zum  Planfeststellungsbeschluss,  um  diesen  aufheben  zu 

lassen, wird mit großer Mehrheit angenommen. 

Dr. Ulrich Wilken, MdL,  Landesvorsitzender:  „Die Sozialdemokraten  schätzen 

industrielle Großprojekte völlig anders ein als wir. Die Stichworte: Die Flughäfen 

Frankfurt und Kassel‐Calden. Wir werden weiter gegen den Ausbau des Frankfur‐

ter Flughafens kämpfen. Natürlich wissen wir, dass es bereits das Planfeststel‐

lungsverfahren gibt. Das muss aber an einer Stelle wieder aufgemacht werden: 

Wir wollen  ein  echtes Nachtflugverbot. Das muss her. Und Kassel‐Calden darf 

nicht gebaut werden.”66 

• Antrag zu Preisobergrenzen für Energie‐Grundversorgung wird angenommen. 

• Antrag,  eine  Rückführung  der  Universitätsklinikums  Gießen/Marburg  in  öf‐

fentliches Eigentum vorzunehmen, wird angenommen. 

• Antrag, die NPD zu verbieten, wird angenommen 

• Anträge  zu personellen  (Jürgen Walter und Personen, die  sich ähnlich geäu‐

ßert haben) wie inhaltlichen Vorbedingungen zur Unterstützung der Wahl von 

Andrea Ypsilanti bzw. eines möglichen rot‐grünen Kabinetts wird zurückgezo‐

gen. 

 

Satzungsanträge 

Ein Antrag zur Aufrechterhaltung der Trennung von Amt und Mandat wurde 

mit großer Mehrheit abgelehnt (aus organisatorischen Gründen musste über den An‐

trag  vier Mal  abgestimmt werden). Damit  konnte  der wegen  der Annahme  seines 

Landtagsmandates zurückgetretene ehemalige Landesvorsitzende der Linken, Dr. Ul‐

rich Wilken, erneut zum Landesvorsitz kandidieren. 

 

                                                             
66 Quelle: Spiegel Online vom 31. August 2008. 
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7.3.3 Landesvorstandswahlen 

 

Vorsitzender/Vorsitzende 

 

• Ulrike Eifler          137 Stimmen, 75,6% 

o Jg. 1975  

o Politologin/ Sinologin, M.A.  

o verheiratet, eine Tochter  

o Mitglied bei ver.di  

o Unterstützerin  des  kommunistisch‐trotzkistischen  Netzwerkes 

marx21:67: Erklärtes Ziel von „marx21“ (rund 400 Mitglieder) ist die „Er‐

richtung einer kommunistischen Gesellschaftsordnung durch eine Re‐

volution:”68 

„Massenbewegungen  in Rätestrukturen  [können]  eine demokratische Selbstverwal‐

tung  entwickeln,  welche  in  einer  Revolution  den  bestehenden  Staatsapparat  ent‐

machtet, das Großkapital enteignet und die Grundlage  für eine neue Gesellschafts‐

ordnung legt.”69 

o 2005–2007 Mitglied im Landesvorstand der WASG  

o Seit 2007 Landesvorsitzende DIE LINKE. Hessen  

 

• Dr. Ulrich Wilken (MdL)      91 Stimmen,   50,6%                     

(Gegenkandidat: Ferdinand Hareter, 77 Stimmen, 41 %) 

o 2005–2007 Mitglied im Landesvorstand der WASG, 49 Jahre, ledig, kei‐

ne Kinder, konfessionslos 

o Gründungsmitglied  Demokratische  Sozialisten  1982  (DS),  Mitglied‐

schaft bis zur Auflösung 1990  

o 1985–1987 Generalsekretär der deutschen Sektion der Christen für den 

Sozialismus  

o Seit 1990 Mitarbeit  in der Landes‐AG „Betrieb und Gewerkschaft“ der 

PDS, 2000 Eintritt in die PDS  

                                                             
67 www.marx21.de, als linksextremistisch vom Bundesamt für Verfassungsschutz eingestuft, Quelle. 
68 Verfassungsschutzbericht des Bundes, 2007, S. 163. 
69 Quelle: „marx21” Nr. 1, Juni 2007, S. 43. 
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o 2001 – 2003 PDS‐Kreisvorsitzender Frankfurt am Main  

o Seit 2003 Landesvorsitzender Hessen (erst PDS, dann PDS.Linkspartei, 

dann Die Linke), hatte am 16. April 2008 sein Amt wegen der Diskussi‐

onen um die Trennung von Amt und Mandat niedergelegt70 

o Mitglied bei ver.di  

 

Stellvertretende Vorsitzende 

• Waltraud Eisenträger‐Tomcuk    125 Stimmen, 69,4% 

Kommt aus der WASG 

• Manfred Coppik        110 Stimmen,  63,9% 

Coppik war bis 1983 SPD‐MdB, er gründete u.a. mit dem Landesvorsitzenden 

Dr. Wilken  die Demokratischen Sozialisten  (DS),  eine Partei  linker Sozialde‐

mokraten, die sich Anfang der 1980er‐Jahre von der Politik der sozialliberalen 

Regierung unter Bundeskanzler Helmut Schmidt (SPD) abgewandt hatten. Sie 

verstand sich als „sozialistische Alternative” zur SPD. 

 

Schatzmeister 

• Peter Vetter          141 Stimmen, 88,7%        

Mitinitiator der „Initiative für Arbeit und soziale Gerechtigkeit“, Ausschluss aus 

der SPD 2004 und Gründungsmitglied der WASG 

 

Geschäftsführende LaVo‐Mitglieder 

• Diana Hupperten        92 Stimmen, 54,1% 

Gründungsmitglied der „Linke“ 

• Gabi Faulhaber        75 Stimmen, 46,5 % 

o Geboren 1953  

o Seit 1995 Sonderschullehrerin, Hauptstufenleiterin an einer Schule für 

Lern‐  und  Erziehungshilfe,  nicht  verbeamtet wegen  Schwerbehinde‐

rung  

                                                             
70Quelle: http://www.die‐linke‐hessen.de/lv15/home/presse/3‐pressemitteilungen/66‐
landesvorsitzender‐ulrich‐wilken‐legt‐sein‐amt‐
nieder?d4dad6935f632ac35975e3001dc7bbe8=fe945641ec2e5857203d38cb359fc019 
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o Aktiv  in der so genannten „Friedensbewegung“,  im Antifaschistischen 

Bündnis Wetterau und in der GEW  

o Bis 1991 Mitglied der Deutschen Kommunistischen Partei  

o Mitglied der Linken seit Januar 2006  

 

• Pit Metz          118 Stimmen, 68,2% 

o Seit `72 Mitglied in der Deutschen Friedensgesellschaft/ VK 

o DKP‐Mitglied von 1976–96 

o ab `86 ÖTV‐ bzw. später ver.di‐Vertrauensmann  

o ab 2002 Mitglied im DGB‐Kreisvorstand Marburg, zur Zeit Vorsitzender  

o ab 2005 Mitglied im DGB‐Regionsvorstand Mittelhessen 

Pit Metz hatte auf die Frage eines  Journalisten, wie er als  langjähriges DKP‐

Mitglied den Schießbefehl an der  innerdeutschen Grenze einschätze, am 27. 

August 2007 geantwortet, viele Länder würden  ihre Grenzen militärisch absi‐

chern. Außerdem sei der Schießbefehl einer Armee, die  in ein  fremdes Land 

einmarschiere,  wie  dies  die  Bundeswehr  in  Afghanistan  tue,  nicht  weniger 

verwerflich. Daraufhin  ist er eine Woche später als Spitzenkandidat zur Land‐

tagswahl  zurückgetreten.  Pit Metz  hatte  sich  in  seiner Vorstellungsrede  bei 

diesem Parteitag zwar von der DDR distanziert, aber nicht vom Kommunismus 

losgesagt. Zudem hat er  sich ausdrücklich gegen die  soziale Marktwirtschaft 

ausgesprochen  und  aus  seiner  antikapitalistischen  Haltung  keinen  Hehl  ge‐

macht. 

 

Erweiterter Landesvorstand (Frauenliste) 

• Stefanie Haenisch        119 Stimmen  73,0% 

• Pazhareh Henning‐Heidari      112 Stimmen  68,75% 

• Martina Walter          92 Stimmen  56,4% 

• Emine Pektas            91 Stimmen  55,8% 

• Esther Abel            88 Stimmen  53,9% 
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• Choni Flöther            88 Stimmen  53,9% 

• Manuela Schon (Rote Hilfe)        76 Stimmen  46,6% 

Manuela Schon hat  in  ihrer Vorstellungsrede unter donnerndem Applaus  für 

die  linksextremistische und  zur Revolution aufrufende  „Rote Hilfe” Werbung 

gemacht und  im Anschluss daran Mitgliedsanträge  für die Rote Hilfe verteilt 

(siehe folgendes Foto)  

 

 

Manuela Schon während des Verteilens der Mitgliedsanträge für die „Rote Hilfe“ 

 

Schon erklärte:  „Die Rote Hilfe  ist  in dieser Gesellschaft notwendig” und:  „Die 

Polizei ist auf dem rechten Auge blind.“  

 

• Inge Sturm          74 Stimmen  45,3% 

• Charlotte Ullmann        72 Stimmen   44,1% 

Zitat aus  ihrer Vorstellungsrede:„Das Tolerierungskonzept bietet uns die Mög‐

lichkeit, die anderen Parteien vor uns her zu treiben.”71 

 

 

                                                             
71 Quelle: Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung, 31. August 2008. 



  31 

Erweiterter Landesvorstand (Gemischte Liste) 

• Jörg Jungmann        89 Stimmen  54,3% 

Zitat aus seiner Vorstellungsrede: „Wir wollen dieses System nicht modifizieren, 

wir wollen es überwinden.“ 

• Dieter Hooge          87 Stimmen   53,0% 

Zitat  aus  seiner Vorstellungsrede:  „Antikommunismus  ist Hassideologie gegen 

soziale Gerechtigkeit“, „Koch, Wagner und Hahn sind keine Demokraten mehr“ 

 

• Mehmet Senel        78 Stimmen   47,6% 

Zitat aus seiner Vorstellungsrede:  

„Kein Platz mehr für einen so widerlichen Rassisten wie Roland Koch es ist“ 

• Achim Kessler         75 Stimmen  45,7% 

• Hermann Schaus        75 Stimmen  45,7% 

Die Nachrichtenagentur ddp berichtet über einen Wortbeitrag in der allgemei‐

nen Aussprache zum Leitantrag am 30. August 2008:  

„Die hessische Linke will den Planfeststellungsbeschluss zum Ausbau des Frankfurter Flugha‐

fens noch kippen. Der Landesparteitag  im mittelhessischen Lollar beschloss am Sonntag mit 

großer Mehrheit einen Antrag, ein Rechtsgutachten zur Überprüfung des Planfeststellungsbe‐

schlusses in Auftrag zu geben. „Ich bin fest überzeugt, dass sich der Beschluss wieder aufklappen 

lässt”,  sagte  der  Linkspartei‐Abgeordnete  und  Vizepräsident  des  Wiesbadener  Landtags, 

Hermann Schaus. Eine neue Landesregierung müsse den Beschluss unbedingt überprüfen.  In 

dem Antrag wird die Landtagsfraktion der Linken aufgefordert, „alles dafür zu tun”, um den 

Ausbau des Frankfurter Flughafens  zu verhindern. Damit unterstreicht die Partei erneut die 

Bedeutung des Themas, das zum Knackpunkt bei einer Regierungsbildung mit SPD und Grü‐

nen werden könnte. Schaus sagte weiter, es gebe „Hinweise”, dass der Flughafenbetreiber Fra‐

port „falsche Zahlen” vorgelegt habe, und dass Klagen von Anliegergemeinden gute neue An‐

satzpunkte eröffnen könnten.” 72 

• Lukas Larbig          69 Stimmen  42,1% 

• Oliver Nöll (bis 2004 SPD‐Mitglied)    67 Stimmen   40,9% 

• Jan Schalauske        64 Stimmen  39,0% 

 

 

 

                                                             
72 Quelle: http://www.ad‐hoc‐news.de/Politik‐News/19309822, ddp‐Meldung vom 30. August 2008. 
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7.3.4 Vom Parteitag beschlossenes Verfahren auf dem Weg zu Rot‐Rot‐Grün: 

 

• Überweisung des Forderungskataloges (31 Punkte) an den Landesvorstand 

• Am 09. September 2008 erstes Gespräch Linke/SPD  

• Vor einer möglichen Tolerierung: Mitgliederentscheid 

„§ 8 der Satzung des Landesverbandes Hessen  

(1) Zu allen politischen Fragen in der Landespartei kann ein Mitgliederent‐

scheid (Urabstimmung) stattfinden. Bei der Frage über die Beteiligung an 

Koalitionen und die Tolerierung von Minderheitsregierungen auf Landes‐

ebene  ist ein Mitgliederentscheid Pflicht. Das Ergebnis des Mitgliederent‐

scheids hat den Rang eines Landesparteitagsbeschlusses. Soweit das Par‐

teiengesetz eine Aufgabe zwingend dem Landesparteitag zuweist, hat das 

Ergebnis des Mitgliederentscheids empfehlenden Charakter. 

(2) Der Mitgliederentscheid findet statt 

a) auf Antrag von Kreisverbänden, die gemeinsam 50% der Mitglieder re‐ 

präsentieren oder 

b) auf Antrag von 20% der Mitglieder des Landesverbandes 

c) auf Beschluss des Landesparteitages oder 

d) auf Beschluss des Landesrates 

(3)  Stimmberechtigt  sind  alle Mitglieder  im  Landesverband. Der Antrag, 

über den entschieden wird,  ist mit einfacher Mehrheit beschlossen, wenn 

bei einer Beteiligung von mindestens einem Viertel der Mitglieder eine ein‐

fache Mehrheit zustimmt. 

(4)  Eine  Angelegenheit,  über  die  ein Mitgliederentscheid  stattgefunden 

hat, kann  frühestens nach Ablauf  von  zwei  Jahren neu entschieden wer‐

den. 

(5) Im Übrigen gilt die Ordnung der Bundespartei über Mitgliederentschei‐

de.“ 
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7.3.5 Bewertung: „Der Parteitag der zwei Gesichter“ 

 

Auf der einen Seite: Befürworter eines sozialen Ausgleichs 

Die Linke stellt sich als „unbelastete“ linke Sammlungsbewegung für mehr soziale 

Gerechtigkeit  im  „herrschenden Raubtierkapitalismus“  und  eine  „Demokratisierung 

der gegenwärtigen reaktionären Gesellschaft“ dar. 

 Lafontaine  schwört  seine  Linken  auf Rot‐Rot‐Grün  ein,  um  die  SPD  nach  einer 

möglichen Wahl nach Belieben erpressen zu können. 

 Die Delegierten unterstützen ohne großen Widerstand Lafontaines Kurs – alle kri‐

tischen  Anträge  (Jürgen Walter  nicht  mitzuwählen  bzw.  einen  umfangreichen 

Forderungskatalog zu beschließen) sind im Vorfeld entweder zurückgezogen oder 

weitgehend entschärft worden. 

 Dr. Ulrich Wilken wurde als noch eher gemäßigter Linker gewählt, allerdings nur 

mit 50,6 %. Eine große Minderheit von über 40 % wählt den noch radikaleren Ge‐

werkschafter Ferdinand Hareter. 

 

Auf der anderen Seite: „systemfeindliche“ Verstaatlichungspartei  

Die  Linke  zeigt  ihr  wahres  Gesicht  und  ihre  Ablehnung  unserer  freiheitlich‐

demokratischen Grundordnung nicht nur  in vielen Reden, sondern auch  in der Wahl 

einiger gefährlicher Linksextremisten, die  sich auch nicht  von militanten  linksextre‐

mistischen Gruppen wie der „Roten Hilfe“ distanzieren wollen: 

 Die Wahl  des  bekennenden  Kommunisten  Pit Metz  in  den  geschäftsführenden 

Landesvorstand trotz einer Kampfkandidatur mit über Zweidrittelmehrheit ist un‐

ter anderem ein Zeichen dafür, dass viele Delegierte der Linken seine kommunis‐

tischen Positionen unterstützen. Die volle und ausdrücklich geäußerte Unterstüt‐

zung von Pit Metz durch die Landesvorsitzende Ulrike Eifler zeigt ebenfalls, dass 

Pit Metz in der Partei fest verwurzelt ist.  

 Auch die Wahl von Manuela Schon ist ein deutlicher Hinweis dafür, dass die „LIN‐

KE“  sich  auch  von  verfassungsfeindlichen  Organisationen  nicht  distanzieren 

möchte und dass eine Organisation wie die „Rote Hilfe“, die dem deutschen Staat 

die  Legitimation  abspricht,  von  einer Mehrheit der Delegierten  positiv beurteilt 

wird. 
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8. Die Landtagsfraktion „Die LINKE“ 

 

8.1 Informationen zu den einzelnen Abgeordneten 

Im folgenden Kapitel sind mit Ausnahme von Willi van Ooyen, dessen Biographie we‐

gen des Bekanntwerdens neuer Quellen im Gesamtzusammenhang dargestellt wird, 

nur die Informationen über die Abgeordneten der Linken aufgeführt, die nicht im ers‐

ten Teil der Dokumentation nicht enthalten waren.73 

 

8.1.1 Willi van Ooyen, Fraktionsvorsitzender 

Der nach dem Rücktritt von Pit Metz zum neuen Spitzenkandidaten der hessi‐

schen Linken gewählte Willi van Ooyen ist nach der Landtagswahl zum ersten Vorsit‐

zenden der Fraktion „Die Linke“ gewählt worden. Er gehört bis heute der Partei „Die 

Linke“ nicht an. 74 

Van Ooyen ist kein Neuling in der Politik. Anfang der siebziger Jahre engagier‐

te sich van Ooyen für die Unterstützung von Wehrdienstverweigerern. Von dieser Zeit 

an  Jahre  stand  er nicht nur mit  kommunistischen Gruppen  in Verbindung,  sondern 

kooperierte bis zur Wende 1989/90 sehr eng mit der DKP und auch mit der SED. Sein 

mittlerweile offenes Engagement  für die umbenannte SED, also  für die Linke, kann 

daher  als  konsequente  Fortsetzung  seines  jahrzehntelangen  verfassungsfeindlichen 

politischen Engagements gesehen werden.  

Hauptsächlich  engagierte  sich  van  Ooyen  für  die  Deutsche  Friedensunion 

(DFU), eine direkt von der SED gesteuerte und von der DKP angeleitete kommunisti‐

sche Tarnorganisation. Ziel der DFU war es, die BRD kommunistisch zu unterwandern 

und zum Sieg der DDR über die BRD beizutragen.  

 

8.1.1.1 zur Person (Biographische Daten) 

Van Ooyen war  von  1976  an  zunächst hessischer Landesgeschäftsführer der 

DFU, seit 1984 dann deren Bundesgeschäftsführer und spätestens ab 1988 einer von 

                                                             
73 Vgl. Dokumentation Teil I, S. 48ff. 
74 Siehe auch die eigene Webseite von  Willi van Ooyen: www.willi‐van‐ooyen.de. 
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drei führenden hauptamtlichen Funktionären der DFU‐Spitze. Über ein Jahrzehnt lang 

war er einer der maßgeblichen Organisatoren der so genannten „Friedensbewegung“, 

einer  kommunistisch  unterwanderten und gelenkten Bewegung, die  eine  einseitige 

Abrüstung des Westens forderte. 

Zudem war er ab 1972 Mitglied im Bundesvorstand des Verbandes der Kriegs‐

dienstverweigerer (VK), nach der Fusion mit der Deutschen Friedensgesellschaft 1974 

ehrenamtlicher Landesgeschäftsführer der DFG‐VK Hessen. 75 1973 ist er Mitorganisa‐

tor der Weltfriedenskonferenz  in Moskau,  alle  finanziellen Transfers  liefen über ein 

Sonderkonto, das auf  seinen Namen eingerichtet worden war.76 Ab 1976 Landesge‐

schäftsführer, ab 1984 Bundesgeschäftsführer der Deutschen Friedens‐Union,  jeden‐

falls ab 1988 Mitglied des engsten Führungsgremiums der DFU, der Geschäftsführung 

des Arbeitsausschusses des Bundesvorstandes. Seit 1980  ist er maßgeblicher Mitini‐

tiator des Ostermarsches, des "Krefelder Appells" gegen den NATO‐Doppelbeschluss 

und Mitorganisator der großen  „Friedensaktionen“ der 80er‐Jahre. Nach Auflösung 

der DFU Anfang 1990 Tätigkeit für den DGB und unterschiedliche soziale wie linksra‐

dikale Organisationen,  nähere  Infos  unter: www.willi‐van‐ooyen.de. Aus  seinen  ex‐

trem  linken  politischen Ansichten  hat  van Ooyen  nie  einen Hehl  gemacht:  „Ich  bin 

Marxist, und die Bezeichnung Kommunist  ist  für mich kein Schimpfwort.”77 Der  „Welt” 

gegenüber betonte er  im Dezember 2007: „Ich habe mich nie von Kommunisten abge‐

grenzt.“78 

 

8.1.1.2 Die Geschichte der Deutschen Friedens‐Union (DFU) –  

„Die Freunde Ulbrichts“ 79  

Die  „Deutsche  Friedens‐Union“  (DFU)  existierte  so  lange,  wie  in  Berlin  die 

Mauer stand. Sie  ist eine  im  Jahr 1960 auf  Initiative des SED‐Politbüros gegründete 

Partei gewesen80, die nach dem Verbot der KPD durch das BVerfG  im Jahr 1956 die 

                                                             
75 Zum linksextremistischen Charakter der DFG‐VK siehe auch das Kapitel 8.2.8. 
76 Vgl. Teilnehmerliste für das Kontaktgespräch zur Vorbereitung der Weltkonferenz, Bad Godesberg, 
12. September 1973, HASTK, Best. 1415, Nr. 558. 
77 FAZ, 27. September 2007. 
78 Die „Welt” kompakt, 17. Dezember 2007. 
79 „Die Freunde Ulbrichts" nannte SPD‐ Pressechef Barsig 1961 die DFU in Anspielung auf die Parteiini‐
tialen.  
80 Hubertus Knabe, Die unterwanderte Republik, S. 240. 
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kommunistischen  und  sozialistischen  Kräfte  in  der  BRD  unter  einem  pazifistischen 

Deckmantel vereinen sollte. Die DFU wurde unter maßgeblicher Beteiligung von Willi 

van Ooyen Ende 1989/Anfang 1990 aufgelöst, van Ooyen war einer von  fünf Perso‐

nen, die mit der Abwicklung vom Bundesvorstand betraut worden waren.81  

  Am  17.  Dezember  1960  fand  in  Stuttgart  die  Gründungsversammlung  der 

Deutschen  Friedensunion  statt. Zu  den Mitbegründern  gehörten  u.a.  der Bund  der 

Deutschen, die Vereinigung unabhängiger Sozialisten und mehrere als Ersatzorgani‐

sationen  der  KPD  fungierende Gruppen. Die DFU war  dementsprechend  nicht  nur 

kommunistisch geprägt,  sondern  in besonderem Maße DDR‐treu und  verfolgte die 

Linie des ZK der SED. Neben SED‐nahen Kadern aus dem SDS, der Anti‐Atomtod‐

Bewegung  und  der  illegalen  KPD  betätigte  sich  auch  eine  Reihe  linkspazifistischer 

Christen in der Partei. Programmatisch wandte sich die Partei gegen das Wettrüsten, 

vertrat eine neutralistische Politik und forderte militärische Abrüstung und eine Ent‐

spannung  der Konfrontation  der Blöcke,  alles mit  dem Ziel  der  einseitigen Schwä‐

chung der BRD gegenüber dem Ostblock. Die SED bezeichnete die DFU 1961 folge‐

richtig als einzige demokratische Partei Westdeutschlands.83 Zu den Gründern gehör‐

ten u.a. Prof. Renate Riemeck, die Pflegemutter von Ulrike Meinhof. Die Mitglieder‐

zahlen gingen  von  1961 bis  in die  80er‐Jahre  von  rund  12.000  auf  ca.  1000  zurück, 

schon  1971  schätzte  der  Verfassungsschutz  die Mitgliederzahl  nur  noch  auf  unter 

3000.84 

Die DFU beteiligte sich nach Gründung der „Deutschen Kommunistischen Par‐

tei“ (DKP) 1968 nicht mehr an Bundestagswahlen, 1984 wurde aus der Partei ein Ver‐

ein. Die DFU konzentrierte sich darauf, aktiv Bündnisse  in der Friedensbewegung zu 

organisieren, wobei  ihr mit der  1980 auf den Weg gebrachten  „Krefelder  Initiative“ 

(KI)  und  deren  „Krefelder  Appell“  gegen  den  NATO‐Doppelbeschluss  mit 

Hunderttausenden Demonstranten der größte Erfolg ihrer Geschichte gelang. 

                                                             
81 Brief von van Ooyen im Auftrag des Arbeitsausschusses des Bundesvorstandes der DFU an die DFU‐
Mitglieder aus dem Dezember 1989. 
83 http://de.wikipedia.org/wiki/Deutsche_Friedensunion. Zudem bezeichnete das in der DDR erschie‐
nene „Meyers Neues Handlexikon” (Leipzig 1971, Bd. 1, S.214) die DFU offiziell die „Partei fortschrittli‐
cher Kräfte in Westdeutschland”, vgl. auch FN 4. 
84 Bundesverfassungsschutzbericht 1971, S. 88. 
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Erstes Nahziel der Partei war der Einzug  in den Bundestag  1961. Der Wahl‐

kampf wurde vom damaligen konkret‐Herausgeber Klaus Rainer Röhl, dem damali‐

gen Partner und  zeitweiligen Ehemann  von Ulrike Meinhof,   organisiert, der  in Ab‐

sprache mit der SED v.a. mit den Motiven der Spitzenkandidatin Prof. Dr. Renate Rie‐

meck und Albert Schweitzer warb. Die DFU scheiterte jedoch mit 1,9 Prozent deutlich 

an der 5‐Prozent‐Hürde. Das Ergebnis war auch  für neutrale Beobachter unerwartet 

schlecht und wurde vor allem mit dem kurz vor der Bundestagswahl erfolgten Bau der 

Berliner Mauer erklärt. 

Die  politische Anleitung  der DFU  erfolgte  durch  die  SED  und  ab  1968  auch 

durch die neu gegründete DKP. So heißt es  in einer  Information der Westabteilung 

des SED‐Zentralkomitees „über die weitere Tätigkeit der Deutschen Friedensunion in 

der BRD” vom Juli 1975:  

„Das Präsidium der DKP nahm  in  seiner Sitzung  vom 2.  Juli  1975 eine  Information  

über die weitere Tätigkeit der DFU zur Kenntnis und gab Empfehlungen vor allem in 

Richtung auf die stärkere Herausarbeitung des spezifischen Charakters dieser Verei‐

nigung."85  

 

Und  in einer anderen Notiz der Westabteilung  für das SED‐Politbüromitglied 

Albert Norden wird mitgeteilt:  

„Das beiliegende Memorandum der DFU entstand aus einem Material, welches auf un‐

sere Anregung vom [SED‐Institut] IPW erarbeitet und dem Parteivorstand der DKP als 

Handreichung übergeben wurde.”86  

 

Ein –  später zurückgetretener –  führender Funktionär vermerkte kritisch, die 

programmatische Orientierung der DFU habe nicht  in Widerspruch zu programmati‐

schen Aussagen der DKP geraten dürfen:  

„Die  programmatische Orientierung mußte  so  allgemein  gehalten  sein,  daß  sie  auf 

Mitglieder und Adressaten unterschiedlichster weltanschaulicher Herkunft keinen aus‐

                                                             
85 Westabteilung, Information über die weitere Tätigkeit der Deutschen Friedensunion in der BRD vom 
25. Juli 1975, Stiftung Archiv der Parteien und Massenorganisationen der DDR im Bundesarchiv, DY 30/ 
IV AB2./2.028/ 8, vgl. auch: Hubertus Knabe, Die unterwanderte Republik, S. 240. 
86 Hausmitteilung von Karl Wildberger, Westabteilung der SED, an Albert Norden vom 18. November 
1974, Stiftung Archiv der Parteien und Massenorganisationen der DDR im Bundesarchiv, DY 30/ IV 
B2./2.08/ 7. 
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schließenden Effekt ausübt, zweitens durfte sie nicht in Widerspruch zu programmati‐

schen Aussagen der DKP geraten.87  

 

Im Jahr 1984 gab die DFU den Status einer politischen Partei auf und bezeich‐

nete sich nur noch als  „Politische Vereinigung“. Sie beteiligte sich  in den  folgenden 

Jahren an der Friedensliste, die auch zahlreiche aus der DFU kommende Kandidaten 

bei Wahlen aufstellte. Es überrascht nicht, dass mit dem Ende der Herrschaft der SED 

auch  die  öffentlichen Auftritte  der Deutschen  Friedens Union  zu  Ende  gingen. Die 

SED hatte ihre Zahlungen an die DFU mit dem Ende der DDR eingestellt.   

 

8.1.1.3 Die Finanzierung der DFU durch die SED 

Die DFU wurde während der gesamten Dauer ihres Bestehens vom ZK der SED 

mit jährlichen Millionenzahlungen finanziert.  

Die DFU gab für 1983 3,18 Mio. DM Einnahmen an; davon seien 81 % Spenden, 

14 % stammten aus Mitgliederbeiträgen.88  Tatsächlich betrug nach Notizen des Po‐

litbüromitglieds  Albert  Norden  schon  1973  die  direkte  Zuwendung  von  der  SED 

3.324.000 DM –  inklusive der Gelder für die „Deutsche Volkszeitung”89 insgesamt so‐

gar knapp 5 Millionen DM.90 In diesem Jahr hatte die DFU allerdings nur 2.173.979 DM 

Einnahmen in ihrem Rechenschaftsbericht an das Bundestagspräsidium ausgewiesen; 

davon angeblich 2.010.393 DM Spenden91, also über 92% der Einnahmen. Die DFU 

hat damit auch schwer gegen das Parteiengesetz verstoßen und  illegale Gelder aus 

der DDR verwandt, ohne sie zu deklarieren oder zu versteuern. 

Aus dem Abschlussbericht des 1. Untersuchungsausschusses der 12. Wahlperi‐

ode des Deutschen Bundestages geht eindeutig hervor, dass  im Jahr 1989  im Haus‐

haltsplan des ZK der SED hohe Geldbeträge an die DFU ausgewiesen wurden, die zur 

Bezahlung der hauptamtlichen Mitarbeiter der DFU wie dem Hauptgeschäftsführer 

                                                             
87 Wolf‐Rüdiger Wilms in der Mitgliederzeitschrift der DFU Baden‐Württemberg, „Podium”, Nr. 20, Mai 
1989, zit. nach: Verfassungsschutzbericht des Bundes 1989, S. 38 und 95. 
88 Verfassungsschutzbericht des Bundes 1984, S. 46. 
89 Tageszeitung, die am Kurs der DKP und der DFU ausgerichtet war, vgl. 
http://de.wikipedia.org/wiki/Deutsche_Volkszeitung. 
90 Geheime Notiz aus dem Büro des SED‐Politbüromitglieds Albert Norden aus dem Jahr 1973, Stiftung 
Archiv der Parteien und Massenorganisationen der DDR im Bundesarchiv, DY 30/ IV B2./2.028/ 5, Bl. 34, 
vgl. auch: Hubertus Knabe, Die unterwanderte Republik, S. 240. 
91 Zit. nach; Schönfeldt, Die DFU, in: Richard Stöß [Hrsg.], Parteienhandbuch, Opladen 1983, S. 871. 
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Willi van Ooyen gedacht waren.92 In den Unterlagen des Ausschusses findet sich zu‐

dem  ein Brief  des westdeutschen DKP‐Vorsitzenden Herbert Mies  vom September 

1989, in dem er sich mit der Bitte um finanzielle Unterstützung in Höhe von 64,5 Mio. 

DM für das Jahr 1989 an Erich Honecker als den Generalsekretär des Zentralkomitees 

der  SED wendet.93 Der  Brief  ist  übrigens  von  Herrn  Honecker  persönlich mit  dem 

Vermerk „Einverstanden, EH“ abgezeichnet worden.94  

Insgesamt belief  sich die  Finanzierung der DKP  und  anderer  kommunistisch 

geprägter Organisationen im Jahr 1989 nach einem ebenfalls in den Ausschussunter‐

lagen enthaltenen  „Bericht über die Struktur und Aufgaben der Abteilung Verkehr” 

auf  jährlich  sogar über  70 Mio. DM.95 Die DFU erhielt davon  1989 3,1 Millionen DM 

zweckgebunden für „31 Mitarbeiter”96, also durchschnittlich 100.000,– DM pro haupt‐

amtlichen Funktionär. Die Hauptaufgabe der Abteilung Verkehr des ZK der SED war 

es übrigens, nach dem Verbot der KPD 1956 die  im Untergrund weiter fortbestehen‐

den Nachfolgeorganisationen der KPD und andere nahe stehende Organisationen wie 

die DFU finanziell zu unterstützen.97  

 

8.1.1.4 Die Rolle Willi van Ooyens bei der Finanzierung 

Willi van Ooyen hat eine Kenntnis der Finanzierung der DFU durch die SED in 

den  letzten Monaten  immer wieder  bestritten.98 Er  hat  allerdings  in  der  damaligen 

Zeit die Frage nach seiner (Finanz‐)Verantwortung anders beantwortet. Das Interview 

mit  der Bremer Ausgabe  der  taz  vom  29. November  198999 liegt  jetzt  erstmals  im 

Wortlaut vor: 

 „Während  Lentz  sich  das  akute  Finanzloch  der  organisierten  Friedensbewegung  noch 

mit  dem Rückgang  beim Aufkleber‐Verkauf  und  im Abrüstungs‐Broschüren‐Handel  zu 

                                                             
92 Bericht des 1. Untersuchungsausschusses der 12. WP des Dt. BT, Drs. 12/7600, S. 278ff., Dokument 
Nr. 34 im Anlageband I des 1. Untersuchungsausschusses der 12. WP des Dt. BT, Drs. 12/7600, S. 305, 
Dokument Nr. 604 im Anlageband III des 1. Untersuchungsausschusses der 12. WP des Dt. BT, Drs. 
12/7600. 
93 Dokument Nr. 604 im Anlageband III, 1. Untersuchungsausschuss, 12. WP d. Dt. BT, Drs. 12/7600. 
94 a.a.O. 
95 Dokument Nr. 34 im Anlageband I, 1. Untersuchungsausschuss der 12. WP des Dt. BT, Drs. 12/7600, 
S. 308. 
96 a.a.O., S. 305. 
97 Bericht des 1. Untersuchungsausschusses der 12. WP des Dt. BT, Drs. 12/7600, S. 278ff. 
98 Quelle: „Welt” vom 6. März 2008 
99 taz Bremen vom 29.11.1989, Seite 17. 
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erklären  versucht,  sind  in der Kölner‐Zentrale  inzwischen plausiblere Lösungen des Fi‐

nanzrätsels zu bekommen. DFU‐Präsidiumsmitglied Willi van Ooyen zur taz: "Durch die 

Entwicklung in der DDR ist eine entscheidende Finanzquelle überraschend versiegt." 100 

 

Auch ein DFU‐Brief von van Ooyen aus dem Dezember 1989 weist auf einen 

großen Geldgeber hin: 

„In dieser ohnehin sehr komplizierten Situation hat uns die finanzielle Krise, wesentlich 

verursacht durch die schlagartige Einstellung bzw. Stornierung fast aller Dauerspenden, 

schwer getroffen, dies, zumal die Deutsche Friedens‐Union sich und ihre politischen Ak‐

tivitäten zu ca.neunzig Prozent aus Spenden finanziert.” 101 

 

Diese Aussage wird untermauert von einem im Verfassungsschutzbericht 1989 

zitierten  Brief  des  DFU‐Landesverbandes  Bremen  an  seine  Mitglieder,  in  dem  es 

heißt:  

„Nun ist es an den Tag gekommen, dass die DFU zu rund 80 Prozent von Geldern aus der 

DDR  abhängig war. Das haben  uns  unsere politischen Gegner  immer  vorgehalten, wir 

sind dieser angeblichen Verleumdung  immer mit Entschiedenheit entgegengetreten [..] 

Der Vorwurf besteht, wir seien in den vergangenen Jahren nichts anderes als die bezahl‐

ten Vorposten der SED gewesen. ”102 

 

Der  heutige  Fraktionsvorsitzende  der  Linken  hat  sich  damals  auch  über  die 

Durchführung der Finanztransfers geäußert: 

 „Und so ungefähr funktionierten bislang die Zuwendungen des real existierenden Sozialis‐

mus an den noch nicht existierenden: Bundesdeutsche Handelsunternehmen  im Ost‐West‐

Geschäft investierten – notgedrungen oder gerne – einen Teil ihrer Gewinne in den hiesigen 

Kampf für den Sozialismus. Wer  in der BRD an Krimsekt oder Gorbatschow‐Wodka verdie‐

nen wollte, hatte vertragsgemäß einen Teil der Rendite an DFU oder DKP auszuschütten. 

Van Ooyen plaudert damit aus, was in DFU‐ und DKP‐Kreisen bislang allenfalls als Verleum‐

dung hartnäckiger Antikommunisten galt.“ 103 

 

                                                             
 100 a.a.O., S. 17 
101 Brief von van Ooyen im Auftrag des Arbeitsausschusses des Bundesvorstandes der DFU an die DFU‐
Mitglieder aus dem Dezember 1989, siehe Anlage. 
102 a.a.O. 
103 taz Bremen vom 29.11.1999, a.a.O. 
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Diese  Informationen  stimmen mit den Unterlagen  überein,  die  über  die 

Finanzierung  der DKP  erhalten  geblieben  sind,  von  der  SED  finanzierte Han‐

delsunternehmen organisierten den Geldtransfer in den Westen.104  

In der Tageszeitung „Welt” vom 6. März 2008 behauptet van Ooyen dagegen, 

er habe von einer Fremdfinanzierung nichts gewusst: 

„Ich war einer der Geschäftsführer der Deutschen Friedensunion. Meine Aufgabe war immer, 

Politik zu machen und Menschen zu mobilisieren, für Geldflüsse war  ich nicht zuständig. 

Wir haben überall gesammelt und alles genommen, was uns angeboten wurde. Bei mir  ist 

nie  jemand mit Geld aus der DDR oder Moskau angekommen. Wir hatten aber regelmäßig 

alle zwei Jahre die Steuerfahndung im Haus, da hätte das auffallen müssen.” 105 

 

8.1.1.4 Was wusste van Ooyen? – Bewertung der vorliegenden Quellen 

Die Aussagen von van Ooyen während der Wendezeit und seine heutigen Er‐

klärungen sind widersprüchlich. Gemeinsam mit den vorliegenden Dokumenten gibt 

es keine vernünftigen Zweifel, dass die DFU ihre erheblichen Geldmittel von einer an‐

deren Organisation als der SED bekommen haben soll. Auch eine ideologische Steue‐

rung der DFU durch die SED ist hinreichend belegt.  

Neben den Dokumenten sprechen auch andere Gründe für eine Anleitung der 

DFU durch die SED: Worin sollte der Nutzen für die SED bestehen, wenn die DFU eine 

unabhängige Partei gewesen wäre? Schwer zu beschaffende Westdevisen gaben Ul‐

bricht und Honecker nicht ohne Grund in den Westen zurück. 

Nach den eben dargestellten Beweisen erscheint es ausgeschlossen, dass Willi 

van Ooyen die Zahlungen aus der DDR weder angenommen noch  verwaltet haben 

will, wie er  in der „Welt” bekundet hat. Erstens war er einer von drei Mitgliedern der 

„Geschäftsführung” der DFU, gehörte also dem engsten Führungsgremium an. Zwei‐

tens hat er selbst 1989 in der „taz“ erklärt, dass erhebliche Zahlungen an die DFU aus 

der DDR kamen, und drittens profitierte er als Bundesgeschäftsführer nicht nur von 

den Finanzmitteln der SED, sondern wird darüber hinaus an der Verteilung der Gelder 

an die Landesverbände beteiligt gewesen sein. Zudem war er als einer von wenigen 

„Liquidatoren“ mit  der  finanziellen  und  organisatorischen Abwicklung  der DFU  be‐
                                                             
104 Bericht des 1. Untersuchungsausschusses der 12. WP des Dt. BT, Drs. 12/7600, S. 278ff. 
105 Quelle: „Welt” vom 6. März 2008 
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traut worden – er musste also schon vorher Einblick in das Finanzsystem der DFU ge‐

habt haben, sonst hätte man ihn nicht damit betraut. Zudem hat er in der taz ausführ‐

liche Infos zum illegalen System der Geldbeschaffung der DFU preisgegeben. Und er 

hat den entscheidenden Brief unterzeichnet, in dem die bevorstehende Auflösung der 

DFU in Aussicht gestellt wird.  

Van Ooyen hat die hessische Öffentlichkeit über  seine Tätigkeit  für die DDR 

hinters Licht geführt: Willi van Ooyen war ein bezahlter so genannter „Einflussagent“ 

der DDR, dessen Ziel es war, die BRD zu unterwandern, die staatliche Ordnung der 

BRD  zu  unterminieren  und  eine  einseitige Abrüstung  in Westdeutschland  zu  errei‐

chen. Er kämpfte für die Ausdehnung des Ostblocks auf Westdeutschland und für den 

Sieg der Sowjetunion im Kalten Krieg gegen die USA und Westeuropa. Er war ein tat‐

kräftiger Unterstützer der DDR. Zum gleichen Schluss kommt auch der renommierte 

Extremismusforscher Professor Eckhard Jesse: 

„Nehmen Sie Willi van Ooyen, den Fraktionschef der Linken in Hessen. Es heißt immer, er 

käme aus der Friedensbewegung, was hübsch demokratisch klingt. Tatsächlich war er vie‐

le Jahre hauptamtlicher Geschäftsführer der Deutschen Friedensunion, einer Organisati‐

on, die von der SED  finanziert wurde und  folglich verdeckt SED‐Positionen vertrat. Van 

Ooyen hat sich davon nie distanziert.“106 

 

8.1.1.5 Aktivitäten nach dem Zusammenbruch der SED‐Diktatur 

 Auch nach der Wende war van Ooyen politisch aktiv: So  ist er seit mehreren 

Jahren Sprecher des Bundesausschusses Friedensratschlag  in Kassel107, der vom hes‐

sischen Verfassungsschutz beobachtet wird.108  

 

8.1.2 Janine Wissler, stellvertretende Fraktionsvorsitzende 
  Janine Wissler, stellvertretende Vorsitzende der Landtagsfraktion der Linken, ist 

nicht nur ehemaliges Mitglied der letztes Jahr aufgelösten trotzkistischen Vereinigung 

„Linksruck“,  sondern  auch  Gründungsmitglied  der  Nachfolgeorganisation  „marx  

                                                             
106 Eckhard Jesse in: http://www.derwesten.de/nachrichten/nrz/2008/9/19/news‐77636819/detail.html  
107 http://www.friedensratschlag.de 
108 Verfassungsschutzbericht Hessen 2006, S. 102; vgl. auch: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Rhein‐
Main Zeitung, 27. September 2007 
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21“  109, die  innerhalb der Linken  für  einen  internationalen Marxismus wirbt und die 

den revolutionären Klassenkampf der Arbeiterklasse fordert.110  

Wissler  ist wirtschafts‐ und wissenschaftspolitische Sprecherin  ihrer Fraktion. 

Über  ihre offensiv verfassungsfeindliche Haltung geben  insbesondere die  im Kapitel 

über die einzelnen Plenarsitzungen nachgewiesenen Äußerungen Aufschluss.111 

 

8.1.3 Marjana Schott, parlamentarische Geschäftsführerin (PGF) 
  Die neu gewählte parlamentarische Geschäftsführerin Marjana Schott ist 

bis zur Gründung der Linken politisch nicht aktiv  in Erscheinung getreten, war 

aber von 2007 bis vor wenigen Wochen stellvertretende Landesvorsitzende ihrer 

Partei. Auch hinsichtlich  ihrer Person sowie hinsichtlich aller anderen Abgeord‐

neten der Linken wird auf das entsprechende Kapitel über die Landtagsdebat‐

ten hingewiesen.112 

 

8.1.4 Hermann Schaus, Landtagsvizepräsident 
Hermann Schaus ist Gewerkschafter seit mehreren Jahrzehnten, er ist 52 Jahre 

alt und seit 27  Jahren hauptamtlich bei ÖTV, später ver.di und mittlerweile Landes‐

sprecher ver.di Hessen. Er ist innenpolitischer Sprecher seiner Fraktion. 

Schaus  hat  den  hessischen  Sicherheitsbehörden  unterstellt,  sie  würden  bei 

rechtsextremer Gewalt bewusst untätig bleiben113. 

 

7.1.5 Barbara Cardenas Alfonso 
  Frau Alfonso  ist das einzige Mitglied der Linksfraktion, das mal Mitglied der 

DKP war  (in den 80er‐Jahren). Frau Alfonso  ist die bildungspolitische Sprecherin der 

Fraktion. 

 

                                                             
109 vgl. Selbstauskunft von Frau Wissler auf der Homepage der LINKEN‐Fraktion Hessen, 
http://www.linksfraktion.die‐linke‐
hessen.de/component/option,com_contact/task,view/contact_id,4/Itemid,243/ (17. April 2008). 
110 Bundesverfassungsschutzbericht des Bundes 2007, S. 163. 
111 Siehe Kapitel 8.2. 
112 Siehe Kapitel 8.2. 
113 Vergleiche Kapitel 8.2.7.2. 
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8.1.6 Dr. Ulrich Wilken 
Dr. Ulrich Wilken, der seit 2003 nur mit einer kurzen Unterbrechung amtieren‐

de  Landesvorsitzende  der  LINKEN  in  Hessen,  ist  seit  seinen  politischen  Anfängen 

1982  links von der SPD zu verorten gewesen. Als Gründungsmitglied der Demokrati‐

schen Sozialisten (DS) war er ein enger Mitstreiter des neuen stellv. Landesvorsitzen‐

den der Linken Manfred Coppik, der erst vor wenigen Wochen in Lollar überraschend 

gewählt wurde. Coppik und ein weiterer SPD‐MdB hatten die DS vor allem als Wider‐

stand gegen den NATO‐Doppelbeschluss gegründet. Am 30. August 2008 wurde Dr. 

Wilken mit 50,6 % zum Landesvorsitzenden wiedergewählt. Er hatte seine Funktion 

nach seinem Einzug in den Landtag am 16. April 2008 bis zum Parteitag in Lollar nie‐

dergelegt, da „die Frage nach Trennung von Amt und Mandat  in unserer Partei teil‐

weise heftig und strittig diskutiert“ werde.114 

Wilkens Wahl zum Landesvorsitzenden gegen den noch weiter  links stehenden 

ehemaligen  stellv.  Landesvorsitzenden  Ferdinand  Hareter  kann  als  Richtungsent‐

scheidung der Delegierten der Linken gelten, den Lafontaine’schen Annäherungskurs 

zur SPD auch in Hessen durchzusetzen. Dr. Wilken macht allerdings aus seiner marxis‐

tischen Grundeinstellung auch kein Geheimnis und zitiert auch im Landtag Karl Marx: 

„In unserer Sprache heißt das, alle Verhältnisse umzuwerfen, in denen der Mensch ein er‐

niedrigtes, ein geknechtetes Wesen ist.”115 

Dr. Ulrich Wilken am 17. Juni 2008 im Hessischen Landtag 
  

8.2. Die parlamentarische Arbeit der Fraktion  in Ausschüssen und  im Landtags‐

  plenum 

Die Fraktion „Die LINKE“ hat  ihre  inhaltlichen Positionen  in der parlamentari‐

schen Auseinandersetzung mit deutlichen Worten vertreten. Ein Blick  in die Plenar‐

protokolle zeigt daher häufig sehr anschaulich, welches die Ziele der Linken sind: 

 

8.2.1 Konstituierende Sitzung, 5. April 2008 
  

                                                             
114 Quelle: http://www.die‐linke‐hessen.de/lv15/home/presse/3‐pressemitteilungen/66‐
landesvorsitzender‐ulrich‐wilken‐legt‐sein‐amt‐
nieder?d4dad6935f632ac35975e3001dc7bbe8=fe945641ec2e5857203d38cb359fc019 
115 Vgl. fast gleichlautend: Marx, Zur Kritik der Hegelschen Rechtsphilosophie, Einleitung, MEW 1, S. 
385, vgl. ausführlich dazu das Kapitel zur Landtagssitzung am 17. Juni 2008. 
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Einziger  inhaltlicher Tagesordnungspunkt war  an diesem Tag die Entgegen‐

nahme einer Erklärung nach Art. 113 Abs. 2 HV durch den Ministerpräsidenten und die 

dazu gehaltenen Erwiderungen der Landtagsfraktionen.  

 
Willi  van Ooyen  trug  in  seiner  Jungfernrede  vor, was die Linke  im Hessischen 

Landtag bewirken wolle:  

„Wir wenden  uns  gegen  jegliche  Privatisierung  und wollen Güter  der  öffentlichen Da‐
seinsvorsorge  tatsächlich  in öffentlicher Hand behalten. Das gilt  für Wasser und Strom, 
natürlich aber auch für Bildung und Gesundheit.“ 
Willi van Ooyen im Hessischen Landtag am 5. April 2008 

 

Gleichzeitig stellte er klar, dass der Landtag nur eine untergeordnete Funktion 

für die Linke hat und dass sie die außerparlamentarische Arbeit als wichtigsten Teil ih‐

rer Arbeit ansieht: 

„Wir sehen uns nicht als Stellvertreter der verschiedensten Initiativen und sozialen Bewe‐
gungen, sondern wir sind Bestandteil der außerparlamentarischen Bewegung. Auch das 
ist ein Unterschied zu den Parteien  in diesem Landtag. [...] Wir wollen dies  im Parlament 
einbringen,  aber wir wollen diese Dinge  auch  in den  außerparlamentarischen Bewegungen, 
der Friedensbewegung mit vorantreiben. Wir wissen, dass unsere politischen Möglichkeiten in 
diesem  Parlament  relativ  begrenzt  sind. Aber  ich  glaube, wenn wir Druck  entfalten,  [...] 
dann wird sich in diesem Land tatsächlich etwas verändern lassen…” 
Willi van Ooyen im Landtag am 5. April 2008 

 
Man will also als Linke durch gezielten „Druck“ auf die Verfassungsorgane 

versuchen, Entscheidungen  zu  erreichen,  anstatt  auf  parlamentarischem Weg 

Mehrheiten zu suchen. 

Willi van Ooyen hat mit dieser Rede für seine Fraktion „Die LINKE“ klarge‐

stellt, dass Grundgesetz und Hessische Verfassung nur  insoweit für sie Geltung 

haben, wie sie  in  ihre Ziele passen und dass sie  ihren Schwerpunkt bei der au‐

ßerparlamentarischen Arbeit sehen. 

Abschließend redete van Ooyen einem offensiven Antiamerikanismus das 

Wort: 

„Wir gehen davon aus, dass es in Wiesbaden kein neues US‐Headquarter geben muss. Ge‐
rade dieses Headquarter ist dafür verantwortlich, dass in Abu Ghuraib gefoltert wurde.” 
Willi van Ooyen im Landtag am 5. April 2008 
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8.2.2 Erster Plenartag am 9. April 2008 
 

8.2.2.1 Regierungserklärung von Ministerpräsident Koch 

Im Anschluss an die Regierungserklärung von Ministerpräsident Roland Koch  

sprach für die Fraktion „Die LINKE“ Dr. Ulrich Wilken, der Landesvorsitzende der Lin‐

ken Hessen. Erster Schwerpunkt seiner Äußerungen war die Vergesellschaftung von 

Produktionsmitteln im kommunistischen Sinn: 

„Wir müssen in Hessen diese öffentlichen Unternehmen und Einrichtungen insbesondere 
in der Energie‐ und Wasserversorgung, bei Wohnraum, Transport, Verkehr wie auch  im 
Bildungs‐ und Gesundheitswesen sozial und ökonomisch sinnvoll weiterentwickeln. Dazu 
brauchen wir Kontrolle über diese Unternehmen.” 
Dr. Ulrich Wilken im Hessischen Landtag am 9. April 2008 

  
Auch die weiteren Äußerungen Wilkens  legten vom wirtschaftspolitischen Pro‐

gramm der Linken beredtes Zeugnis ab: 

„Ein Mindestlohn bringt außerdem mehr Geld in Umlauf, auch hier in Hessen, und stärkt 
damit die  kränkelnde Binnennachfrage  und damit  vor  allem die mittelständische Wirt‐
schaft. [...] Auch um bei Bedarf einen sozial gestaffelten Energiepreis einzubringen, damit 
Arme nicht auch noch  in  ihren Wohnungen  frieren müssen, bedarf es eines politischen 
Zugriffs auf die Unternehmen der öffentlichen Daseinsvorsorge.  
Dr. Ulrich Wilken im Hessischen Landtag am 9. April 2008 
 

 

Die Linke redet damit einer grundgesetzwidrigen Enteignung von Unternehmen 

das Wort. Sie hat sich inhaltlich nicht von der SED losgelöst, die Kontinuität wird auch 

in der Haushaltspolitik deutlich: 

„Wir als LINKE schrecken nicht davor zurück, auch die Verschuldung zu erhöhen, damit 
wir gerechte Politik machen können.” 
Dr. Ulrich Wilken im Hessischen Landtag am 9. April 2008 

 
Der Landesregierung unterstellt Wilken, sie wolle privat betriebene Gefängnisse 

in  ihren  betriebswirtschaftlichen  Interessen  an  ausreichenden Häftlingszahlen 

unterstützen: 

„Wenn ich ein privates Gefängnis habe, muss die Marktlogik doch sagen: Für dieses priva‐
te Gefängnis muss ich Nachfrage schaffen. – Das ist eine Politik, die Sie machen wollen?” 
Dr. Ulrich Wilken im Hessischen Landtag am 9. April 2008 
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8.2.2.2 Lesung des Gesetzes zur Abschaffung der Studienbeiträge116 

Frau Wissler, neugewählte stellvertretende Fraktionsvorsitzende der Linke, be‐

tonte wie schon van Ooyen wenige Tage zuvor anlässlich der ersten Lesung des Ge‐

setzes  von SPD und Grünen  zur Abschaffung von Studiengebühren  ihre Ablehnung 

einer parlamentarischen Demokratie: 

Deshalb ist es nötig, dass die Studierendenbewegung und die Gewerkschaften so lange Druck 
machen und auf die Straße gehen, bis dieses Gesetz endlich gekippt ist. 
Janine Wissler im Hessischen Landtag am 9. April 2008 
 

8.2.3 Zweites April‐Plenum, 22. bis 24. April 2008 
 

8.2.3.1  Antrag zur Stasi‐Überprüfung von Abgeordneten117 

Zu dem Antrag zur Stasi‐Überprüfung von Abgeordneten sprach der Frak‐

tionsvorsitzende van Ooyen und löste zu Anfang seiner Rede einen Eklat aus: 

„Niemand hat so  intensiv an der Aufarbeitung der DDR‐Geschichte und der SED‐Geschichte 
gearbeitet wie die Partei DIE LINKE. ” 
Willi van Ooyen im Hessischen Landtag am 22. April 2008 
 
Danach unterstellte van Ooyen den hessischen Sicherheitsbehörden,  sie  seien 

verantwortlich für den Fortbestand der rechtsextremistischen NPD: 

„Was der Verfassungsschutz macht,  ist allerdings wirklich unerträglich. Das  ist eine Be‐
spitzelung hoch drei. Herr Bouffier, ich bin der Meinung, dass dieser Verfassungsschutz 
und die Bespitzelung enden … Ich glaube nämlich, dass wir die politische Auseinanderset‐
zung mit dem Faschismus, den Sie hier  immer erwähnen, täglich auf der Straße austra‐
gen. Wir wissen, dass die NPD nur durch die Polizei und den Verfassungsschutz am Leben 
gehalten wird. Das muss man doch einmal sagen. [...]  
Man muss doch laut und deutlich sagen dürfen, dass der Verfassungsschutz nicht nur ein Ven‐
til  ist, mit dessen Hilfe demokratische Entwicklungsprozesse begleitet werden, sondern dass 
es wirklich darum geht, dass hier die Beobachtung, die Bespitzelung und damit die Ausgren‐
zung von Demokraten – ich bezeichne mich als solchen – erfolgen.” 
Willi van Ooyen im Hessischen Landtag am 22. April 2008 

 

Diese Unterstellungen hat Willi van Ooyen nicht belegt, sondern nur nach einer 

Intervention des Innenministers mit weiteren Behauptungen nachgelegt: 

„Es geht sicherlich um die NPD‐Frage – da bin  ich möglicherweise etwas zu schnell an einem 
Punkt angelangt, wo die gesamte NPD in die Rolle hineinkam. Der öffentliche Auftritt der NPD 
in Frankfurt war aber beispielsweise nur möglich, weil dies aufgrund des Polizeischutzes tat‐

                                                             
116 Erste Lesung des Dringlichen Gesetzentwurfs der Fraktionen der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ‐
NEN für ein Gesetz zur Sicherstellung von Chancengleichheit an hessischen Hochschulen, Drucks. 17/15 
 
117 Dringlicher Antrag der Fraktionen der CDU und der FDP betreffend Überprüfung der hessischen 
Landtagsabgeordneten durch die Bundesbeauftragte für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes 
der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik (BStU), Drucks. 17/29 
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sächlich ermöglicht wurde. Darum geht es. Es geht darum, dass wir das NPD‐Verbot  längst 
haben könnten, wenn es nicht eine Kooperation mit solchen Spitzen aus dem NPD‐Lager ge‐
ben würde. Das ist der Punkt.” 
Willi van Ooyen im Hessischen Landtag am 22. April 2008 

 

Van Ooyen unterstellt den Sicherheitsbehörden eine direkte Zusammenarbeit 

der Polizei mit den erklärten Verfassungsfeinden der NPD, auch hier zeigt die Linke, 

welches Bild vom Staat sie hat. 

 

8.2.3.2  Antrag zur Situation in Tibet118 

Die in Tibet blutig niedergeschlagenen Demonstrationen für die Einführung von 

Menschenrechten und mehr Autonomie nutzte Willi van Ooyen für eine Anklage ge‐

gen die Situation in den USA: 

„Man darf nicht nach  rassistischen oder anderen, beispielsweise  religiösen Gesichtspunkten, 
Nationen und Völker bilden. Hier geht es darum,  tatsächliche Mitwirkung  in allen Bereichen 
durchzusetzen. Ich meine das nicht nur in Tibet. Ich sehe, wie die CDU und manche in der FDP 
kleinlaut werden, wenn es  sich um  andere Gegenden der Welt handelt, die  von Menschen‐
rechtsverletzungen genauso betroffen und bedroht sind.  Ich denke dabei an Abu Ghraib,  ich 
denke an Guantanamo. Da würde ich gerne Ihre Vokabeln lauter hören.” 
Willi van Ooyen im Hessischen Landtag am 22. April 2008 

 

Die zweifellos nicht hinnehmbaren Vorkommnisse  in Abu Ghraib und  in Guan‐

tanamo werden  von  van Ooyen mit  der  jahrzehntelangen  gewaltsamen Unterdrü‐

ckung eines ganzen Volkes verglichen und damit die Verbrechen Chinas in Tibet ver‐

harmlost. 

 

8.2.3.3  Anträge zur Zukunft der Energiepolitik in Hessen119 

Während einer umfassenden Debatte zur Zukunft der Energie‐ und Umweltpoli‐

tik  äußerte  sich  Janine Wissler  in  bemerkenswerter Offenheit  zu  den  kommunisti‐

schen Verstaatlichungsplänen ihrer Partei: 

„DIE LINKE  fordert deshalb die Rekommunalisierung privatisierter Stadtwerke. Wir  for‐
dern die Überführung der Strom‐ und Gasnetze in die öffentliche Hand, denn die Energie 
muss dem Gemeinwohl dienen. Sie darf aber nicht den Profitinteressen einzelner Konzer‐
ne dienen.” 
Janine Wissler im Hessischen Landtag am 22. April 2008 

                                                             
118 Dringlicher Antrag der Fraktionen der CDU, der SPD, der FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN be‐
treffend Schutz der Bevölkerung in Tibet, Drucks. 17/34. 
119 Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend eine neue Energie‐ und 
Klimaschutzpolitik für Hessen – Drucks. 17/26, gemeinsam mit Drucks. 17/27, 17/67, 17/50, 17/75, 17/78, 
17/81. 
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Die Umsetzung dieser Forderungen ist nichts anderes als eine verfassungswidri‐

ge Enteignung, da gegen den Willen der Eigentümer der Unternehmen diese in die öf‐

fentliche Hand gebracht werden sollen. 

 

8.2.3.4  Antrag zur Deutschen Bahn120 

Weitere Äußerungen  zur Wirtschaftspolitik  fanden  sich  in  der  Rede  von Her‐

mann Schaus während einer Debatte über die Bahnpolitik: 

  
 „Privatisierungen haben sich in den allermeisten Fällen als nachteilig erwiesen. [...] 
Es  ist ein  längst bekannter neoliberaler  Irrglaube, dass der Markt es schon  richten und mehr 
Verkehr auf die Schienen bringen werde. Das funktioniert nicht. Wettbewerb ist die Parole de‐
rer, die neue Monopole bilden wollen. [...] 
Für uns ist die Privatisierung der Bahn der Diebstahl öffentlichen Eigentums.” 
Hermann Schaus im Hessischen Landtag am 24. April 2008 

 

8.2.4 Mai‐Plenum, 13. bis 15. Mai 2008 
 

8.2.4.1  Regierungserklärung zum Vertrag von Lissabon121 

In der Debatte über die Regierungserklärung des Europaministers Volker Hoff 

macht Willi van Ooyen deutlich, dass die Linke konsequent eine antieuropäische Poli‐

tik verfolgt. Er sucht die Gründe für das Scheitern des Vertrags von Nizza bei Markt‐

wirtschaft und insbesondere bei der „Aufrüstungspolitik“: 

„Die Gründe  dafür waren  in  erster  Linie  die  Festschreibung  einer  konsequent  neoliberalen 
Wirtschaftspolitik, welche  sich über den Nizza‐Vertrag auch  im vorliegenden Reformvertrag 
wiederfindet, aber auch die – dies ist bisher einmalig in einer Verfassung – Verankerung einer 
Aufrüstungspolitik, die die Mitgliedstaaten dazu verpflichtet –  ich zitiere –,  ‚ihre militärischen 
Fähigkeiten schrittweise zu verbessern”.[...] 
Zu kritisieren  ist daran besonders, dass zum ersten Mal  in einem europäischen Land die 
Zusammenführung  von Außen‐  und Verteidigungspolitik  erfolgt. Auch  das  signalisiert, 
dass hier der Verdacht naheliegt, dass die EU‐Politik vornehmlich als Militärpolitik begrif‐
fen wird. All dies zusammengenommen, komme ich zu folgenden Schlussfolgerungen: 
Erstens. [...] Die EU militarisiert sich. [...] 
Drittens. Mit der  inneren und äußeren Militarisierung verliert die Europäische Union zu‐
künftig an Attraktivität als Zivilmacht. Sie wird zu einem hoch gerüsteten Global Player 
und trägt damit zur Verschärfung weltweiter Konflikte und Spannungen bei.” 

                                                             
120 Dringlicher Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU, der FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
betreffend Trennung von Netz und Verkehr bei der Bahn, Drucks. 17/80, zusammen mit Drucks. 17/85, 
17/90. 
121 „Dringlicher Antrag der Fraktion DIE LINKE betreffend das Abstimmungsverhalten der Mitglieder 
des Landes Hessen im Bundesrat anlässlich der Abstimmung über den "Entwurf eines Gesetzes zum 
Vertrag von Lissabon vom 13. Dezember 2007”, Drs. 17 /66. 
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Willi van Ooyen im Hessischen Landtag am 13. Mai 2008 
 

8.2.4.2  Antrag zur Verlegung des US‐Hauptquartiers nach Wiesbaden122 

In einer aktuellen Stunde hat die Linke beantragt, über die geplante Verlegung 

des europäischen US‐Hauptquartiers von Heidelberg nach Wiesbaden‐Erbenheim zu 

sprechen. Der Fraktionsvorsitzende van Ooyen stellt dabei die USA als kriegerische 

Nation da, die mit Hilfe des Wiesbadener Standortes die ganze Welt mit Krieg über‐

ziehen will: 

„Die US‐Armee will mit Hilfe der Hessischen Landesregierung das neue US‐Hauptquartier 
Europa in Wiesbaden errichten. Der Krieg gegen den Terror soll mit der Umstrukturierung 
optimiert werden. Das ist die Leitlinie. Wiesbaden spielt damit in den Plänen für die künf‐
tige globale Kriegslogik der US‐Armee eine zentrale Rolle.” 
Willi van Ooyen im Hessischen Landtag am 15. Mai 2008 

 

8.2.5 Juni‐Plenum, 3. bis 5. Juni 2008 
 

8.2.5.1 Studienbeitragsgesetzabschaffung 

In  der  am  3.  Juni  stattfindenden  2.  Lesung  des Gesetzes  unterstützte  Janine 

Wissler ausdrücklich auch die von den Studenten begangenen Straftaten, anstatt sich 

auf die rechtmäßigen friedlichen Proteste zu beziehen:  

„Ich erinnere mich noch an die erste Vollversammlung an der Frankfurter Uni, fast auf den 
Tag genau vor zwei Jahren, zu der Tausende von Studierenden kamen. Im Anschluss zo‐
gen wir als Demonstrationszug durch die  Innenstadt. Das war der Auftakt für einen Pro‐
testsommer, wie in Hessen lange nicht erlebt hat: Kreuzungen wurden blockiert, Bahnhö‐
fe besetzt und Autobahnen lahmgelegt, das Wissenschaftsministerium wurde besetzt.  

                                                             
122 Aktuelle Stunde der Fraktion die Linke betreffend Frieden schaffen ohne Waffen! 
Kein US‐Hauptquartier in Wiesbaden, Drucks. 17/176. 
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Mehrere bundesweite Studierendendemonstrationen fanden in Hessen statt. Es gab Ver‐
suche, diese Bewegung zu kriminalisieren: durch Massenverhaftungen, durch Drohungen, 
durch unverhältnismäßig harte Urteile.” 
Janine Wissler im Hessischen Landtag am 22. April 2008 

 
Am Nachmittag des 5. Juni gab Ministerpräsident Koch eine Erklärung ab, in der 

er feststellte, dass der Gesetzentwurf zur Abschaffung der Studienbeiträge von Grü‐

nen,  SPD mit Unterstützung  der  Linken  einen  so  schweren  handwerklichen  Fehler 

enthielt, dass dieser die Verfassungswidrigkeit des vorliegenden Gesetzentwurfs zur 

Folge  hatte. Die  Landesregierung  hatte  sich  daher  gezwungen  gesehen,  Einspruch 

gegen das Gesetz einzulegen. Daraufhin wurde einmütig die Einberufung eines Son‐

derplenums  am  17.  Juni  2008  beschlossen,  um  den Antragstellern  zu  ermöglichen, 

den Gesetzentwurf doch noch vor der Sommerpause beschließen zu können.  

Janine Wissler gab  in der anschließenden Debatte ein Plädoyer gegen den Par‐

lamentarismus und für die Herrschaft der Straße ab: 

„An dieser Stelle fordere ich alle Studierenden in Hessen auf, weiterhin auf die Straße zu 
gehen und zu demonstrieren, um so  lange Druck auszuüben, bis diese Landesregierung 
verstehen wird, dass sie keine Mehrheit mehr hinter sich hat. [...] 
Wir werden das in diesem Parlament durchsetzen, notfalls auch außerhalb.” 
Janine Wissler im Hessischen Landtag am 5. Juni 2008 

 
Die  rechtmäßige  Entscheidung  von Ministerpräsident  Koch,  Einspruch  gegen 

das verfassungswidrige Gesetz einzulegen, wird von Frau Wissler damit in sein Gegen‐

teil verkehrt. Dass die Landesregierung sogar die verfassungsrechtliche Pflicht hatte, 

gegen ein solch fehlerhaftes Gesetz vorzugehen, wird gänzlich weggelassen. 

 

8.2.5.2 Linke fordern die Abschaffung des Verfassungsschutzes123 

Hermann Schaus, Landtagsvizepräsident der Linken, hatte im Wiesbadener Kurier 

vom 21. Mai 2008 erklärt:  

„Natürlich wollen wir Änderungen der wirtschaftlichen Verhältnisse und damit auch eine 

Veränderung der Eigentumsverhältnisse [..] Das mag aus Sicht der CDU extremistisch sein, 

für uns ist es das nicht.” Auf die Frage, ob die Abschaffung des Verfassungsschutzes in Hes‐

                                                             
123 Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU und der FDP betreffend keine Abschaffung des Ver‐
fassungsschutzes, Drs. 17/264. 
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sen gefordert werde, erklärte Schaus: „Angesichts dessen, wie er agiert und wie er  instru‐

mentalisiert wird, ja.” 124 

 

Um diese Äußerungen im Landtag zur Sprache zu bringen, hat die CDU gemein‐

sam mit der FDP einen Antrag eingebracht. 

 

Willi van Ooyen erklärte  in der Debatte über den Antrag, man wolle nichts anderes, 

als das Wirtschaftssystem stürzen – das sei aber nicht verfassungswidrig: 

„Nach  einhelliger  Auffassung  ist  es  unstreitig,  dass  die  freiheitliche  demokratische 
Grundordnung keine bestimmte Wirtschaftsordnung voraussetzt. Sie können das nachle‐
sen. Der Kapitalismus ist kein verfassungsmäßig geschützter Bestandteil unserer freiheit‐
lichen demokratischen Grundordnung. [..] 
Im Gegensatz zu zahlreichen Politikern der CDU will die Fraktion DIE LINKE Verfassungs‐
artikel nicht verändern oder schleifen.” 
Willi van Ooyen im Hessischen Landtag am 05. Juni 2008 

 

Zudem erneuerte er das Bekenntnis zum Marxismus: 

„Übrigens  hatten wir  am  letzten Donnerstag  eine  sehr  große Veranstaltung  im  Frankfurter 
Gewerkschaftshaus mit über 600 Teilnehmern, wo wir das „Kommunistische Manifest“ gele‐
sen haben. Es war begeisternd, einmal tatsächlich diese Tradition wieder aufleben zu lassen.” 
Willi van Ooyen im Hessischen Landtag am 05. Juni 2008 

 

Auch  in neuerer Zeit finden sich weitere Aussagen der Linken, die eine Abschaf‐

fung des Verfassungsschutzes befürworten,  zumindest  aber ultimativ die Einstellung 

der Beobachtung fordern:  

Janine Wissler: 

„Die Linke”, so erklärte die Abgeordnete auf Anfrage, „lehne den Verfassungsschutz zwar 

grundsätzlich  ab, mache dessen Abschaffung  aber  nicht  zur Bedingung  für  ein  rot‐grün‐

rotes Bündnis.” Auf die Frage, ob die Linkspartei darauf bestehen werde, dass ihre Beobach‐

tung durch den Verfassungsschutz aufhöre, antwortete Wissler ebenfalls ausweichend: „Die 

SPD muss  sich  entscheiden,  ob  sie mit  uns  zusammenarbeiten will  oder  uns  für Verfas‐

sungsfeinde hält.” Auf Nachfrage schränkte sie dann wieder ein: „Auch daran werden wir 

die Wahl Andrea Ypsilantis nicht scheitern lassen.” 125 

 

Auch Willi van Ooyen ließ an seiner Haltung keinen Zweifel:  

                                                             
124 Quelle: Wiesbadener Kurier vom 21. Mai 2008, im Internet auch nachgewiesen unter: 
http://www.faz.net/s/Rub5785324EF29440359B02AF69CB1BB8CC/Doc~E3B4A1AFB21A1408383D5AD
EDD58054EC~ATpl~Ecommon~Scontent.html 
125 FAZ, Ausgabe vom 18. August 2008. 
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„Wir haben gesagt, wir wollen natürlich auf Dauer, dass der Verfassungsschutz abgeschafft 

wird. Aber der Einstieg könnte ja sein, dass die Überwachung der Linken jetzt auch einge‐

stellt wird,  denn  das  ist  ja  nicht  ein  Zeichen  von  Vertrauen, wenn man  uns  gleichzeitig  

überwachen muss.”126  

 

 „Wir stehen nach wie vor auf dem Standpunkt, dass wir zwar eine bessere Welt brauchen, 

aber keinen Verfassungsschutz. Wie man  ihn abschaffen kann, darüber muss natürlich ge‐

stritten werden.”127 

 

„Klimatisch ist es schon eine schizophrene Lage, wenn SPD und Grüne von Vertrauen spre‐

chen und dann das geheime Spitzelwesen gegen uns weiterbetreiben.” Einen Stopp der Be‐

obachtung der Linken könne man sich als Kompromisslösung vorstellen. Auf die Frage, ob 

diese Variante eine Möglichkeit sei, antwortete van Ooyen: „Das zielt  in die richtige Rich‐

tung.”128 

 

„Für van Ooyen bleibt der Umgang mit dem Verfassungsschutz ein heikler Punkt. „Keiner 

kann von uns verlangen, dass wir denjenigen die Hand reichen, die uns bespitzeln”, sagte er 

der „Bild”‐Zeitung (16.8.2008). Eine sofortige Abschaffung des Verfassungsschutzes werde 

man aber nicht fordern, fügte er im „Tagesspiegel am Sonntag“ hinzu (17.8.2008).“129 

 

 „Man könnte  ja mit dem Abbau des Verfassungsschutzes so anfangen, dass man diejeni‐

gen, die uns bespitzeln, herausrechnet”.130 

 

„Wir werden weiter gegen den Verfassungsschutz sein, aber wir wissen, dass wir ihn mit un‐

seren sechs Stimmen nicht abschaffen können. Aber man könnte zum Beispiel schon man 

das Personal einsparen, das uns bespitzelt.”131 

 

Der Landesvorsitzende der Linken Dr. Ulrich Wilken unterstützte  seinen Frakti‐

onskollegen: 

„Ein Bekenntnis der Linken zum Verfassungsschutz findet Wilken „abstrus“.“132  

 

 

                                                             
126 Deutschlandfunk, 18.8.2008 
127 Junge Welt, 18.8.2008 
128 hr‐online, 17.8.08 
129 Quelle: süddeutsche.de, 17.8.2008 
130 Ebenda. 
131 HNA, 7.8.08 
132 Stern.de, 12.8.2008 
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Die FAZ berichtet ausführlich zu diesem Thema:  

„Noch vor einigen Wochen hatte Wilkens Fraktionskollege  im Landtag, Hermann Schaus, 

für die Abschaffung des Verfassungsschutzes plädiert –  „angesichts dessen, wie er agiert 

und wie er instrumentalisiert wird”. Wilken stellte nun klar, dass die Linke den Geheimdienst 

lediglich reformieren wolle. Derzeit sei der hessische Verfassungsschutz „auf dem rechten 

Auge blind” und  lasse sich parteipolitisch  instrumentalisieren,  indem er auf der Beobach‐

tung der Linkspartei beharre. Es sei aber Aufgabe des Parlaments zu entscheiden, was ein 

Staatsorgan zu tun und zu lassen habe. „Wer zu den Verfassungsfeinden gehöre, muss poli‐

tisch diskutiert werden, das darf nicht die Behörde selbst entscheiden.” Die Linke, so Wil‐

ken, werde  für den Fall einer  rot‐grünen Minderheitsregierung keine Bedingungen  in Sa‐

chen Verfassungsschutz stellen.”133 

   
Aus den zahlreichen Äußerungen kann man entnehmen, dass die Linke den Ver‐

fassungsschutz vor allem deshalb ablehnt, da er  sie  rechtmäßig wegen Gefährdung 

der freiheitlich‐demokratischen Grundordnung beobachtet.  

 

8.2.6 Juni‐Sonderplenum, 17. Juni 2008 
 

8.2.6.1 Abschaffung der Studienbeiträge 

Janine Wissler erklärte in der abschließenden Lesung im Plenum wiederum, dass 

sie  nicht  das  Parlament  als  legitimes  Entscheidungsgremium  ansehe,  sondern  die 

„Straße“: 

„Die Abschaffung der Studiengebühren ist nicht der Erfolg dreier Fraktionen im Landtag, 
sondern ein Erfolg der Studierendenbewegung und zeigt: Wer kämpft, kann gewinnen. Es 
gab unzählige Demonstrationen und Veranstaltungen. Bahnhöfe wurden besetzt, Auto‐
bahnen blockiert; Institute wurden bestreikt.” 
Janine Wissler am 17. Juni 2008 im Hessischen Landtag134 
 
 „Die LINKE wendet sich gegen alle Versuche, die Studierendenbewegung zu kriminalisieren.” 
Janine Wissler am 17. Juni 2008 im Hessischen Landtag 

 

                                                             
133 FAZ, 28.7.2008 
134 Vgl. auch ihre Rede am 9. April in der 1. Lesung im Landtagsplenum: „Wenn die Studiengebühren 
kippen, ist das nicht der Erfolg dreier Parlamentsparteien, sondern ein Erfolg der Studierendenbewe‐
gung und der Beharrlichkeit der Aktiven. [...] Sollten die Studiengebühren abgeschafft werden, ist das 
doch auch ein Zeichen, dass es sich lohnt, für seine Rechte einzutreten, dass es sich lohnt, sich zu en‐
gagieren, und dass es sich lohnt, auf die Straße zu gehen. Das stärkt doch die Demokratie, weil die 
Menschen merken, dass sie Einfluss nehmen können und dass Veränderungen von unten möglich 
sind.” 
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Dass eine Besetzung einer Autobahn eine Straftat darstellt, verschweigt sie. Ei‐

ne solche Einstellung zur Rechtsordnung ist von einer Abgeordneten bisher nicht ge‐

hört worden.  

 

8.2.6.2  Gedenken  an  den  Volksaufstand  gegen  die  SED‐Diktatur  am  17.  Juni 

  1953135 

Die Debatte anlässlich des 55. Jahrestages des Volksaufstandes gegen die men‐

schenverachtende SED‐Diktatur war ein Musterbeispiel von Verharmlosung,  ihr Red‐

ner Dr. Wilken verglich den Aufstand vom 17. Juni mit Streiks in Frankreich gegen die 

Verlängerung der Lebensarbeitszeit: 

„Sie werden DIE LINKE immer auf der Seite der Menschen finden, die für eine Verbesse‐
rung ihrer Lebens‐ und Arbeitsbedingungen eintreten, kämpfen und, wenn nötig, auch in 
den politischen Streik treten. Auch das ist Erinnerung an den 17. Juni. Das gilt früher und 
heute, wie z. B. in Frankreich, und wenn 300.000 streikende Metaller gegen Rente mit 67 
auf die Straße gehen. Da vermisse ich Ihre Solidaritätsadresse.“ 
Dr. Ulrich Wilken am 17. Juni 2008 im Hessischen Landtag 

 

Dieser Vergleich ist nicht nur eine Verharmlosung der SED‐Diktatur, er versucht 

auch die gegenwärtigen demokratischen Verhältnisse  in der Republik Frankreich mit 

der diktatorischen Unterdrückung während der SED‐Herrschaft gleichzusetzen. Nur 

Minuten  später erklärt Dr. Wilken, das  sich die Linke  in der marxistischen Tradition 

sieht und keinesfalls ihre revolutionären Vorstellungen aufgegeben hat: 

„In unserer Sprache heißt das, alle Verhältnisse umzuwerfen, in denen der Mensch ein er‐

niedrigtes, ein geknechtetes Wesen ist.”136 

Dr. Ulrich Wilken am 17. Juni 2008 im Hessischen Landtag 
 

8.2.6.3 Flugblatt der Linken und Willi van Ooyen verunglimpft die Bundeswehr137 

Die Linke hat  in einem auf dem diesjährigen Hessentag  in Homberg (Efze) eine 

Beendigung der Präsenz der Bundeswehr auf dem Hessentag gefordert und dabei die 

Bundeswehr mit folgenden Sätzen verunglimpft: 

                                                             
135 Dringlicher Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU und der FDP betreffend Gedenken an die 
gewaltsame Niederschlagung des Volksaufstands gegen die SED‐Diktatur am 17. Juni 1953 – Drucks. 
17/344. 
136 Vgl. fast gleichlautend: Marx, Zur Kritik der Hegelschen Rechtsphilosophie, Einleitung, MEW 1, S. 
385. 
137 Dringlicher Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU und der FDP betreffend keine Verun‐
glimpfung der Bundeswehr – Drucks. 17/349. 
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„Der Hessentag ist ein Volksfest und keine Rüstungsmesse!” 

„Es geht nicht um Frieden, es geht um Vorherrschaft und Macht! Es geht nicht um Sicher‐

heit, sondern um Kontrolle von Ressourcen und Regionen!” 

 

Daraufhin haben CDU und FDP einen Antrag eingebracht, in der die Bundeswehr 

aufgefordert wird, sich auch weiterhin am Hessentag zu beteiligen. Der Fraktionsvor‐

sitzende van Ooyen hat  in der Landtagsdebatte zu diesem Antrag  seine Anschuldi‐

gungen wiederholt: 

„Dazu  sagen wir: Sie bereiten das vor, was wir  schleichende Militarisierung der Gesellschaft 
nennen.” 
Willi van Ooyen am 17. Juni 2008 im Hessischen Landtag  

 

8.2.7 August‐Plenum, 26. bis 28. August 2008 
 

Das Augustplenum  stand  vor  allem  unter  dem Eindruck  der Beteiligung  der 

RAF‐Unterstützerorganisation „Rote Hilfe“ an einem Gesetzgebungsverfahren auf Ini‐

tiative der Fraktion „Die LINKE“. 

 

8.2.7.1 Die „Rote Hilfe“  

Die Fraktion  „Die LINKE“ hat zur  schriftlichen Anhörung zum Gesetzentwurf 

der  FDP  zur  Änderung  des  Hessischen  Sicherheits‐  und  Ordnungsgesetz  (HSOG) 

(Drs.17/133)  die militante  und  linksextremistische  RAF‐Sympathisantenorganisation 

Rote Hilfe benannt. 

Die Rote Hilfe  ist nach den Erkenntnissen des Bundesamtes für Verfassungs‐

schutz  und  u.a.  auch  der  SPD‐geführten  Landesinnenministerien  von  Bremen  und 

Schleswig‐Holstein  eine  linksextremistische  Vereinigung.  Die  Gruppe  unterstützt 

nach den Erkenntnissen des Verfassungsschutzes gewaltbereite Extremisten unter‐

schiedlichster linker Strömungen. 

 

Die Rote Hilfe ist 1975 hauptsächlich auf Initiative der Kommunistischen Partei 

Deutschlands/Marxisten‐Leninisten  (KPD/ML) entstanden und hat sich  insbesondere 

um Häftlinge  gekümmert,  die wegen Mordes  einsitzen. Die  Bundesgeschäftsstelle 
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sitzt in Göttingen, die Mitgliederzahl beträgt laut Verfassungsschutz ca. 4.500. 138 Sie 

unterhält  seit  kurzer  Zeit  in  Hessen  Ortsgruppen  in  Darmstadt,  Gießen  und 

Mainz/Wiesbaden  (mit Sitz  in Wiesbaden, Adresse: Rote Hilfe,  c/o  Infoladen Linker 

Projekte, Werderstraße 8, 65195 Wiesbaden).139 

 

Die Ziele der „Roten Hilfe“ 

Die Rote Hilfe über Ihre Beweggründe:  

„Antirepressionsarbeit und Rote Hilfe sind notwendig, um Revolution zu machen und Krieg 
dem imperialistischen Krieg entgegenzusetzen.“140 

„Die Bundesrepublik Deutschland ist – grob ausgedrückt – ein nationalstaatlich fixiertes, bür‐
gerlich‐kapitalistisches  Herrschaftssystem,  das  von  unterschiedlichen  Unterdrückungsme‐
chanismen (wie Rassismus oder Sexismus) strukturiert und geprägt wird. [..] 

Bereits  das  Blut‐und‐Boden‐Konstrukt  eines  (deutschen)  Volkes,  das  –  als  Ganzes  –  das 
Recht habe, die „Staatsgewalt auszuüben”, ist so löchrig, dass es als Folie maximal symboli‐
schen Charakter besitzen kann –  für  jene, die entweder daran glauben oder über die dafür 
notwendigen Privilegien verfügen.“141 

 
Die Rote Hilfe sagt, „die Stadtguerillabewegung und der staatliche Kampf ge‐

gen sie hätten  in den 1970er‐Jahren das Scheitern des deutschen Rechtsstaats deut‐

lich gemacht: „Heute zeigen dieselben Gefangenen durch ihr unbeugsames Verhalten 

auch das Scheitern des Repressionsapparates.”142 

Die Rote Hilfe hat sich seit  ihrer Gründung  für die verurteilten Straftäter aus 

der RAF eingesetzt und deren ultimative Freilassung gefordert. Insbesondere das fol‐

gende Zitat verdeutlicht die gänzlich fehlende Distanz zur RAF: 

„Die Angehörigen und FreundInnen der Gefangenen aus der RAF dürfen nicht alleine 

gelassen werden bei  ihren  langjährigen Bemühungen und Aktivitäten  für die Freiheit 

der Gefangenen, denn die Gefangenen sind auch ein Teil unserer Bewegung.“143 

 

Die  rechtskräftig  in  einem  rechtsstaatlichen Verfahren  verurteilten Mörder  aus  der 

RAF sind in der Diktion der Roten Hilfe „politische Gefangene“, mit denen sie sich „solidari‐

sieren“: 

                                                             
138 Quelle: Verfassungsschutzbericht des Bundes 2007, S. 150.  
139 Quelle: Verfassungsschutzbericht des Bundes 2007, S. 150, Wikipedia: 
http://de.wikipedia.org/wiki/Rote_Hilfe_e.V.  
140 Quelle: http://www.rote‐
hilfe.de/publikationen/die_rote_hilfe_zeitung/2006/3/die_rote_hilfe_und_der_kampf_ums_ganze 
141 Quelle: http://www.rote‐hilfe.de/publikationen/die_rote_hilfe_zeitung/2006/3/staatliche_repression 
142 VS‐Bericht des Bundes 2007, S. 149. 
143 Quelle: http://www.rote‐hilfe.de/layout/set/print/layout/set/print/layout/set/print/content/pdf/283 
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„Dennoch bleibt die Solidarität mit Menschen, die wegen ihrer politischen Überzeugungen und 

Aktivitäten  im Gefängnis sitzen, ein zentrales Anliegen der Roten Hilfe: Knast  ist  immer noch 

der augenfälligste Höhepunkt staatlicher Repression. [..] Wir haben in den vergangenen Mona‐

ten erlebt, dass lange Haftstrafen als staatliche Waffe gegen die Linke auch in der BRD keines‐

wegs der Vergangenheit angehören.  [..] Die Forderung nach Freilassung der verbliebenen Ge‐

fangenen aus der RAF, Christian Klar und Birgit Hogefeld, bleibt ein wichtiges Anliegen der Ro‐

ten Hilfe, auch wenn sie uns vor Augen führt, dass unser Einfluss viel zu gering ist, um zentrale 

und berechtigte Ziele beim gegenwärtigen Stand der Kräfteverhältnisse durchsetzen zu können. 

[..] 

Nach mehr als 25  Jahren Knast unter zum Teil härtesten Bedingungen wird der Zweck  seiner 

[Christian Klar, Anm. d. V.] Inhaftierung überdeutlich: Es geht einerseits schlicht um Rache, an‐

dererseits darum, einen Menschen  in seiner politischen Identität zu brechen und an  ihm zu de‐

monstrieren, dass radikale Rebellion zum Scheitern verurteilt sei. Dass Christian bis heute nicht 

bereit  ist, den Kapitalismus zur besten aller möglichen Gesellschaftsformen zu erklären  ist der 

eigentliche Grund, der ihm den Weg aus dem Gefängnis bis heute versperrt.” 144 

 

Die  Rote Hilfe  unterstützt  aus  extremistischen Motiven  straffällig  gewordene 

Linksextremisten,  die wegen  eines  strafrechtlichen Verdachtes  von  der Polizei  ver‐

folgt werden oder die wegen  ihrer extremistischen Bestrebungen vom Verfassungs‐

schutz beobachtet werden müssen,  insbesondere  Inhaftierte und ehemalige Mitglie‐

der der RAF (u.a. Birgit Hogefeld, Eva Haule und Christian Klar s.u.). Die Rote Hilfe be‐

trachtet die  ehemaligen RAF‐Mitglieder  auch  als  „Teil unserer Bewegung“145. Nach 

der  Wiedervereinigung  setzte  sie  sich  auch  für  angeklagte  ehemalige  SED‐

Funktionäre und ehemalige Mitarbeiter des Ministeriums für Staatssicherheit ein. 

 

Die Rote Hilfe setzt sich gegen das Verbot der als verfassungsfeindlich und von 

der  Türkei,  der  EU  und  den USA  als  terroristische Vereinigung  eingestuften  kurdi‐

schen  PKK  und  ihrer Nachfolgeorganisation  ein  und  unterstützt  deren Rechtshilfe‐

fonds „Azadi“ finanziell: 

„Die  regelmäßige  finanzielle Unterstützung an die Gruppe der  ‚Angehörigen und Freunde der 

politischen  Gefangenen‘  sowie  von  ‚Azadi‘,  dem  separaten  Rechtshilfefonds  zu  Gunsten  von 

Kurden, die in Deutschland wegen Betätigung für die ‚Arbeiterpartei Kurdistans‘ (PKK) bzw. den 

                                                             
144 Quelle: http://rote‐hilfe.de/news/18_maerz_tag_der_politischen_gefangenen 
145 Quelle: http://www.rote‐hilfe.de/publikationen/die_rote_hilfe_zeitung/2006/3/30_jahre_ 
stammheim_77_und_kein_ende_der_repression 
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‚Freiheits‐ und Demokratiekongress Kurdistans‘  (KADEK) oder den „Volkskongress Kurdistans“ 

(KONGRA GEL) vermeintlich politisch verfolgt werden, wurde aufgestockt.”146  

 

Sie solidarisierte sich ebenso mit zwei Unterstützern der baskischen Terrororga‐

nisation ETA, die in Deutschland und der Schweiz inhaftiert waren, in finanzieller Hin‐

sicht.147  

 

Die „Rote Hilfe“ in Hessen: 

In Darmstadt  haben  der Kreisverband  und  die Stadtverordnetenfraktion  der 

LINKE ein gemeinsames Büro  zusammen mit der DKP und der Roten Hilfe. Bis vor 

kurzem hatte auch der Abgeordnete Hermann Schaus sein Büro in dem Gebäude.  

Wie oben dargestellt, wurde auf dem Landesparteitag der Linken in Lollar Frau 

Manuela Schon in den Landesvorstand der Partei Die Linke Hessen gewählt, die akti‐

ves Mitglied in der Roten Hilfe ist. 

 

Die Anhörung zum HSOG 

Die Linke hat  im  Juni 2008  für eine  schriftliche Anhörung  zur Änderung des 

Hessischen Sicherheits‐ und Ordnungsgesetzes  (HSOG) die Rote Hilfe benannt. Die 

Rote Hilfe wurde also zu einem Sicherheitsgesetz zu einer Stellungnahme aufgefor‐

dert, das polizeiliche Befugnisse regelt – die Rote Hilfe aber die Polizei insgesamt als 

„Repressionsinstrument“ ansieht und die Polizei als solches abschaffen will und auch 

als „Bullen”148 verunglimpft. 

 

Vor Ablauf der Frist für die schriftlichen Stellungnahmen im Rahmen der Anhö‐

rung  am  15. August  2008  veröffentlichte die Rote Hilfe  auf  ihrer  Internetseite  (seit 

dem 24. Juli 2008)  ihre Stellungnahme zur HSOG‐Anhörung. Unterzeichner der Stel‐

lungnahme ist ein Mitglied des Bundesvorstands der Roten Hilfe, Michael Csaszkóczy. 

Dieser ist nicht nur dem linksextremistischen, sondern sogar dem militanten autono‐

                                                             
146 Verfassungsschutzbericht des Bundes 2004, Seite 166, Quelle: 
http://www.verfassungsschutz.de/de/publikationen/verfassungsschutzbericht/vsbericht_2004/vsberich
t_2004.pdf 
147 Quelle: Verfassungsschutzberichte des Bundes und mehrerer Länder 2007,  und Wikipedia. 
148 Quelle: http://www.rote‐hilfe.de/publikationen/die_rote_hilfe_zeitung/2006/3/ 
freilassungskampagne 
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men Spektrum zuzurechnen. So sagte er auf einer Demonstration gegen die angebli‐

chen „Berufsverbote“ im Öffentlichen Dienst: 

„In Deutschland über Faschismus zu  reden heißt noch  immer,  im Haus des Henkers über den 

Strick zu reden.”149 

 

Sein Verhältnis zur Gewalt als politischem Mittel erklärte Herr Csaszkóczy wie 

folgt: 

„,Militanz  ist für uns ein  legitimes Mittel  im Kampf um Befreiung.´ – Eine Distanzierung 

von diesem Satz kommt für mich schon deshalb nicht  in Frage, weil  ich das als Verhöh‐

nung aller derjenigen empfinden würde, die  im Widerstand gegen den Nationalsozialis‐

mus gekämpft haben. [...] In diesem Sinne ist Militanz eine bittere Notwendigkeit in einer 

Zeit, in der bürgerliche und soziale Rechte zunehmend eingeschränkt werden und in der 

Antisemitismus und Rassismus in unserer Gesellschaft weiter wachsen. ”150 

 

In der Stellungnahme der Roten Hilfe findet sich eine Vielzahl von unwahren Be‐

hauptungen, so werden beispielsweise die islamistischen Anschläge vom 11. Septem‐

ber 2001 verschwörungstheoretisch erklärt: 

„Die Terroranschläge vom 11. September 2001 dienten in der BRD zur Konstruktion einer an‐
geblichen allgemeinen Bedrohungslage. Eine tatsächliche Bedrohung durch islamistische Ter‐
roristen vermochten die Behörden der BRD noch in keinem Fall überzeugend darzulegen. 151 

 
Zudem wird von der Roten Hilfe unserem demokratischen Rechtsstaat unter‐

stellt, die Rasterfahndung sei eingerichtet worden, um „politisch aktive Menschen“ zu 

überwachen und zu erfassen. Auch die  immer wieder seit den 70er‐Jahren vorgetra‐

gene Pauschalkritik  an  den  „Terrorparagraphen“  129  a  und  129  b StGB  ist  aus  der 

linksextremen Szene altbekannt, es solle damit seitens des Staates „die Kriminalisie‐

rung politischer Gruppen“ 152 ermöglicht werden. Die gesamte Stellungnahme diskre‐

ditiert unseren demokratischen Rechtsstaat und stellt die Legitimität unserer Rechts‐

ordnung in Frage. 

                                                             
149 Quelle: http://www.gegen‐berufsverbote.de/lib/presseerklaerungen/redemicha250306.html, Rede 
am 25. März 2006 in Karlsruhe. 
150 Quelle: Ebenda. 
151 Quelle: http://rotehilfegreifswald.blogsport.de/2008/07/24/hessen‐gutachterliche‐stellungnahme‐
der‐roten‐hilfe‐zur‐aenderung‐des‐hessischen‐sicherheits‐und‐ordnungsgesetzes/ 
152Quelle: http://rotehilfegreifswald.blogsport.de/2008/07/24/hessen‐gutachterliche‐stellungnahme‐
der‐roten‐hilfe‐zur‐aenderung‐des‐hessischen‐sicherheits‐und‐ordnungsgesetzes/ 
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Janine  Wissler,  immerhin  stellvertretende  Fraktionsvorsitzende  der  Linken, 

sagte, als sie zur Benennung der „Roten Hilfe“ befragt wurde, am 21. August 2008 zu 

hr‐online: 

„Wenn jemand [die Rote Hilfe, Anm. d. V.] der Meinung ist, eine Gesellschaft durch eine Re‐
volution zu verändern, dann ist das kein Grund, warum er nicht zum Polizeigesetz reden darf. 

sowie 

„Die Gruppe hat Erfahrung mit der Polizei.” 

und 

„Ich finde es wichtig, das Polizeigesetz aus verschiedenen Richtungen zu beleuchten.”153  

 
Die CDU hat aufgrund der Äußerungen von Frau Wissler eine Aktuelle Stunde 

im Landtag am 28. August 2008 abgehalten und einen Antrag gestellt, generell vom 

Verfassungsschutz beobachtete extremistische Organisationen nicht mehr zu Anhö‐

rungen  zuzulassen. 154 Im Verlauf dieser Aktuellen Stunde  erklärte der Landesvorsit‐

zende der Linken, Dr. Ulrich Wilken:  

„Ich möchte noch einmal deutlich machen, warum für uns auch die Zusammenarbeit mit der 
Roten Hilfe so extrem wichtig ist. [..] 

Die Rote Hilfe hilft uns seit Jahren und Jahrzehnten, unser Grundrecht auf Demonstrations‐
freiheit wahrzunehmen. [..] 

Wenn es aber um die Bedingungen des Lebens in diesem Land geht [..], dann treten wir da‐
für ein, dass die Betroffenen gehört werden.” 

Dr. Ulrich Wilken, 28. August 2008, im Hessischen Landtag 

 

Fazit: 

Die Rote Hilfe wird zu Recht vom Bundesamt für Verfassungsschutz beobach‐

tet  und  als  linksextremistisch  eingestuft. Die  Linke  arbeitet mit  verfassungsfeindli‐

chen Gruppierungen zusammen, sie selbst verfolgt – partiell jedenfalls – verfassungs‐

feindliche Ziele. Es ist daher folgerichtig, dass Die Linke die Abschaffung des Verfas‐

sungsschutzes  bzw.  zumindest  die  Einstellung  der  Beobachtung  durch  den Verfas‐

sungsschutz fordert. 

                                                             
153 Janine Wissler, stellv. Fraktionsvorsitzende der LINKE, am 21. August im hr, http://www.hr‐
online.de/website/rubriken/nachrichten/index.jsp?rubrik=34954&key=standard_document_35031692 
154 Aktuelle Stunde betreffend Schutz unserer Demokratie und unseres Rechtsstaates vor revolutionä‐
ren Zielen der Linkspartei! – Drs. 17/558. 
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8.2.7.2 Unterstellungen des Landtagsvizepräsidenten Hermann Schaus 

Aufgrund von Äußerungen des Landtagsvizepräsidenten Hermann Schaus  im 

Innenausschuss des Landtages am 21. August 2008 hat die Fraktion der FDP eine Ak‐

tuelle Stunde zum Thema „Entgleisung des Abgeordneten Schaus schadet dem An‐

sehen des Landtags” 155 einberufen.  

Schaus hatte im Innenausschuss an diesem Tag erklärt, er habe Berichte bzw. 

Informationen von vor Ort, dass es zu einem sehr frühen Zeitpunkt eine ganze Reihe 

von Hinweisen gegeben habe und es offensichtlich so sei, dass der „Hessische Verfas‐

sungsschutz mehr wusste, offensichtlich mehr wusste und das nicht zu Konsequenzen 

und  zu  einer  entsprechenden  vorbereitenden,  präventiven  Unterstützung  geführt“ 

habe. 

Schaus hatte also der Polizei und dem Verfassungsschutz sowie dem Innenmi‐

nister  vorgeworfen,  trotz positiver Kenntnis absichtlich nichts gegen  rechtsextreme 

Gewalttäter zu unternehmen, die eine linksextremistische Veranstaltung der Jugend‐

organisation der Linken überfallen hatten. Er erweckte den Eindruck, die Sicherheits‐

behörden hätten sich nicht nur als Unterstützer der NPD hervorgetan, sondern auch 

noch den Tod oder  zumindest  schwerste Verletzungen unschuldiger Bürger  in Kauf 

genommen.  

Daraufhin hatte  Innenminister Bouffier Herrn Schaus  im Ausschuss aufgefor‐

dert, „hier und gleich zu erklären, was der Hessische Verfassungsschutz gegebenen‐

falls gewusst haben könnte oder  sollte und was er unterlassen hat.“ Schaus konnte 

daraufhin nur erklären, es habe  jede Menge Anzeichen und Hinweise, öffentlich wie 

auch gegenüber öffentlichen Organen, gegeben. Nähere Angaben und Zeugen konn‐

te oder wollte er nicht benennen. Den Beweis  für  seine ungeheuerlichen Anschuldi‐

gungen blieb er damit gänzlich schuldig.  

Daraufhin hat die FDP die schon erwähnte Aktuelle Stunde einberufen,  in der 

der Abgeordnete van Ooyen zur Verteidigung der Äußerungen von Hermann Schaus 

erklärte: 

„Die Behauptung, es hätte im Vorfeld keinerlei Hinweise auf aggressiv militante und vernetz‐
te Rechtsextremisten  im  Schwalm‐Eder‐Kreis  gegeben,  ist  absurd. Gerade  dies wird  aber 
vom Innenminister wie auch vom Leiter des Landesamtes für Verfassungsschutz, Herrn Eis‐
vogel, einmütig behauptet. Sowohl die Berichte der Medien, der Polizei, Hinweise aus der 
Bevölkerung, Anzeigen wegen Gewalttaten mit rechtsextremem Hintergrund, die Aussagen 

                                                             
155 Drucks. 17/559. 
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der  Zeugen  und  der  Familie  des Opfers  [...] wie  auch  die  Verfassungsschutzberichte  von 
2005, Herr Bouffier, weisen nach und lassen überhaupt keinen Zweifel daran, dass sowohl die 
sogenannte Freien Kräfte Schwalm‐Eder als auch ihr offensichtlicher Anführer, der militante 
NPD‐Kader und spätere Attentäter längst hätten bekannt sein müssen. [...] 

Ich will doch noch einige grundsätzliche Bemerkungen zum Verfassungsschutz machen. […] 
Das Grundgesetz der Bundesrepublik hat sich ausdrücklich nicht auf eine bestimmte Wirt‐
schafts‐ und Gesellschaftsordnung festgelegt. Das Bundesverfassungsgericht hat die Offen‐
heit der Wirtschaftsordnung  immer wieder betont. Die Transformation und Aufhebung des 
Kapitalismus, wie sie von allen großen Parteien noch zum Zeitpunkt der Verabschiedung des 
Grundgesetzes  im Jahre 1949 gefordert wurde,  ist  im Rahmen der Verfassung möglich. Die 
marxistische Gesellschaftsanalyse, die den Kapitalismus als ein System der Ausbeutung, der 
Entfremdung und des Klassenhasses kritisiert, ist nicht nur weltweit als einer der Grundpfei‐
ler des modernen sozialwissenschaftlichen Diskurses und Denkens anerkannt. Sie hat auch in 
der wissenschaftlichen und politischen Geschichte Hessens einen hervorragenden Platz.”  

Willi van Ooyen, 28. August 2008, im Hessischen Landtag. 

 

8.2.7.3 Behandlung des DDR‐Unrechtsregimes in der Schule 

Die Fraktionen der CDU und der FDP haben aufgrund eines besorgniserregen‐

den Ergebnisses einer Studie156 über die Kenntnisse von Schülern über die ehemalige 

DDR einen Antrag mit dem Ziel eingereicht, das DDR‐Unrechtsregime durch Handrei‐

chung  für Hessens  Lehrerinnen  und  Lehrer  umfassender  zu  behandeln157. Auch  vor 

dem Hintergrund, dass die  friedliche Revolution der Bürgerinnen und Bürger  in der 

ehemaligen DDR und die daraufhin ermöglichte Wiedervereinigung Deutschlands sich 

2009/2010  zum  zwanzigsten Male  jähren,  sollten  die  Schüler mehr  über  die  SED‐

Diktatur lernen. Nach Ansicht der antragstellenden Fraktionen ist es Aufgabe der Leh‐

rerinnen und Lehrer, den Schülerinnen und Schülern die Geschichte und Funktions‐

weise des SED‐Staates nach aktuellem wissenschaftlichem und didaktischem Kennt‐

nisstand nahezubringen. 

In der Debatte über diesen Antrag hat die bildungspolitische Sprecherin der 

Fraktion „Die Linke“, Frau Cárdenas, erklärt: 

„Keine andere deutsche Partei hat sich daher mit der Geschichte der DDR so intensiv wie die 
LINKE auseinandergesetzt. [...]  

Das ist allerdings etwas ganz anderes als das, dass sich die Partei DIE LINKE hier für die DDR 
rechtfertigen müsste, wie Sie das von uns womöglich erwarten. 

Bereits auf ihrem außerordentlichen Parteitag im Jahr 1989 hat sich die SED/PDS bei der Be‐
völkerung der DDR für das von der SED begangene Unrecht entschuldigt und einen Prozess 
der unwiderruflichen Trennung von der stalinistischen Tradition der SED begonnen. 

                                                             
156 Ergebnisse und Fragebogen unter: 
http://www.spiegel.de/schulspiegel/wissen/0,1518,516534,00.html 
157 Drucks. 17/461. 
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Die Geschichte der neuen LINKEN  ist daher seit Langem nicht mehr nur die Geschichte der 
DDR oder die Geschichte der DDR‐Bürger. [..] 

Wir haben aber sehr wohl ein Interesse daran, dass sich Jugendliche aus Ost und West für Ge‐
rechtigkeit und  Frieden  einsetzen und unser derzeitiges Gesellschaftssystem nicht  als der 
Wahrheit letzter Schluss begreifen.” 

Barbara Cárdenas, 27. August 2008, im Hessischen Landtag. 

 

Die Rednerin distanziert sich ausdrücklich nur von der stalinistischen Tradition 

der SED – Stalin war aber schon 1953 verstorben. Eine Distanzierung für die 36 Jahre 

nach Stalins Tod und eine Entschuldigung  für die  in der DDR von 1953 bis 1989 be‐

gangenen Verbrechen, nicht zuletzt den Mauerbau bzw. die Perfektionierung der Be‐

spitzelung der eigenen Bevölkerung durch die Stasi, erfolgte nicht. 

 

8.2.7.4 Regierungserklärung des Ministerpräsidenten 

 
In der Debatte über die Regierungserklärung von Ministerpräsident Koch zum 

Thema Luftverkehr bekräftigte der Fraktionsvorsitzende der Linken van Ooyen, dass 

man die Flughafengegner vor Ort unterstützen müsse: 

 
„Ich glaube, dass es richtig und wichtig ist, wie wir LINKEN agieren, dass wir den Widerstand 
vor Ort unterstützen. Dieser Widerstand wächst, und wir glauben, dass sowohl die Mediation 
als auch ein Eingreifen  in das Planfeststellungsverfahren noch bewerkstelligt werden kön‐
nen. Wir werden miteinander ganz ernsthafte Gespräche führen müssen, wie wir diesen Pro‐
zess behindern und vor allen Dingen das Nachtflugverbot durchsetzen.”  

Willi van Ooyen, 26. August 2008,  im Hessischen Landtag zur Regierungserklärung des Mi‐
nisterpräsidenten. 

 

8.2.8 September‐Plenum 
 

8.2.8.1 Antrag zur Deutschen Friedensgesellschaft (DFG‐VK) 

Am  3. September 2008 berichtete die  „Bild”‐Zeitung, auf den  Internetseiten 

der  Deutsche  Friedensgesellschaft  –  Vereinigte  KriegsdienstgegnerInnen  (DFG‐VK, 

Landesverband Berlin‐Brandenburg) werde ein Plakat gezeigt, auf dem drei Soldaten 
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abgebildet seien, die den Sarg eines Kameraden tragen und das die Überschrift trägt: 

"Schritt zur Abrüstung – Wieder einer weniger“:158 

  

Die CDU  im hessischen Landtag hat daraufhin einen Antrag eingereicht, der 

diese unerträgliche Verhöhnung von Bundeswehrsoldaten verurteilt.  

 

  Zudem soll sich der hessische Landtag gegen jede Form der Zusammenarbeit 

mit der DFG‐VK aussprechen und das großartige und unermüdliche Engagement der 

Bundeswehrsoldaten für die Erhaltung des Friedens und zur Verteidigung der freiheit‐

lich‐demokratischen Grundordnung würdigen.  

 

Die DFG‐VK stellt sich mit  ihrem zynischen Plakat bewusst gegen das Grund‐

gesetz und zeigt, dass  sie dem  linksextremistischen Spektrum zuzuordnen  ist. Dass 

das Plakat auch Tage nach der öffentlichen Diskussion noch auf den Internetseiten zu 

sehen war und dass der verantwortliche Landesverband Berlin‐Brandenburg der DFG‐

VK am 3. September in einer Pressemitteilung erklärte, ihr Verband würde „weiter das 

Unsere dazu beitragen, dem deutschen Militarismus die Ehre zu nehmen und die Wehr‐

                                                             
158 Quelle: http://www.bild.de/BILD/news/politik/2008/09/04/bundeswehr‐ist‐entsetzt/ein‐plakat‐
verhoehnt‐deutschen‐soldaten.html 
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kraft  zu  zersetzen“159, macht  deutlich,  dass  die menschenverachtende  Verunglimp‐

fung  von  Soldaten  der  Bundeswehr  kein  Einzelfall  in  der DFG‐VK  ist,  sondern  die 

Mehrheitsmeinung bildet. Die DFG‐VK erklärte in dieser Pressemitteilung weiter:  

„Ehrlos sind Politiker, die Krieg befehlen, aber auch Soldaten, die  ihn ohne Not  führen. 

Unser Plakat soll die notwendige Empörung über den Krieg befördern. Es soll einer Ge‐

sellschaft, die den permanenten Krieg nach außen als Normalität hinnimmt, den Spiegel 

vorhalten. Es soll die moralische Unterstützung der Heimatfront für die Truppe erschüt‐

tern.”160 

 

Der  Fraktionsvorsitzende  der  Linken,  van  Ooyen,  ist  weiterhin  Mitglied  der 

DFG‐VK. Er war sogar ab 1972 Mitglied im Bundesvorstand des Verbandes der Kriegs‐

dienstverweigerer (VK) sowie nach der Fusion mit der Deutschen Friedensgesellschaft 

1974  ehrenamtlicher  Landesgeschäftsführer  der  DFG‐VK  Hessen161.  Auch  die  Abg. 

Barbara Cárdenas Alfonso (Fraktion „Die LINKE“) ist weiterhin Mitglied der DFG‐VK.  

Laut Presseberichten sieht die Partei „Die LINKE” nicht nur „keinen Grund [..] die 

Zusammenarbeit mit der DFK‐VK aufzukündigen” („Bild”‐Zeitung, 3. September 2008), 

sondern ruft zusammen mit der DFG‐VK für den 20. September zu Großdemonstrati‐

onen in Berlin und Stuttgart auf. Halbherzige Distanzierungsversuche von van Ooyen 

und  des Bundesverbandes  der  Linken  blieben  vor  dem Hintergrund weiterer  enger 

Zusammenarbeit sowie ununterbrochener Mitgliedschaft gänzlich unglaubwürdig: 

„Die Sprecherin des  Linken‐Vorstandes  nannte das Poster  [...] gegenüber  „Bild”  „nicht 

akzeptabel”. Van Ooyen  sagte, er halte dies  für einen  „respektlosen Umgang mit dem 

Leid von Menschen“. Beide sehen aber keinen Grund, wegen des ekligen Hetzplakates die 

Zusammenarbeit mit der DFK‐VK aufzukündigen.162 

 
Aufgrund  der  engen  Tagesordnung wurde  der  Antrag  im  September‐Plenum 

nicht aufgerufen. 

 

                                                             
159 Presseerklärung der DFG‐VK, Deutsche Friedensgesellschaft – Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen 
Landesverband Berlin‐Brandenburg, Quelle: http://www.bamm.de/presse/Nazi_Morddrohungen.pdf 
160 a.a.O. 
161 Quelle: Eigendarstellung auf www.willi‐van‐ooyen.de 
162 Quelle: http://www.bild.de/BILD/news/politik/2008/09/04/bundeswehr‐ist‐entsetzt/ein‐plakat‐
verhoehnt‐deutschen‐soldaten.html 
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8.2.8.2 Aktuelle Stunde zum Geschichtsverständnis der Linken 
 

Der Landesvorstand der hessischen SPD hatte mit Beschluss vom 3. Septem‐

ber 2008 die Linke aufgefordert, ein Bekenntnis zur Verfassung abzugeben163: 

„Deshalb  setzt  die  Akzeptanz  der  Unterstützung  sozialdemokratischer  Regierungspolitik 

durch die Linkspartei die Vereinbarung voraus, dass dies jederzeit in klarer Anerkennung unserer Ver‐

fassungsordnung und unserer parlamentarischen Demokratie und  in Abgrenzung  zu  jeder  Form der 

Unfreiheit und zu Menschenrechtsverletzungen, wie sie z.B.  in der DDR u.a. mit Schießbefehl, Stasi‐

Überwachung und der Einschränkung der Meinungs‐, Wahl‐ und Reisefreiheit praktiziert wurden, steht. 

Die Linkspartei muss  zudem  sicherstellen, dass keiner/keine  ihrer Landtagsabgeordnete(n) der Stasi 

zugearbeitet hat.“ 

 

Die Abgeordnete Janine Wissler hatte daraufhin zum verbalen Gegenschlag ausgeholt 

und am 10. September 2008 in der kommunistischen Zeitung „junge welt“ dazu er‐

klärt: 

„Wir haben bisher schon mehrfach deutlich gemacht, wie wir zur DDR und zum Grundgesetz 

stehen, wir brauchen keinen Aufarbeitungsprozeß. Umgekehrt könnten wir ja auch von der SPD for‐

dern, ihre eigenen Fehler aufzuarbeiten. Etwa den, daß heute Millionen Menschen von 350 Euro im 

Monat leben müssen. Oder dafür, daß die SPD für die Ermordung von Rosa Luxemburg und Karl Lieb‐

knecht verantwortlich ist.164 

 

Aufgrund dieser Äußerungen hatte die CDU‐Fraktion  im Hessischen Landtag am 26. 

September 2008 eine Aktuelle Stunde zum Thema: „`Die SPD  ist für die Ermordung 

von Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht verantwortlich´ – der weiteren Geschichts‐

verfälschung durch DIE LINKE Einhalt gebieten“ abgehalten165. In seiner Rede erklärte 

der Parlamentarische Geschäftsführer der CDU‐Landtagsfraktion, Axel Wintermeyer, 

unter anderem: 

„Darf  ich auch an Lafontaine erinnern. Das ist auch einer ihrer Ko‐Vorsitzenden. Er erdreistet 

sich, statt von der Zwangsvereinigung von SPD und KPD, von einem „freiwilligen Zusammenschluss“ 

zu reden. Meine Damen und Herren, mit dieser Relativierung beleidigt er Zehntausende von aufrechten 

Demokraten, die  in Arbeitslagern  landeten oder gar  umgebracht wurden,  und  verhöhnt  sie  auf das 

Übelste.“166 

                                                             
163 Seite 3, Beschluss des Landesvorstandes der SPD vom 3. September 2008 
164 Wissler, in: „junge welt“ vom 10. September 2008, http://www.jungewelt.de/2008/09‐
10/055.php?sstr=wissler. 
165 Drucksache des Hessischen Landtags Nr. 17/687 vom 22. September 2008 
166 Stenographischer Bericht des Hessischen Landtags vom 26. September 2008 
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Zur Behauptung der Linken‐Abgeordneten Wissler ergänzte der Fraktionsvorsitzende 

von Bündnis 90/Die Grünen, Tarek Al‐Wazir, in der Debatte:  

„Ich habe einmal auf die  Internetseite der Partei Die Linke geschaut, die  ihren Sitz  im Karl‐

Liebknecht‐Haus am Rosa‐Luxemburg‐Platz hat. Auf der Internetseite der Partei Die Linke wird gesagt: 

„Die Erinnerung an Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg, die beiden aus der Sozialdemokratie hervor‐

gegangenen Mitbegründer der Kommunistischen Partei Deutschlands  (KPD), die  im Januar 1919 von 

rechten Freikorpssoldaten ermordet wurde, hat das  Jahrhundert der Extreme überlebt.“ Das deutet 

darauf hin, dass es [die Meinung der Abgeordneten Wissler; Anm. d. Red.] eine zumindest sehr einge‐

schränkte historische Sicht  ist, da gesagt wird, wer nun wirklich für die Ermordung von Rosa Luxem‐

burg und Karl Liebknecht verantwortlich ist.“ 

Mit Blick auf das Geschichtswissen von Frau Wissler führte er weiter aus: 

„Frau Wissler, ich habe am Montag, dem „Spiegel“ entnommen, dass in Ihrer Wohnung ein Bücherregal 

steht, in dem zweieinhalb Reihen durch die dicken blauen Schwarten der Marx/Engels‐Gesamtausgabe 

belegt  sind. Sie  sagten hierzu, ein  theoretisches Fundament  sei nun mal  in der Politik wichtig. Dem 

stimme ich ausdrücklich zu. Aber es gibt nicht nur eine Wahrheit; und Geschichte wurde schon immer 

unterschiedlich  interpretiert. Daher glaube  ich, dass man sein Geschichtsbild nicht allein den Büchern 

von Bernd Engelmann sowie Veröffentlichungen im Pahl‐Rugenstein‐Verlag entnehmen sollte.“ 

 

 

8.2.8.3 Setzpunkt der CDU zum Hüttendorf im Kelsterbacher Wald und dem ge‐
brochenen Verständnis der Linken zum Rechtsstaat 
 

Seit  rund  drei Monaten  halten  Aktivisten  den  Kelsterbacher Wald  am  Frankfurter 

Flughafen rechtswidrig besetzt. Auch die Fraktion Die Linke hat illegal eine Holzhütte 

im so genannten „Hüttendorf“ im Kelsterbacher Wald errichtet und am 23. September 

angekündigt167, ein Fraktionsbüro  in dieser Hütte am Sonntag, 28. September 2008, 

im Rahmen einer Einweihungsfeier zu eröffnen.  

Auf Grundlage zweier Entschließungsanträge168 wurden beide Sachverhalte im Rah‐

men der 17. Plenarsitzung am 24. September im Hessischen Landtag diskutiert. In der 

Plenardebatte machte Ministerpräsident Roland Koch mit Blick auf die Gespräch von 

SPD und Grünen zur Bildung einer von der Partei Die Linken geduldeten Regierung 

deutlich:  

                                                             
167 Pressemitteilung Fraktion Die Linke, 23. September 2008 
168 Drucksache des Hessischen Landtags Nr. 17/658 vom 16.9.2008 und Drucksache Nr. 17/702 vom 
23.9.2008 
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„Man kann den Rechtsstaat nicht konsequent schützen, wenn man von einer Partei abhängig 

ist, die den Rechtsstaat nicht konsequent schützen will“. 

 

Während der gemeinsame Entschließungsantrag  von CDU und der  FDP betreffend 

„Rechtsstaat duldet keinen Rechtsbruch – Weg des regionalen Dialogs war und ist er‐

folgreich“ mit Stimmen von SPD, Grünen und Linken abgelehnt wurde, wurde dem 

dringlichen  Entschließungantrag  der  CDU  betreffend  „rechtswidrige  Eröffnung  des 

Büros der Fraktion Die Linke im Kelsterbacher Wald“ mit Stimmen der CDU, FDP und 

SPD  zugestimmt. Mit Beschluss des Landtags wird darin der  rechtswidrige Bau der 

Hütte und die angekündigte Eröffnung des Büros der Linken  im Kelsterbacher Wald 

„verurteilt“  . Darüber hinaus  fordert der Landtag die Fraktion Die Linke auf, diesen 

„rechtswidrigen Zustand unverzüglich zu beenden“.  

 

Ebenfalls am 24. September 2008 hat der Magistrat der Stadt Kelsterbach als Eigen‐

tümer des Waldes die Fraktion Die Linke in einem Schreiben aufgefordert, die „Hütte 

[…]  unverzüglich  abzubauen  und  das  Baumaterial  zu  entfernen“.  Dies machte  die 

Stadt Kelsterbach in einer Pressemitteilung am 25. September 2008 öffentlich. In der 

Pressemitteilung machte die Stadt  auch deutlich: Die  „Errichtung  von  festen bauli‐

chen Anlagen  im Stadtwald kann die Stadt Kelsterbach nicht akzeptieren – gleich zu 

welchem Zweck“169. Die Frist zur Räumung und zum Abbau der Hütte wird auf den 26. 

September 2008  festgelegt, musikalische Veranstaltungen werden der Fraktion Die 

Linke untersagt170.‐Darüber hinaus stellte die Stadt Kelsterbach klar: 

„Weder wurde ein Bauantrag zur Errichtung einer solchen Hütte bei der Stadt Kelsterbach ge‐

stellt, noch wurde mündlich oder schriftlich eine solche Hütte angekündigt.“  

 

Damit wird deutlich, dass der Landtagsabgeordnete der Linken und Vize‐Präsident 

des Hessischen  Landtags, Hermann  Schaus,  das  Parlament  belogen  hatte.  Schaus 

hatte in der Plenardebatte vom 24. September 2008 gesagt:  

„Es gibt Verabredungen mit der Stadt Kelsterbach über das Camp, und an diese Verabredung 

halten wir uns. In diesem Rahmen bewegen wir uns auch.“171 

 

                                                             
169 Pressemitteilung Stadt Kelsterbach, 25.9.2008 
170 Stenographischer Bericht des Hessischen Landtags vom 25. September 2008 
171 Stenographischer Bericht des Hessischen Landtags vom 24.September 2008 
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Am 25. September 2008 stellten die Fraktionen der CDU und der FDP einen dringli‐

chen Entschließungsantrag betreffend  „Abbau des  rechtswidrigen  „Hüttendorfs“  im 

Kelsterbacher Wald durch Die Linke“172, dessen Dringlichkeit jedoch mit Stimmenvon 

SPD, Grünen und Linken verneint wird.  

 

Im Rahmen dieser Debatte stellte Innenminister Volker Bouffier Die Linke in einer Re‐

gierungserklärung vor die Wahl: 

„Sind Sie bereit, hier jetzt klar und eindeutig zu erklären, dass Sie der Aufforderung der Grund‐

stückseigentümerin nachkommen, räumen und nichts eröffnen, oder setzen Sie auf Konfrontation, auf 

Eskalation oder Rechtsbruch? Diese Antwort wollen wir heute haben.“173 

 

Eine klare Aussage der Linken erfolgte in der Debatte nicht. 

In einer gemeinsamen Pressemitteilung fordern Innenminister Bouffier und der Erste 

Stadtrat der Stadt Kelsterbach, Manfred Ockel (SPD), am 26. September 2008 von 

der Linken174:  

  „Räumen Sie das illegal errichtete Fraktionsbüro im Kelsterbacher Wald!“ 

 

Darin erklärt der Erste Stadtrat Ockel weiter, das Ultimatum zum Abbau der Hütte zu 

verlängern: 

  „Der Fraktion wurde eine Nachfrist gewährt. Die Frist für die Räumung endet aber endgültig 

am 30. September.“ 

Gleichzeitig machte Stadtrat Ockel deutlich, dass „die  für Sonntag geplante Einwei‐

hung des Fraktionsbüros nicht stattfinden“ dürfe. 

 

Die Fraktion Die Linke hat nicht nur das Ultimatum der Stadt Kelsterbach zum Abbau 

der Hütte verstreichen lassen, sondern am Sonntag, 28. September 2008, eine Veran‐

staltung  mit  Musik  im  Hüttendorf  des  Kelsterbacher  Waldes  durchgeführt.175 Der 

Landtagsabgeordnete der Linken und Vize‐Präsident des Hessischen Landtags, Her‐

mann Schaus, war dabei als Redner aufgetreten; anwesend waren darüber hinaus der 

                                                             
172 Drucksache des Hessischen Landtags Nr. 17/705 vom 25. September 2008 
173 Stenographischer Bericht des Hessischen Landtags vom 24. September 2008 
174 Pressemitteilung, Hessisches Ministerium des Innern und für Sport, 26. September 2008 
175 Video mit Ausschnitten von der Veranstaltung unter: www.cdu‐hessen.de 
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Landtagsabgeordnete der Linken und Linken‐Landesvorsitzende, Dr. Ulrich Wilken, 

sowie die Linken‐Abgeordnete, Barbara Cárdenas.  

 

Im Laufe der Veranstaltung und Rede von Hermann Schaus haben rund ein Dutzend 

Waldbesetzer die rund zwei Meter entfernt stehende Hütte angehoben und von ihrem 

Platz  weggetragen.  Die  Hütte  wurde  dann  auf  eine  Plattform  gestellt  und  in  die 

Baumkronen gezogen. Dies dauert rund eineinhalb Stunden, erfolgte unter Duldung 

und ohne  erkennbares Einschreiten der Mitglieder der Fraktion Die Linke. Viemehr 

war die „Entführung der Hütte“ ein ausgeklügelter Plan und von Linken gemeinsam 

mit den Waldbesetzern inszeniert worden. Die Fraktion die Linke wusste, was mit ih‐

rer Hütte geschehen wird und es „gilt als sicher, dass sie die `Entführung´ sogar einge‐

fädelt“176 hat. Dies macht deutlich, dass bei der Linken nach wie  vor kein Einsehen 

vorhanden ist, sich an Recht und Ordnung zu halten.  

 

                                                             
176 Artikel „Neuer Eklat um Hütte im Wald“, Frankfurter Allgemeine Zeitung,28. September 2008,  
http://www.faz.net 
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9. Zusammenfassung 

Die Partei „Die LINKE“  ist nichts anderes als eine mehrfach umbenannte SED 

und trägt für 40 Jahre menschenverachtende Diktatur in der DDR die Verantwortung.  

Der EKD‐Ratsvorsitzende Bischof Huber hat dazu  in der FAZ vom 26. August 

2008 richtigerweise erklärt: 

„Die Linkspartei  ist und bleibt Nachfolgepartei der PDS und damit auch Nachfolgepartei 

der SED”. 

 

Es besteht  in personeller wie  in organisatorischer Hinsicht eine direkte Konti‐

nuität von der SED über die PDS zur Partei „Die LINKE“.  In den westdeutschen Bun‐

desländern hat die PDS durch Fusion mit der WASG zusätzlich ehemalige Mitglieder 

der  verfassungsfeindlichen  DKP  und  anderer  linksextremistischer  Splittergruppen 

aufgenommen. Nur eine Namensänderung macht keine neue Partei. 

Weil  ihre Führung die alte SED nahtlos weiterführte und eine Auflösung ver‐

hinderte,  fehlt bis heute ein klarer Trennungsstrich zum Unrecht der  sozialistischen 

Diktatur. Führende Vertreter der Linken verharmlosen die Mauer, den Schießbefehl 

an der innerdeutschen Grenze und verhöhnen die Opfer der SED‐Diktatur. 

„Die LINKE“ verharrt wie  ihre Namensvorgänger PDS und SED  in strikter Ab‐

lehnungshaltung  zum Rechtsstaat. Ungeachtet der  taktisch motivierten Beteiligung 

an Wahlen und Regierungen verfolgt die Partei unverändert das Ziel eines „System‐

wechsels“. „Die LINKE“ strebt damit nach einer anderen Gesellschaft und einem an‐

deren Staat. Sie gehört nicht zu den Parteien des demokratischen Grundkonsenses 

und will auch nicht dazugehören. 

Die Fraktion der hessischen Linken und weit überwiegende Teile ihrer Landes‐

partei werden von Linksextremisten unterschiedlichster Ausprägungen – Trotzkisten, 

Marxisten, Leninisten, Anarchisten und vor allem Kommunisten – beherrscht, deren 

ideologische Differenzen durch ein gemeinsames Ziel  in den Hintergrund  treten: Ei‐

nen  Systemwechsel  weg  von  einer  parlamentarischen  Demokratie  mit  sozialer 

Marktwirtschaft und hin zu einem sozialistisch‐staatsdirigistischen Bevormundungs‐

staat zu schaffen, in dem Gleichheit angeblich alles und Freiheit nichts gilt. 
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Auf  programmatischer  Ebene  tut  sich  die  Partei  „Die  LINKE“  durch  hem‐

mungslosen  Sozialpopulismus  hervor.  Im Mittelpunkt  ihrer  Forderungen  steht  ein  

überbordender Sozialstaat mit exorbitanten Transferleistungen. Fragen nach der Fi‐

nanzierbarkeit  werden  dabei  ausgeblendet.  Höhere  Steuern  und  Abgaben,  rasant 

steigende Staatsverschuldung und damit höhere Erblasten für kommende Generatio‐

nen wären die unausweichlichen Folgen ihrer Politik. Armut aber ist nicht sozial. Nicht 

„Freiheit durch Sozialismus“, wie die LINKE behauptet, sondern Armut und Unfreiheit 

durch Sozialismus sind die Konsequenzen ihrer Programmatik. 

Die LINKE  in Hessen gehört zu den am weitesten einem  linksextremen Spek‐ 

trum  zuzuordnenden Landesverbänden. Die beschriebene Häufung  von Kandidaten 

mit marxistischem und kommunistischem Hintergrund,  insbesondere der Fraktions‐

vorsitzende van Ooyen und seine Stellvertreterin Wissler, zeigen, dass die hessische 

Linkspartei nichts anderes als eine marxistisch‐kommunistische Partei ist. 

Wer ungeachtet dieser seit Jahren und bis heute ohne Änderung vorgetrage‐

nen Aussagen den Linksradikalen den Status einer demokratischen Partei zuerkennen 

will, der verkennt nicht nur den  langen Schatten, den die SED auf diese Partei wirft, 

sondern der verabschiedet sich auch selbst Stück für Stück von unserer grundgesetzli‐

chen Ordnung.  

Auch der Verweis auf die Beteiligung der Linkspartei an Wahlen bzw. Regie‐

rungen  und  ihre  dadurch  angeblich  erbrachte  „Systemkonformität“  befreit  keinen 

aufrechten Demokraten von der Notwendigkeit, sich von dieser extremistischen Par‐

tei  klar  und  unmissverständlich  abzugrenzen.  Eine  demokratische Wahl macht  aus 

den    Abgeordneten  der  Linken  keine  Demokraten.  Keiner  würde  die  NPD‐

Abgeordneten  in Sachsen  oder Mecklenburg‐Vorpommern  für Befürworter  unseres 

Rechtsstaates halten, nur weil sie in den Landtag gewählt worden sind.    
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Anhang 
 

1. taz Bremen vom 29.11.1989, Seite 17 

 

2. Brief von van Ooyen im Auftrag des Arbeitsausschusses des  

   Bundesvorstandes der DFU an die DFU‐Mitglieder aus dem Dezember 1989 

 

3. Bericht des 1. Untersuchungsausschusses der 12. Wahlperiode des Deutschen 

  Bundestages, Drucksache 12/7600 (Auszug) 

Darin: 

‐ Bericht über die Finanzierung kommunistischer Gruppierungen in der Bun‐
desrepublik Deutschland durch die SED 

‐ Kopie des Haushaltsplans des ZK der SED für das Jahr 1989 mit Auswei‐
sung von Mitteln u.a. für die DFU 

‐ Kopie eines Briefes des westdeutschen DKP‐Vorsitzenden an Erich Hone‐
cker aus dem Jahr 1989 mit Bitte um finanzielle Unterstützung (abgezeich‐
net von Erich Honecker) 

 

4. Artikel „Welt“ vom 6. März 2008 

 

5. Verfassungsschutzbericht des Bundes 1989 (Auszug) 
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Einleitung 

 

Die CDU-Fraktion im Hessischen Landtag hat im April 2008 die erste Dokumentation über 

die Partei „DIE LINKE.“ in Hessen vorgelegt. Der Schwerpunkt der Dokumentation lag da-

mals auf den Aktivitäten der „Linken“ im Wahlkampf und in den zwei Monaten nach der 

Wahl bis zum April 2008. Der zweite Band konzentrierte sich auf die folgende parlamentari-

sche und innerparteiliche Arbeit bis zum Oktober 2008. Im Jahr 2009 erscheint nun der drit-

te Band der sich mit der parteipolitischen und parlamentarischen Arbeit der Landtagsfrakti-

on seit November 2008 bis November 2009 auseinandersetzt. 

 

Im Jubiläumsjahr des Grundgesetzes ist es ein besonderes Anliegen der CDU-

Landtagsfraktion, den Schutz unserer Verfassung als unabdingbare Voraussetzung für den 

Bestand unserer freiheitlichen, rechtsstaatlichen und demokratischen Ordnung hervorzu-

heben. Das Grundgesetz bekennt sich klar und deutlich zu Demokratie, Freiheit und der 

unantastbaren Würde des Menschen. Es ist deshalb Aufgabe aller Demokraten, diese auch 

international vorbildliche Verfassung vor Extremisten und Verfassungsfeinden zu schützen. 

Mit dem dritten Band der Dokumentationsreihe bekräftigt die CDU-Landtagsfraktion ihre 

demokratische Verantwortung und setzt sich entschlossenen gegen extremistische und ver-

fassungsfeindliche Bestrebungen der Partei „DIE LINKE.“ zur Wehr. Eine demokratische 

Wahl macht „DIE LINKE.“ noch nicht zu einer demokratischen Partei. 

 

Die CDU-Fraktion im Hessischen Landtag stützt diese Dokumentation – neben Auszügen 

aus wissenschaftlichen Gutachten unabhängiger Institutionen und Presseberichten – vor 

allem auf Programmaussagen und Interviewäußerungen führender Politiker der Partei „DIE 

LINKE.“ sowie auf die in den Parlaments- und Ausschussprotokollen festgehaltenen Erklä-

rungen. 

 
 
 
Dr. Christean Wagner 
Vorsitzender der CDU-Fraktion 
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Teil A „DIE LINKE.“ 
 
 

I. Geschichte der Partei „DIE LINKE.“ 
 
 

Die Partei „DIE LINKE.“ entstand am 16. Juni 2007 durch einen Beitritt der WASG, einer 

Vereinigung aus einem abgespaltenen SPD-Flügel und SPD-kritischen linken 

Gewerkschaftern, zur Linkspartei.PDS. Zu ihrem größeren Teil ging sie aus der 2005 umbe-

nannten PDS hervor, die ihrerseits 1990 aus der ehemaligen DDR-Staatspartei SED entstan-

den war. Die Partei „DIE LINKE.“ ist damit die Fortsetzungspartei der SED. Im Frühjahr 2009 

hat die Partei „Die Linke.“ sogar in einem Prozess vor der Pressekammer des Berliner Land-

gerichts ausdrücklich versichert, sie habe die Rechtsnachfolge der SED angetreten. An Eides 

Statt erklärte der Bundesschatzmeister der Linken, Karl Holluba: 

 

„Die Linke‘ ist rechtsidentisch mit der „Linkspartei.PDS“, die es seit 2005 gab, und der PDS, 

die es vorher gab, und der SED, die es vorher gab.“1 

 

Zwischen der DDR-Staatspartei SED und der Linkspartei gibt es damit vereins- und vermö-

gensrechtlich eine eindeutige Kontinuität. Das Verbindungsglied heißt PDS. Deren Ge-

schichte beginnt mit dem Rücktritt der SED-Parteiführung um Egon Krenz. Am 9. Dezember 

1989 wurde Gregor Gysi zum letzten SED-Parteivorsitzenden gewählt, eine Woche später 

erfolgte die Umbenennung in SED-PDS. Am 4. Februar 1990 warf die Partei das schwer dis-

kreditierte Kürzel SED endgültig über Bord und hieß nur noch PDS.  

 

Die politische Bedeutung der PDS beschränkte sich seit der Wiedervereinigung über lange 

Zeit auf die neuen Bundesländer. Dies änderte sich erst, als im Juli 2004 linke Sozialdemo-

kraten und Gewerkschaftsfunktionäre während der Hochphase der „Montagsdemonstratio-

nen“ gegen die „Agenda 2010“ des damaligen Bundeskanzlers Gerhard Schröder den Verein 

„Wahlalternative Arbeit und soziale Gerechtigkeit e.V.“ gründeten. Aus diesem Verein kon-

stituierte sich am 22. Januar 2005 die Partei WASG. Im Juni 2005 konnte die WASG mit dem 

früheren Bundesvorsitzenden der SPD, Oskar Lafontaine, einen in Westdeutschland wäh-

                                                 
1 Die Welt vom 29. April 2009 zitiert nach: http://www.welt.de/politik/article3649188/Die-Linke-Wir-sind-
Rechtsnachfolgerin-der-SED.html. 
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lerwirksamen Frontmann gewinnen. Damit hatte die PDS erstmals einen ernst zu nehmen-

den gleichgesinnten Partner im Westen.  

Als es im Mai 2005 zur Ankündigung von vorgezogenen Neuwahlen zum Deutschen Bun-

destag kam, entschieden sich die Spitzen von WASG und PDS für ein Wahlbündnis unter der 

Regie der PDS. Am 17. Juli 2005 änderte die PDS ihren Namen ein drittes Mal und nannte 

sich fortan Linkspartei.PDS. Sie kam damit einer Forderung der WASG nach, die auf den 

Stimmzetteln in den westdeutschen Landesverbänden den Zusatz PDS strich, um ihre Er-

folgsaussichten nicht durch die Assoziation der Wähler mit der SED zu schmälern. Bewusst 

sollte nach außen der Eindruck erweckt werden, es handele sich um einen historisch nicht 

vorbelasteten parteipolitischen Neuanfang. 

 

Nach dem Erfolg bei der Bundestagswahl 2005 mit 8,7 % der Zweitstimmen gab die Partei-

führung als nächstes Ziel aus, „eine Partei links von der SPD dauerhaft im deutschen Part-

einspektrum zu etablieren“.2 Die WASG versammelte in ihren Reihen ein Spektrum des lin-

ken Lagers der alten Bundesrepublik. Neben Gewerkschaftern hatten linke Sektierer, altbe-

kannte Aktivisten des DKP-Flügels, der Friedensbewegung, Altkommunisten und Trotzkis-

ten eine neue gemeinsame politische Heimat gefunden. Mit Oskar Lafontaine verfügten sie 

über einen medienwirksamen Demagogen an ihrer Spitze.  

 

Am 16. Juni 2007 trat die WASG der Partei bei, die sich seitdem Linkspartei bzw. „DIE LIN-

KE.“ nennt. Damit gab es 17 Jahre nach der deutschen Einheit erstmals eine gesamtdeutsche 

Partei, die alle linksradikalen und sozialistischen Kräfte unter einem Dach vereinigte und die 

in Kontinuität zur totalitären SED steht.  

 

Seit 1990 standen der Partei drei bzw. vier Vorsitzende vor: Gregor Gysi (1990-1993), Lo-

thar Bisky (1993-2000), Gabriele Zimmer (2000-2003) und abermals Lothar Bisky, der seit 

2007 den Vorsitz zusammen mit Oskar Lafontaine ausübt. Zu den Vorsitzenden befinden 

sich ausführliche Kapitel im ersten und zweiten Teil der Dokumentation.3 

 

Gegenwärtig zählt die Partei nach eigenen Angaben rund 77.000 Mitglieder (Stand Septem-

ber 2009). Mit einem Anteil von ca. 50.000 Mitgliedern kommen etwa 2/3 aus den neuen 

                                                 
2 Dietmar Bartsch: „Günstige Gelegenheiten zur Strategiebildung“, in: Forschungsjournal Neue Soziale Bewe-
gungen, 21 (2008) 1, S. 62. 
3 Vgl. Dokumentation Teil I, S. 20 ff. und Dokumentation Teil II, S. 14 ff. 
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Bundesländern bzw. aus Berlin.4 Die Mehrheit dieses Teils der Mitgliedschaft stammt aus 

der SED. Sie sind in organisatorischer und ideologischer Hinsicht Träger der Partei. Dazu 

sagt Günter Schabowski, der der Partei fast ein halbes Jahrhundert angehört hatte:  

 

„Die Mehrheit der Mitglieder kommt aus der SED und ist in Nostalgie gefangen. Das ist die 

Folie, auf der der vermeintliche Wunderknabe Gregor Gysi herumturnt.“5 

 
 

II. Programmatik der Partei „DIE LINKE.“ 
 
 
1. Systemüberwindung –  die Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung der Linken  
 

Die Offenheit, mit der die Vertreter der Linkspartei immer wieder erklären, dass sie die 

Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung der heutigen Bundesrepublik, die Soziale Marktwirt-

schaft überwinden wollen, ist bemerkenswert. Diese Grundüberzeugung wird nicht mehr – 

wie in neunziger Jahren – nur intern geäußert, sondern offensiv vertreten. Den Startpunkt 

dazu setzte der amtierende Vorsitzende der Linkspartei, Lothar Bisky, schon am 15. Juni 

2007, am Tag vor der Vereinigung der beiden Parteien, als er verkündete:  

 

„Ja, wir diskutieren auch und immer noch die Veränderung der Eigentums- und Herrschafts-

verhältnisse und auch das unterscheidet eine neue Partei links von der Sozialdemokratie in 

Deutschland von anderen. Kurz gesagt: Wir stellen die Systemfrage! Für alle von den gehei-

men Diensten noch einmal zum Mitschreiben: Die, die aus der PDS kommen, aus der EX-SED 

und auch die neue Partei „DIE LINKE.“ - wir stellen die Systemfrage.“6 

 

„Die Linke.“ ist die einzige im Deutschen Bundestag vertretene Partei, die offen angekün-

digt hat, die Ordnung unseres Gemeinwesens „überwinden“ zu wollen. Zur freiheitlich-

demokratischen Grundordnung der Bundesrepublik hat „DIE LINKE.“ bis heute kein positi-

ves Verhältnis gefunden. Im Gegenteil: Sie lehnt die bestehende staatliche Ordnung ab. Die 

„Programmatischen Eckpunkte auf dem Weg zu einer neuen Linkspartei in Deutschland“ 

gelten als das Gründungsdokument der Linken. Hier legen sie sich fest:  

 

                                                 
4 Vgl. http://die-linke.de/partei/fakten/mitgliederzahlen_september_2009/.  
5 Günter Schabowski, ehemaliges Mitglied des Politbüros des Zentralkomitees der SED und früherer erster 
Sekretär der SED-Bezirksleitung von Ost-Berlin, in: Der Spiegel vom 9. Juli 2001.  
6 Lothar Bisky, Rede auf der 3. Tagung des 10. Parteitags der Linkspartei.PDS, 15. Juni 2007, in:  
http://archiv2007.sozialisten.de/partei/parteitag/pt1003/view_html/zid35922/bs1/n0. 
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„Notwendig ist die Überwindung aller Eigentums- und Herrschaftsverhältnisse, „in denen 

der Mensch ein erniedrigtes, ein geknechtetes, ein verlassenes, ein verächtliches Wesen ist“ 

(Karl Marx) […] Unsere Alternative: […] Überwindung des Kapitalismus“7  

 

Der Wille der Linkspartei, die demokratische Grundordnung der Bundesrepublik zu über-

winden, das heißt abzuschaffen, drückt sich nicht nur in ihrem Gründungsdokument aus. 

Auch ihre führenden Parteivertreter erklären dies öffentlich. Die folgenden Aussagen sind 

chronologisch geordnet und sprechen eine eindeutige Sprache: 

 

• „Wer mir sagt, das Staatswesen der Bundesrepublik gehöre abgeschafft, dem sage 

ich [...] ‚Er hat Recht’.“8  

• „Die PDS ist im Unterschied zur SPD nicht der Auffassung, dass sich wirkliche sozia-

le Gerechtigkeit und ökologische Umgestaltung innerhalb der herrschenden Struk-

turen herstellen lassen. Deshalb wollen wir zu einer demokratisch-sozialistischen 

Gesellschaft kommen.“9  

• „Die PDS ist eine sozialistische Partei und steht in gesellschaftlicher Opposition, das 

ist unser Verständnis zu dem kapitalistischen System.“10  

• „Die Mehrheit der Programmkommission [der PDS hat] nie bestritten, dass vom Ka-

pitalismus ursprünglich die Gefährdung der menschlichen Zivilisation ausgeht und 

die in den Eigentumsverhältnissen wurzelnden kapitalistisch geprägten Macht-

strukturen überwunden werden müssen.“11  

• „Wir sind die Kraft, die die Systemfrage stellt.“12  

•  „Aber der Kapitalismus kann nicht die letzte Antwort der Geschichte sein. Wir blei-

ben Sozialistinnen und Sozialisten, weil wir in die Zukunft schauen [...] Und deshalb 

brauchen wir insofern einen Systemwechsel, da hat Lothar recht.“13  

• „… weil wir die einzige Partei sind, die die Systemfrage aufwirft...“14 

                                                 
7 „Programmatische Eckpunkte - Programmatisches Gründungsdokument der Partei Die Linke“, Beschluss der 
Parteitage von WASG und Linkspartei.PDS am 24. und 25. März 2007 in Dortmund, Quelle: http://die-
linke.de/partei/dokumente/programm_der_partei_die_linke_programmatische_eckpunkte/. 
8 Interview von Helmut Holter, dem späteren stellv. Ministerpräsidenten von Mecklenburg-Vorpommern, mit 
Antenne Mecklenburg-Vorpommern am 19. Juni 1994 (Holter sollte den vorgegebenen Satz vervollständigen).  
9 Gregor Gysi, Vorsitzender der PDS-Abgeordnetengruppe im Deutschen Bundestag, in: Neues Deutschland 
vom 13./14. Mai 1995.  
10 Helmut Holter, damals amtierender Arbeits- und Sozialminister und stellvertretender Ministerpräsident von 
Mecklenburg-Vorpommern, in: ZDF-Morgenmagazin vom 3. November 1998.  
11 Dietmar Bartsch, Bundesgeschäftsführer der PDS, in: Junge Welt vom 30. März 2000.  
12 Rede des Fraktionsvorsitzenden der Linken im Deutschen Bundestag, Oskar Lafontaine, auf dem WASG-
Parteitag am 25. März 2007 in Dortmund (autorisierte Mitschrift von Fanny Zeise und Jan Maas). 
13 Schlusswort des Fraktionsvorsitzenden der Linken im Deutschen Bundestag, Gregor Gysi, auf der 3. Tagung 
des 10. Parteitages der Linkspartei/PDS am 15. Juni 2007 (autorisierte Fassung).  
14 Rede des Linksparteivorsitzenden Oskar Lafontaine auf dem Gründungsparteitag DIE LINKE am 16. Juni 
2007 (autorisierte Fassung).  
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• „Wir wollen eine andere Gesellschaftsordnung, einen demokratischen Sozialismus 

[...] „DIE LINKE.“ verändert die Republik.“15  

•  „Wir wollen dieses System nicht modifizieren, wir wollen es überwinden.“ 16 

• „Das sieht die gesamte Linke so. Wir wollen den Kapitalismus überwinden.“17 

• „Der Grundwiderspruch des Kapitalismus, zwischen der ausgebeuteten Mehrheit 

und der ausbeutenden Minderheit, ist nicht wegreformierbar. Deshalb müssen wir 

das kapitalistische System, das auf Konkurrenz und Ausbeutung fußt, als Ganzes in 

Frage stellen.“18 

 

Diese Aussagen finden ihre Bestätigung im Gründungsdokument der Partei. In ihm wird 

eindeutig festgelegt, dass die Beteiligung der Linkspartei am demokratischen Willensbil-

dungsprozess Teil ihrer Doppelstrategie zur Überwindung der bestehenden Ordnung ist. 

Die demokratische Beteiligung soll nur übergangsweise erfolgen und wird durch außerpar-

lamentarische radikale Aktivitäten ergänzt. Die ehemalige sozialdemokratische Landtags-

abgeordnete Dr. Carmen Everts formulierte es in ihrer Doktorarbeit über den Extremismus 

der PDS aus dem Jahr 1999 wie folgt:  

 

„Ungeachtet pragmatischer Anpassungsbemühungen […] weist die PDS in ihrem Programm 

deutlich auf den Übergangscharakter der Anerkennung des Rechtsstaats, der pluralistischen 

Demokratie und des Marktes hin. […] Hierbei setzt die PDS auf eine Doppelstrategie, bei der 

man sowohl Druck von außen auf die Parlamente ausübt wie die eigene Präsenz in den Ent-

scheidungsgremien erhöht."19 

 

Zur Bedeutung der parlamentarischen Arbeit heißt es im Gründungsdokument der Partei:  

 

„Wir werden Bürgerinnen und Bürger gegen Machtbestrebungen der herrschenden Klasse 

mobilisieren und uns für eine neue Sammlungsbewegung einsetzen. Politische Kämpfe und 

Wahlen dienen uns dazu, unsere alternativen Reformprojekte zu vertreten und Mehrheiten 

für ihre Durchsetzung zu gewinnen. Die parlamentarische Arbeit werden wir so gestalten, 

dass sie der Zusammenarbeit mit außerparlamentarischen Kräften der Linken, der öffentli-

chen Darstellung eigener Reformvorschläge und dem Einbringen alternativer Gesetze, der 

                                                 
15 „Wir empfangen täglich Signale“. Interview mit Dietmar Bartsch, in: Berliner Zeitung vom 16. Juli 2007.  
16 Jörg Jungmann, Ende August 2008 mit dem besten Ergebnis als Beisitzer in den Landesvorstand der „Linke“ 
Hessen gewählt, das Zitat stammt aus seiner Vorstellungsrede auf dem Parteitag in Lollar. 
17 Oskar Lafontaine im Interview mit Spiegel-Online am 13. Mai 2009. 
18 Janine Wissler, „Die besten Reformer“, in: Marx 21, Heft 13 (November 2009). 
19 Carmen Everts, Politischer Extremismus - Theorie und Analyse am Beispiel der Parteien REP und PDS, Berlin 
2000, S. 248 ff. 
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Transparenz politischer Prozesse, der Untersuchung des Missbrauchs politischer Macht, der 

Entwicklung neuer gesellschaftlicher Kräfteverhältnisse und politischer Mehrheiten dient.“20 

 

Mit den Begriffen „herrschende Klasse“ meint „DIE LINKE.“ die gewählten führenden Ver-

treter unseres demokratischen Rechtsstaates. Diese Kernaussage findet sich auch im 

Grundsatzprogramm der PDS21, das neben dem aktuellen „Gründungsdokument der Partei 

„DIE LINKE.“ immer noch Gültigkeit hat22. Daraus folgt zwingend: „DIE LINKE.“ hat zur bun-

desdeutschen Demokratie lediglich ein instrumentelles Verhältnis entwickelt. Das zeigt 

auch eine Umfrage der „Welt“, nach deren Ergebnis bei Anhängern der Linke zwei Drittel 

aller Befragten "weniger" bis "gar nicht“ mit der bundesdeutschen Demokratie zufrieden 

sind.23  

 

Weitere Belege für offen verfassungsfeindliche Forderungen von Mitgliedern der Partei 

„DIE LINKE.“ ergeben sich aus Veröffentlichungen des innerhalb der Partei gegründeten 

marxistischen Netzwerks „marx21“. Im gleichnamigen publizistischen Organ des Netzwerks 

treten diese Tendenzen deutlich zu Tage: 

   

„Mit [...] der neuen bundesweiten Partei „DIE LINKE.“ besteht die Chance, nachhaltig den 

außerparlamentarischen Kampf mit parlamentarischer Präsenz zu verbinden und die gesell-

schaftlichen Kräfteverhältnisse nach links zu rücken.“24 

 

„Wir streiten für eine Orientierung auf Klassenkampf und den Aufbau von Gegenmacht. 

Nach wie vor ist eine parlamentarische Grundausrichtung in der Partei (Anm.: „DIE LINKE.“) 

weit verbreitet, das heißt, eine Perspektive, die politische Veränderungen durch die Gewin-

nung parlamentarischer Mehrheiten ansteuert. [...] Wir brauchen Streiks und Massende-

monstrationen, um unsere Forderungen durchzusetzen. Im Vorfeld der Bundestagswahlen 

könnten diese durchaus Wirkung zeigen.“25 

                                                 
20 „Programmatische Eckpunkte - Programmatisches Gründungsdokument der Partei Die Linke“, Beschluss der 
Parteitage von WASG und Linkspartei.PDS am 24. und 25. März 2007 in Dortmund, Quelle: http://die-
linke.de/partei/dokumente/programm_der_partei_die_linke_programmatische_eckpunkte/. 
21 Vgl. Grundsatzprogramm der PDS, beschlossen auf der 2. Tagung des 8. Parteitages am 25./26. Oktober 
2003 in Chemnitz, S. 6. Dort heißt es: „Die Linkspartei.PDS steht stets vor der Aufgabe zu sichern, dass ihre 
Arbeit in Parlamenten und in der Exekutive mit ihren strategischen Zielen übereinstimmt.“. 
22 Zitat aus dem Gründungsdokument: „Die Linkspartei.PDS bringt in Übereinstimmung damit ihr historisches 
Verständnis des demokratischen Sozialismus als Ziel, Weg und Wertesystem und als Einheit von Freiheits- und 
sozialen Grundrechten ein - niedergelegt in ihrem Chemnitzer Parteiprogramm.“, http://die-
linke.de/fileadmin/download/dokumente/programmatische_eckpunkte.pdf. 
23 WELT vom 6.Juni 2008: 
http://www.welt.de/politik/article2074034/Vertrauen_der_Buerger_in_die_Demokratie_schwindet.html). 
24 „marx21“ Nr. 4, Februar 2008, S. 53. 
25 „marx21“ Nr. 6, Juni 2008, S. 28, 30. 
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Auch führende Mitglieder der Linken in Hessen setzen auf außerparlamentarische Druck-

mittel zur Abschaffung der freiheitlich demokratischen Grundordnung: 

 

• „Ein wirklicher Politikwechsel wird nur möglich sein, wenn es soziale und politische 

Kämpfe gibt, wie sie ansatzweise in den Protesten gegen Studiengebühren in Hessen 

sichtbar geworden sind.“26 

• „Ich wünsche mir soziale Unruhe, die so aussieht, dass die Leute die Verhältnisse in 

Frage stellen wie sie heute sind.“27 

 

Diese und andere Aussagen belegen, dass es nur folgerichtig ist, wenn sich das Bundesamt 

für Verfassungsschutz und die Verfassungsschutzorgane der Länder seit mehreren Jahren 

ausführlich mit den Aktivitäten der Partei „DIE LINKE.“ befassen.  

 

Das Bundesamt für Verfassungsschutz kommt in seinem Bericht im Jahr 2006 zu folgender 

Einschätzung: 

 

„Auf der Basis von Programm und Statut wirken nach wie vor offen extremistische Kräfte 

innerhalb der Partei. Weiterhin arbeitet sie – zum Teil in festen Strukturen – mit in- und aus-

ländischen Linksextremisten zusammen.“28  

 

Im Verfassungsschutzbericht 2007 heißt es, die Partei bekenne sich „in ihrer Programmatik 

weiterhin zu einer extremistischen Ausrichtung“. 29 

Auch der aktuelle Verfassungsschutzbericht 2008 bestätigt diese Tendenzen: 

 

„Die Partei „DIE LINKE.“ bietet auch weiterhin ein ambivalentes Erscheinungsbild. Einerseits 

setzt die Partei in ihrem Auftreten in der Öffentlichkeit darauf, als reformorientierte, neue 

linke Kraft wahrgenommen zu werden. Andererseits liegen weiterhin zahlreiche tatsächliche 

Anhaltspunkte für linksextremistische Bestrebungen der Partei vor. So verfolgen durchaus 

namhafte Teile der Partei eine politische Umgestaltung der Bundesrepublik Deutschland, die 

mit entscheidenden Merkmalen eines freiheitlichen demokratischen Staates im Sinne des 

Grundgesetzes unvereinbar ist. Darüber hinaus lassen Verlautbarungen der Partei insgesamt 

                                                 
26 Ulrike Eifler und Janine Wissler, „Schlimmer als Koch wäre ein Verrat der LINKEN“, 29. August 2008, Quelle: 
http://marx21.de/content/view/551/36/. 
27 Sabine Leidig, Spitzenkandidatin der Partei „Die Linke“ für die Bundestagswahl 2009 im HR-
Sommerinterview, 12.9.2009. 
28 Bundesministerium des Innern: Verfassungsschutzbericht 2006, Berlin 2007, S. 145.  
29 Bundesministerium des Innern: Verfassungsschutzbericht 2007, Berlin 2008, S. 135.  
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sowie ihrer offen extremistischen Zusammenschlüsse eine nach den Maßstäben des Grund-

gesetzes erforderliche Distanzierung von der ehemaligen DDR und der Republik Kuba ver-

missen und streiten stattdessen für eine Solidarisierung. Eine Analyse der Unterlagen über 

die praktische Arbeit der Partei ergibt ferner Hinweise für fortbestehende Kontakte zu ext-

remistischen Organisationen im In- und Ausland bzw. deren politische Unterstützung.“30 

 

Hier wird die Hessische Fraktionsvorsitzende der Linkspartei, Janine Wissler, im Zusam-

menhang mit trotzkistischen Bestrebungen in ihrer Partei namentlich erwähnt: 

 

„Entrismus ist die gezielte Unterwanderung anderer, meist konkurrierender Parteien und 

Vereinigungen mit dem Ziel, dort Einfluss zu gewinnen, die eigene Ideologie zu verbreiten 

und schließlich die betroffene Organisation für eigene Zwecke zu instrumentalisieren. Ins-

besondere die Zusammenschlüsse „marx21“ und „Sozialistische Alternative“ (SAV) waren für 

diese von trotzkistischen Gruppen praktizierte Methode von Bedeutung. Dies betraf vor-

wiegend die Partei „DIE LINKE.“ (vgl. Nr. 1). Die aktivste trotzkistische Organisation ist das 

marxistische Netzwerk „marx21“ als deutsche Sektion des internationalen trotzkistischen 

Dachverbandes „International Socialist Tendency“ (IST) mit Sitz in London. Das Netzwerk 

entstand aus der trotzkistischen Organisation „Linksruck“ (LR), die sich am 1./2. September 

2007 während einer Vollversammlung in Frankfurt am Main formell auflöste, um „marx21“ 

innerhalb der Partei „DIE LINKE.“ zu gründen. Ideologisch agitieren die Mitglieder jedoch 

weiterhin im trotzkistischen Sinne innerhalb der „Sozialistischen Linke“ (SL), die sich auf ih-

rer Mitgliederversammlung am 8./9. Dezember 2007 in Kassel (Hessen) als bundesweiter in-

nerparteilicher Zusammenschluss der Partei „DIE LINKE.“ konstituierte. Ehemalige LR-

Mitglieder besetzen herausgehobene Funktionen in der Partei „DIE LINKE.“. So gehören mit 

Christine Buchholz und Janine Wissler zwei aktive Trotzkistinnen dem Bundesvorstand der 

Partei an. Auch in weiteren Gliederungen der Partei sind ehemalige LR-Mitglieder vertreten. 

Als publizistische Plattform dient das Magazin „marx21“. Die dort veröffentlichten Beiträge 

verdeutlichen die trotzkistische Tendenz des Netzwerkes.“31 

 

Auch der Tagesspiegel berichtete, wie sich Funktionäre der trotzkistischen Gruppe „Links-

ruck“, unter neuem Namen „Marx 21“ in der Linkspartei Einfluss verschafft haben:  

 

„Anders als die Trotzkistengruppe „Sozialistische Alternative“ um die Berlinerin Lucy Red-

ler, die gerade ihre Aufnahme in der Linkspartei durchsetzen will, hat „Linksruck“ alias 

„Marx 21“ wichtige Posten in der Linkspartei besetzen können. Für den Verfassungsschutz 

gibt diese Infiltration zusätzliche Hinweise auf linksextremistische Bestrebungen der PDS-

Nachfolgepartei – bisher hatte der Geheimdienst vornehmlich die Aktivitäten der Kom-

                                                 
30 Bundesministerium des Innern: Verfassungsschutzbericht 2008, Berlin 2009, S. 169. 
31 Bundesministerium des Innern: Verfassungsschutzbericht 2008, Berlin 2009, S. 184 f. 
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munistischen Plattform angeprangert. Inzwischen enthält der Verfassungsschutzbericht 

mehrere Absätze über ehemalige „Linksruck“-Mitglieder, die an „herausgehobener“ Stelle 

versuchten, die Linkspartei zu beeinflussen. Verwiesen wird unter anderem auf den Mitar-

beiterstab der Bundestagsfraktion.“32 

 

Erst kürzlich wurde die Verfassungsfeindlichkeit der Linken auch durch ein Oberverwal-

tungsgericht bestätigt. Das OVG Münster entschied in seinem Urteil vom 13.02.09, dass die 

Beobachtung der Linken durch den Verfassungsschutz gerechtfertigt sei. In seinen Leitsät-

zen führt das Gericht aus: 

 

„1. Spitzenfunktionäre der Partei „DIE LINKE.“, die bereits in der PDS oder der Linkspar-

tei.PDS herausgehobene Funktionen wahrgenommen haben, dürfen durch das Bundesamt 

für Verfassungsschutz beobachtet werden. 

a) Es liegen tatsächliche Anhaltspunkte vor, dass „DIE LINKE.“ jeweils im Bezug auf bedeu-

tende Kräfte in der Partei darauf gerichtet ist, zentrale Verfassungswerte wie die im 

Grundgesetz konkretisierten Menschenrechte, das Recht auf Bildung und Ausübung einer 

parlamentarischen Opposition, die Ablösbarkeit der Regierung und ihre Verantwortlichkeit 

gegenüber der Volksvertretung sowie das Recht auf allgemeine und gleiche Wahlen zu be-

seitigen oder außer Kraft zu setzen. 

b) Die Kommunistische Plattform, das Marxistische Forum und die Linksjugend [`solid] 

sind auch nach der Verschmelzung der Linkspartei.PDS mit der WASG aktive Organisatio-

nen von Bedeutung für „DIE LINKE.“. Es gibt Hinweise, dass diese Parteiorganisationen 

weiterhin die – verfassungswiderige – Diktatur des Proletariats im klassisch marxistisch-

leninistischen Sinne anstreben. 

c) Anzeichen für eine mangelnde Verfassungstreue der Partei „DIE LINKE.“ ergeben sich 

darüber hinaus aus Erklärungen von führenden Parteimitgliedern sowie bedeutenden Par-

teiorganisationen zur DDR und zu Kuba sowie aus der Zusammenarbeit der Partei mit 

linksextremistischen Organisationen (im Inland etwa mit der DKP). 

d) Es gibt auch Anhaltspunkte für aktuelle Aktivitäten in der Partei „DIE LINKE.“, die mit 

zentralen Verfassungswerten nicht vereinbaren Ziele durchzusetzen. 

2. Ob ein Spitzenfunktionär der Partei „DIE LINKE.“, der zugleich Abgeordneter der Deut-

schen Bundestages oder eines Landesparlaments ist, durch den Verfassungsschutz beo-

bachtet werden darf, kann nur in jedem Einzelfall entschieden werden. Das freie Mandat 

steht der Beobachtung nicht von vornherein entgegen. Die Beobachtung bedarf auch kei-

ner speziellen Regelung über das Bundesverfassungsschutzgesetz hinaus.“33 

 

                                                 
32 „Marx oder Murx“ von Matthias Meisner, Tagesspiegel vom 21.12.2008. 
33 Urteil des OVG Münster vom 13.02.09, Aktenzeichen 16 A 845/08 (nicht rechtskräftig), zitiert nach NVwZ-
RR 20/2009, S. 828. 
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Damit hat auch das höchste Verwaltungsgericht eines Bundeslandes anerkannt und bestä-

tigt, dass „DIE LINKE.“ verfassungsfeindliche Ziele verfolgt und daher vom Verfassungs-

schutz unter Beobachtung zu halten ist. Die Behauptungen führender Vertreter der Linken, 

die Partei sei rechtsstaatlich und nicht verfassungsfeindlich, sind somit auch richterlich wi-

derlegt. Alle Anzeichen sprechen dafür und beweisen, dass „DIE LINKE.“ Ziele verfolgt, die 

mit der Verfassung nicht zu vereinbaren sind. 

Aus diesem Grund lehnt „DIE LINKE.“ auch den Verfassungsschutz als Staatsorgan ab. In 

NRW fordert „DIE LINKE.“ in Ihrem Wahlprogramm: 

 

„Die Auflösung des Landesamtes für Verfassungsschutz. […] Der Verfassungsschutz agiert 

als Instrument der bürgerlichen Parteien zur Kontrolle und weiteren Diffamierung der lin-

ken Opposition.“34 

 

In Hessen fordern die Linken ebenfalls eine Abschaffung des Landesamtes für Verfassungs-

schutz. Der Fraktionsvorsitzende der Linken Willi van Ooyen antwortete in einem Interview 

mit der WELT auf die Frage, ob er den Verfassungsschutz abschaffen würde: 

 

„Ja, ich würde alle Geheimdienste abschaffen. Mit deren Hilfe soll doch lediglich eine be-

stimmte Denkrichtung durchgesetzt werden. Wir verlangen schon, unsere Bespitzelung 

durch den Verfassungsschutz sofort einzustellen. Bespitzelung und Denkverbote sind et-

was Irrationales in einer Demokratie.“35 

 

Auch im Hessischen Landtag macht van Ooyen deutlich: 

 

 „Der Verfassungsschutz gehört abgeschafft.“36 

 

Alternativ fordert die Fraktion „DIE LINKE.“ im Hessischen Landtag jedenfalls die Kürzung 

der notwendigen Mittel für die Arbeit des Verfassungsschutzes. In einer Pressemitteilung 

zu den Haushaltsberatungen im November 2009 wird unter der Überschrift „Einsparungen“ 

aufgeführt: 

 

 „Kürzung Verfassungsschutz auf Ist 2006: - 3,16 Mio. Euro“37 

                                                 
34 Wahlprogramm der Partei „DIE LINKE.“ in Nordrhein-Westfahlen: „Original sozial“, S. 42 f. 
35 Willi van Ooyen im Interview mit WELT-ONLINE am 6. März 2008.  
36 Willi van Ooyen im Hessischen Landtag am 18. Februar 2009, Drucksache 18/2, S. 79. 

 13 



Das oben genannte Urteil des OVG Münster und die Vielzahl entlarvender Aussagen der 

Linken belegen: Eine demokratische Wahl macht die Partei „DIE LINKE.“ noch nicht zu einer 

demokratischen Partei!  

 

 

2.  Sozialismus – das zentrale Ziel der Linken 

 

Das taktische und strategische Ziel der Partei „DIE LINKE.“ ist die Einführung des Sozialis-

mus. Im Mittelpunkt steht die Abschaffung der marktwirtschaftlichen Ordnung. Diese wird 

von der Partei klassenkämpferisch als „kapitalistisches System“ diskreditiert und der „de-

mokratische Sozialismus“ als die bessere Alternative angepriesen. Dreh- und Angelpunkt 

des von den Linken vertretenen Sozialismus ist die Frage nach einer gerechten Verteilung 

aller materiellen Güter. Unter „Gerechtigkeit“ versteht die Linkspartei die möglichst gleiche 

Verteilung an alle, unabhängig davon, wer diese Güter erwirtschaftet. So legt sie in ihrem 

Gründungsdokument fest:  

 

„Notwendig ist die Überwindung aller Eigentums- und Herrschaftsverhältnisse, „in denen 

der Mensch ein erniedrigtes, ein geknechtetes, ein verlassenes, ein verächtliches Wesen 

ist“ (Karl Marx).“ 

 

Erstes großes Ziel der Linken ist die „Vergesellschaftung“ privaten Eigentums. Dies bedeu-

tet im Klartext Enteignung. Dieses Ziel wird zum Beispiel offen im Programm der Linken für 

die Landtagswahl 2010 in Nordrhein-Westfalen propagiert. Dort heißt es: 

  

• „[…] die Energiekonzerne – in NRW RWE und E.ON – müssen vergesellschaftet wer-

den, ihre Netze gehören in öffentliches und demokratisch kontrolliertes Eigentum. […] 

Energie und Wasserversorgung, Gesundheits- und Bildungswesen, sozialer Woh-

nungsbau und Abfallwirtschaft, öffentlicher Personennahverkehr und kulturelle Ein-

richtungen sollen uns allen gehören.“38 

                                                                                                                                                           
37 Pressemitteilung des Fraktionsvorsitzenden Willi van Ooyen vom 12.11.2009 „Landeshaushalt: Es gibt Al-
ternativen zu schwarz-gelben Spar- und Streichkonzerten und einer unsozialen Umverteilungspolitik zuguns-
ten von Vermögenden“.  
38 Wahlprogramm DIE LINKE. Nordrhein-Westfalen – Landtagswahl 2010, S. 4, 21. 
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• „Damit nicht wieder einzelne über das Schicksal aller entscheiden, setzt „DIE LINKE.“. 

NRW auf mehr Wirtschaftsdemokratie und Vergesellschaftung der Schlüsselindust-

rien.“39  

• „Das Privateigentum an Grund und Boden […] ist eines der zentralen Hindernisse für 

eine soziale, ökologische und demokratische Entwicklung in Stadt und Land.“40 

 

Diese Forderungen widersprechen der Eigentumsgarantie des Art.14 GG und damit einem 

grundlegenden Verfassungsprinzip, welches eine freiheitliche Wirtschaftsordnung erst 

möglich macht. 

Die Linken lassen bei Ihren Äußerungen nicht selten bewusst offen, in welchem Ausmaß 

und in welcher Form sie Enteignungen vornehmen wollen. Ihre Festlegungen sind derart 

weit gefasst, dass sich darunter so gut wie alles subsumieren lässt. So heißt es im für „DIE 

LINKE.“ immer noch gültigen Grundsatzprogramm der Partei PDS: 41 

  

„Wir halten an der [...] Vergesellschaftung von Grund und Boden, Naturschätzen und Pro-

duktionsmitteln und ihrer Überführung in Gemeineigentum oder andere Formen der Ge-

meinwirtschaft fest“42  

 

Und auch in den Gründungsdokumenten der Linkspartei kommen die umfassenden Ver-

staatlichungspläne der Partei zum Ausdruck:  

 

„Wir streben die Demokratisierung der Verfügungsgewalt über alle Formen von Wirt-

schaftsmacht an […] Die Demokratisierung der Wirtschaft erfordert, die Verfügungsgewalt 

über alle Formen des Eigentums sozialen Maßstäben unterzuordnen.“43  

 

Relativ konkret wurde die Partei bereits in ihrem Bundestagswahlprogramm 2005, an des-

sen Substanz noch immer festgehalten wird.  

 

„Die Versorgung der Menschen mit Wasser und Strom, die Müll- und Abwasserentsorgung, 

der öffentliche Personenverkehr, Post- und Telekommunikation, kulturelle Leistungen, Ge-

sundheitsdienste, Angebote zur sportlichen Selbstbetätigung und das Bildungswesen sind 

                                                 
39 Wahlprogramm DIE LINKE. Nordrhein-Westfalen – Landtagswahl 2010, Seite 8. 
40 Wahlprogramm DIE LINKE. Nordrhein-Westfalen – Landtagswahl 2010, Seite 16. 
41 Vgl. http://die-linke.de/fileadmin/download/dokumente/programmatische_eckpunkte.pdf. 
42 Grundsatzprogramm der PDS, beschlossen auf der 2. Tagung des 8. Parteitages am 25./26. Oktober 2003 in 
Chemnitz, S. 7.  
43 Programmatische Eckpunkte – Programmatisches Gründungsdokument der Partei DIE LINKE, Beschluss der 
Parteitage von WASG und Linkspartei am 24./25. März 2007 in Dortmund.  
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Leistungen, die [...] nicht der privaten Konkurrenz unterworfen werden [dürfen]. Vor allem 

Bildung, Kultur und Gesundheit dürfen nicht zu Waren degradiert werden.“44 

 

Diese Forderungen wurden auch im Bundestagswahlprogramm 2009 aufgegriffen. Danach 

wird praktisch kein Lebensbereich mehr der privaten Regelung überlassen: 

 

„DIE LINKE.“ fordert: die Privatisierung öffentlicher Dienstleistungen beenden […] die ele-

mentare Daseinsvorsorge wie Gesundheitsdienste, Wohnungen, Bildung, Jugendhilfe, Kul-

tur, Energie, Wasser, Busse, Bahnen und Abfallentsorgung in öffentlicher Hand oder ge-

meinnütziger Trägerschaft organisieren; den öffentlichen Dienst und die öffentlichen Un-

ternehmen am gesellschaftlichen Bedarf orientieren und in diesem Sinne weiterentwi-

ckeln; privatisierte Bereiche der Daseinsvorsorge rekommunalisieren […]“45 

 

Auch die freien Medien sollen nach dem Willen der Linkspartei verstaatlicht werden. Ihre 

Unabhängigkeit ist der Partei seit langem ein Dorn im Auge. So forderte die PDS bereits 

1993, dass „der Einfluss der Medienkonzerne eingeschränkt, die Privatisierung öffentlicher 

Medien gestoppt ... wird“.46 Diese Position hat sich inzwischen auch Lafontaine zueigen 

gemacht, als er 2005 seine Pläne für die Zukunft der Medienlandschaft offenbarte: 

  

„Die Überführung der Privatsender in öffentlich-rechtliche Trägerschaft wäre mein Her-

zenswunsch. […] Ein Fortschritt wäre schon eine Regulierung dergestalt, dass der Gesetz-

geber fernsehfreie Tage einführt.“47  

 

Diese Position bekräftigte er nochmals:  

 

„Wir brauchen ... eine Demokratisierung der Medien... Eine freie Presse kann nicht in der 

Hand der Wirtschaft sein.“48 

 

Damit stellt sich „DIE LINKE.“ gegen das Prinzip der Pressefreiheit.  

 

 

 

                                                 
44 Wahlprogramm zu den Bundestagwahlen 2005, Beschluss der 2. Tagung des 9. Parteitages, Berlin, 27. Au-
gust 2005.  
45 „Konsequent sozial. Für Demokratie und Frieden. Bundestagswahlprogramm 2009 Die Linke.“, S. 32. 
46 Grundsatzprogramm der PDS, beschlossen auf dem 3. Parteitag 29.-31. Januar 1993.  
47 Oskar Lafontaine, in: Junge Welt vom 15. November 2005. 
48 Oskar Lafontaine, Bundestagsfraktionsvorsitzenden der Linken, im Rahmen einer öffentlichen Anhörung der 
Bundestagsfraktion der Linkspartei in Bad Doberan am 3. Juni 2007.  
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3. Populismus – die teuren Forderungen der Linken 

 

Das Ziel der Einführung des Sozialismus wird von der Linken nicht immer offen benannt, 

sondern oft durch populistische Forderungen verschleiert. „DIE LINKE.“ suggerieren einfa-

che Lösungen – z.B.: „Reichtum für alle!“ oder „Weg mit Hartz IV“. Einige Plakate der Linken 

aus dem Bundestagswahlkampf belegen, dass die Linken auf vereinfachte und sachlich re-

duzierte Botschaften setzen: 49 

 

                              
                                            

 

Ein Konzept zur Lösung der dahinter stehenden Probleme ist damit nicht verbunden. „DIE 

LINKE.“ hat viele Wahlversprechen gemacht, deren Einhaltung erhebliche Kosten verursa-

chen würde, und wiederholt erklärt, für sie wäre „ein Haushalt dann ausgeglichen, wenn er 

für den sozialen Ausgleich“ sorge. 50 Eine erhebliche Erhöhung der Verschuldung würde 

„DIE LINKE.“ für die Realisierung ihrer Projekte billigend in Kauf nehmen.  

                                                

 

„Das [Anm. eine Reihe sozialpolitischer Ziele der Linken] hat für uns eindeutig Priorität vor 

einem schuldenfreien Haushalt. Wir wollen ganz bewusst kreditfinanzierte Investitionen, 

um die Lebensbedingungen der Menschen hier im Land zu verbessern - und zwar jetzt.“51  

 
 

49 Die Slogans wurden im Wahlkampf zur Bundestagswahl 2009 bundesweit plakatiert. 
50 „Die Linke – Ein Politikwechsel muss sich an seinen Inhalten festmachen.“ Vom 9. September 2008, Quelle: 
www.die-linke-hessen.de.   
51 Ulrich Wilken im Spiegel am 31.08.08, abrufbar unter: 
http://www.spiegel.de/politik/debatte/0,1518,575444,00.html. 
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Über die Kosten der Forderungen machen sie sich keine Gedanken. Die Umwandlung aller 

Ein-Euro-Jobs in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung durch ein Landesprogramm, 

das geforderte landesweite Beschäftigungsprogramm, die völlige Gebührenfreiheit von der 

Kita bis zum Studium und eine Initiative, die jedem eine staatlich geförderte Lehrstelle ga-

rantieren soll, sowie eine jährliche Investition von einer Milliarde aus Landesmitteln, um 

Arbeitsplätze zu schaffen,  fordern die Linken in ihrem Wahlprogramm.52 Zu diesen verlo-

ckend klingenden Forderungen halten sie schlicht fest: 

  

„Diese Sofortmaßnahmen kosten Geld.“53 

 

Zur Finanzierung hat die Parteivorsitzende Eifler einen Vorschlag gemacht: 

 

 „Der Politikwechsel braucht Geld, und wer kein Geld hat, muss es sich leihen.“54 

 

Dass „DIE LINKE.“ trotz der Kenntnis der Unfinanzierbarkeit dieser Forderungen von ihnen 

nicht ablässt, zeigt den ungebremsten Populismus dieser Partei. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 
 
 
 
 
 
 

 

                                                 
52 Wahlprogramm Hessen sozial 2009, S. 11-13. 
53 Wahlprogramm Hessen sozial 2009, S. 13. 
54 Ulrike Eifler am 12. Oktober 2008, zitiert nach: http://www.tagesspiegel.de/politik/art771,2634298. 
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Teil B „DIE LINKE.“ Hessen 

 

I.  Allgemeine Parteiarbeit 
 

Die Parteiarbeit der Linken in Hessen ist nicht frei von Skandalen. Die massiven, zum Teil 

auch persönlichen Angriffe auf den politischen Gegner dokumentieren eine für den demo-

kratischen Diskurs fragliche Einstellung. Dass persönliche Diffamierungen für die Linken ein 

Stilelement des Wahlkampfes sind, belegen folgende Wahlkampf-Zitate von Vertretern der 

Linkspartei in Hessen: 

  

• „Seine [Anm. Roland Kochs] Kampagne fördert den Rechtsextremismus. Mit der Er-

klärung, er spreche nur aus, was die schweigende Mehrheit denke, spielt Koch den 

Biedermann; in Wirklichkeit ist er der Brandstifter“.55 

• „Koch hat seine Blockflötenvergangenheit nicht im Griff“. 56 

• „Er [Anm. Koch] ist ein gesellschaftlicher Spalter und Brandstifter.“ 57 

• [Anm.: Koch ist] „zentral mitverantwortlich für den Krieg in Afghanistan“58 

• [Anm.: Koch ist ein] „Schreibtischtäter und ein schießwütiger Gewalttäter“59. 

• „Je schießwütiger ich mich aufstelle, desto mehr Gewalt produziere ich - das gilt 

auch für Kochs Innenpolitik. Was sich bei der Polizei entwickelt, geht schon in die 

Richtung eines Blockwartsystems."60 

• „Die hessische CDU hat immer wieder dafür gesorgt, dass sich rechtes Gedanken-

gut in der sogenannten „Mitte“ der Gesellschaft verfestigt. Der neue Hessische 

Landtag und Ministerpräsident Koch (CDU) persönlich sollten sich hiervon deutlich 

distanzieren.“61 

 

Auch die Haltung zu den vier SPD Landtagsabgeordneten, die in Ausübung ihres grund-

rechtlich geschützten freien Mandats eine Regierungsbildung von SPD und Grünen unter 

                                                 
55 Willi van Ooyen in einer Pressemitteilung am 3. Januar 2008, abrufbar unter: http://www.linksfraktion-
hessen.de/cms/presse/pressemitteilungen/pressearchiv/173-die-linke-hessen-roland-koch--der-biedermann-
als-brandstifter.html. 
56 Oskar Lafontaine in einer Rede in Frankfurt am 1.Dezember 2008. 
57 Willi van Ooyen am 12. Januar 2009, zitiert nach: http://www.tagesspiegel.de/politik/deutschland/Hessen-
CDU-Roland-Koch;art122,2454955. 
58 Willi van Ooyen am 12. Januar 2009, zitiert nach: http://www.tagesspiegel.de/politik/deutschland/Hessen-
CDU-Roland-Koch;art122,2454955. 
59 Willi van Ooyen am 27. September 2008, zitiert nach: 
http://www.bild.de/BILD/news/politik/2008/09/25/eklat-im-hessischen-landtag/linken-fraktionschef-willy-
van-ooyen-wirft-cdu-schiesswuetigkeit-vor.html. 
60 Willi van Ooyen im Darmstädter Echo am 05.Dezember 2007. 
61 Herman Schaus am 19. März 2009, zitiert nach: http://www.migazin.de/2009/03/19/nach-der-studie-ueber-
jugendgewalt-roland-koch-und-joachim-herrmann-unter-beschuss/. 
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Tolerierung der Partei „DIE LINKE.“ verhinderten, zeugt von keinem guten Stil. Dies zeigt 

schon die erste Reaktion des damaligen Landtagsvizepräsidenten und Mitglieds der Frakti-

on „DIE LINKE.“, Hermann Schaus:  

 

„Solche hinterlistigen Schweine.“62 

 
Für diese verbale Entgleisung wurde er durch den Landtagspräsidenten zur Ordnung geru-

fen und offiziell gerügt: 

 

„Ich beurteile Ihre Aussage, zumal Sie Vizepräsident des Hessischen Landtags sind, als inak-

zeptabel. […] In dieser Situation ist fraglich für mich, wie Sie dieses Haus weiterhin als Vize-

präsident nach außen und innen vertreten können.“63 

 

Zur Zielscheibe von Vorgehensweisen, die dem demokratischen Konsens zuwiderlaufen, 

wurden aber auch Mitglieder der eigenen Partei „DIE LINKE.“. Anfang des Jahres 2009 führ-

te dies zu einer Reihe von Parteiaustritten. Den Anfang machte der Ortsverband der Linken 

in Baunatal, der sich nach einem Bericht des Spiegels praktisch komplett auflöste.64 Der 

Ortsvereinsvorsitzende Bernd Heinicke und sein Stellvertreter beklagten „fehlende Basis-

demokratie, Mobbing von Mitgliedern sowie elitäre Kaderbildung“ in ihrer Partei. Neben 

ihnen erklärten noch 29 weitere nordhessische Mitglieder zum 31. Dezember 2008 aus ähn-

lichen Gründen ihren Parteiaustritt. Fortgesetzt wurde diese Austrittswelle durch einen 

prominenten Vertreter: Am 6. Januar 2009 begründete der ehemalige Spitzenkandidat der 

Linken in Hessen, Pit Metz, seinen Austritt folgendermaßen: 

 

„Missgunst, Misstrauen, Unterstellung fragwürdiger Motive, Ellenbogenreaktionen auf 

vermeintliche oder wirkliche innerparteiliche Gegner, üble Nachreden, Verschwörungs-

theorien, Anfertigungen von Dossiers, "Bewegungsprotokolle", Fragekataloge wie in einem 

Verhör eines Verbrechers, Dutzende von e-mail-Schlachten, Aufforderungen, den Psycho-

therapeuten oder wahlweise den Neurologen aufzusuchen, Anzeigedrohungen, Nachtrete-

reien, Lügen, das Unterstellen von Lügen, persönliche Verantwortungslosigkeit, Unzuver-

                                                 
62 Ulrich Wilken am 5. November 2008, zitiert nach: 
http://www.bild.de/BILD/news/politik/2008/11/05/hinterlistige-schweine/hermann-schaus-landtags-
vizepr_C3_A4sident-beschimpft-die-aufrechten-vier.html.  
63 Norbert Kartmann am 4. November 2008, zitiert nach: http://www.faz.net/.  
64 Bericht des Spiegels vom 4.1.2009 „Mitgliederschwund in Hessen“, abrufbar unter: 
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,599273,00.html.  

 20 

http://www.bild.de/BILD/news/politik/2008/11/05/hinterlistige-schweine/hermann-schaus-landtags-vizepr_C3_A4sident-beschimpft-die-aufrechten-vier.html%20am%205
http://www.bild.de/BILD/news/politik/2008/11/05/hinterlistige-schweine/hermann-schaus-landtags-vizepr_C3_A4sident-beschimpft-die-aufrechten-vier.html%20am%205


lässigkeiten, Beschimpfungen u.v.m. kurzum: ein Panorama des Elends prägt – je nach Ge-

gebenheit konkreter Umstände – meines Erachtens die innerparteiliche Situation.“65 

 

Das Landesvorstandsmitglied der hessischen Linken, Martina Walter, erlebte ähnliche Situa-

tionen und zog am 12. Januar 2009 mit dem Austritt ihre Konsequenzen: 

 

„Fehlende Basisdemokratie, fehlende politische Arbeit des Kreisvorstands Kassel-Land, in-

terne unterschiedliche E-Mail-Verteiler, in dem die 'Bewegungsprotokolle' von Parteimit-

gliedern umhergesandt werden und persönliche Anfeindungen sind unter anderem Punkte 

dafür, dass ich austrete.“66 

 

Der Linken-Stadtverordnete aus Rosbach, Helke Welker, bestätigte die innerparteilichen Ver-

hältnisse der Partei „DIE LINKE.“ am selben Tag: 

 

"Der Einzelne, sei er Mitglied oder nicht, wird nicht als aufgeklärter, für sich selbst denken-

der Mensch wahrgenommen. Die Partei erwartet von dem Mitglied blinden Gehorsam, von 

den WählerInnen, dass sie den ausgerufenen Parolen Glauben schenken und der Partei da-

her ihre Stimme geben. Dies kann ich nicht mit meinem Glauben an aufrichtige ehrliche Po-

litik in Einklang bringen."67 

 

Dass bei den Linken Anspruch und Wirklichkeit oftmals auseinander klaffen, wurde durch 

Recherchen der Süddeutschen Zeitung im Dezember 200868 erneut deutlich: Marjana 

Schott, damals parlamentarische Geschäftsführerin der Linken im Hessischen Landtag, be-

schäftigte mit dem ihr als Abgeordnete für die Besetzung einer Stelle zur Verfügung ste-

henden Geld vier Mitarbeiter gleichzeitig. Einer ihrer Mitarbeiter arbeitete auf Basis einer 

halben Stelle, die anderen drei jeweils auf Basis einer Sechstelstelle. Diese verdienten somit 

nur 514 Euro im Monat und arbeiteten dafür offiziell 6,4 Stunden in der Woche. Einer der 

drei Mitarbeiter bestätigte der SZ auf Anfrage, zusätzlich Hartz IV zu beziehen; die beiden 

anderen wollten sich hierzu nicht äußern. Schott verweigerte ebenfalls eine Stellungnahme. 

 

 
                                                 
65 Pit Metz am 6.1.2009, zitiert nach http://www.fr-online.de/in_und_ausland/politik/aktuell/1655407_Im-
Wortlaut.html. 
66 Martnia Walter am 12.1.2009, zitiert nach: 
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,600791,00.html. 
67 Helge Welker am 12.1.2009, zitiert nach: 
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,600791,00.html. 
68 Bericht von Christoph Hickmann in der Süddeutschen Zeitung vom 11.12.2008, abrufbar unter: 
http://www.sueddeutsche.de/politik/425/451140/text/. 
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Die Landesvorsitzende der Partei „DIE LINKE.“, Ulrike Eifler, sagt dazu: 

 

„Was Marjana Schott da geschaffen hat, sind prekäre Beschäftigungsverhältnisse. Es darf 

keinen Widerspruch zwischen dem eigenen politischen Anspruch und dem Handeln in der 

Praxis geben.“69 

 

Neben diesen skandalträchtigen Vorgängen, wird die Parteiarbeit der Linken in Hessen 

besonders gut an Hand der Ereignisse auf den unterschiedlichen Parteitagen belegt. 

 

 

II.      Parteitag am 11. Oktober 2008 in Friedberg 

 
Am 11. Oktober 2008 fand in Friedberg ein außerordentlicher Parteitag der Linken statt. 

Hier sollte die Tolerierung der rot-grünen Minderheitsregierung durch einen Parteitagsbe-

schluss manifestiert werden. „DIE LINKE.“ verabschiedete mit breiter Mehrheit eine Erklä-

rung, in der sie ihre Forderungen an die potentielle Minderheitsregierung und die Bedin-

gungen für eine Tolerierung deutlich macht. Darin heißt es: 70  

 

„Die hessische LINKE hat die grundsätzliche Bereitschaft von SPD und Grünen zur Kenntnis 

genommen, eine Regierung zu bilden, die bei einer Unterstützung durch die LINKE über eine 

parlamentarische Mehrheit verfügen würde. Entsprechend dem Auftrag der Wählerinnen 

und Wähler und in dem Willen, die Lebensbedingungen der Menschen zu verbessern und 

Schritte in Richtung einer solidarischen Gesellschaft mit demokratischer Teilhabe, gleichen 

Bildungschancen und sozialer Sicherung für Alle einzuleiten, erklärt die hessische LINKE: […] 

Die LINKE geht nach Gesprächen mit SPD und Grünen davon aus, dass die neue Regierung 

folgende zentrale Punkte des Politikwechsels in ihr Regierungsprogramm aufnimmt:  

[…] Reform und Ausbau des Schulwesens mit dem Ziel der Herstellung gleicher Bildungs-

chancen und einer optimalen Förderung eines jeden Kindes. Diesem Ziel sollen insbesondere 

dienen: Flächendeckendes Angebot und Förderung von längerem gemeinsamen Lernen bis 

zum 10. Schuljahr 

[…] Durchsetzung eines generellen Nachtflugverbotes am Flughafen Frankfurt. Den Ausbau 

des Frankfurter Flughafens lehnt DIE LINKE nach wie vor aus ökologischen und ökonomi-

schen Gründen ab. 

[…] Die LINKE geht davon aus, dass sich die oben beschriebenen Maßnahmen des Politik-

wechsels auch im Haushalt widerspiegeln und dabei die Umverteilung zugunsten benachtei-

                                                 
69 Ulrike Eifler am 11.12.2008, zitiert nach http://www.sueddeutsche.de/politik/425/451140/text/. 
70 Zitiert aus der Erklärung der Partei und Landtagsfraktion „DIE LINKE.“ Hessen zur Unterstützung einer Rot-
Grünen Regierung vom 11. Oktober 2008, abrufbar unter: http://www.die-linke-hessen.de/lv15/service-
inhalt/downloads/doc_download/78-erklaerung-zur-unterstuetzung-einer-rot-gruenen-regierung. 
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ligter Menschen, die Stabilisierung regulärer Beschäftigungsverhältnisse und die Steigerung 

der öffentlichen Investitionen in die öffentliche Infrastruktur sowie im Bildungs-, Umwelt- 

und Sozialbereich ein besonderes Gewicht erhalten. Die LINKE erwartet, dass dabei die Ein-

nahmenungerechtigkeit und der gesellschaftliche Reichtum thematisiert werden, um mittel- 

und langfristige Finanzierungsmöglichkeiten aufzuzeigen (z.B. Vermögensteuer Unterneh-

mensbesteuerung, Reform der Erbschaftssteuer). 

[…] Soweit keine Vereinbarungen nach den vorstehenden Ziffern getroffenen wurden, behält 

sich die LINKE vor, eigene Anträge im Landtag zu stellen. […] Das gilt auch hinsichtlich der 

strittigen Flughafenprojekte Frankfurt und Calden. Die LINKE lehnt diese Projekte nach wie 

vor ab. 

 

Eine stärkere Belastung der Leistungsträger der Gesellschaft, die Verhinderung des Aus-

baus der Flughäfen in Frankfurt und Kassel-Calden und die Zwangseinheitsschule waren 

keine Empfehlung an die rot-grüne Regierung, sondern Bedingung für den angestrebten 

Regierungswechsel. Dies wird in den Reden auf dem Parteitag sehr deutlich. Der Fraktions-

vorsitzende der Partei „DIE LINKE.“ im Bundestag, Gregor Gysi, mahnte zu dieser Frage in 

seinem Gastbeitrag zum Parteitag an: 

 

„Wir müssen jetzt fordern (…) um die Gesellschaft real zu verändern!“71 

 „Unsere Handschrift muss deutlich werden“72 

 

Noch deutlicher wurde die Landesvorsitzende Eifler, die bei den Mitgliedern für die Tolerie-

rung und die Stärkung des Einflusses der Linken warb: 

 

„Wir werden SPD und Grünen ganz genau auf die Finger schauen.“73 Und: „Sie [Anm. eine 

mögliche Minderheitsregierung aus SPD und Grünen] muss Angst vor uns haben!74 

 

Die Linken waren entschlossen, die sich Ihnen eröffnende Machtposition zu nutzen. Eine 

Tolerierung hätte bedeutet, dass Gesetze nur mit ihrer Zustimmung hätten verabschiedet 

werden können.  

 

                                                 
71 Gregor Gysi in seiner Rede auf dem Parteitag am 11. Oktober 2008, zitiert nach: FAZ vom 12.10.2008. 
72 Gregor Gysi in seiner Rede auf dem Parteitag am 11. Oktober 2008, zitiert nach:  
www.n-tv.de/1036515.html. 
73 Ulrike Eifler in ihrer Rede auf dem Parteitag am 11.Oktober 2008, zitiert nach: FAZ vom 12.10.2008. 
74 Ulrike Eifler in ihrer Rede auf dem Parteitag am 11.Oktober 2008, zitiert nach: 
www.focus.de/politik/deutschland/hessen_linke_gibt_gruenes_licht_fuer_rot_gruene_minderheitsregierung_ai
d_339907.html. 
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In der medialen Nachbereitung des Parteitages äußerte sich die Fraktionsvorsitzende Wiss-

ler gegenüber dem Spiegel. Auf die Feststellung, von der hessischen Linken sei doch wohl 

keine Revolution zu erwarten, antwortete sie: 

 

 „Das wollen wir erst einmal sehen.“75 

 

Dass man sich zur Durchsetzung der eigenen Ziele nicht auf den parlamentarischen Weg 

beschränken, sondern auch den außerparlamentarischen Protest verstärken will, betonte 

die Vorsitzende Eifler: 

 

„Wir werden, wenn nötig, die Bewegungen außerhalb des Parlaments aufbauen, um den 

Druck auf die künftige Landesregierung zu erhöhen“76 

 

Was diese Einstellung für den parlamentarischen Prozess und den Umgang mit politischen 

Gegnern bedeutet, führte Gregor Gysi in seiner Rede aus: 

 

„Wir haben unsere Gegner. Wir haben auch Feinde. Die müssen mit allen Mitteln bekämpft 

werden. Aber das wisst ihr.“77 

 

 

III. Parteitag am 29. und 30. November 2008 in Flörsheim 

 
Nach dem Scheitern der Rot-Grünen Minderheitsregierung wurden in Hessen Neuwahlen 

zum Landtag erforderlich. Zur Vorbereitung der Wahl am 18. Januar 2009 fand am 29. und 

30. November 2008 in Flörsheim ein außerordentlicher Parteitag der hessischen Linken 

statt. Hier wurde unter anderem die Landesliste für die Neuwahl festgelegt.  

Als es zu einer Reihe von Kampfkandidaturen um die vorderen Listenplätze kam, folgten 

„Tumult“ und „ein kurzes Handgemenge“78. Daraufhin rief Gregor Gysi, Fraktionsvorsitzen-

der der Linken im Bundestag, seine Parteifreunde zur Ruhe auf und fügte hinzu: 

 

 „Ein bisschen Demokratie ist ja ok.“79 

                                                 
75 Janine Wissler, zitiert nach: FAZ vom 12.10.2008. 
76 Rede der Landesvorsitzenden Ulrike Eifler in Bad Homburg am 11. Oktober 2008. 
77 Rede des Bundesvorsitzenden Gregor Gysi in Bad Homburg am 11. Oktober 2008. 
78 Berichterstattung durch Christoph Hickmann in der Süddeutschen Zeitung vom 1. Dezember 2008, abrufbar 
unter http://www.sueddeutsche.de/politik/82/449806/text/. 
79 Gregor Gysi auf dem Parteitag der Linken in Flörsheim am 18. Januar 2009, zitiert nach 
http://www.sueddeutsche.de/politik/82/449806/text/. 
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Neben der Landesliste wurde auf dem Parteitag auch ein Wahlprogramm für die notwendig 

gewordene Neuwahl zum Hessischen Landtag im Januar 2009 verabschiedet. Das beschlos-

sene Programm war mit dem Wahlprogramm für die Landtagswahl 2008 weitgehend iden-

tisch. In der Präambel hielten die Linken dezidiert fest, wie sie zur freiheitlich-

demokratischen Grundordnung Deutschlands und dem damit untrennbar verbundenen Sys-

tem der Sozialen Marktwirtschaft stehen: 

 

„Dem kapitalistischen System […] hält „DIE LINKE.“ die Idee eines demokratischen Sozia-

lismus entgegen. Wir streben eine andere Gesellschaftsform an.“80 

 

Das Wahlprogramm enthält eine Reihe von Forderungen, die grundlegende rechtsstaatliche 

Prinzipien in Frage stellen. Zentrales Ziel ist die Verstaatlichung großer Wirtschaftsbereiche 

durch Enteignung von Großaktionären und damit die Abkehr von der in Art. 14 GG verbürg-

ten Eigentumsgarantie: 

 

 „Die Linke fordert die Preisaufsicht der Bundesländer über Strom-, Wasser- und Gastarife; 

[…] Die Rekommunalisierung privatisierter Stadtwerke und […] die Rückführung der Ener-

giekonzerne in öffentliches Eigentum.“81 

 

„[Wir wollen die] Telekom-Privatisierung rückgängig machen. Die Privatisierung war ein Irr-

weg. Sie kann und muss wieder rückgängig gemacht werden. […] Die in Privatbesitz befindli-

chen Aktien müssen wieder in Bundesbesitz überführt werden. Volle Entschädigung sollte es 

grundsätzlich nur für Kleinaktionäre geben.“82 

 

Zur Eindämmung des Klimawandels fordert „DIE LINKE.“: 

 

„Verharmlosend wird von Vertretern der herrschenden Klasse und von den ihrem Einfluss 

unterliegenden Medien und von dafür honorierten Wissenschaftlern der Versuch unter-

nommen, statt von einer Klimakatastrophe entschärfend vom Klimawandel zu sprechen. […] 

DIE LINKE ist 

- gegen den Ausbau des Frankfurter Flughafens, 

- gegen einen weiteren Ausbau von Regionalflughäfen wie Kassel-Calden, 

                                                 
80 Wahlprogramm „Hessen sozial“ der Partei „DIE LINKE.“ zur Landtagswahl in Hessen am 18. Januar 2009, 
Präambel,  S. 1, Zeile 51 f. 
81 Wahlprogramm „Hessen sozial“ der Partei „DIE LINKE.“ zur Landtagswahl in Hessen am 18. Januar 2009, S. 
18, Zeile 48-58. 
82 Wahlprogramm „Hessen sozial“ der Partei „DIE LINKE.“ zur Landtagswahl in Hessen am 18. Januar 2009, S. 
19,  Zeile 51-56. 
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- Gegen den Bau des Steinkohlekraftwerks Staudinger VI“83  

 

Zur Frage des Drogenkonsums nehmen die Linken in einem fachlichen Anhang zum Wahl-

programm Stellung: 

 

 „Daher treten wir ein für: […] Entkriminalisierung von Drogenkonsument/Innen durch Fest-

legung geringer Mengen, bei denen kein Strafverfahren eingeleitet wird; […] Die Regulie-

rung des derzeit völlig ‚freien’ Drogenmarktes […] für Cannabis, welches den Besitz, Erwerb, 

Anbau und Handel […] legalisiert.“84 

 
Die radikalen Forderungen der Linken führten nicht zum Erfolg: Die folgenden Wahlen zum 

Hessischen Landtag am 18. Januar 2009 brachten eine Mehrheit von 53,4 % für eine Koaliti-

on von CDU (37,2 %) und FDP (16,2 %), während SPD (23,7%), Grüne (13,7%) und „DIE 

LINKE.“ (5,4%) gemeinsam nur einen Stimmenanteil von 42,8 % erreichten. 

 

 

IV. Parteitag am 25. April 2009 in Bad Homburg 

 
Zur Vorbereitung der Wahl zum Deutschen Bundestag am 27. September 2009 veranstalte-

te die Partei „DIE LINKE.“ am 25. April 2009 in Bad Homburg einen außerordentlichen Lan-

desparteitag, um ihre Landesliste für die bevorstehende Wahl zu beschließen. Inhaltlich ver-

ständigte man sich auf die Zustimmung zum Wahlprogramm der Bundespartei „DIE LINKE.“ 

mit dem Titel: „Konsequent sozial. Für Demokratie und Frieden.“. Dieses wurde am 20./21. 

Juni 2009 auf einem Bundesparteitag in Berlin beschlossen. Darin heißt es unter anderem:85 

 

• „Der Kapitalismus hat eine Gesellschaft hervorgebracht, in der die Herrschenden 

Gier, Geiz, Egoismus und Verantwortungslosigkeit zu Tugenden erhoben haben. Ih-

re Vertreterinnen und Vertreter haben abgewirtschaftet. Ihnen darf das Land nicht 

länger überlassen werden.“ (S.3) 

• „Der Kapitalismus ist nicht nur sozial ungerecht und Motor der Klimakatastrophe. 

Er ist auch wirtschaftsfeindlich. […] Wir erkämpfen den Einstieg in eine andere Ge-

sellschaft.“ (S.5) 

                                                 
83 Wahlprogramm „Hessen sozial“ der Partei „DIE LINKE.“ zur Landtagswahl in Hessen am 18. Januar 2009, 
S.25 und 39. 
84 Wahlprogramm „Hessen sozial“ der Partei „DIE LINKE.“ zur Landtagswahl in Hessen am 18. Januar 2009 
Anhang: „Drogenpolitik“, S.37, Zeile 59-67. 
85 Folgende Zitate stammen aus dem Wahlprogramm der Partei „DIE LINKE.“ zur Bundestagswahl 2009. 
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• „[Wir sind] besser aufgehoben, in einer Wirtschaftsordnung, die den Kapitalismus 

überwindet, die in Kernbereichen der Wirtschaft auf öffentlichem und Beleg-

schaftseigentum aufbaut und die Marktsteuerung von Produktion und Verteilung in 

die soziale und politische Verantwortung demokratischer Institutionen einbindet.“ 

(S.6) 

• „Wir wollen die Steuern auf hohe Einkommen, Erbschaften und Konzern-Gewinne 

erhöhen.“ (S.7) 

• „Deshalb treten wir für eine neue Wirtschafts- und Sozialordnung ein. Als erster 

Schritt muss der Finanzsektor unter demokratische Kontrolle gestellt werden.“ 

(S.10) 

• „DIE LINKE fordert: private Banken vergesellschaften, den Finanzsektor öffentlicher 

Kontrolle unterwerfen und strikt regulieren: den privaten Bankensektor in die öf-

fentliche Hand überführen.“ (S.11) 

• „DIE LINKE fordert: […] Vergesellschaftung der Strom- und Gasnetze; Rekommuna-

lisierung zentraler Teile der Energiewirtschaft.“ (S.15) 

• „Die privaten […] Telekommunikations- und Netzbetreiber mausern sich ohne kul-

turellen Auftrag, ohne öffentliche Kontrolle und Transparenz zu Sendeanstalten 

und bedrohen das gesamte […] Fernseh- und Rundfunksystem. […] DIE LINKE steht 

deshalb für die Schaffung einer demokratischen Medienordnung, die die Wissens-

verarbeitung wieder öffentlicher Regulierung unterstellt.“ (S.37) 

• „DIE LINKE fordert: […] alle Geheimdienste abschaffen.“ (S.44) 

• „[…] den Besitz, Erwerb, Anbau und Handel [Anm. mit Cannabis] legalisieren.“ (S.45) 

• „Die deutsche Außenpolitik ist von SPD und Grünen militarisiert worden und zu-

nehmend auf imperiale Durchsetzung von Kapitalinteressen gerichtet. Seit dem 

Angriffskrieg gegen das damalige Jugoslawien beteiligt sich die Bundesrepublik 

Deutschland aktiv an Handlungen, die das Völkerrecht verletzen.“ (S.53) 

• „DIE LINKE fordert: Die NATO auflösen. [denn] ihr Ziel ist, sich als globale Interven-

tionsmacht zu zeigen.“ (S.54) 

 

Auf Platz eins der Landesliste und damit zur Spitzenkandidatin wurde Sabine Leidig ge-

wählt. Sie ist ehemaliges Mitglied der Deutschen Kommunistischen Partei (DKP) und war bis 

September 2009 Geschäftsführerin im Bundesbüro der Protestorganisation attac. Äußerun-

gen von Frau Leidig belegen ihre linksextremistische Haltung. So sagte sie unter anderem: 

 

• „Krisen sind ohne Systemwechsel nicht zu lösen“86  

• „Ich möchte euch heute einladen, radikaler zu werden. Nicht im Sinne unnützer Ge-

walt, sondern im Sinne von entschlossenem Protest und Widerstand gegen den Radi-

                                                 
86 Sabine Ledig, zitiert nach: FAZ vom 26.04.2009. 
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kalismus der Globalisierung, der Konkurrenz und der Kriege - für das Überleben 

menschlicher Perspektiven. […] Wenn die Friedensbewegung, die Globalisierungskri-

tiker und die Gewerkschaften ihre Kämpfe verbinden, kann richtig Sand ins neolibera-

le Globalisierungsgetriebe kommen - dann ist es mögliche, die Richtung zu ändern. 

Ich möchte euch aufrufen, nicht nur am 1. Mai dabei zu sein, sondern auch zusammen 

mit Attac und vielen anderen Gruppen gegen den bevorstehenden G-8-Gipfel Anfang 

Juni in Evian zu protestieren. Lasst uns radikal und gemeinsam die Menschenrechte 

auf Frieden, Selbstbestimmung, Nahrung, Bildung, Arbeit und gesunde Lebensbedin-

gungen der Weltmarkt-Macht- und Profitgier entgegenstellen!“87 

• „Die derzeitige Parteiendemokratie kann nicht das letzte Wort sein“88  

 

Auf den zweiten Listenplatz wurde Wolfgang Gehrke-Reymann gewählt. Er war über 20 Jah-

re Mitglied der DKP89 und über Jahrzehnte im Parteivorstand tätig.90 Außenpolitisch macht 

er sich für die Streichung der FARC, einer marxistischen Guerilla-Bewegung, die in Kolum-

bien gewaltsam den Staat bekämpft, von der Liste der Terrororganisationen stark.91  

 

Auf Platz drei wurde Christine Buchholz gewählt, die sich laut Eigenauskunft für die „sozia-

listische Gesellschaftsordnung“ einsetzen will. Sie war aktiv an der Organisation der gewalt-

tätigen Proteste im Umfeld des G8-Gipfels in Genua 2008 beteiligt.92 Frau Buchholz ist Un-

terstützerin des marxistischen Netzwerkes „marx21“ und der Sozialistischen Linken, die 

beide vom Verfassungsschutz als linksextremistisch eingestuft werden.93  

 

Die Delegierten diskutierten auch über die Erwartungen an den anstehenden Wahlkampf 

und ihre politischen Ziele. Im Verlauf der Veranstaltung rief Wolfgang Gehrke-Reymann 

(MdB) den Anwesenden zu: 

 

                                                 
87 Sabine Leidig in ihrer Rede zum Ostermarsch 2003, zitiert nach ihrer persönlichen Homepage: www.sabine-
leidig.de/Archiv_ohne_Navi/Reden/Ostermarsch_2003/. 
88 Sabine Leidig gegenüber der Frankfurter Rundschau am 26.4.2009, zitiert nach http://www.fr-
online.de/in_und_ausland/politik/aktuell/1734287_Portraet-Sabine-Leidig-Eine-Bewegte- fuer-die-Linke.html. 
89 Die DKP ist linksextremistisch ausgerichtet und setzt auf gewaltsamen, revolutionären Umsturz zur Verän-
derung der Gesellschaftsordnung nach marxistischem Vorbild. Im DKP-Parteiprogramm, verabschiedet auf 
dem 17. Parteitag am 8. April 2006 in Duisburg heißt es: „Der Sozialismus kann nicht auf dem Weg von Refor-
men, sondern nur durch tief greifende Umgestaltungen und die revolutionäre Überwindung der kapitalisti-
schen Eigentums- und Machtverhältnisse erreicht werden.“. 
90 Selbstauskunft unter: http://webarchiv.bundestag.de/archive/2006/0103/mdb/bio/G/gehrcwo0.html. 
91 Wolfgang Gehrke-Reymann am 27. Mai 2009, zitiert nach: 
www.moz.de/index.php/Moz/Article/category/Nachrichten/id/231659. 
92 Vgl. Selbstauskunft unter: 
http://www.bundestag.de/bundestag/abgeordnete17/biografien/B/buchholz_christine.html. 
93 Die verfassungsfeindlichen Organisationen im Umfeld der Linken wurde bereits im Teil A dieser Dokumen-
tation beschrieben. 
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 „Ich will soziale Unruhen.“ 94 

 

Er wiederholte damit eine Forderung der Spitzenkandidatin, Sabine Leidig, die zur Erläute-

rung ausführte: 

 

„Man muss sich soziale Unruhen nicht als Straßenkampf vorstellen, aber das ist natürlich 

auch eine Form“95 

 

„DIE LINKE.“ veröffentlichte im Vorfeld der angekündigten Demonstrationen zum 1. Mai, 

die inzwischen schon traditionell mit gewalttätigen Auseinandersetzungen zwischen Links-

autonomen und der Polizei verbunden sind, folgende Pressemitteilung: 

„Durch das erwartete Schrumpfen der Wirtschaftsleistung um sechs Prozent werden die 

Kämpfe um den Erhalt von Arbeitsplätzen härter. Die Versuche der Unternehmen, durch 

Erpressung Lohnverzicht zu erzwingen, werden immer dreister. Deshalb müssen die De-

monstrationen und Kundgebungen zum ersten Mai die soziale Unruhe, die immer mehr 

Menschen erfasst, deutlich zum Ausdruck bringen", erklärt Ulrich Wilken, Landesvorsit-

zender der Partei „DIE LINKE.“ Hessen. Die Kolleginnen und Kollegen, die wie bei Federal 

Mogul, ehemals Glyco, in Wiesbaden für den Erhalt ihrer Arbeitsplätze kämpfen, brauchen 

dringend Unterstützung aus der Gesellschaft. Nur wenn wir uns im Widerstand gegen 

Massenentlassungen und Lohndumping zusammenschließen, kann soziale Verunsicherung 

zu sozialer Unruhe werden. Nur wenn wir genug soziale Unruhe zeigen, erzeugen wir ge-

nug Druck, um die Regierungen zum Handeln zu zwingen.“96 

Ein Bericht der WELT belegt die geistige Nähe der Forderungen nach sozialen Unruhen zu 

den Randalen in der Nacht zum 1. Mai 2009: 

 

„Es kommt nach Ende der Demonstration zur Randale, nach der sich die Linksradikalen 

sehnen. Barrikaden werden gebaut, Müllcontainer angezündet, Steine, Feuerwerkskörper 

und Molotowcocktails gezielt auf Polizisten geworfen. Von einer Gewalt, „wie wir sie in 

den vergangenen Jahren kaum kannten“, spricht Rainer Wendt, Vorsitzender der Deut-

schen Polizeigewerkschaft. Die Gewalttäter hätten „billigend in Kauf genommen, dass 

schwerste Verletzungen und auch Tötungen durch solche Aktionen erfolgen können“. Am 

                                                 
94 Holger Gehrke-Reymann, zitiert nach: FAZ vom 26.04.2009. 
95 Sabine Leidig im HR-Sommerinterview, 12.9.2009, zitiert nach: www.pds-
hessen.de/btw09/wahlkampf/positionen/108-sabine-leidig-ueber-sozialstaatsgarantie-und-soziale-unruhen-
im-sommerinterview-von-hr-info-.html. 
96 Pressemitteilung der Fraktion Die Linke im Hessischen Landtag, abrufbar unter: http://www.die-linke-
hessen.de/lv15/politik/presse/459-soziale-unruhe-zeigen. 
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Ende dieser Nacht sind 273 Beamte verletzt. Voriges Jahr waren es in Berlin 112.289 Ran-

dalierer nimmt die Polizei fest, doppelt so viele wie 2008.“97  

 

 

V. Parteitag am 21. November 2009 in Melsungen 
 

Auf Ihrem zweiten ordentlichen Parteitag am 21. November 2009 in Melsungen wählten die 

hessischen Linken ihre neue Landesvorsitzende, Heidemarie Scheuch-Paschkewitz. Frau 

Scheuch-Paschkewitz ist seit einem Jahr Mitglied der Partei „DIE LINKE.“ und war auf Platz 5 

der hessischen Landesliste zur Bundestagswahl angetreten.  

 

Neben der Wahl der neuen Landesvorsitzenden der Linken in Hessen beschloss der Partei-

tag einen Initiativantrag. Die darin enthaltenen Forderungen waren zum größten Teil be-

reits im Wahlprogramm zur Bundestagswahl enthalten. Sie verdeutlichen noch einmal die 

Grundpositionen der Partei „DIE LINKE.“ in Hessen: 

 

„Wir wollen die Systemveränderung! 

Die gegenwärtige Krise macht deutlich, dass das kapitalistische System den demokrati-

schen und sozialen Lebensinteressen der Menschen in unserem Land nicht gerecht wird. 

Wir brauchen eine soziale und wirtschaftliche Neuordnung, deren Ziel und Inhalt nicht das 

kapitalistische Gewinn- und Machtstreben sein kann. 

Das Ergebnis der Bundestagswahl bringt auch eine wachsende Polarisierung in unserer 

Gesellschaft, die nach wie vor durch einen unüberbrückbaren Interessengegensatz zwi-

schen Kapital und Arbeit geprägt ist, zum Ausdruck. Hier ist „DIE LINKE.“ politisch klar po-

sitioniert. Wir sind die einzige Partei, die gegen den menschenfeindlichen, neoliberalen 

Umbau unserer Gesellschaft und gegen die Zerstörung des Sozialstaats kämpft. Wir sind 

die einzige Anti-Agenda 2010 Partei. Wir stehen für Arbeit und soziale Gerechtigkeit. Wir 

sind Antikriegspartei und die Partei des demokratischen Sozialismus. Wir stehen als Partei 

„DIE LINKE.“ fest an der Seite der Friedensbewegung, der abhängig Arbeitenden und sozial 

Ausgegrenzten. 

Wir stellen die Eigentums- und Machtfrage mit dem Ziel der Überwindung der kapitalisti-

schen Gesellschaftsordnung und des Aufbaus einer neuen, in der die Ausbeutung des 

Menschen durch den Menschen beseitigt ist. Wir lehnen jede Politik ab, die Profitmaximie-

rung als Maß allen Wirtschaftens akzeptiert. 

 

 

                                                 
97 vgl. DIE WELT online am 2. Mai 2009: http://www.welt.de/politik/article3664988/Gewalt-am-1-Mai-mit-
Politik-hat-das-nichts-zu-tun.html. 
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Wir fordern: 

- Die Überführung von Einrichtungen der öffentlichen Daseinsvorsorge in gesellschaftli-

ches Eigentum, insbesondere der Energie-Konzerne, aber auch der Großbanken; […] 

Wir machen keine Abstriche bei unseren politischen Grundpositionen: 

- Wir verlangen, dass die Kriegseinsätze der Bundeswehr überall in der Welt beendet 

werden und zwar sofort! Erster Schritt: Raus aus Afghanistan! 

- Wir unterstützen eine offensive gewerkschaftliche Gegenmacht im Widerstand gegen 

eine immer inhumaner und aggressiver werdende Politik des Kapitals. Dazu gehört auch 

die Anwendung des politischen Streiks, wie ihn z. B. die Gewerkschaft IG BAU unlängst 

in ihrer Satzung verankert hat.“98 

 

„DIE LINKE.“ in Hessen erneuert damit ihre bekannten politischen Ansichten und stellt eine 

Gesellschaft nach sozialistischem Vorbild ins Zentrum ihres politischen Denkens. Ihr Pro-

gramm zeugt auch weiterhin vom Willen nach einem Systemwechsel, das heißt der Abschaf-

fung von Grundpfeilern unserer Verfassung wie dem Grundrecht auf Eigentum, der freiheit-

lich demokratischen Grundordnung und der Sozialen Marktwirtschaft. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                 
98 Leitantrag zum Parteitag der hessischen Linken vom 21.November 2009, abrufbar unter: http://www.die-
linke-hessen.de/lv15/service-inhalt/downloads/doc_download/200-antraege-an-den-2-landesparteitag, S. 12-
13. 
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Teil C „DIE LINKE.“ Landtagsfraktion in Hessen  
 
 

I. Mitglieder der Landtagsfraktion 
 
 
Im folgenden Kapitel werden biografische Informationen über die Mitglieder der Landtags-

fraktion „DIE LINKE.“ dargestellt. 

 

1.  Willi van Ooyen, Fraktionsvorsitzender 

 

Willi Van Ooyen, Fraktionsvorsitzender der Linken im Hessischen Landtag, wurde nach dem 

Rücktritt von Pit Metz zum neuen Spitzenkandidaten der hessischen Linken für die Land-

tagswahlen 2008 und 2009 gewählt. Er ist zudem europa- und haushaltspolitischer Sprecher 

der Fraktion. 

Van Ooyen war von 1976 an zunächst hessischer Landesgeschäftsführer der kommunistisch 

geprägten Deutschen Friedens Union (DFU), seit 1984 dann deren Bundesgeschäftsführer. 

Gegründet wurde die DFU 1960 auf Initiative von Kommunisten als Ersatz für die verbotene 

KPD. In den Parteiarchiven der SED fanden sich nach dem Mauerfall Unterlagen, aus denen 

hervorging, dass die DDR die DFU jährlich mit Millionenbeträgen finanziell unterstützt hat. 

Die DFU erhielt rund 90% ihrer finanziellen Mittel von der SED, war also völlig von ihr ab-

hängig. Heute bekleidet van Ooyen unzählige Funktionen in linken Bewegungen. So arbei-

tete er unter anderem bei der Koordination der Anti-G-8 – Proteste und der Kampagne für den 

Abzug der Bundeswehr aus Afghanistan mit und ist Sprecher des Bundesausschusses Friedens-

ratschlag in Kassel, der vom hessischen Verfassungsschutz als linksextremistisch beeinflusst 

eingestuft wird.  

Aus seinen extrem linken politischen Ansichten hat er nie einen Hehl gemacht: „Ich bin 

Marxist, und die Bezeichnung Kommunist ist für mich kein Schimpfwort.“99 Einer anderen 

Zeitung gegenüber betonte er im Dezember 2007: „Ich habe mich nie von Kommunisten 

abgegrenzt.“100  

 

 

 

                                                 
99 Willi van Ooyen, zitiert nach: BILD, 30.1.2008. 
100 Willi van Ooyen, zitiert nach: Welt Kompakt 17.12.07. 
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2.  Janine Wissler, Fraktionsvorsitzende 

 

Janine Wissler ist seit der Landtagswahl am 27. Januar 2008 Mitglied des Hessischen Land-

tags. Seit Beginn der neuen Wahlperiode am 18. Januar 2009 ist sie ebenfalls Vorsitzende 

der Fraktion „DIE LINKE.“ im Hessischen Landtag. Sie ist Gründungsmitglied der zum mar-

xistischen Spektrum der Partei  gehörenden Vereinigung „marx 21“, die innerhalb der Lin-

ken für einen internationalen Marxismus wirbt und die den Klassenkampf der Arbeiterklasse 

in Reinkultur fordert.101 Sie ist damit das Mitglied der Fraktion, das am offensivsten nach 

wie vor für kommunistische und verfassungsfeindliche Parolen steht und das Mitglied in 

einer Organisation ist, die ganz Eindeutig linksextrem ist. Zuvor war sie aktives attac-

Mitglied und wurde aus den Jusos Frankfurt, die nicht in dem Ruf stehen, konservativ zu 

sein, ausgeschlossen, da sie im Verdacht stand, die Jusos kommunistisch zu unterwandern. 

Wissler ist energie-, wissenschafts-, wirtschafts- und verkehrspolitische Sprecherin ihrer 

Fraktion.  

 

3.  Hermann Schaus, Parlamentarischer Geschäftsführer 

 

Hermann Schaus ist ebenfalls bereits seit der Landtagswahl am 27. Januar 2008 Mitglied des 

Hessischen Landtages. Seit Beginn der neuen Wahlperiode ist er parlamentarischer Ge-

schäftsführer der Fraktion „DIE LINKE.“ und zugleich innenpolitischer Sprecher. Er ist seit 28 

Jahren hauptamtlicher Gewerkschaftssekretär bei ötv, später ver.di und mittlerweile Lan-

dessprecher ver.di Hessen. Er kommt aus der SPD und ist daher bislang extremistisch nicht 

aufgefallen, der Austritt erfolgte 1993 wegen des Asylkompromisses und des „Großen 

Lauschangriffs“. Er hat später die WASG mitgegründet. Schaus verfügt aber über enge Kon-

takte zu der trotzkistisch-linksextremistischen Gruppierung „marx 21“, für die er u.a. eine 

Wahlanalyse mitverfasst hat.102 

 

 

 

                                                 
101 vgl. Selbstauskunft von Frau Wissler auf der Homepage der LINKEN-Fraktion Hessen, 
http://www.linksfraktion.die-linke-
hessen.de/component/option,com_contact/task,view/contact_id,4/Itemid,243/ (17. April 2008). 
102 Artikel vom 18. Februar 2008, "Den außerparlamentarischen Widerstand stärken", 
http://marx21.de/content/view/339/32/ .  
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4.  Barbara Cárdenas Alfonso 

 

Barbara Cárdenas Alfonso ist seit der Landtagswahl vom 27. Januar 2008 Mitglied des Hes-

sischen Landtags. Sie kandidierte bei den Wahlen zum Hessischen Landtag 2008 und 2009 

jeweils auf Listenplatz 5. Frau Cárdenas Alfonso ist das einzige Mitglied der Linksfraktion, 

das Mitglied der DKP war (in den 80er Jahren). Vorher war sie 1969 bei der Deutschen Frie-

densgesellschaft (DFG), die hauptsächlich Kriegsdienstverweigerer beraten haben, und in 

den 1970ern Mitglied im Marxistischen Studentenbund Spartakus, die sich neben ihrem 

Kampf gegen die Demokratie auch dem Kampf gegen Berufsverbote gewidmet hatten. 1993 

war sie zunächst bei Bündnis 90/Die Grünen, dann bei der PDS. Später gründete sie eine 

PDS-nahe Dietzenbacher Liste (DL) und vertrat diese im Stadtparlament, dort ist sie aber 

laut Aussagen der dortigen CDU kaum aufgefallen. Für ihre Fraktion ist sie Sprecherin für 

Bildungs- und Integrationspolitik.  

 

5.  Marjana Schott 

 

Marjana Schott ist ebenfalls bereits seit der Landtagswahl am 27. Januar 2008 eine der sechs 

Landtagsabgeordneten der Fraktion „DIE LINKE.“ im Hessischen Landtag und zugleich seit 

2007 stellvertretende Landesvorsitzende der Partei „DIE LINKE.“. In der verkürzten Wahlpe-

riode 2008 fungierte sie als Parlamentarische Geschäftsführerin. Der PDS war sie laut ihrer 

Homepage 2002 beigetreten. Sie ist nach eigener Auskunft zunächst Buchhändlerin gewe-

sen, danach hat sie nach einem Studium der Sozialpädagogik im öffentlichen Dienst gear-

beitet und war freiberufliche Insolvenzverwalterin und Schuldnerberaterin beim Verein 

SinN e.V., über den es keine Kenntnisse hinsichtlich extremistischer Bestrebungen gibt. Sie 

amtierte als Sprecherin der "AG LISA" der Linkspartei Hessen, die insbesondere die Frauen-

rechte in Politik und Partei forcieren will. Dank der gültigen 50%-Quote für alle Mandate 

kommt dieser AG eine Schlüsselrolle bei der Besetzung politischer Ämter zu. Außerdem ist 

Frau Schott umwelt- und sozialpolitische Sprecherin ihrer Fraktion. Ihre Ablehnung unserer 

Demokratie wird deutlich in folgendem Satz: „Ich will nicht die DDR. Aber auch nicht unsere 

Verhältnisse. Ich will was dazwischen.“103 

 

                                                 
103 „Welt“ vom 5. März 2008, Artikel „So will die Linke das Geld neu verteilen“, 
http://www.welt.de/politik/article1759105/So_will_die_Linke_das_Geld_neu_verteilen.html. 
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6. Dr. Ulrich Wilken 

 

Dr. Wilken ist mit Unterbrechungen seit 2003 Landesvorsitzender der Partei „DIE LINKE.“ 

Hessen und seit 2008 Mitglied der Fraktion im Hessischen Landtag. Hier fungiert er als 

rechts- und medienpolitischer Sprecher seiner Fraktion.  

Dr. Wilken war in den 80er Jahren eines der Gründungsmitglieder der zwischenzeitlich auf-

gelösten extremistischen Partei „Demokratische Sozialisten (DS)“. Ebenfalls in diese Zeit 

fällt seine Tätigkeit als Generalsekretär der linksextremistischen Gruppe „Christen für den 

Sozialismus“, die noch heute offen verfassungsfeindlich agitiert und in ihrer Selbstdarstel-

lung formuliert: "Das Ziel unserer Arbeit besteht in der Überwindung des Klassencharakters 

dieser Gesellschaft."104 Die „Christen für den Sozialismus" arbeiteten mit der DKP und DFU 

zusammen. Der Zentralverband der Deutschen Katholiken lehnte eine Zusammenarbeit mit 

dieser Gruppe mit folgender Begründung ab:  

 

"Diese Gruppe „Christen für den Sozialismus“ hat ein eindeutiges Verhältnis zur Gewalt. 

Dieses Verhältnis ist nicht etwa wie bei vielen GRÜNEN ungeklärt, sondern hier ist es ein-

deutig geklärt, nämlich im Sinne der Bejahung von Gewalt. Die Gruppe „Christen für den 

Sozialismus“ ist eine Gruppe, mit der wir nicht zusammenarbeiten können."105  

 

 

II. Parlamentarische Arbeit der Fraktion 

 

In der parlamentarischen Auseinandersetzung treten die inhaltlichen Positionen der Frakti-

on „DIE LINKE.“ besonders deutlich zu Tage. Im Folgenden werden chronologisch Passagen 

aus den Plenarprotokollen sowie die dazugehörigen Anträge oder Gesetzesinitiativen auf-

geführt. Sie geben wider, welches die Ziele der Fraktion „DIE LINKE.“ sind: 

 
1. Erster Plenartag der neuen Wahlperiode am 18.2.2009  
 
Aus Anlass des Ausbaus des Frankfurter Flughafens formierten sich linke Protestgruppen 

und errichteten ein Hüttendorf im Kelsterbacher Wald. Mehrere Gerichte erklärten diese 

Besetzung des Eigentums des Flughafens für rechtswidrig. Am Tag der ersten Plenarsitzung 

im Hessischen Landtag wurde das illegal errichtete Hüttendorf von der Polizei geräumt. 
                                                 
104 Vgl. die Homepage: http://www.ikvu.de/html/profil/cfs.html. 
105 Friedrich Kronenbe, Generalsekretär des ZdK, am 20. 12. 1982. 

 35 



Einige Mitglieder der Fraktion „DIE LINKE.“ im Hessischen Landtag nahmen dies zum An-

lass, der Sitzung fernzubleiben. In einer Pressemitteilung nahmen sie dazu Stellung: 

„Die Abgeordneten Barbara Cárdenas, Willi van Ooyen, Hermann Schaus und Marjana 

Schott sind vor Ort, um die Solidarität der Fraktion mit den Campbewohnerinnen und -

bewohnern und die Ablehnung dieser Räumungsaktion zu bekunden. „DIE LINKE.“-

Fraktion im Hessischen Landtag, fordert die Verantwortlichen erneut auf, die Entschei-

dung in den ausstehenden 260 Hauptsacheverfahren abzuwarten. Es besteht kein Hand-

lungsbedarf, das Hüttendorf zu räumen! Schaus: „Wir unterstützen die Initiative der Kels-

terbacher Bürgerinnen und Bürger, den Verkauf des Bannwaldes an die Fraport per Bür-

gerentscheid zu verhindern und den Widerstand gegen das unsinnige Projekt aufrecht zu 

erhalten." „DIE LINKE.“-Fraktion im Hessischen Landtag dankt den Bewohnerinnen und 

Bewohnern des Camps für ihren großartigen Einsatz im gewaltfreien und demokratischen 

Widerstand gegen den Ausbau des Frankfurter Flughafens.“106 

Die Fraktionsvorsitzende Janine Wissler stellte in der Aussprache zur Regierungserklärung 

des Ministerpräsidenten die Zielstellung der Fraktionsarbeit der Linken wie folgt dar: 

 
„Diese Krise ist nicht allein dem Versagen einzelner Manager geschuldet. Es ist das Versa-

gen des kapitalistischen Systems. Der Kapitalismus ist ein zutiefst instabiles Krisensystem. 

Die Anarchie des Marktes führt immer wieder zu Chaos, zu Zerstörung, zu Kriegen. Es ist 

nicht einfach ein Fehler im System, der behoben werden kann. Nein, das System ist der 

Fehler. Das wollen wir überwinden. […] Wir stehen auf der Seite der Bürgerinitiativen. Wir 

stehen auf der Seite der Flughafenausbaugegner, und das auch heute, wo das Hüttendorf 

geräumt wird. […] DIE LINKE hat die Bildungsproteste und Schülerstreiks in den letzten 

Monaten unterstützt. Ich hoffe, dass auch in diesem Jahr viele Schülerinnen und Schüler, 

viele Lehrerinnen und Lehrer und viele Studierende auf die Straße gehen, um der Regie-

rung Druck zu machen und um eine sozial gerechte Bildungspolitik durchzusetzen. […] Wir 

wollen einen Systemwechsel. Wir wollen eine Gesellschaft, in der Menschen vor Profiten 

stehen. Deshalb treten wir für eine demokratische, für eine sozialistische Gesellschaft ein. 

Deshalb werden wir in den nächsten fünf Jahren eine antikapitalistische Oppositionsarbeit 

in diesem Parlament machen – gegen eine Koalition aus Marktradikalen mit einem Minis-

terpräsidenten, der nicht davor zurückschreckt, immer wieder ausländerfeindliche Ressen-

timents zu bedienen, wenn es darum geht, seinen Posten zu verteidigen. […] DIE LINKE 

versteht sich in diesem Parlament auch als ein Sprachrohr der sozialen Bewegung. Gesell-

schaftlicher Druck wird nötig sein, damit die nächsten fünf Jahre keine verlorenen Jahre für 

Hessen sein werden. Das ist dringend nötig, denn die Geschichte hat immer wieder ge-

                                                 
106 Pressemitteilung der Fraktion Die Linke im Hessischen Landtag vom 18.02.09, abrufbar unter: 
http://www.linksfraktion-hessen.de/cms/abgeordnete/die-abgeordneten/hermann-
schaus/pressemitteilungen-mainmenu-272/633-machtdemonstration-gegen-widerstandscamp-im-
kelsterbacher-wald.html. 
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zeigt, dass für den gesellschaftlichen Fortschritt nicht nur entscheidend ist, wer regiert, 

sondern auch sehr entscheidend ist, wer opponiert – und vor allem, wie opponiert wird.“107 

 

Zur außerparlamentarischen Oppositionsarbeit der Fraktion „DIE LINKE.“ nahm CDU-

Generalsekretär Peter Beuth Stellung: 

 

„Sie haben die Eskalation, die Konfrontation in diesem Wald gesucht. Das ist nicht in Ord-

nung. […] Es gibt in unserer freiheitlich-demokratischen Grundordnung keinen Raum für 

zivilen Ungehorsam. Es gibt kein Widerstandsrecht. Wer das unterstützt, der verlässt den 

Boden des Rechtsstaats, der untergräbt die Autorität staatlicher Ordnung, ja, der unter-

gräbt die Rechtmäßigkeit staatlichen Handels, der untergräbt – das ist in Ihren Redebei-

trägen heute und im vergangenen Jahr deutlich geworden – unseren Rechtstaat insgesamt. 

[…] Sie haben erneut, nachdem Sie dem Parlament ein Jahr angehören, auch heute weder 

der parlamentarischen Demokratie noch dem Rechtsstaat Ehre gemacht. Das bedauern wir 

sehr.“108 

 
Im weiteren Verlauf der Plenarsitzung wurde unter anderem über das Vorschaltgesetz 2009 

debattiert. Bei dem Vorschaltgesetz 2009 handelte es sich um eine befristete Übergangsre-

gel, die notwendig wurde, weil in Folge der komplizierten Mehrheitsverhältnisse nach der 

Landtagswahl 2008 nicht rechtzeitig ein neuer Haushalt verabschiedet werden konnte. Die 

Verfassung schreibt für diesen Fall eine provisorische Haushaltsführung der Regierung vor, 

bis das Haushaltsgesetz das Parlament durchlaufen hat. Hier nahm der Fraktionsvorsitzen-

de der Linken van Ooyen einen waghalsigen Vergleich vor. Er sagte wörtlich: 

 

„Dass uns Artikel 140 der Hessischen Verfassung zwingt, in Grunde genommen ein Er-

mächtigungsgesetz zu beschließen, ist ein Punkt, über den wir stolpern werden.“109 

 

Mit dem Vorwurf an die Landesregierung von Willi van Ooyen, man verabschiede ein „Er-

mächtigungsgesetz“110, setzte er die Hessische Landesregierung damit in eine Reihe mit 

dem verbrecherischen, totalitären Regime des Nationalsozialismus.  

 
 
 

                                                 
107 Janine Wissler im Hessischen Landtag am 18.02.09 (Drucksache 18/2, S. 62, 65 f.). 
108 Peter Beuth im Hessischen Landtag am 18.02.09 (Drucksache 18/2, S. 81). 
109 Willi van Ooyen im Hessischen Landtag am 18.02.09 (Drucksache 18/2, S. 106). 
110 Das Ermächtigungsgesetz vom 23. März 1933 übertrug die volle gesetzgebende Gewalt vom Parlament auf 
die Regierung um Adolf Hitler, beendete somit faktisch die Demokratie und die Weimarer Republik und läute-
te die dunkelsten zwölf Jahre der deutschen Geschichte ein. 
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2. Plenum 31.3 - 2.4.2009  
 

Auf der Tagesordnung zur Sitzung des Landtages am 2. April stand ein Entschließungsan-

trag von CDU und FDP, der die Verurteilung von Extremismus in Hessen betraf. Hinter-

grund war ein Anschlag rechtsextremistischer Gewalttäter auf ein Zeltlager, dem der Land-

tag entschieden entgegentreten wollte. In dem Antrag betreffend die Verurteilung von Ex-

tremismus in Hessen (Drucksache 18/49) hieß es: 

 

„1. Der Hessische Landtag verurteilt den feigen und schwerwiegenden Angriff von Rechts-

extremisten auf Demonstrationsteilnehmer auf der Rückreise von einer Kundgebung ge-

gen Neonazis in Dresden auf einer thüringischen Raststätte. 

2. Der Hessische Landtag begrüßt die konsequente Verfolgung und Bekämpfung rechtsex-

tremer Bestrebungen und Straftaten durch die hessische Polizei und den hessischen Ver-

fassungsschutz. Er stellt 

fest, dass in Hessen rechtsextremistische Gewalt nicht nur wirksam bekämpft wird, son-

dern dass, entgegen dem Bundestrend, die Zahl der Gewaltdelikte im Bereich der politisch 

motivierten Kriminalität -Rechtsextremismus - zurückgegangen ist. Er fordert die Bürger 

Hessens auf, auch weiterhin wachsam jeder Art von rechtem und linkem Extremismus ent-

gegenzutreten. 

3. Der Hessische Landtag lehnt ein erneutes NPD-Verbotsverfahren als untaugliches Mittel 

zur Bekämpfung des Rechtsextremismus ab. Ein Verbot der NPD würde weder die rechts-

extremistische Gewalt verhindern, da diese auch von Neonazis und Kameradschaften, die 

von einem solchen Verbot nicht erfasst würden, ausgeht. Außerdem müsste mit einem er-

neuten Scheitern eines Verbotsverfahrens vor dem Bundesverfassungsgericht gerechnet 

werden, was zu einer ungewollten Aufwertung der NPD führen würde. Der Kampf gegen 

den Rechtsextremismus muss auch zukünftig auf allen Ebenen politisch und gesellschaft-

lich hoch engagiert und mit aller Konsequenz geführt werden. Die Anstrengungen bei der 

Bekämpfung des Rechtsextremismus sind wie bisher auf hohem Niveau fortzuführen.“111 

 

Der Antrag wurde vom Landtag beschlossen. „DIE LINKE.“  hat als einzige Fraktion im Hessi-

schen Landtag diesem Antrag, der Gewalt und Extremismus verurteilt, nicht zugestimmt. 

 
Für die gleiche Sitzung hatte die Fraktion „DIE LINKE.“ eine Aktuelle Stunde zum 60. Ge-

burtstag der NATO beantragt. In seiner Rede forderte der Fraktionsvorsitzende van Ooyen 

die Abschaffung der NATO, bzw. den Austritt Deutschlands aus dem Verteidigungsbündnis 

mit folgender Begründung: 

                                                 
111 Antrag der CDU und der FDP betreffend Verurteilung von Extremismus in Hessen (Drucksache 18/49). 
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„Die Nato aus den Zeiten der Blockkonfrontation mit Rüstungswettlauf, Atomraketen und 

Atomkriegsplänen gegen den Osten verlor […] ihre Funktion. […] Mit der Übernahme der 

US-Präventivkriegstrategie aus der Ära Bush drohen weitere Kriege, auch unter Einsatz 

von Atomwaffen. […] Wir sagen Nein zur NATO als Voraussetzung für eine Welt ohne 

Krieg“112 

 

Der Fraktionsvorsitzende der CDU-Fraktion, Dr. Christean Wagner, erklärte in seiner Ge-

genrede, wie die geschichtlichen Zusammenhänge in Wahrheit zu beurteilen sind: 

 

„’DIE LINKE.’ stellt, wie früher die SED oder z.B. die DKP, die Wahrheit auf den Kopf. […] 

Die Wahrheit ist, die NATO ist und war ein Bündnis freiheitlicher und demokratischer 

Staaten. Sie hat sich verbündet gegen die kommunistischen Länder des Warschauer Pakts, 

die unter der Hegemonie der Sowjetunion standen. Die NATO war und ist bis heute ein 

Verteidigungsbündnis. Darauf wollen wir aus Gründen der geschichtlichen Wahrheit klar 

und deutlich hinweisen. Die NATO hatte und hat das politische Ziel, Aggressoren abzu-

schrecken und im Ernstfall abzuwehren. […] Die NATO ist gegründet worden, weil ständig, 

über Jahrzehnte, die Gefahr bestand, dass sich die Rote Armee mit ihren Aggressionsplä-

nen anschickte, in Westeuropa einzumarschieren und die westlichen Demokratien zu un-

terwerfen. Die NATO war und ist seit über einem halben Jahrhundert der Garant für Frie-

den und Freiheit in unserem Land und in Europa. Das lassen wir uns von den Kommunis-

ten, auch hier im Hessischen Landtag, nicht wegdiskutieren.“113 

  

Zu den gewaltsamen Protesten am Rande der Feierlichkeiten zum 60jährigen Bestehen der 

NATO in Straßburg veröffentlichte die Fraktion „DIE LINKE.“ folgende Pressemitteilung:  

 
„Die NATO hat sich in Strasbourg als das gezeigt, was sie ist: ein 

aggressives Militärbündnis nach innen und außen. Es war völlig legitim, dass 

über 30.000 Menschen nach Strasbourg gekommen sind, um gegen die NATO zu 

protestieren und ihr Demonstrationsrecht wahrzunehmen. Diese Legitimität 

kann auch durch Gewalt im Verlauf der Proteste nicht in Frage gestellt 

werden.“114 

 

                                                 
112 Willi van Ooyen im Hessischen Landtag am 2.April 2009, Drucksache 18/8, S. 426. 
113 Dr. Christean Wagner im Hessischen Landtag am 2.April 2009, Drucksache 18/8, S. 426. 
114 Pressemitteilung der Fraktion Die Linke im Hessischen Landtag, abrufbar unter: http://www.die-linke-
hessen.de/lv15/politik/presse/446-linke-gegen-nato-kriege-linke-gegen-gewalt. 
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Bei den Ausschreitungen wurden durch mehrere hundert gewaltbereite linksextremistische 

Randalierer Menschen verletzt, Brände gelegt und Sachbeschädigungen verursacht. Im 

Landtag verharmloste der Fraktionsvorsitzende van Ooyen die Ausschreitungen wie folgt: 

 

„Nach den eindrucksvollen Demonstrationen am vergangenen Wochenende gegen die 

Auswüchse des Kapitalismus geht es jetzt weiter. Der massenhafte Protest richtet sich ge-

gen die NATO. […] Dabei ist zu befürchten, dass bei dem geradezu hysterisch anmutenden 

Versuch der Sicherheitsbehörden, angeblich Gewaltprävention zu betreiben, demokrati-

sche Grundrechte außer Kraft gesetzt werden.“115 

 

Wie er sich die Alternative zum Eingreifen der Polizei, die Sicherheit und Ordnung garantie-

ren konnten, vorstellt, macht er in einer Zwischenbemerkung deutlich: 

 

„Wir hatten in Deutschland immer einen gesunden Hang zur Anarchie. Das begleitet mich 

mein ganzes Leben lang.“116 

 
Durch diese Äußerungen stellte sich „DIE LINKE.“ offen an die Seite derer, die Steine und 

Brandsätze auf Polizeibeamte und Zivilisten warfen, um ihren politischen Ansichten Gel-

tung zu verschaffen.  

 

 
3. Plenum 12.5 - 14.5.2009 
 

In der Plenarsitzung am 12. Mai beschäftigte sich der Landtag mit drei Anträgen zur Euro-

papolitik.117 Der Fraktionsvorsitzende Willi van Ooyen nutzte diese Möglichkeit, seine Vor-

stellung des Europäischen Einigungsprozesses darzustellen: 

 

„Die geltenden europäischen Verträge und die Politik der Europäischen Union sowie ihrer 

Mitgliedstaaten haben das Anwachsen der Kriegsursachen befördert. […] Sie sind zugleich 

Ursache für soziale Nöte, Unterdrückung und Fremdbestimmung, für globale gesellschaft-

liche Spaltung, für Armut, Elend und kriegerische Konflikte.“118 

 

                                                 
115 Willi van Ooyen im Hessischen Landtag am 02.04.2009 (Drucksache 18/8, S. 425). 
116 Willi van Ooyen im Hessischen Landtag am 02.04.2009 (Drucksache 18/8, S. 425). 
117 Antrag der Fraktionen von CDU und FDP betreffend Verbesserung der Rechtsetzung in der Europäischen 
Union (Drucks. 18/266), Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend CDU und 
FDP sabotieren EU-Gleichbehandlungspolitik (Drucks. 18/366) und Dringlicher Entschließungsantrag der Frak-
tion der SPD betreffend ein Europa des sozialen Fortschritts (Drucks. 18/432). 
118 Willi van Ooyen im Hessischen Landtag am 12.05.2009 (Drucksache 18/10, S. 572). 
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In der Generaldebatte zum Haushaltsgesetz 2009 am 13. Mai sagte der Fraktionsvorsitzen-

de Willi van Ooyen über das Verhältnis der Linken zu Parlamentarismus und außerparla-

mentarischer Opposition: 

 

„Gegen diese Politik werden wir hier im Parlament, aber auch draußen auf den Straßen 

und am kommenden Samstag in Berlin demonstrieren. Das werden wir immer in Verbin-

dung bringen. Wir glauben nicht daran, dass sich Politik allein hier im Parlament verändern 

lässt. Dazu brauchen wir mehr Aufmerksamkeit in der Öffentlichkeit, eine andere Durch-

setzungskraft, die tatsächlich die politische Landschaft, auch hier in Hessen, aber auch in 

der Bundesrepublik verändert.“119 

 

Die Abgeordnete Marjana Schott stellte in der Debatte zum Haushalts-Einzelplan 08 des 

Hessischen Ministeriums für Arbeit, Familie und Gesundheit ihre Einstellung zum Wirt-

schaftsystem der Sozialen Marktwirtschaft dar: 

 

„Unser Wirtschaftssystem sorgt dafür, dass es Gewinner und Verlierer gibt. Wir haben uns 

so sehr daran gewöhnt, dass wir das leider allzu oft hinnehmen wie das Wetter. Aber unse-

re Regeln, sprich: Gesetze und Besitzverhältnisse, sind von Menschen gemacht und kön-

nen von Menschen geändert werden. Das sind in diesem Fall wir. Wir haben hier die Ver-

antwortung, zu handeln. […] Wir wollen, dass die Menschen in unserem Land in Würde le-

ben können. Dafür müssen Besitz- und Eigentumsverhältnisse endlich geändert wer-

den.“120 

 

In der Plenarsitzung am 14. Mai 2009 debattierte der Hessische Landtag über mehrere An-

träge zum Thema Banken- und Finanzaufsicht.121 Die Fraktion „DIE LINKE.“ hatte dazu einen 

eigenen dringlichen Entschließungsantrag betreffend „Bankensektor vergesellschaften – 

Gemeinwohlorientierung statt Profitmaximierung“ (Drucksache 18/443) eingereicht. Die 

Fraktionsvorsitzende Wissler informierte die Öffentlichkeit in ihrer Rede über die Pläne ih-

rer Fraktion zur Verstaatlichung des gesamten Finanzsektors. Sie sagte: 

 

                                                 
119 Willi van Ooyen im Hessischen Landtag am 13.05.2009 (Drucksache 18/11, S. 617). 
120 Marjana Schott im Hessischen Landtag am 13.05.2009 (Drucksache 18/11, S. 676). 
121 Entschließungsantrag der Fraktionen von CDU und FDP betreffend Finanzmarktaufsicht bündeln – Finanz-
platz Frankfurt stärken (Drucks. 18/257), Antrag der Fraktion der SPD betreffend die Finanzmarktarchitektur 
gestalten – den Finanzplatz stärken (Drucks. 18/364), Antrag der Fraktion der SPD betreffend ein gesunder 
Finanzmarkt braucht eine starke öffentliche Säule (Drucks. 18/397), Dringlicher Antrag der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN betreffend Finanzmarktaufsicht stärken, Verbraucherinnen, Verbraucher und Wirtschaft 
effektiv schützen (Drucks. 18/433). 
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„Die Vergabe von Krediten ist systemrelevant. Dieses Wort haben wir heute schon oft ge-

hört. Deshalb ist sie ein Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge. Deswegen braucht sie auch 

demokratische Kontrolle. Die dauerhafte Überführung aller privaten Banken in die öffent-

liche Hand wäre eine notwendige Konsequenz aus dieser Finanzmarktkrise […].“122 

 

Noch einen Schritt weiter ging der Abgeordnete Dr. Ulrich Wilken, der seine Interpretation 

zur Wirtschaftsordnung des Grundgesetzes in der Debatte zu einem Entschließungsantrag 

der Fraktion „DIE LINKE.“123 darstellte:  

 

„Die Väter und Mütter des Grundgesetzes haben bewusst die Option einer gemeinwirt-

schaftlichen und damit sozialistischen Wirtschaftsordnung ausdrücklich in das Grundge-

setz aufgenommen. In manchen Ländern der Welt müsste einer Änderung der Wirt-

schaftsordnung, einer Änderung der Eigentumsverhältnisse, gemeinhin Revolution ge-

nannt, eine Änderung der Verfassung vorausgehen. Nicht so in Deutschland. Diese Ände-

rung der Eigentumsverhältnisse und damit eine sozialistische Wirtschaftsordnung sind in 

unserem Grundgesetz und in unserer Hessischen Verfassung ausdrücklich vorgesehen. […] 

Eine dauerhafte Lösung der Krise ist deshalb nur bei einer Veränderung der Verfügungs-

gewalt über die Produktionsmittel überhaupt möglich.“124  

 

Die grundlegende Veränderung der Eigentumsverhältnisse im Sinne des Sozialismus, die 

von den Linken immer wieder gefordert wird, widerspricht elementaren Grundsätzen unse-

rer staatlichen Verfassung, die auf Freiheit, Soziale Marktwirtschaft und die Gewährleistung 

von Privateigentum ausgerichtet ist.  

 
 
4.  Plenum 16.6 - 18.6.2009  

 
In seiner Sitzung am 17. Juni 2009 beriet der Hessische Landtag über zwei Anträge zum 

Thema Extremismus in Deutschland.125 Der Antrag der Fraktionen von CDU und FDP betref-

fend „Bekämpfung des islamistischen Terrorismus sowie Rechts- und Linksextremismus“ 

(Drucks. 18/804) enthielt neben der Verurteilung von Rechtsextremismus und Islamismus, 

auch einen Punkt zu verfassungsfeindlichen linksextremistischen Bestrebungen: 

                                                 
122 Janine Wissler im Hessischen Landtag am 14.05.2009 (Drucksache 18/12, S. 734). 
123 Antrag betreffend Äußerungen des Hessischen Ministers der Justiz, für Integration und Europa zur Hessi-
schen Verfassung und zum Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland (Drucks. 18/226). 
124 Dr. Ulrich Wilken im Hessischen Landtag am 13.05.2009 (Drucksache 18/12, S. 746). 
125 Antrag der SPD betreffend „Unterstützung eines NDP-Verbots“ (Drucks.: 18/764) und Dringlicher Antrag 
der Fraktionen von CDU und FDP betreffend „Bekämpfung des islamistischen Terrorismus sowie Rechts- und 
Linksextremismus“ (Drucks. 18/804).  
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„Der Landtag begrüßt nachdrücklich, dass die Partei "„DIE LINKE.“" weiterhin unter Beo-

bachtung des Verfassungsschutzes steht, da sie offenbar fortwährend programmatische 

Ziele verfolgt, die mit der freiheitlichen demokratischen Grundordnung nicht vereinbar 

sind. Sie arbeitet unverändert mit anderen linksextremistischen Parteien wie etwa der 

Deutschen Kommunistischen Partei (DKP), insbesondere auf kommunaler Ebene, zusam-

men. Zudem sind offen linksextremistische Zusammenschlüsse wie etwa die Kommunisti-

sche Plattform der Partei „DIE LINKE.“ (KPF), die Sozialistische Linke (SL) und die Antikapi-

talistische Linke (AKL) im hessischen Landesverband der Partei zunehmend aktiv. Der 

Landtag nimmt mit Besorgnis zur Kenntnis, dass im Vorstand der Linkspartei derzeit Per-

sonen mit einem Vorlauf oder einer aktiven Mitgliedschaft in den oben genannten offen 

linksextremistischen Zusammenschlüssen, in trotzkistischen Gruppierungen, in der DKP 

sowie in der Roten Hilfe e.V. (RH) vertreten sind.“126 

 

Zu dem Dringlichen Entschließungsantrag nahm der Abgeordnete Dr. Ulrich Wilken wie 

folgt Stellung:  

 

„[…] Meine Damen und Herren von der CDU, ich habe beim Lesen Ihres Antrags zur Kennt-

nis genommen, dass Sie uns jetzt a) offen als „linksextremistische Partei“ bezeichnen und 

dass Sie b) zwar gegen ein NPD-Verbot sind, aber die Linkspartei verbieten und auf diese 

Weise rechtsextreme Straftaten eindämmen wollen. So weit habe ich Sie verstanden. Ver-

stehen kann ich das nicht. Die Legalität der NPD führt fortlaufend zur Kriminalisierung an-

tifaschistischer Gruppen und ihrer Aktionen. Das, was Sie im Verfassungsschutzbericht als 

linksextreme Straftaten aufführen, wird zum Teil dadurch hervorgerufen, dass wir von der 

Linken uns auf die Straße begeben und aktiv ein Zeichen gegen faschistische Aufmärsche 

setzen, um den Faschisten keinen Meter der Straße zu überlassen.“127 

 

Im Anschluss an diese Debatte wurde ein fraktionsübergreifender Dringlicher Entschlie-

ßungsantrag von CDU, SPD, FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend Gedenken an 

20 Jahre Mauerfall und die gewaltsame Niederschlagung des Volksaufstands gegen die SED-

Diktatur am 17. Juni 1953 (Drucks. 18/803) diskutiert. Die Fraktion „DIE LINKE.“ stimmte 

diesem Antrag als einzige Fraktion im Hessischen Landtag nicht zu. Stattdessen nutzte die 

Fraktionsvorsitzende Janine Wissler die Aussprache, um das Geschichtsbild ihrer Fraktion 

und Partei zu verdeutlichen. Sie sagte wörtlich: 

 

                                                 
126 Antrag der Fraktionen CDU und FDP betreffend „Bekämpfung des islamistischen Terrorismus sowie Rechts- 
und Linksextremismus“ (Drucks. 18/804). 
127 Dr. Ulrich Wilken im Hessischen Landtag am 17.06.09 (Drucksache 18/14, S. 852 f.). 
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„Die DDR scheiterte nicht, weil sie sozialistisch war. Das war sie nicht. Sie scheiterte an 

fehlender Freiheit, aber auch an fehlender sozialer Gleichheit. […] Eine Absage an den Sta-

linismus bedeutet aber nicht, dass man den Kampf um eine andere Gesellschaft, eine sozia-

listische Gesellschaft aufgeben muss. […] Ich möchte enden mit einem Satz von Christa 

Wolf, der zur Losung bei der historischen Protestdemonstration am 4. November 1989 in 

Berlin wurde: „Also träumen wir mit hellwacher Vernunft: Stell dir vor, es ist Sozialismus, 

und keiner geht weg.“ DIE LINKE hat sich auf den Weg gemacht, der Verwirklichung dieses 

Traums ein paar Schritte näher zu kommen. Diesen Traum haben auch viele Menschen ge-

träumt, die 1953 und 1989 auf die Straße gegangen sind. Gerade angesichts der jetzigen 

Situation zeigt sich, dass der Kapitalismus nicht das Ende der Geschichte sein darf und sein 

kann.“128 

 

In der Sitzung am 18. Juni wurden auf Antrag der Linken die zu dieser Zeit deutschlandweit 

stattfindenden Bildungsstreiks thematisiert. Neben den Linken und verschiedenen Gewerk-

schaften hatten auch offen linksextremistische Organisationen hierzu aufgerufen.129 Im 

Antrag der Fraktion „DIE LINKE.“ betreffend „aktuelle Bildungsproteste und -streiks im gan-

zen Land“ (Drucks. 18/781) hieß es:  

 

„Der Landtag begrüßt den bunten und kreativen Protest von Schülerinnen und Schülern, 

Studierenden, Lehrerinnen und Lehrern, Eltern und Auszubildenden, die in dieser Woche 

bundesweit gegen die Zustände in Kindertagesstätten, Schulen, Hochschulen, auf dem 

Ausbildungsmarkt und in den Betrieben demonstrieren. Die Bildungsproteste sind eine le-

gitime Unmutsbekundung, die auf die Mängel im Bildungssystem hinweist und die ernst zu 

nehmen ist.“130 

 

Im Plenum äußerte sich die Abgeordnete Cárdenas Alfonso zu den Mitteln und Methoden, 

mit denen die Streikenden ihren Forderungen Ausdruck verleihen: 

 

„Die gesamte Woche über gehen in einem bundesweiten Bildungsstreik Schülerinnen und 

Schüler, Studierende, Lehrende und Eltern gemeinsam auf die Straße. Sie besetzen Minis-

terien, Staatliche Schulämter, Landtage, Universitäten. […] Wir alle in diesem Landtag soll-

ten die Proteste als richtig, wichtig und legitim anerkennen und die Landesregierung auf-

fordern, sich die bildungspolitischen Ziele und Vorstellungen der jungen Generation zu ei-

gen zu machen.[…] Wir im Landtag sind eigentlich die Adressaten dieser Proteste. Wir soll-

                                                 
128 Janine Wissler im Hessischen Landtag am 17.06.09 (Drucksache 18/14, S. 863). 
129 In der Liste der Unterstützer finden sich z. B. die Linksjugend [`solid], die REVOLUTION und andere Orga-
nisationen, die vom Verfassungsschutz als linksextremistisch eingestuft werden. 
130 Pressmitteilung der Fraktion Die Linke im Hessischen Landtag vom 09.06.09, abrufbar unter: 
http://starweb.hessen.de/cache/DRS/18/1/00781.pdf. 
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ten sie ernst nehmen, statt sie zu kriminalisieren oder den jungen Leuten zu unterstellen, 

sie seien extremistisch gesteuert.“131 

 

Was dabei offensichtlich vergessen wurde, ist die Art und Weise, wie mit dem Recht auf 

friedliche Demonstration umgegangen wurde und in welchem erheblichen Maße friedliche 

Proteste in Krawall, Randale, Hausfriedensbruch und Sachbeschädigungen übergingen. Teile 

der Protestierenden besetzten öffentliche Einrichtungen und beschädigten diese massiv. Zu 

dieser gewalttätigen Art der „Interessenvertretung“  der Studenten, die mit Gewalt, Krawall 

und Chaos die Erfüllung ihrer Anliegen erzwingen will, nahmen die bürgerlichen Parteien 

Stellung und machten klar, dass Terror und Gewalt keine Mittel der Politik sein können und 

dürfen.  

 

Zur Vereinnahmung der Proteste durch extremistische Organisationen hieß es in einem 

Dringlichen Entschließungsantrag der CDU-Fraktion (Drucks. 18/805):  

 

„Der Landtag nimmt in diesem Zusammenhang zur Kenntnis, dass sich auf der Liste der 

Unterstützer des Aufrufs zum Bildungsstreik 2009 auch Gruppierungen befinden, die vom 

Verfassungsschutz beobachtet werden. Der Landtag missbilligt die Vereinnahmung der 

Bildungsproteste für antidemokratische Zwecke.“132  

 

In der Plenardebatte äußerte sich auch der bildungspolitische Sprecher der CDU-Fraktion, 

Hans-Jürgen Irmer unter dem Eindruck der gewalttätigen Proteste: 

 

 „Eine spannende Frage ist: Wer steckt eigentlich dahinter? Das antifaschistische Forum, 

Die Falken, Assoziation marxistischer Studierender, SDS, Kampf gegen die kapitalistische 

Ausbeutung, „DIE LINKE.“, Linksjugend, die SDAJ ist dabei. Dort heißt es: Sozialismus ist 

die Alternative, Klammer auf: Solidarität mit Kuba, mit einem Terrorstaat. Meine Damen 

und Herren, das sind Ihre Bündnispartner. Das sind die, die Verantwortung für diesen 

Streik haben. Spätestens hier wird eines deutlich: auch die Rote Antifa gehört dazu. […] Es 

geht denen, die dahinter stehen, um den Kampf gegen den verhassten Staat unter dem 

Schutzmantel einer Demonstration. Die Protestformen sind völlig inakzeptabel. Es kann 

nicht sein, dass im öffentlichen Raum Sachbeschädigungen stattfinden. Ich erwarte von 

den Neokommunisten, dass sie sich endlich von der Gewalt distanzieren. Das, was hier ge-

laufen ist, ist nicht akzeptabel. Gewalt gegen Sachen galt zu ihrer Zeit immer als legitim. 

                                                 
131 Barbara Cárdenas Alfonso im Hessischen Landtag am 18.06.09 (Drucksache 18/15, S. 968 ff.). 
132 Dringlicher Entschließungsantrag der CDU-Fraktion im Hessischen Landtag vom 16.06.09, Drucksache 
18/805, abrufbar unter: http://starweb.hessen.de/cache/DRS/18/5/00805.pdf. 
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Diese Sprüche kennen wir alle noch. Aber das ist nicht akzeptabel, denn aus Gewalt gegen 

Sachen wird irgendwann Gewalt gegen Personen. Wir aber wollen keine Gewalt.“133 

 

Die Linken machen durch ihre Beteiligung und Unterstützung von Protestaktionen deutlich, 

dass sie Gewalt als Mittel zur Durchsetzung ihrer politischen Forderungen akzeptieren.  

 
 
5. Plenum  7.7 - 9.7.2009 
 

In der Plenarsitzung am 8. Juli 2009 zeigte die Fraktionsvorsitzende Janine Wissler in der 

Debatte über einen Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN „betreffend ideologi-

sche Politik und Beratungsresistenz der Landesregierung“ (Drucks. 18/862) auf, welche We-

ge ihre Fraktion für eine Auseinandersetzung mit der Regierungsarbeit auch in Zukunft 

wählen wird. In ihrem Redebeitrag sagte sie: 

 

„Ihre Regierung ist nicht nur unfähig, sie ist auch bösartig. […] Wenn der Verfassungs-

schutz konsequent wäre, dann sollte er sich auch in Ihren Reihen umschauen. […] Diese 

Regierung braucht Druck. Sie braucht parlamentarischen Druck, und sie braucht vor allem 

außerparlamentarischen Druck. Wenn es eine gesellschaftliche Mobilisierung gibt, dann 

sind CDU und FDP auch bereit, eigene Überzeugungen aufzugeben. […] Diese Regierung 

braucht Druck. Wir wollen daran im Parlament und natürlich auch außerhalb mitarbei-

ten.“134 

 

„DIE LINKE.“ bekennt sich damit offen zu rechtswidrigem Druck der Straße auf eine demo-

kratisch gewählte Regierung. Der Verfassungsschutz sammelt Informationen über Bestre-

bungen, die gegen die freiheitlich-demokratische Grundordnung gerichtet sind und wertet 

diese aus.135 Er fungiert nicht als Instrument parteipolitischer Interessen. Durch ihre Forde-

rung nach einer Überwachung der Landesregierung durch den Verfassungsschutz unter-

stellt Frau Wissler der Landesregierung, sie sei verfassungsfeindlich. Diese Äußerung ist ein 

weiter Beleg für die totalitären Ansichten der Mitglieder der Linksfraktion. Jeder, der Ihre 

Vorstellungen nicht teilt, ist „verfassungsfeindlich“ und soll sanktioniert werden. Der Ver-

fassungsschutz in einem Rechtsstaat ist aber nicht dazu da, den Systemumsturz nach Vor-

stellung der Linken zu unterstützen. Er bekämpft Feinde der Verfassung. 

 

                                                 
133 Hans-Jürgen Irmer im Hessischen Landtag am 18.06.09, Drucksache 18/15, S. 976. 
134 Janine Wissler im Hessischen Landtag am 08.07.09 (Drucksache 18/17, S. 1089 ff.). 
135 zitiert nach: www.verfassungsschutz.de (03.11.09). 
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In der Plenarsitzung am 9. Juli 2009 diskutierten die Fraktionen über einen Antrag der Frak-

tionen von CDU und FDP betreffend eine Lehrerhandreichung 60 Jahre Grundgesetz – 60 

Jahre Erfolgsgeschichte Demokratie (Drucks. 18/263). Der Abgeordnete  der Linken, Dr. Wil-

ken, nutzte die Debatte, um sein Verfassungsverständnis näher zu erläutern: 

  

„Seitens der LINKEN stehen wir weiterhin zu unserer Verfassung, eben auch, weil sie keine 

neoliberale Wirtschaftspolitik vorschreibt, sondern im Gegenteil auch die Möglichkeit so-

zialistischen Wirtschaftens ausdrücklich ermöglicht, auch wenn nach dem Ende des Sys-

temkonflikts, als nur noch der Kapitalismus übrig geblieben war, ein massiver Rückbau so-

zialer Leistungen einsetzte und dies auch noch mit den Bedürfnissen der Wirtschaft ge-

rechtfertigt wurde. Als LINKE fordern wir eine Konkretisierung des Sozialstaatsgebots in 

Art. 20 unseres Grundgesetzes: Es bedarf echter sozialer Grundrechte, Grundrechte auf 

Arbeit, sozialer Sicherung, bezahlbaren Wohnraums, gesundheitlicher Daseinsvorsorge 

sowie eines Rechts auf Migration. Würden diese in den Verfassungstext aufgenommen, 

könnte sich unsere Gesellschaft gemeinschaftlich tiefgreifend zum Besseren verändern. 

Doch wir von der LINKEN bleiben dabei: Unser aller Grundgesetz, insbesondere die in Art. 

20 festgeschriebenen Fundamentalnormen der sozialen und rechtsstaatlichen Demokratie, 

beinhaltet den politischen Auftrag, einen demokratischen Sozialismus zu realisieren. Des-

wegen werden wir – durchaus auch in der bewussten Tradition des KPD-Vorsitzenden im 

Jahre 1949, Max Reimann – die im Grundgesetz verankerten demokratischen Rechte ver-

teidigen, notfalls gegen die Verfasser des Grundgesetzes selbst.“136 

 
 
6. Plenum 15.9. - 17.9.2009 
 
Auch im September-Plenum hatte der Abgeordnete Dr. Wilken Gelegenheit, seine Ideen zur 

Abschaffung der Sozialen Marktwirtschaft und Installierung einer anderen Wirtschaftsord-

nung in Deutschland zu erläutern. In der Debatte über drei unterschiedliche Anträge137 zum 

Thema „Soziale Marktwirtschaft“ sagte er:  

 
 

„Es geht um den Systemfehler, den wir in den letzten Jahren und Jahrzehnten in der Bun-

despolitik und leider auch in der Landespolitik zugelassen haben: Es ist der Blick darauf 

verloren gegangen, dass der Markt nicht dafür sorgt, dass das Sozialstaatsgebot eingehal-

                                                 
136 Dr. Ulrich Wilken im Hessischen Landtag am 09.07.2009 – Drucksache 18/18, S. 1223 f. 
137 Entschließungsantrag der Fraktionen von CDU und FDP betreffend Soziale Marktwirtschaft garantiert Frei-
heit, Wohlstand und soziale Sicherheit (Drucks. 18/1066), Dringlicher Entschließungsantrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend aus der globalen Krise die richtigen Konsequenzen ziehen – die Markt-
wirtschaft braucht einen sozialen und ökologischen Rahmen (Drucks. 18/1102) und Dringlicher Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion der SPD betreffend Neustart der sozialen Marktwirtschaft – Wirtschafts- und Sozial-
ordnung braucht klare Regeln und handlungsfähige Akteure (Drucks. 18/1109). 
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ten wird. […] Es bedarf dazu unserer Meinung nach echter sozialer Grundrechte. Dazu ge-

hören das Grundrecht auf Arbeit, das Recht auf soziale Sicherung, das Recht auf bezahlba-

ren Wohnraum, das Recht auf gesundheitliche Daseinsvorsorge sowie sicherlich auch ein 

Recht auf Migration. Wir wünschen uns, dass diese Rechte gegenüber dem Staat einklag-

bar sind, damit wir eine solche Diskussion nicht mehr erleben müssen: ein Zurückziehen 

des Staates in einer Situation, in der uns das Zurückziehen staatlicher Regelungen in die 

größte Krise des neuen Jahrtausends geführt hat.“138 

 

Im weiteren Verlauf der Sitzung beschäftigte sich der Hessische Landtag in einer von der 

CDU-Fraktion beantragten Aktuellen Stunde zum Thema: „Rot-Rot-Grün war schlecht für 

Hessen, ist schlecht für Deutschland – soziale Brandstifter der Linkspartei dürfen keine Re-

gierungsverantwortung bekommen“. Unmittelbarer Anlass für diese Aktuelle Stunde waren 

Äußerungen der Spitzenkandidatin der hessischen Linken für die Bundestagswahl, Sabine 

Leidig, die zu sozialen Unruhen und Straßenkämpfen aufgerufen hatte.139  

 

Die Fraktionsmitglieder der Linken nahmen zu den Äußerungen ihrer Spitzenkandidatin mit 

keinem Wort Stellung. Stattdessen führte der Abgeordnete Dr. Ulrich Wilken aus:  

  

„[…] es geht darum, dass Sie mehr oder weniger aufgeregt davon abzulenken versuchen, 

wer für die Zustände in diesem Land verantwortlich ist. Schuld an der Armut in unserem 

Land sind die Parteien, die mit der Agenda 2010, dem Abschied aus der paritätischen Sozi-

alversicherung, einer verfehlten Gesundheitsreform, den Rentenkürzungen unter anderem 

durch die Rente erst ab 67 und den Hartz-Gesetzen unser Sozialsystem zerstört haben. 

Schuld an der Unruhe in den Betrieben sind die Parteien, die den gesetzlichen Mindestlohn 

verweigern, die Leiharbeit ausgeweitet haben und durch den Mindestlohnsektor enormen 

Druck auf Gewerkschaften und Betriebsräte ausüben. Schuld am Krieg – nicht nur in Af-

ghanistan – sind die Parteien, die diese Einsätze beschlossen haben. Diejenigen, die diese 

Politik zu Recht und im Sinne der Mehrheitsmeinung der Bevölkerung kritisieren, nun da-

für verantwortlich zu machen, ist schäbig und höhnisch. […] Sie beleidigen die Aktiven in 

kirchlichen Sozialinitiativen. Sie beleidigen die Pfarrer, die sich vor Ort gegen Armut, für 

Flüchtlinge und gegen Abschiebungen engagieren. Sie beleidigen die Gewerkschafter und 

Betriebsräte, die sich für die Verbesserung der Arbeits- und Entlohnungsbedingungen en-

gagieren und dafür streiken. […] Sie beleidigen die Friedensaktivisten. […] Sie nennen es 

nicht Krieg, weil Sie ansonsten unter die Strafandrohung des Grundgesetzes fallen würden, 

das die Vorbereitung eines Angriffskriegs unter schwere Strafe stellt. Im Namen all dieser 

engagierten Menschen in diesem Land erwarte ich von Ihnen eine Entschuldigung. […] Das 

                                                 
138 Dr. Ulrich Wilken im Hessischen Landtag am 17.09.2009 – Drucksache 18/21, S. 1417 f. 
139 Vgl. das Zitat oben bei Fußnote 27. 
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ist schon ein eigenartiges Demokratieverständnis, wenn Regierungsfraktionen eine ver-

stärkte geheimdienstliche Überwachung der Opposition fordern. […] Die marktradikale      

Ideologie und die sich daraus ergebende menschenverachtende Ausbeutungspraxis haben 

in ihren Auswirkungen die Welt in die noch nicht übersehbare Finanz- und Wirtschaftskrise 

geführt.“140 

 

Dagegen wurden die Äußerungen von Frau Leidig von den Vertretern von CDU und FDP 

verurteilt. Der stellvertretende Fraktionsvorsitzende der FDP, Wolfgang Greilich, sagte in 

der Debatte: 

 

„[…] Das ist Aufruf zum Klassenkampf in seiner übelsten Form, nämlich in der Form des 

Straßenkampfs. Das war kein Ausrutscher. Das ist nicht misszuverstehen. In dem Kontext, 

in dem sich Frau Leidig immer wieder äußert, hat das ganze System. Sie hat schon immer 

erklärt, dass sie unser demokratisches parlamentarisches System ablehnt und abschaffen 

will. […] Wir haben allen Anlass, diese mindestens tendenziell verfassungsfeindliche Partei 

intensiv weiter zu beobachten. Frau Leidig und ihre Genossen dürfen nicht darauf hoffen, 

dass dieser demokratische Staat wehrlos zusieht, wie sie ihre zerstörerischen Attacken auf 

unser rechtsstaatliches System fahren. Diese Demokratie ist eine wehrhafte Demokratie. 

[…] Die Linkspartei handelt auch heute noch nach dem Grundsatz Walter Ulbrichts, der da 

lautete: „Es muss alles demokratisch aussehen, aber wir müssen alles in der Hand behal-

ten.“ In diesem Zusammenhang stehen die Äußerungen von Frau Leidig. Deshalb nutzen 

wir diese Aktuelle Stunde, um wachzurütteln. Ich rufe Ihnen zu: Nie wieder dürfen Anhän-

ger totalitärer Ideologien die Gelegenheit erhalten, die Grundlagen von Menschenwürde, 

Freiheit und Demokratie zu untergraben. Meine sehr geehrten Damen und Herren, wehret 

den Anfängen! Stoppt die Demokratiefeinde!“141 

 

Der parlamentarische Geschäftsführer der CDU-Fraktion, Axel Wintermeyer, veröffentlichte 

eine Pressemitteilung: 

„Die CDU-Fraktion im Hessischen Landtag hat heute eine Aktuelle Stunde zu den immer 

wiederkehrenden demokratiefeindlichen Aussagen aus den Reihen der Linkspartei bean-

tragt. "Die CDU ist bestürzt über die Hetze der Linken-Spitzenkandidatin zur Bundestags-

wahl, Sabine Leidig. Wieder einmal zeigt sich, was diese Partei von unserem Rechtsstaat 

hält - nämlich nichts. Wer soziale Unruhen fordert ist antidemokratisch. Und wer den Sys-

temwechsel fordert, der muss auch sagen, was auf eine parlamentarische Demokratie fol-

gen soll. Etwa ein kommunistischer Unrechtsstaat, wie wir ihn schon oft in der Geschichte 

erlebt haben? Für uns ist klar: "Die Brandstifter der Linkspartei dürfen keine Regierungs-

                                                 
140 Ulrich Wilken im hessischen Landtag am 17.09.2009 – Drucksache 18/21, S. 1449. 
141 Wolfgang Greilich im Hessischen Landtag am 17.09.2009 – Drucksache 18/21, S. 1444. 
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verantwortung bekommen", sagte der Parlamentarische Geschäftsführer der CDU-Fraktion 

im Hessischen Landtag, Axel Wintermeyer.  

Wir als Christdemokraten haben die Verpflichtung die Demokratie vor extremen Parteien 

zu schützen. Aber das gilt auch für SPD und Grüne. Doch hier nimmt man das aus 

Machtstreben scheinbar nicht mehr so genau. Fazit: Rot-Rot-Grün war schlecht für Hessen 

und ist schlecht für Deutschland", stellte Wintermeyer fest.“142 

 

 
7. Plenum 6.10 - 8.10.2009 

 

Anlässlich des 20. Jahrestages des Mauerfalls und der damit verbundenen Wiedervereini-

gung Deutschlands wurde von CDU und FDP ein Antrag eingebracht, der sich die bessere 

Geschichtsvermittlung an Hessens Schülerinnen und Schüler zum Ziel setzte. Der Antrag 

lautete wie folgt: 

 

„1. Der Landtag erinnert an die Schrecken der deutschen Teilung und an die friedliche Re-

volution 1989. Der Fall der Mauer und die Wiedervereinigung Deutschlands wären ohne 

die mutigen Menschen, die in der DDR über Jahre und Jahrzehnte für Freiheit, Bürgerrech-

te und Demokratie gekämpft haben, nicht möglich gewesen.  

2. Die deutsche Teilung mahnt uns alle, Demokratie, Freiheit und Rechtsstaatlichkeit zu 

schützen und uns gegen Diktatur, jede Form von Extremismus und Gewalt zu wenden. 

3. Die Grundwerte von Freiheit, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit müssen auch in Ge-

denkstätten und Museen zur DDR-Geschichte und zur Geschichte der deutschen Teilung 

vermittelt werden. Museen und Gedenkstätten verfolgen als außerschulische Lernorte ei-

nen Bildungsauftrag. Der Hessische Landtag ist davon überzeugt, dass diese Lernorte ge-

meinsam mit den Schulen dem bedenklichen Trend zur Verklärung des DDR-

Unrechtsregimes entgegenarbeiten können und die Erinnerung an die Schicksale der Mau-

ertoten und der politische Verfolgten durch das SED-Regime, aber auch an Widerstand und 

Opposition wach halten können. 

4. Der Landtag empfiehlt allen hessischen Bürgerinnen und Bürgern, insbesondere jeder 

Schülerin und jedem Schüler, eine Gedenkstätte oder ein Museum zur deutschen Teilung 

zu besuchen. 

 

Begründung: 

Die friedliche Revolution der Bürgerinnen und Bürger in der ehemaligen DDR und die da-

mit verbundene Wiedervereinigung Deutschlands jähren sich 2009/2010 zum zwanzigsten 

                                                 
142 Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Hessischen Landtag vom 14.09.2009, abrufbar unter: 
http://www.cdu-fraktion-hessen.de/fraktion_home/details.cfm?nr=7649. 

 50 



Male. Diese historischen Ereignisse sowie jüngste Umfrageergebnisse, welche Schülerin-

nen und Schülern nur unzureichendes Wissen über das SEDRegime bescheinigen und bele-

gen, dass bereits jetzt eine Verklärung des Regimes erfolgt, unterstreichen die Notwendig-

keit, historisches Wissen zu vermitteln und Demokratieerziehung und Toleranz zu fördern. 

In den Lehrplänen ist die Auseinandersetzung mit der Geschichte der deutschen Teilung in 

allen Schulformen fest verankert. Gedenkstättenpädagogische und museumspädagogische 

Konzepte können und müssen als Ergänzungen zur schulischen Vermittlungsarbeit ver-

standen werden. Sie richten sich an Besuchergruppen aller Altersstufen und Bevölke-

rungsgruppen und stimmen ihre Konzepte auf die jeweilige Zielgruppe ab und nehmen die 

Herausforderung des lebenslangen Lernens an. Die Auseinandersetzung mit dem Thema 

kann in außerschulischen Lernorten, vor allem in Gedenkstätten, die sich durch die Au-

thentizität des Ortes auszeichnen, in besonderer Weise erfolgen.“143 

 

Diesem völlig unbedenklichen Antrag, der Konsens unter Demokraten sein sollte, stimmte 

die Fraktion „DIE LINKE.“ nicht zu.144 Die Abgeordnete Cárdenas Alfonso vermutete statt-

dessen: 

 

„[…] dass die von Ihnen [Anm. CDU und FDP] verwendete Formulierung „jede Form von Ex-

tremismus nicht auf den Islamismus abzielt, sondern der […] Gleichsetzung von Links- und 

Rechtsextremismus den Weg bereiten soll. Wie Sie wissen, haben wir eine differenzierte 

Einstellung und können daher diesen Punkt nicht mittragen.“145 

  

Damit stellte Frau Cárdenas Alfonso erneut klar, welche Einstellung ihre Fraktion zu Links-

extremismus hat. 

  

„DIE LINKE.“ ist nicht bereit, gegen Extremismus und Diktatur einzutreten. Aus diesem 

Grund unterblieb auch bei dieser Gelegenheit wieder die Auseinandersetzung der Linken 

mit ihrem eigenen Erbe und ihren extremistischen Überzeugungen. 

 

 

 

 

 

                                                 
143 Antrag der Fraktionen CDU und FDP betreffend Besuch einer Gedenkstätte oder eines Museums zur deut-
schen Teilung – Das Unrecht und das Leid der Menschen in der DDR darf nicht in Vergessenheit geraten vom 
29.09.09, Drucksache 18/1163. 
144 vgl. Barbara Cárdenas im Hessischen Landtag am 07.10.09, Drucksache 18/23, S. 1548. 
145 vgl. Barbara Cárdenas Alfonso im Hessischen Landtag am 07.10.09, Drucksache 18/23, S. 1548. 
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Teil D   Bündnisfähigkeit der Partei „DIE LINKE.“  

 
Noch bis zum Tag der Hessischen Landtagswahl am 27. Januar 2008 gab es eine breite     

Übereinstimmung zwischen allen demokratischen Parteien darüber, dass eine parlamentari-

sche Zusammenarbeit mit der Partei „Die Linke.“ nicht in Betracht komme. Führende Ver-

treter der SPD in Hessen wie im Bund betonten, dass „DIE LINKE.“ nicht koalitionstauglich 

sei. Mit welcher Vehemenz eine Zusammenarbeit mit der Linkspartei in Hessen ausge-

schlossen wurde, belegt ein Bericht von Helmut Markwort, dem Chefredakteur des Focus: 

 

„[…] Am Dienstag, den 22. Januar 2008, also exakt fünf Tage vor der Hessen-

Wahl, moderierte ich für den Radiosender FFH in Bad Vilbel eine Diskussion 

zwischen den Spitzenkandidaten Roland Koch (CDU), Andrea Ypsilanti (SPD), 

Jörg-Uwe Hahn (FDP) und Tarek Al-Wazir (Grüne). Nach der Debatte über Sach-

themen fragte ich nach Koalitionsmöglichkeiten. Für die Zuhörer und Wähler 

wollte ich wissen, wie Andrea Ypsilanti sich verhalten würde angesichts einer 

Chance, zur Ministerpräsidentin gewählt zu werden. Ich unterstellte die Situati-

on, die nach der Wahl tatsächlich eingetreten ist, und fragte laut Tonprotokoll 

wörtlich: „Wie verhalten Sie sich, wenn es so kommt? Ist Ihnen lieber der Roland 

Koch in der Staatskanzlei oder eine Tolerierung durch Die Linke?“ Andrea Ypsi-

lanti reagierte heftig, fast wütend: „Wie oft soll ich es denn noch sagen, Herr 

Markwort? Sie kriegen von mir heute Abend keine andere Antwort mehr, als ich 

die letzten Wochen und Monate immer gesagt habe: Es gibt keine irgendwie ge-

artete Zusammenarbeit mit den Linken.“ Damals habe ich ihr geglaubt. Als 

Schauspielerin ist sie erstklassig.“146 

 

Durch den Wortbruch der Hessischen SPD ist der Konsens unter den demokratischen Par-

teien aufgekündigt worden. Sowohl SPD als auch Grüne streben mittlerweile offen Bündnis-

se auf Landes- und Bundesebene mit den Neo-Kommunisten der Partei „DIE LINKE.“ an. Die 

schon bekannten landesparlamentarischen Koalitionen in den neuen Bundesländern haben 

durch die Rot-Rote Koalition in Brandenburg, die erstmals erwiesenermaßen Stasi-Spitzel 

und IMs in eine Landesregierung beförderte,147 eine neue Dimension erreicht. Dadurch 

zeigt sich, dass die SPD mittlerweile auf allen Ebenen nicht länger auf die Machtoption einer 

Zusammenarbeit mit der Linkspartei verzichten will.  

                                                 
146 Helmut Markwort: „Tagebuch Schauspielerin Ypsilanti“, Focus 10/2008. 
147 Parteichef Thomas Nord und Fraktionsvorsitzende Kerstin Kaiser haben ebenso wie weitere vier Mitglieder 
der Fraktion „DIE LINKE.“ im Brandenburgischen Landtag für die DDR-Staatssicherheit gespitzelt. Volkmar 
Schöneburg, der meint, die DDR sei kein Unrechtsstaat gewesen, wurde zum Justizminister ernannt. 
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Auf Bundesebene hat sich die Einstellung der SPD zur Partei „DIE LINKE.“ erkennbar verän-

dert. Klaus Wowereit, der in Berlin mit den Linken regiert, empfiehlt:  

 

„[…]einen entkrampftem Umgang mit der Linkspartei“148 

 

Frank-Walter Steinmeier stellt fest:  

 

„Die Entscheidung über mögliche Koalitionen liegt bei den jeweiligen Landesverbänden.“149  

 

Franz Müntefering sagt in Bezug auf eine Zusammenarbeit mit der Linken:  

 

„Das macht mir keine Angst.“ denn: „Mehr sozialdemokratische Ministerpräsidenten (Anm. 

auch mit Hilfe der Linkspartei) zu stellen würde mehr helfen als schaden.“150 Damit könne 

man auch „machtpolitisch ein Zeichen setzen.“151 

 

Der Autor Manfred Bissinger beschreibt in einem Essay für die Welt das Problem der SPD: 

 

„Ohne die Linkspartei hat die SPD keine Machtperspektive. Deswegen müssen die Genossen 

den Kurs ändern, um neue Mehrheiten zu gewinnen. (…) Egon Bahrs Satz vom ‚Wandel durch 

Annäherung’ könnte in einem ganz anderen historischen Zusammenhang innenpolitisch 

wirksam werden und eine Rot-rot-grüne Koalition für 2013 in Reichweite rücken.“152 

 

Dass die SPD auf Bundesebene sich einer Zusammenarbeit mit der Partei „DIE LINKE.“ öff-

net, war bereits im Zusammenhang mit der Wahl des Bundespräsidenten im Mai 2009 zu 

erkennen. Im Vorfeld der Wahl warben die SPD und ihre Kandidatin Gesine Schwan offen 

um die Stimmen der Linken in der Bundesversammlung. Spätestens seit diesem Zeitpunkt 

war klar: Wer den Bundespräsidenten mit den Stimmen der Linkspartei wählen will, würde 

auch den Bundeskanzler mit ihren Stimmen wählen.  

  

                                                 
148 Klaus Wowereit in der FAZ am 05.10.08. Dort führt er ebenfalls aus: „Es ist richtig, dass sich die SPD von 
dem Tabu trennt, wonach Koalitionen mit der Linkspartei im Bund für uns prinzipiell undenkbar sind. Dieses 
Tabu muss weg. Es schadet der SPD.“. 
149 Frank-Walter Steinmeier im Focus am 24.08.09, abrufbar unter: www.focus.de/politik/deutschland/wahlen-
2009/bundestagswahl/landtagswahlen-steinmeier-erfreut-die-linken_aid_429202.html. 
150 Franz Müntefering in der FAZ am 27.08.09. 
151 Franz Müntefering in Spiegel-Online unter: 222.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,druck-
597782,00.html.  
152 Manfred Bissinger in: Die Welt vom 18.04.09. 
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Nach der Landtagswahl 2008 strebten SPD und Grüne allen vorherigen Beteuerungen zum 

Trotz eine Zusammenarbeit mit der Partei „DIE LINKE.“ an. Ziel war die Bildung einer von 

den Linken tolerierten Minderheitsregierung. Wäre es zu dieser Allianz von SPD und Grünen 

gekommen, hätte kein Gesetz im Hessischen Landtag gegen das Votum der Abgeordneten 

der Fraktion „DIE LINKE.“ verabschiedet werden können. Der Abgeordnete der Fraktion 

„DIE LINKE.“, Dr. Ulrich Wilken, sagte: 

 

„Bei einer Tolerierung müsste jedes Gesetz offen im Parlament verhandelt werden, da 

würde es keine Entscheidungen hinter geschlossenen Kabinettstüren geben - weil die 

Mehrheiten nicht da wären. So etwas stellt Öffentlichkeit und Transparenz her.“153 

 

In welchem Maße sich SPD und Grüne den Bedingungen der Linken beugten, schreibt deren 

Vorsitzende Eifler in der Mitgliederzeitschrift „DISPUT“: 

 

„DIE LINKE stellte deshalb keine Bedingungen an den Regierungswechsel. Sie machte 

vielmehr deutlich, dass für die Unterstützung einer rot-grünen Minderheitsregierung der 

Regierungswechsel mit einem Politikwechsel verbunden sein müsse. Dazu gehöre die flä-

chendeckende Einführung der Gemeinschaftsschule, die Rücknahme der milliardenschwe-

ren Einsparungen, die Wiedereinführung fester Ladenöffnungszeiten, die Rückkehr in die 

Tarifgemeinschaft der Länder, die Umwandlung von Ein-Euro-Jobs in sozialversicherungs-

pflichtige Beschäftigungsverhältnisse und der Stopp des Flughafenausbaus in Frankfurt 

und Kassel-Calden. Bewusst wurden diese Forderungen nicht zur Bedingung für einen Poli-

tikwechsel gemacht. Vielmehr wurden sie als Erwartungshaltung formuliert.“154 

 

Durch das Erstarken der Linkspartei sah sich die SPD genötigt, auch programmatisch in ei-

nen Wettbewerb um die Auslegungshoheit für den Begriff der sozialen Gerechtigkeit einzu-

treten. Seit dieser Zeit hat sich die SPD deutlich von der Programmatik der Regierung 

Schröder entfernt und rückt immer weiter nach links. Die Forderungen nach einem flächen-

deckenden Mindestlohn und die umfangreiche Steuererhöhungen (Vermögenssteuer, Bör-

senumsatzsteuer, Erbschaftssteuer) sind nur einige Beispiele für zahlreiche programmati-

sche Übereinstimmungen der SPD mit der Partei „DIE LINKE.“. 

 

                                                 
153 Ulrich Wilken im Spiegel am 31. August 2008, abrufbar unter: 
http://www.spiegel.de/politik/debatte/0,1518,575444,00.html. 
154 Ulrike Eifler in der Mitgliederzeitschrift DISPUT, Ausgabe November 2008, unter: http://die-
linke.de/politik/disput/archiv/detail/archiv/2008/november/kategorie/disput/zurueck/archiv/artikel/ein-
parlamentarisches-desaster/. 
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Besonders in der hessischen SPD ist die Möglichkeit der Zusammenarbeit mit der Partei 

„DIE LINKE.“ trotz des Scheiterns im ersten Versuch noch immer in den Köpfen verankert. 

Dies belegt eine Aussage des Fraktions- und Landesvorsitzenden Schäfer-Gümbel:  

 

„Wir dürfen den Umgang mit der PDL (er meint die „Partei Die Linke“) nicht auf eine Koali-

tionsfrage reduzieren. Das wäre ohnehin rein theoretisch.“155 

 

Der Generalsekretär der SPD Hessen, Michael Roth, wird noch deutlicher: 

 

„Die Lehre der vergangenen Monate in Hessen sollte sein, dass wir keine Ausschließeritis 

mehr betreiben dürfen. Koalitionen sind Zweckbündnisse und werden nach Wahlen ge-

schlossen. […] Weder unser Kanzlerkandidat Frank-Walter Steinmeier noch Parteichef 

Franz Müntefering behaupten, dass diese Entscheidung [Anm. nicht mit der Linkspartei zu 

koalieren] der SPD für alle Ewigkeiten gilt. Spätestens nach den Landtagswahlen in Thürin-

gen und im Saarland werden wir uns mit diesen Fragen noch einmal auf Landesebene be-

schäftigen müssen“156 

 

Damit ist klar, dass auch nach dem gescheiterten Wortbruch die Option einer Regierungs-

beteiligung der Linken bei entsprechenden Mehrheiten dauerhaft aktuell bleibt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                 
155 Thorsten Schäfer-Gümbel in der Süddeutschen Zeitung am 13.10.09. 
156 Michael Roth, Generalsekretär der hessischen SPD, in der Frankfurter Neuen Presse am 14.04.09. 
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Zusammenfassung 
 

Die Partei „Die LINKE.“ ist die Nachfolgeorganisation und Rechtsnachfolgerin der Sozialisti-

schen Einheitspartei Deutschlands (SED), die für 40 Jahre menschenverachtende Diktatur in 

der DDR die Verantwortung trägt. Es besteht in personeller wie in organisatorischer Hin-

sicht eine direkte Kontinuität von der SED über die PDS zur Partei „Die LINKE.“. In den 

westdeutschen Bundesländern hat die PDS durch Fusion mit der WASG zusätzlich ehemali-

ge Mitglieder der verfassungsfeindlichen DKP und anderer linksextremistischer Splitter-

gruppen aufgenommen. 

 

Es fehlt bis heute ein klarer Trennungsstrich zum Unrecht der sozialistischen Diktatur. In 

Geschichtsklitterungen rechtfertigen führende Vertreter der LINKEN die Mauer, verharmlo-

sen den Schießbefehl an der innerdeutschen Grenze, die Repression und Verfolgung von so 

genannten „Staatsfeinden“ und die Unterdrückung von politisch Andersdenkenden. Damit 

verhöhnen sie die Opfer der SED-Diktatur. Es bleibt unsere Aufgabe, das Unrecht und das 

Leid des SED-Unrechtsstaates nicht in Vergessenheit geraten zu lassen. 

 

Die aus der SED-Nachfolgepartei PDS hervorgegangene Partei „Die LINKE.“ verharrt in 

strikter Ablehnungshaltung zur bundesdeutschen Demokratie. Ungeachtet der taktisch mo-

tivierten Beteiligung an Wahlen und Regierungen verfolgt die Partei unverändert das Ziel 

eines „Systemwechsels“. „Die LINKE.“ strebt nach einer anderen Gesellschaft und einem 

anderen Staat. Sie gehört nicht zu den Parteien des demokratischen Grundkonsenses und 

will auch nicht dazugehören. 

 

Auf programmatischer Ebene steht im Mittelpunkt ihrer Forderungen ein überbordender 

Sozialstaat mit exorbitanten Transferleistungen. Fragen nach der Finanzierbarkeit werden 

dabei ausgeblendet. Höhere Steuern und Abgaben, rasant steigende Staatsverschuldung 

und damit höhere Erblasten für kommende Generationen wären die unausweichlichen Fol-

gen ihrer Politik. Eine solche Politik macht arm –  erst die Bürger, dann den Staat. Armut 

aber ist nicht sozial. Nicht „Freiheit durch Sozialismus“, wie die LINKE behauptet, sondern 

Armut und Unfreiheit durch Sozialismus sind die Konsequenzen ihrer Programmatik. 
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„Die LINKE.“ in Hessen gehört zu den am weitesten linksextrem zuzuordnenden Landesver-

bänden. Die dargestellte Vielzahl von Kandidaten mit marxistischem und kommunistischem 

Hintergrund, insbesondere die beiden Fraktionsvorsitzenden van Ooyen und Wissler, bele-

gen, dass die hessische Linkspartei nichts anders als eine marxistisch-kommunistische Par-

tei ist, die unsere freiheitlich demokratische Grundordnung abschaffen will. „Die LINKE.“ in 

Hessen ist in ideologischer Hinsicht eine Nachfolgepartei der DDR-gläubigen DKP, die sich 

personell durch Mitglieder der SED-Nachfolgepartei PDS ergänzt hat. 

 

Mitglieder von Partei und Fraktion „DIE LINKE.“ in Hessen betonen immer wieder ihr Ziel 

der Systemüberwindung. Die parlamentarische Demokratie stellt für sie bestenfalls eine 

Übergangslösung dar. Zudem beschränkt „DIE LINKE.“ ihre politische Tätigkeit nicht auf die 

Beteiligung an demokratischen Wahlen und die Mitwirkung in Parlamenten. Stattdessen 

werden offen auch alle Mittel des außerparlamentarischen Protests zur gewaltsamen Be-

kämpfung der Gesellschaftsordnung eingesetzt.  

 

Für linke Extremisten gilt dasselbe wie für rechte: Parteien, die die Demokratie in Deutsch-

land bedrohen sind nicht koalitions- und regierungsfähig. Auch der Verweis auf die Beteili-

gung der Linkspartei an Wahlen bzw. Regierungen und ihre dadurch angeblich erbrachte 

„Systemkonformität“ befreit keinen Demokraten von der Notwendigkeit, sich von dieser 

extremistischen Partei klar und unmissverständlich abzugrenzen. Eine demokratische Wahl 

macht die Partei „DIE LINKE“ noch nicht zu einer demokratischen Partei.    

 

20 Jahre nach der friedlichen Revolution und Überwindung der SED-Diktatur dürfen Kräfte, 

die unser freiheitliches, demokratisches System abschaffen wollen, keine staatliche Macht 

erhalten. Als Demokraten ist es unsere Aufgabe, – gerade auch aus der Erfahrung in Hessen 

– darauf immer wieder hinzuweisen. 
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